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1. Gründung und Aufgaben der Akademie für Te<:hnlkfolgenabschätzung 
Die Akademie für Technikfolgenabschätzung in Baden-Württemberg ist eine Stiftung 
des öffentlichen Rechts mit Sitz in Stuttgart. Errichtet wurde sie durch Beschluß der 
Landesregierung im Sommer 1991 . Satzungsgemäß hat die Akademie die Aufgaben. 
"Technikfolgen zu erforschen. diese Folgen zu bewerten und den gesellschaftlichen 
Diskurs zu initiieren und zu koordinieren", Die Akademie betreibt einerseits selbst 
Forschung. regt aber auch Forschungsaktivitäten anderer Forschungseinrichtungen 
an. koordiniert und fördert diese, so daß sich ein Netzwerk von Forschungs- und 
Diskursaktivitäten entwickeln kann, 
Der Aufbau der Akademie ist in dem nachfolgenden Schaubild dargestellt: 
N"_ 
. .. .... 
Struktur der Stillung 
Stlnu~t 
_ ...... 
~~.lI6T~dgoeow:boc:lotlttlroQk'leo.:s.o-~O ____________ ..J 
Die Stiftung ist durch mehrere Gremien charakterisiert, die folgende Aufgaben ha-
ben: 
" Der Stiftungsrat beschließt unter anderem die Arbeits- und Entwicklungsplanung, 
die Finanzplanung sowie den jährlichen Wirtschaftsbericht 
" Der Vorstand besteht aus den vier Bereichsleitern und dem Geschäftsführer, 
Dem Vorstand ist der Bereich "Diskurs und Öffentlichkeitsarbeit" angegliedert, 
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• Das Kuratorium berät den Vorstand in allen mit der Akademie zusammenhän-
genden Fragen und erarbeitet Empfehlungen zum Arbeits- und Forschungspro-
gramm. 
2_ Zielsetzung der Akademie Im Projekt "BürgerbetelligungU 
Im Bereich "Technik, Gesellschaft, Umweltökonomie" der Akademie für Technikfol-
gen abschätzung beschäftigen wir uns mit der Frage, ob und wie es zur gesellschaft-
lich anerkannten Bewertung unterschiedlicher technischer Handlungsmöglichkeiten 
kommen kann . Die Kontroversen um großtechnische Entwicklungen in der 
Vergangenheit zeigen die Gräben zwischen den Bewertungen ein und derselben 
Technik innerhalb der Bevölkerung an. Politische - also gesellschaftlich verbindliche -
Entscheidungen sind aber zur Bewältigung der Zukunftsaufgaben unabdingbar. Doch 
viele Entscheidungen der politischen Gremien stoßen auf breiten Widerstand in der 
Bevölkerung. Zwar sind Entscheidungen oft im Interesse des Gemeinwohls zustande 
gekommen, geraten aber im Moment ihrer öffentlichen Darstellung in Kollision mit ei-
ner Vielzahl von Individualinteressen. Diese partikulären Interessen überdecken den 
zugrundegelegten Gemeinwohlgedanken und können auf diese Weise politische 
Entscheidungen aus den Angeln heben. Die Politik befindet sich in vielen Sachberei-
ehen, vor allem aber in der Frage nach dem Einsatz von Technik, in der Sackgasse. 
Neue konsensstiftende Entscheidungsformen im Planungsbereich werden gebraucht. 
Gesellschaftlich verbindliche Technikbewertung zu erarbeiten, heißt Brücken schla-
gen zwischen verschiedenen Gruppen, Verständnis füreinander finden und den ge-
sellschaftlichen Konsens ausloten. Die Ziele sind klar, die Methoden zur Konsensfin-
dung befinden sich noch im Forschungsstadium. Vor dem Hintergrund des in der 
Gesellschaft allseits spürbaren Bedürfnisses, sachlich kompetente und demokratisch 
faire Entscheidungen zu treffen, muß gerade eine Einrichtung wie die Akademie für 
Technikfolgenabschätzung dafür Sorge tragen, daß vielversprechende theoretische 
Planungs methoden, die sachgerechtes Urteilen mit demokratischer Entscheidungs-
findung verbinden, im praktischen Planungsalltag geprüft, verändert und eingesetzt 
werden können. 
Mit diesem Ziel arbeiten wir an einem Planungsmodell, das diskursive Entschei-
dungsmöglichkeiten, Analysen zur Bestimmung von Werten und Präferenzen der 
Betroffenen sowie neue Formen der Partizipation miteinander verbindet. Die Aka-
demie ist der Ort, an dem die wissenschaftlichen Ergebnisse über Modelle der gesell-
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schaftlichen Konsensfindung zusammengetragen und ausgewertet werden . 
Gleichzeitig bietet die Akademie den institutionellen Rahmen, eigene Modelle der 
Planung und Bürgerbeteiligung zu entwickeln, praktisch umzusetzen und kritisch zu 
überprüfen. Die Kooperation von Wissenschaftlern und Anwendern zeigt, inwieweit 
die theoretischen Arbeiten praxistauglich sind. 
Diesem Anliegen entspricht die Kooperation der Akademie mit der P.A.N. und mit 
den vielen interessierten Bürgem und Bürgerinnen in der Restabfallbehandlungspla-
nung der Region Norschwarzwald. 
3. Darstellung des Projekts 
Die Entsorgung von Abfall ist zunehmend zu einem politischen Balanceakt gewor-
den. Alle Bürger sind Mitverursacher des Abfallaufkommens und sind daher an einer 
effizienten und ökologisch verträglichen Abfallbehandlung interessiert. Gleichzeitig 
sind sie aber auch von entsprechenden Entsorgungsanlagen betroffen und fühlen 
sich deshalb möglichen Risiken für Gesundheit und Umwelt ausgesetzt. Einerseits 
sind tragfähige Abfallbewirtschaftungskonzepte notwendig und andererseits nimmt 
der Widerstand gegen bestimmte Entsorgungsanlagen zu. Darüberhinaus ist vor al-
lem der Anteil des Restabfalls umstritten, der nicht mehr vermieden oder verwertet 
werden kann. Während die einen auf eine Strategie setzen, den Abfall durch admini-
strative Maßnahmen auf ein Minimum zu beschränken, stellt sich für andere das 
Problem vorwiegend als Frage nach der besten Technologie zur Entsorgung dar. In 
dieser Situation gilt es, Lösungsvorschläge zu erarbeiten, die eine kompetente, d.h. 
sachgerechte Entsorgung sicherstellen, und gleichzeitig aus der Vielzahl der Optio-
nen diejenigen Verfahren auszuwählen, die den Präferenzen und Werten der betrof-
fenen Bevölkerung entgegenkommen. 
Für Verwaltungen besteht die Herausforderung darin, den technischen Sachverstand 
bei der Konzeption eines Abfallbewirtschaftungsplanes mit den Präferenzen der Bür-
ger zu integrieren. Dafür gibt es im Prinzip zwei Strategien: entweder nach bestem 
Wissen und Gewissen entscheiden und sich dann mit aller Kraft für diese Entschei-
dung einsetzen (notfalls gegen den Willen der betroffenen Bevölkerung) oder aber 
den Entscheidungsprozeß für mehr Beteiligung der betroffenen Bürger öffnen. Im er-
sten Fall erhält man in der Regel eine kompetente Lösung, die aber nur unvollständig 
die Präferenzen der Bürger berÜCksichtigt. 1m zweiten Fall hat man möglicherweise 
ein von allen Betroffenen gebilligtes Konzept, das aber technisch gar nicht oder nur 
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unter erheblichen Kosten umgesetzt werden kann. Der vorliegende Projektentwurf 
versucht dagegen, beide Vorgehensweisen miteinander zu verzahnen, wobei das 
Schwergewicht auf einer die Kompetenz bewahrende Form der Beteiligung liegt. 
Wenn man sich fOr den im Projektentwurf skizzierten Weg entscheidet, sollte man 
sich darüber im klaren sein, daß an diesen Weg folgende Bedingungen geknüpft 
sind: 
al Der Entscheidungsprozeß muß offen bleiben. Es kann nicht darum gehen, eine 
bestimmte Lösung den Bürgern nahezu bringen oder sie via 'public relations' zu 
verkaufen. Präferenzen und Empfehlungen der beteiligten Gruppen müssen vor 
der Entscheidung eingeholt und in der Entscheidung angemessen berücksichtigt 
werden. Beteiligung ist kein Instrument der Akzeptanzbeschaffung, sondern ein 
Instrument der Entscheidungsfindung. 
b) In einem offenen Planungsprozeß geht es vor allem darum, mehrere technische 
Optionen offenzuhalten, um den beteiligten Gruppen eine Palette von Möglichkei-
ten anzubieten, aus der sie eine sinnvolle Auswahl treffen können. Beteiligung 
funktioniert nur dann, wenn mehrere Optionen zur Wahl vorliegen. 
cl Das Verfahren der Beteiligung darf nicht unter Zeitdruck 'abgewickelt' werden. 
Eine frühzeitige Einbindung der betroffenen Gruppen verlangsamt den Pla-
nungsprozeß zu Beginn, kann dann aber in der Endphase zu einer Beschleuni-
gung, vor allem aber zu einer geringeren Einspruchsdichte führen. 
d) Die letztendliche Entscheidung über das Konzept und die Standortfrage kann 
und soll nicht von irgendeinem Beteiligungsorgan getroffen werden, sondern nur 
von den dazu legitimierten politischen Entscheidungsträgern. Allerdings bedingt 
das Beteiligungsverfahren eine intensive Begründungspflicht, sollten die legiti-
mierten Entscheidungsträger von den Empfehlungen der beteiligten Gruppen 
abweichen. 
Sind diese Bedingungen erfüllt, so ist eher mit einem erfolgreichen Abschluß des 
Entscheidungsverfahrens zu rechnen. Allerdings gibt es dafür keine Garantie. 
Die folgende Darstellung gliedert sich in drei Bereiche: im ersten Teil stellen wir die 
Problem lage und unser Konzept der Beteiligung vor, im zweiten Teil stellen wir die 
Projektteilnehmer vor und im dritten Teil erläutern wir das Gesamtverfahren für den 
vorliegenden Fall und beschreiben die Vorgehensweise für jede Phase. 
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3.1 Problemstellung und generelle Vorgehenswelse 
Bei der offenen Planung geht es um einen Entscheidungsvorgang. in dem techni· 
scher Sachverstand, Verwaltungshandeln und die Präferenzen und Werte der in der 
Entscheidung betroffenen Bürgerinnen und Bürger miteinander verzahnt wurden. 
Gefragt ist demnach ein Strukturmodell, das kompetente Problemlösung und faire 
Beschlußfassung miteinander verbindet. 
Dabei muß zum einen sichergestellt sein, daß eine adäquate Repräsentation der Be-
troffenen zustandekommt (unter der realistischen Bedingung, daß nicht alle potentiell 
Betroffenen teilnehmen können), zum anderen ist es unerläßlich, daß die Beteiligten 
die Notwendigkeit des Sachwissens als unabdingbares Element der Entscheidungs· 
findung akzeptieren. 
Für eine faire und kompetente Erstellung von Abfallbewirtschaftungplänen bedienen 
wir uns eines Modells, das auf den Überlegungen von Jürgen Habermas zum ratio· 
nalen Diskurs und auf dem Planungszellen·Konzept von Peter Dienel aufbaut. Das 
im folgenden beschriebene Modell beruht auf der Verknüpfung von sozialen Werten, 
wissenschaftlichem Sachverstand und rationaler Entscheidungslogik. Die Verknüp· 
fung dieser drei Ebenen geschieht in den folgenden Schritten: 
(1) Alle in der Entsorgungsdebatte aktiven Parteien werden gebeten, ihre Werte und 
Kriterien für die Beurteilung unterschiedlicher Handlungsoptionen (etwa unter· 
schiedliche Technologien zur Behandlung des Restabfalls) offenzulegen. Dies 
geschieht in Interviews zwischen der Akademie und den Repräsentanten der je-
weiligen Parteien. Als methodisches Werkzeug dient dabei die Wertbaum·Ana· 
Iyse, ein in den USA entwickeltes Verfahren zur Bewußtmachung und Strukturie· 
rung von Werten und Interessen. Alle Parteien haben das Recht, ihren Wertbaum 
so lange zu modifizieren, bis sie mit dem Produkt einverstanden sind. Die 
Wertbäume aller Parteien werden dann additiv zu einem logischen Gesamtbaum 
verschmolzen. 
(2) Die Wertdimensionen und Kriterien werden in einem zweiten Schritt durch die 
technischen Experten (hier das Ingenieurbüro Fichtner) in Meßanweisungen 
(Indikatoren) übersetzt. Beispielsweise würde das Kriterium "Verringerung von 
Schadstoffen" in den Indikator "Ausstoß von Schadstoff in Mikrogramm pro Ku· 
bikmeter" überführt. Diese Indikatoren werden dann benutzt, um die verschie· 
denen Konzepte zur Entsorgung miteinander zu vergleichen und zu bewerten. 
Für das weitere Beteiligungsverfahren ist es entscheidend, die Spannweite 
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technisch möglicher und sinnvoller Verfahren zu ermitteln. Das Ingenieurbüro hat 
deshalb die Aufgabe, mehrere Optionen von Lösungen parallel zu verfolgen und 
fOr jedes technisch mögliche und wirtschaftlich machbare Konzept eine Bewer-
tung nach den von den Bürgern vorgegebenen Kriterien vorzunehmen. Am Ende 
dieses Schrittes verfügt man über ein Folgeprofil jeder Handlungsoption für jedes 
Kriterium. 
(3) Hat man die Wertdimensionen bestimmt und die Folgen der jeweiligen Hand-
lungsoptionen abgeschätzt, folgt der schwierige Prozeß der Abwägung und Ge-
wichtung. Für die FesUegung des Gesamtkonzeptes dürfte ein Diskurs zwischen 
Mitarbeitern der beteiligten Parteien ausreichen. Dazu müssen die Parteien mit 
der Akademie mehrmals zusammentreffen und gemeinsam eine Gewichtung der 
Kriterien erarbeiten (Konsensuskonferenz) . Am Ende steht dann ein gewichtetes 
Profil für jede Option und eine Rangordnung der Optionen. Die Wahl der Stand-
orte wird dagegen eine Erweiterung der Entscheidungsbasis notwendig machen. 
Geht es um Standorte und die konkrete Umsetzung von Konzepten, reicht die 
Beratung mit organisierten Gruppen nicht aus. Häufig sind diese Gruppen in ih-
ren Meinungen weitgehend polarisiert und nicht mehr offen für einen Komprorniß. 
Gleichzeitig repräsentieren sie nur in eingeschränktem Maß die betroffene Be-
völkerung. Aus diesem Grund hat P. Dienel vorgeschlagen, die Bevölkerung als 
"Schöffen" zu gewinnen und - ähnlich wie bei einem amerikanischen Gerichtsver-
fahren - repräsentativ ausgewählten Bürgern aus jeder potentiellen Standortge-
meinde stellvertretend für alle Interessierten diese Abwägung vornehmen zu las-
sen. Alle Interessengruppen sind eingeladen, als Zeugen vor den Bürgern aus-
zusagen und ihre Empfehlungen vorzutragen. Die ausgesuchten Bürger haben 
mehrere Tage Zeit, die Profile der jeweiligen Handlungsoptionen zu studieren, 
Experten zu befragen, Zeugen anzuhören, Besichtigungen vorzunehmen und 
sich eingehend zu beraten. Am Ende stellen sie eine Handlungsempfehlung aus, 
die sie eingehend in einem Bürgergutachten begründen müssen. Dieses Verfah-
ren hat sich in den letzten 15 Jahren auf kommunaler wie auf regionaler Ebene 
bewährt. 
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3.2 Konzeption der BürgerbeteIlIgung an der Ablallplanung 
Phase I: Bestimmung des Restablallmenge 
Aus den bisherigen Erfahrungen mit Beteiligung in der Entsorgungsproblematik ha-
ben wir gelernt, daß keine technische Option der Restabfallmengenbehandlung ak-
zeptiert wird, solanga Dissens darüber herrscht, inwieweit alle Maßnahmen der Ab-
fallvermeidung und Wiederverwertung von Reststoffen ergriffen worden sind. Aus 
diesem Grunde ist es fragwürdig, die Bestimmung der Restablallmenge allein durch 
ein IngenieurbOro erarbeiten zu lassen und diese Menge dann als Datum für die wei-
tere Analyse der Optionen zu betrachten. Ein solches Datum wird mit Sicherheit von 
der beteiligten Gruppen nicht akzeptiert, es sei denn, sie können ihre Vorstellungen 
und Vorschläge dort einarbe~en. 
Da die Vorstellungen über das Ausmaß möglicher Einsparungen, Vermeidungs- und 
Verwertungsmöglichkeiten erfahrungsgemäß streuen, haben wir in der Region 
'Nordschwarzwald' alle an Abfallfragen interessierten Gruppen gebeten, bis zu vier 
Vertreter in eine Konsensuskonferenz zu entsenden. Die Aufgabe dieser 
Konsensuskonferenz war es, in Phase I eine Prognose des Restabfallaufkommens 
zu erstellen und dabei so weit wie möglich die Potentiale der Abfallvermeidung, 
Wiederverwendung und Verwertung auszuschöpfen. Als Grundlage dieser Prognose 
diente das vom IngenieurbOro Fichtner erarbeitete Gutachten zu dieser Frage. Im 
Verlauf der Verhandlungen konnten die Gruppen einen einvernehmlichen Kanon von 
Einsparbedingungen und Vermeidungs- bzw. Verwertungsmaßnahmen erstellen. Die 
daraus abgeleitete Prognose kann als Grundlage eines Vergleichs mehrerer 
Verfahren der Restabfallbehandlung dienen und die Größenordnung der zu 
planenden Anlagen maßgeblich bestimmen. 
Um die Vorstellungen und Vorschläge der betroffenen Bürger der Region in die Pla-
nung zu integrieren, haben sich in dieser Phase organisierte Gruppen beteiligt. Diese 
Gruppen haben zunächst selbst und dann in bilateralen Gesprächen mit der Aka-
demie ihre Vorstellungen und Anliegen zu Vermeidungs- und Verwertungspotentialen 
entwickelt. Diese Vorschläge wurden im Kreis aller Gruppen diskutiert und ge-
meinsam bewertet. Aufbauend auf den gemeinsam verabschiedeten Kriterien der 
Gruppen, hat das IngenieurbOro Fichtner eine Mengenprognose für die Gruppen er-
stellt. 
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Folgende Gruppen sind in der Phase I beteiligt gewesen: 
• Umweltschutzverbände 
• Produzierende Gewerbeverbände 
• Landwirtschaftliche Gruppen 
• Bürgervereine und Bürgerinitiativen 
• Das Bessere Müllkonzept 
Es ist vorgesehen, die Restabfallprognose der Bürger in den Gremien des Projektes 
(Projektbeirat und Arbeitskreis "Projektbegleitung"j zu diskutieren und vor allem ihre 
Realisierungschancen durch die dort vertretenen Experten einschätzen zu lassen. 
Notfalls müssen weitere Modifikationen vorgenommen werden. Als Ergebnis der 
Phase I erwarten wir einen Konsens über die Planungsgrundlage für die Bestimmung 
der Restabfallmenge, die weiter behandelt werden muß. 
Phase 11: BestImmung eInes technIschen Konzeptes für dIe Restmüllentsor-
gung 
Phase 11 setzt eine erfolgreiche Beendigung der Phase I voraus. Erst wenn Einigkeit 
über die mögliche Restabfallmenge bestehl, werden die beteiligten Gruppen bereit 
sein, technische Lösungen für die Restabfallbehandlung zu diskutieren. 
Auch in der Phase 11 soll eine Anbindung an das Ingenieurbüro Fichtner erfolgen. 
Zum einen wollen wir dem Ingenieurbüro die Kriterien vermitteln, die aufgrund der 
Befragungen der beteiligten Gruppen als vordringlich angesehen werden. Einige die-
ser Kriterien werden keine meßbaren Größen umfassen, können aber später als 
qualitative Krijerien bei der Bewertung der Optionen dienen. Zum zweiten soll das 
Ingenieurbüro mehrere vorgeschlagene Konzepte anhand der für sie bewertbaren 
Kriterien nach bestem Wissen abschätzen, ohne aber eine Gewichtung der Kriterien 
vorzunehmen. Dadurch können Profile für verschiedene Optionen von Verfahren der 
Abfallentsorgung geschaffen werden. Gleichzeitig kann das Ingenieurbüro eine ei-
gene Bewertung auf der Basis einer internen Gewichtung durchführen. 
Die Profile unterschiedlicher Verfahren dienen als Grundlage für die Bewertungen 
der verschiedenen Optionen durch die beteiligten Gruppen. Um zu einer Einigung 
zwischen den beteiligten Gruppen zu kommen, wurden 5 Konsensuskonferenzen mit 
dem Ziel einer einvernehmlichen Bewertung veranstaltet. Diese Bewertung soll dann 
an die PAN. weitergeleitet werden. Parallel können die beteiligten Gruppen aktiv an 
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öffenllichen Veranstaltungen zum Thema Abfall in den beteiligten Gebietskörper-
schaften teilnehmen. Dazu bietet die Akademie Hilfestellung an und dient als Forum 
der Kommunikation. 
Am Ende dieser Phase erwarten wir eine Empfehlung Ober ein oder mehrere techni-
sche Konzepte zur Entsorgung des Restabfalls. 
Phase 111: BürgerbeteIlIgung bei der Standortflndung für Einrichtungen der 
Restabfallbehandlung 
Ziel dieser BOrgerbeteiligungsmaßnahme ist es, die räumlichen Voraussetzungen fOr 
die von den verantwortlichen Gremien beschlossene Konzeption zur Restabfallbe-
handlung aus der Sicht der potentiell betroffenen BOrger zu diskutieren und möglichst 
einvernehmliche Lösungen fOr Standorte zu finden. 
Das Beteiligungsverfahren soll nach dem Konzept des BOrgergutachtens realisiert 
werden, weil dieses Beteiligungskonzept am ehesten die für eine echte Beteiligung 
notwendigen Voraussetzungen erfüllt hat. Solche Voraussetzungen sind z.B. 
• Einbindung in laufende Bewertungs- und Gestaltungsprozesse; 
• Austausch von Argumenten zwischen BOrgern, Interessengruppen und Experten; 
• Entwicklung von Sachkompetenz; 
• Denken in Alternativen. 
Konkret ist vorgesehen, acht Bürgergruppen von jeweils 20 bis 25 Teilnehmern aus 
allen potentiellen Standortgemeinden nach dem Zufallsverfahren zu bestimmen und 
über einen Zeitraum von 12 Wochen jeweils im Abstand von 14 Tagen zusammen-
kommen zu lassen. Jede Gemeinde sollte mit gleich vielen Repräsentanten in jeder 
Gruppe vertreten sein. Nach 12 Wochen erfolgt ein mehrtägiger Workshop, an dem 
die Empfehlungen an die PAN. formuliert werden. 
Am Ende der Phase 111 steht ein von den Bürgern ausgearbeiteter Vorschlag, in dem 
die Standorte sowie die weiteren Maßnahmen zur Müllreduktion festgelegt sind. Es 
liegt dann an der P.A.N. und den sie tragenden Körperschaften, inwieweit sie die 
Empfehlungen der Bürger übernehmen wollen und können. 
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1. vertrag mit der Planungage&ellachaft zur Ablallbehandlung In der Region 
NordsChwarzwald 
.. ""i.eben 
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d.r "Geaellscbaft &ur Plaauag der R •• ~.bf.llb.h.ndlun9 d_r RA9f~n Nor4.ehw.~s­
... ld IIIbR (P. a.. )I.), veri:rtllt;"n dll"~h d4n o.sobii ftsfUbrer r Herrn ErataEl . 
l'iir!Jerm.ist.r Si.O'hert FraZ!.lc, Rathau ... lCaJ:ktplai:.a , 1515' Pforsb..s.. 
"ctor Akac;l~i. tu.~ ~o~hniktol9'.D.b.chät.aUD9 in aa4.u-Wllrt,t.eGIllaJ."g, :l1,.1'1..u.u.9 \1 •• 
öff.Q.~lL~h.D a.ebt., v.~Lr.t.u 4~rcb den Va~.L.u4, Ko~*l.L~.D. 15, 
?O,., :fL,,"t.g"~L 
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Vortrag.gwg.n,tand 
Die Akademie {ur Teehnik!olqenab,chätzun9 fUhrt in Kooperation ml~ dar 
P. A. N. CmbH d~; Projekt MHedlatlon und Bürqerbetelllgung bei der Planung 
der Restabfallbehandlung der Region Nordschwar:waldR durch. Grundlage d •• 
Projektes sind ·das Anqebct der Zu.~~en.rbeit vom 15.09 . 1993 ~nd der Ba.ehluß 
das Aufsicbtsratea vom ' 11 . 10.l993. 
n •• obengenaDDte Projekt glieder: sich in folgende ~tbeita8chritte: 
Phaae 1~ Arbgit.~chrltt 1: ErArbeitunQ da. Rahmenkonzaptes und da. 
-z:eitplan8. 
Arbgit~achritt 2: Bestandsaufnahme und Auswahl der 
9Q.giig~haftlichgn Gruppen. 
"rhpf~~""r.hl"h',t';\: nnrr.hffihnlnlJ' r\f'lr WArt.hAIJIT\AnAllYAft h,ü dAn 
9 ••• 11.chaftlichvn Cru~~n. 
Ärb~Lt~~chritt 41 t~Gtgllu"9 ~ina. inte9r~ertan Wertbaum •. 
A~b.itecchrltt SI Di.ku •• lon der vom InieniQUrbUro Fiehtnor 
cr~ltccl~cn rC9ion~lcn Rcct~bt~ll~enqcn mit don 
90eoi1achAftlichen Gruppen . 
A.d .. ~.i..t."'~,,;:lu.:ltt 6 / El.'ljIobniebeJ:!cht )'h ... e 1 (Wel.'tbaumanaly •• und 
r:lmu.:hr.ltz:uflY der ~.at..s.1,,!Cll11U.1II:lt::lIl. 
f'ha.ag.2 : "rb.l~3.chrl'tt 1 : Eret.ellung von J\rlterien uncJ D"u~"'11utl9W1-.D" 
st.ben tUr ~1. Bavartung ~er technischen 
upt. 1.onen Z:.1J: 1S.handl'Jng der Re.tab~.l1manqe. 
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Arbeit •• ehritt 81 
Arbeits9chritt 9: 
Arbeit.;chritt 10: 
Arbeit.schritt 11: 
Bewertung der technischen optionen 
(?ichtner-J<onzept) durch die ge681lac,haftlichen 
Gruppen. 
Durch~uhrun; einer Xonseneus-Konferenz mit 4em 
Ziel, ein ~it den g ••• lllchaftlichan Grupp.n 
einvernehmliche. xonzept zu entvlckeln. 
Gutachten "Bewart.t. Konzepte zur 
Restabfallbehandlun;u 
UnteratUtzunQ dar P. A. N. bai dar 
Öffentlichkeit.&r~eit zur Vermittlung die.e. 
Xnn1;apt,ul. 
Ph ••• J! .l.rbait •• C'hritt 121 organl •• tion d". Bt\r9o:tlJutfl('ht",n-Vortahr~n., 
Einladung dar ~.iln.hmer und Entwleklung d •• 
Ar.b.i~Clprc9ran'll't\ ••. 
ArbQl~~cahritt 13. ~onc.n.bildung nbor da. Vorfahren und da. 
i\rboit:.oprogramm. 
Arb.l~ •• chritt 1~1 DurchlUhrung der hrbaiten ~it den vo~gc=chcncn 
8 DiJrgergruppan. 
Arp.it •• c~·itt l~; Er.teilung d •• Ergobni.be~icht$ w3ürg_rgutachten 
~Wll KuIl~*Pl. l\a:!lt.ab!a11t..eh4ndluß'lI 1Il d<i!ll.· !\091.:...ll 
Hord~chwarzwal~· und Vgrl&g8 ~~i der P. A. H. 
GmbH. 
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Die Kooperation gliRdert stch ent.prechend den Arbeitsphaeen 1-3 in die Ar-
beitsscbritte 1-6, 1-11 und 12-15. 
Anaprechpartner der P. A. N. tUr die Akademie ist die Ge8chlftsführuno der 
P. A. K. GmbH. Verantwortliche projektleiter der ~ademi8 cind Profes8or Pr. 
Ortwin Benn und Dr. Detlat Carhe. 
Obor don Fortganq dar ~rbettRn kann sich dL. P. A. N. jeder1ait •• lbst oder 
rl"t'r"h unv • .,.,..iio ' i r.h 7\1 .Tt,.l l.,riA "uFikilnftA riAl' AkadIP.mtA unt.Al'!"richtAn. ni Q 
vorc;J.h.n.w .. Llo r:\Q-r Akadqm.i.9, inr;tho;oRt:lnd.r'" tlltr'lh. im Htnh) ir. ... "11' d!. 
öffQnt11ehon Aktionen, sind mit der P. A. N . • bzu.ti~~.n . 
Dir: Projckt-cntwLoldul'lg wird clolulmcnticrt. und Zwi.ahenorgebniEca wi. 
Ergabni ••• wardan der CGachate~tUhrun9 der ~. h. N. vorgelcgt, oio ~ind ' im 
~ufeicht~rat und i~ Deirat der o.aell.chaft ~u präoentieren \ln~ ~u vertreten. 
lu'1.cLdY~ll il1t,er:~IfI&lel:t.t:.r Inat.1.t.utlonen .uDel.-halb eSer l\e9.!.on r.uro Verlauf dea 
HediatioD8v~rr.hr~fl" -Plaulolu\:l tlvr lhil .. tl:llJI.ltu.htl.IKll~l l~ d • .c !h.yluJJ 
Nord8cbwartwald." an eilil P. A. N. werden ln der !\09cl cn dle l\k!ldemle rUr 
'l'tlchnik:folq_nabSCh:lt.zung weitergele it.et. 
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oie Ak&deQie h~t die Arbeiten zu den Phasen 1 und 2 unvar%üqllch na~h Var-
traQsabschluß au(~un.hm.n und dia ErqRbniGRQ au. diaae~ Ph~.An .nr..Fr.nh~nd 
d a n im Ä.nqabot:. VOT9'Alf\gtAn l.AIr.:pllllf1 "h,..ul ipfjlllrn . tJifll ),l"h_jt:'_n t:u Pb ••• ") 
wl"lrdfll.n 1It('l~t. lI"uOl t:. llln!'l ""roh rh ... R.I'lr!hl I1 AfIllAI!.nnl)' :nm "1j>~hn!.I:u~h4n Xf:Inzopt der 
'R.li::t",hhl1h .. hAnfHnnlJ -,nflJ,"nr.'ltM\Qn. AUC~ hlc-r ~ilt d.1t' ira An9.bot tUr die 
Zu.~@narbeit dar9alagt. Z.itrahman. 
3 
2vantuallo :oitvoreögcrungcn 01n4, ~u~h wenn oie nicht durch dia Akod.~i. zu 
vortroton 3ind , unv.r~ü91ich on d i e r. ~ . H. cu melden. 
Etwa.19C hntl~ro.che der P. A. N. ·, . elle: .Lch au. ",lner nieh!.; I.cl~l.91!nnCißwIl 
Ec.cüllulIY I"h:lL" KuuiJtlral.iufI ill!1:yvlnm, 1J1,,!l.ul!II uu!JvrUhrt. 
4 
s , 
Bald. Kooperationspartner rliwnan .ich · w.C!h •• l •• iti~ getrläß S 37 d •• Urhllb.r~ 
reehteoe •• t&ea d~G unbeachrlnkte NutzungazGcht an den ~reebni8_Qn und allen 
Teil.rqabni •• en ein. Dazu gehört auch die veröffentlichung von Ergebni ••• n 
und TQil.roebn188en. 
5 • 
Dio Akademie ~tcllt den Qcbutz der ihr und ihren hiersu autorieierten Mit-
arbeit •• n ~ur Kenntni. gelangenden peraan41be:cgonen Daten sicher. 
Die Ak .. cJwlli .. vvriJC.U,I,:htvt IIIJ..c.:h zur uUlII:luyllltlfc.:h:dinktwu B ... c.:htuuy .11wr BIII-
8C1mmungBn des Da~en:schutz.ge~ct.:tel!l 1'IIden"'1fUrttemberc; ' und unt;erwlrtt eich aus 
di •• em Grund aer Kon~rOll. de. L.ndeG~eauft;r.geen tÜr den naten;cnut;z 
Baden-WUrtt~.rg. 
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VerpfliebtUGg,.uslcbluß 
Die P. A. N. darf durch die Ak4~emie Dritter. qoqenUber nicht verpflichtet 
warden. 
S 8 . 
KUndi""". 
Dia Xooperatlon kann belder.alte nur aus wichtigam Grund und mit einer Fri . t 
vnn .?wAi Mnn~~ftn 9~~nndlot wArrlAn. Al. wiehtLoar Crund gi l t Auch eins 
E:nt.eh.itJ\1ngo dps A\lhichtllJrll~'i>1iI r\qr P.A. N. ~l1r Xiinr\t 1]11"1} d_t' 1{nnr-r" .... ion. 
;Ql1tan aum ZQi~punkt einer XUndigunq dur eh die P.A.N. vorher bogonneno 
Arbeit.pha •• n abgebrochen wordon mU ••• n, erfolgt die Abrechnung der 
Lci~tun9cQ 00, 31c aoien die begonnenen hrbcl~o~h~ocn bccndee worden, 
falls ~icht di. ~.demie den KUnd19ung,.nl&B gegeben h~t. In .tnam .olchen 
Fall und bel Kandigung dur~h die Ak~d~le tat ,über die ~br.chnung teil.ei •• 
tldJ.t:a.l,;h1...,,· Lallil..ullljCU blu t: r::lnlljll.m'il lU:I'l:b\!:l.i.z.uCUht:cn. 
, , 
Vertrag. änderungen 
Änderungen und Er~änlungen dia ••• Vertrage. bedürfen schri ftlicher Verein-
barungen. 
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ErfUllung.ort 
nip. tJh .. r" .... hA "'.r 'F:TIJAhn 1 .,,(Ift ",,'" Prnj.kt" .• .!I. flrfnl ~t 111m Si t.7. df'll'" P. 'A.. N. in 
Pfor:rhairn.. 
G ••• ll.char~ zur Planung der 
R •• t&bfallbehandlunq 4er Ragion 
Nor6.chwar~wald mbH (P. A. N.) 
Pforzh.im, den 11. oktober 1993 
Sieobert Frank 
cliuöchÄftatührar 
S 11 
Oer!c1:rot. •• t. .. a4 
A,uaem1.1ilI tür ·rechnikfolg8nablchiit.r.ung 
in Baaan-WUrttemberg 
s~uttoart, den 11. Oktober 1993 
Renn Dieffenbach 
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2. Beteiligte Personen, Organisationen, Institutionen und Gremien 
An der Abfallplanung in der Phase I waren insgesamt 38 gesellschaftliche Gruppen, 
die vier Gebietskörperschaften Enzkreis, Pforzheim, Calw und Freudenstadt und das 
Ingenieurbüro Fichtner beteiligt. Desweiteren konnten die gesellschaftlichen Gruppen 
bei bestimmten Planungsaspekten auf Hiifestellungen des Umweltministeriums 
Baden-Württemberg und mehrerer abfalltechnischer Experten zurückgreifen. Diese 
Zusammenarbeit ermöglichte ein Organisationsgeflecht, dessen Struktur aus dem 
folgenden Schaubild hervorgeht. 
Planungsgesetlschaft zur Abfatlbehandlung In der Region 
Nordschwarzwald bestehend aus den Kreisen Calw und Freudenstadt, dem 
Enzkrels und der Stadt Pforzhelm 
l ~ ~ l! 
prO!ekt- l! Arbeitskreis 
be rat Projekt-
Umwtlt· begleitung 
ministerium Mediations-Wl_ ..... y/~,. gruppen ministerium '~/A P"nungsgesel~ 
So<JoIw'-> ochon .... "" Gebletsk6rp«-Ingenieur- SCheftlffl 
wlasenachBhiet' Informationsgruppen Inteteseen-
PlanungsgeseI" gruppen 
Kh .. 
Interessengruppen der Region Nordschwarzwald 
Legende: y//4V .... - Informalion 
• Personendelegalion 
..L-
'--: ! Ak~ t(r TedY'6folgeocZ:lscl'01ru1g h !loden. --
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2.1 Interessengruppen 
Insgesamt haben sich 38 gesellschaftliche Gruppen in der Region Nordschwarzwald 
schon vor der Möglichkeit einer Beteiligung mit Aspekten der Abfallplanung beschäf-
tigt und dementsprechend Vorstellungen entwickelt. Diese Interessengruppen haben 
teilweise übereinstimmende, aber auch abweichende Vorstellungen. Bei überein-
stimmenden Zielsetzungen schlossen sie sich zu Mediationsgruppen (Mediation be-
deutet die Verhandlung verschiedener Gruppen mithilfe eines neutralen Mittlers) zu-
sammen und delegierten aus diesen Gruppen 3 Personen in die Konsensuskon-
ferenz. Die Gruppen, die sich durch Mediationsgruppen repräsentiert sahen und 
nicht direkt an den Verhandlungen teilgenommen haben, wurden von uns über den 
Gang der Arbeit weiter unterrichtet. Außerdem konnten diese Gruppen ihre Anliegen 
in schriftlicher Form oder durch die Mediationsgruppen in die Verhandlungen 
einfließen lassen. Diese Gruppen wurden von uns deshalb als Informationsgruppen 
bezeichnet. 
2.1.1 Informationsgruppen 
Gruppen 
Ak kinderfreundliche Stadt 
Bauernverband 
Baugewerbe 
Besseres Müllkonzept 
BUND 
Ansprechpersonen 
Frau Schüssler 
Herr Becker, Herr Mörk, Herr Vees 
Herr von Rosenthai 
Frau Dr. Noortwijck 
Frau Ahrecht, Herr Böseh, Frau 
Buchner, Herr Burkhard, Frau Dr. 
Engler·Fritz, Frau Gross, Herr Herzge, 
Herr KÖberle, Herr Kuhnert, Herr 
Mitschke. Herr Oberdörfer, 
B 
Herr Paffrath, Herr Riege, Herr Rühle, 
Herr Scheuhing, Herr Seitz, Herr 
Taschner, Herr Dr. Vollmer 
Bürgerinitiative Deponie nie nie Herr Bertsch, Herr Buchwald 
Bürgerinitiative gegen Bengelbruck Frau Mallach 
Bürgerinitiative gegen Deponie Hochberg Herr Dr. Barczewski, Herr Knapp, Herr 
Schneider 
Bürgerinitiative gegen Deponie lliingen Herr Cicka 
Bürgerinijiative Schützt die Natur Herr Schuler, Frau Rapp 
Deutschlands 
Bürgerverein Oststadt Herr Arni 
Bürgerverein Mäurach Herr Müller 
Bürgerverein Rodrücken Herr Hilber 
Bürgerverein Naherholungsgebiet Nord Herr Pflüger 
Entsorger Herr Auberle, Herr Brausch, Herr Häber-
le, Herr Henkel, Herr Klumpp, Herr 
Löffler. Herrr Lutz, Herr Rolle, Herr Stoll 
Entsorger Altvater Herr Quass 
Entsorger Pfitzenmeier + Rau 
Greenpeace Herr Lehmann 
Handwerkskammer Karlsruhe Frau Walter 
Handwerkskammer Tübingen Frau Rilling 
Hotel- und Gaststättenverband Herr Dahrlnger, Herr Espenlaub 
Industrieverband Steine und Erden Herr Gekeler 
Innungen 
Kreishandwerkerschaft Freudenstadt 
Kreishandwerkerschaft Pforzheim-
Enzkreis 
Landlrauenverband 
Maschinenring Enzkreis 
Maschinenring Freudenstadt 
Müllinitiative Calw 
Natur- und Umweltschutzverein 
Naturschutzbund 
Naturschutzzentrum Plorzheim 
Ökogruppe GrüntaVFruUenhol 
SChutzgemeinschaft dt. Wald 
Schwäbischer Albverein 
Umweltdienst 
Umweltzentrum Freudenstadt 
2.1.2 Mediationsgruppen 
Gruppen 
Bauernverband 
Herr Morlock, Herr Beiholer, Herr Roth, 
Herr Weis 
Herr Dreger 
Herr Morlock 
Frau Schühle, Frau Hermann, Frau 
Wössner 
Herr Eiseie 
Herr Gaiser 
Frau Fauser 
Herr Scheel 
Herr Herrling, Herr Schneider, Herr Gral 
Frau Stirnberg 
Herr Stöhr 
Forstdirektor a.D. Löffler 
Herr Gommel 
Herr Dorka 
Herr Kuhnert 
Ansprechpersonen 
Herr Günter, Herr Mörk, Herr Vees 
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Besseres Müllkonzept 
BUND 
Bürgerinitiative Deponie nie nie 
Frau Dr. Noortwijck, Herr Rosenberg, 
Frau Suhr, Frau Tessmann 
Herr Bösch, Frau Buchner, Herr 
Burkhard, Frau Dr. Engler-Fritz, Herr 
Kuhnert, Herr Paffrath, Herr Rühle 
Herr Gehring, Herr Hergert, Herr 
Schabenberger, Herr Weiss 
Bürgerinitiative gegen Deponie Hochberg Herr Dr. B. Barczewski, Herr Knapp, 
Herr Schneider, Herr Zeuner 
Bürgerinitiative ·Schützt die Natur 
Deutschlands· 
Bürgerverein Oststadt 
Bürgerverein Arlinger 
Bürgerverein Rodrücken 
Einzelhandel 
Einzelhandelsverband 
IHK Nordschwarzwald 
Landfrauen 
Maschinenring Böbl.-Calw 94 
Müllvermeidungsinitiative 
Herr Schuler, Frau Hoffmann, Frau 
Rapp 
Herr Ami 
Herr Widmaier 
Herr Prof. Dr. Röder 
Herr Wenz I Frau Umptenbach 
Herr Bühle (bis Juni 94), Frau Umpten-
bach Frau Bischoff (seit Juli 94) 
Herr Reichardt 
Frau Rentschler, Frau Wörner, Frau 
Hermann, Frau Schüle, Frau Wössner 
Herr Dürr, Frau Messner 
Herr Feyerabend 
11 
2.2 Gremfen 
Die Empfehlung der Gruppen an die Planungsgesellschaft wurde in der Konsensus-
konferenz erarbeitet. Die Mediationsgruppen waren füreinander die maßgeblichen 
Verhandlungspartner. Sie wurden von den Sachverständigen aus den Gebietskör-
perschaften , von der P.A.N. und von Mitarbeitem des Ingenieurbüros Fichtner in 
vielen Aspekten beraten. 
Das Vorgehen der Konsensuskonferenz und die so erzielten Teilergebnisse wurden 
in zwei beratenden Gremien kommentiert. Der Arbeitskreis Projektbegleitung setzt 
sich aus den regionalen Verwaltungsträgem und wichtigen Gruppenvertretern zu-
sammen. Dieses Gremium achtete darauf, daß regionale Belange eine angemes-
sene Berücksichtigung fanden. Der Projektbeirat diskutierte die ArbeitsschriUe und 
die daraus resultierenden Ergebnisse auf ihre wissenschaftliche und praktizierbare 
Haltbarkeit hin. In diesem Gremium sind Wissenschaftler und Träger der landesre-
gierung versammelt. 
2.2_1 Konsensuskonferenz 
Institution! Gruppe 
Bauemverband 
Besseres Müllkonzept 
Bürgerinitiative 'Deponie nie nie' 
BUND 
Bürgerinitiativen 
Teilnehmer 
Herr Günter 
Herr Rosenberg, Frau Suhr. Frau 
Tessmann 
Herr Hergert, Herr Weiss 
Herr Bösch, Herr Burkhard, Herr 
Kuhnert. Herr Paffrath 
Herr Feyerabend, Frau Hoffmann, Frau 
Rapp 
12 
BOrgervereine Pforzheim 
Einzelhandel 
Fichtner 
Handwerkskammer 
IHK Nordschwarzwald 
Landfrauen 
Herr Ami, Herr und Frau ROder, Herr 
Widmaier 
Herr BOhle (bis Juli 94), Frau Umpfen-
bach, Frau Bischof! (ab Juli 94), Herr 
Wenz 
Frau Fuchs, Herr Lindner 
HerrWalter 
Herr. Reichardt 
Frau Rentschler, Frau Wömer, 
Frau SchOhle, Frau Wössner 
Maschinenring Böbl.-Calw 94 Herr Dürr, Frau Messner 
Landratsamt Calw Herr Pfrommer, Frau Berkau 
Landratsamt Enzkreis Herr Dr. Kramer 
Landratsamt Freudenstadt Herr Heizmann 
Stadt Pforzheim Herr Hagenbuch 
P.A.N. Frau Kinn, Herr Prestinari, Herr 
Strohmeier 
Universität Bie/efeld Herr Vorwerk 
Akademie für Technikfolgenabschätzung Herr Prof. Dr. Renn 
Frau Opperrnann 
Frau Rettich 
2.2.2 Projektbeirat 
Instltutlon/ Gruppe 
Abfallberatungsagentur Baden-
Württemberg 
Teilnehmer 
Herr Schaible 
Bauernverband Baden-Würltemberg Herr Kiel! 
Bergische Universität Wuppertal Herr Prof. Dr. Dienel 
EAWAG I ETH Zürich Herr Prof. Dr. Bacini 
Öko-Institut Darrnstadt Herr Dr. Jenseit 
P.A.N. Herr Prestinari 
P.A.N. Herr Frank (Erster Bürgermeister) 
Umweltministerium Baden·Würltemberg Herr Wurster 
Universität Bielefeld Herr Prof. Dr. Krohn 
Universität Karlsruhe Herr Spengler 
Wirtschaftsministerium Baden - Herr Metzmacher 
Württemberg 
Wissenschaftszentrum Berlin Herr Prof. Dr. Fietkau 
Akademie für Technikfolgenabschälzung Herr Prof. Dr. Renn, 
Frau Rellich, 
Frau Oppermann 
13 
14 
2.2.3 Arbeitskreis ProJektbegleItung 
Institution! Gruppe Teilnehmer 
Amt für Landwirtschaft, Landschaft- und Frau Weiss 
Bodenkultur Pforzheim Enzkreis 
BUND Herr Jörlitschka 
Landratsamt Calw Herr Pfrommer 
Landratsamt Enzkreis Herr Buck 
Landratsamt Freudenstadt Herr Blickle, Herr Heizmann 
PAN. Frau Kinn, Herr Prestinari 
Regionalverband Herr Kück 
Stadt Pforzheim Herr Prestinari 
Verbrauchergemeinschaft Frau Blum 
Akademie für Technikfolgenabschätzung Herr Prof. Dr. Renn, 
Frau Oppermann 
Frau Rettich 
2.3 Arbeitskontakte 
InstHutloni Gruppe 
Fichtner 
P.A.N. 
Teilnehmer 
Frau Fuchs, 
Herr Dr. Linder 
Erster Bürgermeister Frank, 
Frau Kinn, 
Herr Prestinari, 
Herr Weber, 
Herr Strohmeier 
Akademie für Technikfolgenabschätzung Frau Borrmann, 
Herr Jäger, 
Frau Oppermann, 
Herr Prof. Dr. Renn, 
Frau Rettich, 
Herr Schild, 
Herr Wilhelm 
15 
16 
3. Unterlagen 
Während der Phase I standen der Konsensuskonferenz folgende Unterlagen Zur 
Verfügung, die im Folgenden bibliographisch angegeben werden. 
3.1 Grundlagenpapier zur Abfallplanung, zusammengestellt von der Akademie 
für Technlkfolgenabschätzung 
3.2 Flchtner-Gutachten zur Restabfallbestimmung (Phase I) 
3.3 Eine Stellungnahme aus dem Projektbeirat zum Fichtner-Gutachten 
3.4 Abfalldaten 1993 
3.4.1 Abfalldaten 1993 aus dem Enzkreis 
3.4.2 Abfalldaten 1993 aus Pforzheim 
3.4.3 Abfalldaten 1993 aus Calw 
3.4.4 Abfalldaten 1993 aus Freudenstadt 
3.5 Hausmüllanalysen 
3.5.1 Hausmüllanalyse Enzkrels 
3.5.2 Hausmüllanalyse Pforzhelm 
3.5.3 Hausmüllanalyse Calw 
3.5.4 Hausmüllanalyse Freudenstadt 
3.6 AbfallbIlanz Baden-Württemberg 
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3.2 Flchtner-Gutachten zur Restabfallbestimmung (Phase I) 
Gesellschaft zur Planung der Restabfallbehandlung 
der Region Nordschwarzwald 
ZUSAMMENFÜHRUNG DER 
ABFALLWIRTSCHAFfLICHEN KONZEPTIONEN 
UND 
VERFAHRENSVERGLEICH VON 
RESTABFALLBEHANDLUNGSVERFAHREN 
FÜR DIE REGION NORDSCHW ARZW ALD 
Phase 1: tTRestabfallmengenprognose" 
FlCHTNER 
Stuttgart, l\<Iärz 1994 
Zusammenfassung 
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INHALTSVERZEICHNIS PHASE I 'RESTABFALLKENGENPROGNOSE' 
O. 
0. 1 
0.2 
0.3 
0.4 
0.5 
0.6 
0.6.1 
0.6.2 
0.6.3 
ZUSAMMENFASSUNG 0 _ 1 
Einleitung und AUfgabenstellung 0 _ 1 
Basisdaten und Randbedingungen 0 - 2 
Vorgehen bei der Erstellung der Prognose 0 - 3 
Bevölkerungsentwicklung, Konsumverhalten 0 - 1 
Bestehende/geplante abfallwirtschaftl iche Maßnahmen 0 - B 
Empfehlung ergänzender abfallwirtschaftlicher Maßnahmen 0 - 13 
Organisatorische Maßnahmen 0 - 13 
Vermeidungsmaßnahmen 0 - 16 
Verwertungsmaßnahmen 0 - 17 
0.7 Gegenüberstellung der Ergebnisse der Prognose-
szenarien Szenario 1 IIBestehende/geplante Maßnahmen" 
und Szenario 2 "Ergänzende Maßnahmen (Minimale und 
maximale Restabfallmengen) o - 20 
0.7 . 1 
0.7.2 
0.7.2 . 1 
0.7.2.2 
0.7.2.3 
0.7.2 . 4 
0 .8 
0.8 . 1 
0.8.2 
0.8.3 
1. 
Hausmüll, Sperrmüll und hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 0 - 20 
Sonstige Abfallarten 0 - 34 
Garten- und GrOnabfäll e 0 - 34 
StraBenkehrricht 0 - 34 
Produktionsspezifische Abfälle 0 - 35 
Klärschlamm 0 - 36 
Kapazität der Restabfallbehandlung 0 - 37 
Minimal- und Maximal-Szenarien 0 - 37 
Interpretation der Prognoseergebni sse 0 - 40 
Zu behandelnde Restabfallmenge 0 - 43 
EINLEITUNG UND AUFGABENSTELLUNG 1 _ I 
0151/01 738306/4068 
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2. 
2.1 
2.2 
2. 2.1 
2.2.2 
2.3 
2.4 
2.4 .1 
2.4 .2 
2.4.3 
2.5 
2.6 
2.7 
2.8 
2.8.1 
2.8.2 
2.8.2.1 
2.8.2.2 
2.8.3 
2.8.4 
2.8.5 
2.8.5.1 
2.8.5.2 
2.8.5.3 
2.8.5.4 
2.9 
2. 10 
RECHTLICHE GRUNDLAGEN UND DEREN AUSWIRKUNGEN 
Abfallgesetz des Bundes 
Zielfestlegungen nach § 14 Abfallgesetz 
Zielfestlegung Kunststoffverpackungen 
Vereinbarung zur Batterieentsorgung 
Kunststofflaschen-Pfandverordnung 
Verpackungsverordnung 
Inhalt 
Duales System 
Schnittstellen Duales System/öffentliche Entsorgung 
Technische Anleitung Siedlungsabfall 
Bundesimmissionsschutzgesetz 
Landesabfallgesetz Baden-Württemberg 
Zu erwartendes Abfallrecht 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz 
Abfallabgabengesetz des Bundes 
Inhalt 
Regelungsschwerpunkte 
Altpapierverordnung 
Elektronikschrottverordnung 
Weitere Verordnungen nach § 14 AbfG 
Batterieverordnung 
Verbot unangemessener Verpackungen 
Verordnung zur Förderung von Getränkemehrwegsystemen 
Verordnung über die Vermeidung und Getrennthaltung 
von Bauabfällen 
EG-Richtlinie über Abfälle 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz 
33 
2 - 1 
2 - 1 
2 - 5 
2 - 5 
2 - 6 
2 - 6 
2 - 7 
2 - 7 
2 - 9 
2 - 13 
2 - 13 
2 - 17 
2 - 18 
2 - 20 
2 - 20 
2 - 22 
2 - 22 
2 - 23 
2 - 25 
2 - 27 
2 - 31 
2 - 31 
2 - 32 
2 - 33 
2 - 35 
2 - 35 
2 - 36 
0151/01 138 306/40' 
3. 
4. 
TERMINOLOGIE 
ABFALLWIRTSCHAFTLICHE BESCHLUSSLAGE 
REGION NORDSCHWARZWALD 
FICHTNER 
5. STRUKTURDATEN DER STADT-UNO LANDKREISE 
REGION NORDSCHWARZWALD 
5.1 
5. 2 
5.3 
5.4 
Fläche 
Bevölkerungsstruktur 
SiedlungsstrUktur 
Gewerbestrukturen 
6. ZUSAMKENFOHRUNG DER ABFALLWIRTSCHAFTLICHEN 
KONZEPTIONEN DER REGION NORDSCHWARZWALD MIT DEM 
6.1 
6.2 
6.1.1 
6.2.2 
ZIEL DER RESTABFALLMENGENPROGNOSE 
Darstellung der Vorgehensweise 
Ermittlung der "Theoretischen Abfallmengen 1992" und 
deren Zusammensetzung 
Abfallmengenentwicklung gemäß Abfallbilanzen 
Wertstoffmengenentwicklung gemäß Abfallbilanzen und 
Zuordnung der Wertstoffmengen von 1992 zu den 
Herkunftsbereichen Hausmüll, Sperrmüll und hausmüll -
ähnliche Gewerbeabfälle 
3 - 1 
4 - 1 
5 - 1 
5 - 1 
5 - 1 
5 - 3 
5 - 5 
6 - 1 
6 - 3 
6 - 10 
6 - 10 
6 - 18 
6.2.3 Theoretische Abfallmengen 1992 und deren Zusammensetzung 6 - 13 
6.2 .3.1 
6.2.3.2 
6.2 .3.3 
6.2.) .4 
6.3 
6.3.1 
6.3.2 
6.3.3 
Sortieranalysen der Gebietskörperschaften Region 
Nordschwarzwald 
"Theoretische Hausmüllmenge 1992" und Zusammensetzung 
"Theoretische Sperrmüll menge 1992" und Zusanunensetzung 
"Theoretische Menge hausmüllähnlicher Gewerbeabfälle " 
1992" und Zusammensetzung 
Prognose der "Theoretischen Abfallmengen 2002" für die 
Region Nordschwarzwald 
Bevölkerungsentwicklung und Konsumverhalten 
Wirtschaftliche Entwicklung 
"Theoretische Abfallmengen 2002 11 
0151 /01 738 306/4068 
6 - 23 
6 - 14 
6 - 31 
6 - 35 
6 - 40 
6 - 40 
6 - 41 
6 - 44 
FICHTNER 
6.4 Abfall vermeidung 
6.4.1 Bestehende und geplante Maßnahmen zur Abfallvermeidung 
6.4.2 Bewertung und Empfehlung ergänzender Maßnahmen zur 
Abfallvermeidung 
6.4.3 Vermeidungsquoten 
6.5 Einflüsse gesetzlicher Regelungen 
6.5.1 Verpackungsverordnung/Druckerzeugnisverordnung 
6.5.2 El ektroni kschrottverordnung 
6.6 Abfall verwertung 
6.6.1 Bestehende und geplante Ma8nahmen zur Abfallverwertung 
6.6.1.1 Verwertungsma8nahmen im HausmOllbereich 
6.6.1.1.1 Wertstofferfassung 
6.6.1.1.2 Bioabfallerfassung 
6.6.1.1.3 Problemstofferfassung 
6.6.1.1 .4 Verwertungsanlagen 
6.6 .1.2 Verwertungsma8nahmen im Sperrmüllbereich 
6.6.1.3 
6.6.1.4 
Verwertungsmaßnahmen im Gewerbemüllbereich 
Zeitpläne 
6.6.2 Ausarbeitung und Empfehlung ergänzender Maßnahmen 
zur Abfallverwertung 
6.6.2.1 
6.6.2.2 
6.6 . 2.3 
6.6.2.4 
6.6.3 
6.7 
6.7.1 
6.7.2 
6.7.2 .1 
6.7.2.2 
6.7.3 
6.7.3.1 
6.7.3.2 
Erfassungsquoten 1992 
Sammelmaßnahmen Bereich Hausmüll 
Sammelmaßnahmen Bereich Sperrmüll 
Sammelmaßnahmen Bereich hausmüllähnliche Gewerbeabfälle 
Verwertungsquoten 
Restabfal1mengenprognose 2002 und deren Zusammensetzung 
Prognose für Hausmüll, Sperrmüll und hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle (Minimal -Szenarien) 
Prognose für Hausmüll, Sperrmüll und hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle (Maximal-Szenarien) 
Darstellung und Begründung niedriger Abschöpfungsquoten 
Ergebnisse der Prognose (Maximal-Szenarien) 
Prognose für sonstige behandlungsrelevante Abfallarten 
Garten- und Grünabfälle 
Straßenkehrricht 
6 - 45 
6 - 45 
6 - 49 
6 - 56 
6 - 68 
6 - 68 
6 - 70 
6 - 71 
6 - 71 
6 - 71 
6 - 71 
6 - 75 
6 - 76 
6 - 77 
6 - 79 
6 - BI 
6 - 84 
6 - 84 
6 - 85 
6 - 86 
6 - 92 
6 - 94 
6 - 97 
6 - 103 
6 - lOB 
6 - 118 
6 - 118 
6 - 126 
6 - 135 
6 - 135 
6 - 135 
0151/01 Tl! 306/4068 
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6.7 .3.3 
6.7.3 . 4 
6.7.4 
6.7.4 . 1 
6.7. 4. 2 
6.7.4.3 
6.7 . 4.4 
6.8 
6.8.1 
6.8.2 
Produktionsspezifische Abfälle 
Klärschlanun 
Erforderliche Kapazität der Restabfallbehandlung 
Minimal-Szenarien 
Maximal-Szenarien 
Interpretation der Prognoseergebnisse 
Zu behandelnde Restabfallmenge 
Derzeitige und geplante Entsorgungss ituation 
Restabfallbehandlung 
Deponierung 
VERZEICHNISSE 
Literaturverzeichnis 
Tabellenverzeichnis Textfassung 
Tabellenverzeichnis Anhänge Abis D 
Abbildungsverzeichnis Textfassung 
Abbildungsverzeichnis Anhänge Abis D 
Beilagenverzeichnis 
BEILAGEN UND ANHANG D 
6 - III 
6 - llB 
6 - ll9 
6 - 139 
6 - 139 
6 - 141 
6 - 14\ 
6 - 148 
6 - 148 
6 - 149 
Anhang 0 Quantitative Abschätzungen fOr die Region Nordschwarzwald 
(s . Unterverzeichni s Anhang D) 
ANHÄNGE ABIS C 
Anhang A Begriffsdefinitionen 
(s. Unterverzeichnis Anhang A) 
Anhang B Allgemeine Darstellung von AbfallvermeidungsmaSnahmen und 
Öffentlichkeitsarbeit 
( 5. Unterverzeichnis Anhang 8) 
Anhang C Allgemeine Darstellung Yon Sammelsystemen und Verfahren zur 
Abfal 1 verwertung 
(5. Unterverzei chnis Anhang C) 
Gesellschaft zur Planung der Restabfallbehandlung 
der Region Nordschwarzwald 
ZUSAMMENFÜHRUNG DER 
ABFALLwmTSCHAFfLICHEN KONZEPTIONEN 
UND 
VERFAHRENSVERGLEICH VON 
RESTABFALLBEHANDLUNGSVERFAHREN 
FÜR DIE REGION NORDSCHWARZWALD 
Phase 1: "Restabfallmengenprognose" 
FICHTNER 
Stuttgart, Män 1994 
Anhänge A - C 
(Allgemeine Darstellungen) 
37 
38 FICHTNER 
INHALTSVERZEICHNIS 
ANHÄNGE 
Anhang A Begriffsdefinitionen 
Anhang B Allgemeine Darstellung von AbfallvermeldungsmaBnahmen und 
Öffentlichkeitsarbeit 
Anhang C Allgemeine Darstellung von Sammelsystemen und . Verfahren zur 
Abfallverwertung 
Gesellschaft zur Planung der Restabfallbehandlung 
der Region Nordschwarzwald 
ZUSAMMENFÜHRUNG DER 
ABFALLWIRTSCHAliTLICHEN KONZEPTIONEN 
UND 
VERFAHRENSVERGLEICH VON 
RESTABFALLBEHANDLUNGSVERFAHREN 
FÜR DIE REGION NORDSCHWARZWALD 
Phase 1: "Restabfallmengenprognose" 
Beilagen zum Textband 
und 
Anhang D (Quantitative Abschätzungen) 
FICHTNER 
Stuttgart, März 1994 
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40 FICHTNER 
BEILAGENVERZEICHNIS 
Textfassung 
Benagen 
Nr. 
2.5-1 
2. 5-2 
6.1.1-1 
6.1.1-2 
6.1.1-3 
6.1.1-4 
6.1.1-5 
6.2 .3.2-1 
6.2.3 .2-2 
6.2.3 .2-3 
6.2.3.2-4 
6.2.3 . 3-1 
Anforderungen an die Oberflächen- und Basisabdichtungen einer 
Deponie gemäß TA Siedlungsabfall 
Zuordnungskriterien fOr Deponien , Anhang 8 der TA Siedlungsabfall 
Prognose des Abfallaufkommens für den Enzkreis im Jahr 1999 
(Auszug aus dem Abfallwirtschaftskonzept des Enzkreises 1993) 
Prognose des einwohnerspezifischen Abfa11aufkommens für das Ja~r 
1999 (Auszug aus dem Abfallwirtschaftskonzept des Enzkrei", 
1993) 
Auf den Hausmü lldepon ien abzu lagernde IST-Mengen 1990-1993, 
Prognose der SOll-Mengen bis 2000 (in t) gemäß Fortschreibung des 
Abfallwirtschaftskonzepts fUr den Landkreis Freudenstadt 1993 
Einwohnersp'lifisch. Abfa11m.ng. d.r Stadt Pforlh.im g.n>!B 
Fortschreibung des Abfallw;rtschaftskonlepts der Stadt Pforzhei, 
vom Februar 1993 
Prognose der Abfallmenge für die Stadt Pforlheim im Jahr 1990 
gemäß Fortsehre ibung des Abfa llwirtschaftskonzepts der Stadt 
Pforzheim vom Februar 1993 
Hausmill1 - und Resthausmilllzusammensetzung Landkreis Calw 
HausmUll- und Resthausmü11lusammensetzung Enlkreis 
HausmO 11- und ResthausmU l1zusammensetlung Landkre i s Freudenstadt 
HausmUl1- und ResthausmUl1zusammensetzung Stadt Pforzheim 
Angenommene Zusammensetzung fDr Restsperrmilll und Theoret ische 
SperrmUllmenge und -zusammensetzung 1992 Landkreis Ca Iw und 
Enlkre;s 
S9ZZPOl!02 008 855/3351 
6.2.3.3-2 
6.3.1 
6.6.1.4-1 
6. 6.1.4-2 
6.6.1.4-3 
6.6.1.4-4 
6.6.2-1 
6.6.2-2 
6.6.2-3 
6.6.3-1 
6.6.3-2 
6.6.3-3 
6.6.3-4 
6.7.1-1 
6.7.1-2 
6.7.1-3 
6.7.1-4 
6.7.1-5 
6.7.1-6 
41 
FICHTNER 
Angenommene Zusammensetzung tür Restsperrmüll und Theoretische 
Sperrmüllmenge und -zusammensetzung 1992 Landkreis Freudenstadt 
und Stadt Pforzheim 
Prei s index lebensha ltung/Rea 110hn index. Veränderung in % 
gegenüber Vorjahr 
Zeitplan für die geplante Einführung zusätzlicher abfallwirt-
schaftlicher Maßnahmen landkreis Calw 
Zeitplan für die geplante Einführung zusätzlicher abfallwirt-
schaftlicher Maßnahmen Enzkreis 
Zeitplan für die geplante Einführung zusätzlicher abfallwirt-
sChaftlicher Maßnahmen Landkreis Freudenstadt 
Zeitplan für die geplante Einführung zusätzlicher abfallwirt-
schaftlicher Maßnahmen Stadt Pforzheim 
Erfassungsquoten 1992 fOr Werts toffe aus HausmUll 
Erfassungsquoten 1992 fUr Wertstoffe aus Sperrmüll 
Erfassungsquoten 1992 für durch die Gebietskörperschaften 
erfaßten Werts toffe aus Gewerbe 
Landkreis Calw. Übersicht über die Sallll1elsysteme für Wertstoffe 
aus HausmUll und anlegbare Erfassungsquoten Szenario 1 
Enzkreis - Übersicht über die Sammelsysteme für Werts toffe aus 
Hausmüll und anlegbare Erfassungsquoten Szenario 1 
Landkreis Freudenstadt - Übersicht über die Sammelsysteme für 
Wertstoffe aus HausmUll und anlegbare Erfassungsquoten-S,enario 1 
Stadt Pforzheim· Obersicht Ober die Sanmelsysteme für Wertstoffe 
aus HausmOl' und anlegbare Erfassungsquoten Szenario 1 
Calw - Restabfallmengenprognose Hausmüll Minimal-Szenario 1 
Calw - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Minimal-Szenar io 1 
Ca lw . Restabfa llmengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeabfä lle 
Minimal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfal1mengenprognose HausmOll Minimal-Szenario 1 
Enzkre i s - Restabfa 11mengenprognose Sperrmü 11 Mi nima '-Szenario 1 
Enzkrei s - Restabfa l1mengenprognose hausmü l1ähn ,. Gewerbeabfä lle 
Minimal-Szenario 1 
5922POl/02 008 855/1351 
d? 
6.7 . 1-7 
6.7.1-8 
6. 7.1-9 
6. 7.1-10 
6.7.1-11 
6.7.1-12 
6.7.1-13 
6.7.1-14 
6.7.1-15 
6.7.1-16 
6.7.1-17 
6.7.1-18 
6.7.1-19 
6. 7.1-20 
6.7.1-21 
6.7.1-22 
6.7.1-23 
6.7.1-24 
6.7.1-25 
6.7.1-26 
6.7.1-27 
FICHTNER 
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose Hausmü 11 Minimal. 
Szenario 1 
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose Sperrmüll Minimal· 
Szenario 1 
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeab· 
fälle Minimal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Hausmüll Minimal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Minimal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose hausmüllähnl. Gewerbeabfälle 
Minimal-Szenario 1 
Calw - Restabfallmengenprognose Hausmüll Minimal-Szenario 2 
Calw - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Minimal-Szenario 2 
Ca lw - Restabfa llmengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeabfälle 
Minimal-Szenario 2 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Hausmüll Minimal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Minimal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfa 11mengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeabfä lle 
Minimal-Szenario 2 
Freudenstadt - Restabf allmengenprognose Hausmü 11 Mi n ima 1· 
Szenario 2 
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose Sperrmü 11 Min imal· 
Szenario 2 
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeab-
fälle Minimal-Szenario 2 
Pforzheim - Restabfa 11mengenprognose Hausmü 11 Minima I-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Minimal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose hausmüllähnl . Gewerbeabfälle 
Minimal-Szenario 2 
Restabfallmengen Calw 2002, Minimal-Szenario 1 
Restabfallmengen Enzkreis 2002 , Minimal-Szenario 1 
Restabfallmengen Freudenstadt 2002, Minimal-Szenario 1 
6.7.1·28 
6.7 . 1-29 
6.7.1-30 
6.7.1-31 
6.7.1-32 
6.7.1-33 
6. 7.1-34 
6.7.2.2-1 
6.7.2.2-2 
6. 7.2.2-3 
6.7.2.2-4 
6.7.2.2-5 
6.7.2.2-6 
6. 7.2.2-7 
6.7.2.2-8 
6. 7.2 .2-9 
6.7.2.2-10 
6.7.2.2-11 
6. 7.2.2-12 
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Restabfallmengen Pforzheim 2002, Minimal-Szenario 1 
Restabfallmengen Calw 2002 , Minimal-Szenario 2 
Restabfallmengen Enzkreis 2002. Minimal - Szenario 2 
Restabfallmengen Freudenstadt 2002. Minimal-Szenario 2 
Restabfallmengen Pforzheim 2002, Minimal-Szenar io 2 
Restabfallmengen Region Nordschwarzwald 2002, Minimal-Szenario 1 
Restabfallmengen Region Nordschwarzwald 2002, Mi nimal-Szenario 2 
Calw - Restabfallmengenprognose Hausmüll Maximal-Szenario 1 
Calw - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-Szenario 1 
Ca lw - Restabfa 11mengenprognose hausmO 11 ähn 1. Gewerbeabfä l1e 
Maximal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Hausmüll Maximal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-Szenario 1 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose hausmüllähnl. Gewerbeabfälle 
Maximal-Szenario 1 
Freudenstadt 
Szenario 1 
Freudenstadt 
Szenario 1 
Restabfa llmengenprognose Hausmü 11 Maxima 1-
Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-
Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeab-
fälle Maximal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfa llrnengenprognose Hausmü 11 Maxima '-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-Szenario 1 
Pforzheim - Restabfal1mengenprognose hausmüllähnl. Gewerbeabfälle 
Ma ximal-Szenario 1 
6. 7.2.2-13 Calw - Restabfal1mengenprognose Hausmüll Maximal-Szenario 2 
6.7.2.2-14 Calw - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-Szenario 2 
6.7.2.2-15 Calw - Restabfa llmengenprognose hausmüllähnl. Gewerbeabfälle 
Ma ximal-Szenario 2 
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44 
6.7.2.2-16 
6.7.2.2-17 
6.7.2.2-18 
FICHTNER 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Hausmüll Maximal-Szenario! 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose Sperrmü 11 Maximal-Szenario! 
Enzkreis - Restabfallmengenprognose hausmüllähnl. Gewerbeabfäll, 
Maximal-Szenario 2 
6.7.2.2-19 Freudenstadt Restabfa 11mengenprognose Hausmü 11 Maxi .. l. 
Szenario 2 
6.7.2.2-20 Freudenstadt - Restabfa 11mengenprognose Sperrmü 11 Maxi .. l· 
6.7.2.2-21 
6.7.2.2-22 
6.7.2.2-23 
6.7.2.2-24 
6.7.2.2-25 
6.7.2.2-26 
6.7.2.2-27 
6.7.2.2-28 
6.7.2.2-29 
6.7.2.2-30 
6.7.2.2-31 
6.7.2.2-32 
6.7.2.2-33 
6.7.2.2-34 
6.8.2-1 
6.8.2-2 
6.8.2-3 
Szenario 2 
Freudenstadt - Restabfa llmengenprognose hausmli 11 ähn 1. Gewerbeab-
fälle Maximal-Szenario 2 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Hausmüll Maximal-Szenario! 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose Sperrmüll Maximal-Szenario! 
Pforzheim - Restabfallmengenprognose hausmü llähn 1. Gewerbeabfäll. 
Maximal-Szenario 2 
Restabfallmengen Calw 2002, Maximal-Szenario 1 
Restabfallmengen Enzkreis 2002, Maximal-Szenario 1 
Restabfallmengen Freudenstadt 2002, Maximal-Szenario 1 
Restabfallmengen Pforzheim 2002, Maximal-Szenario 1 
Restabfallmengen Calw 2002, Maximal-Szenario 2 
Restabfallmengen Enzkreis 2002, Maximal-Szenario 2 
Restabfallmengen Freudenstadt 2002, Maximal-Szenario 2 
Restabfallmengen Pforzheim 2002, Maximal-Szenario 2 
Restabfallmengen Region Nordschwarzwald 2002, Maximal-Szenario 1 
Restabfallmengen Region Nordschwarzwa ld 2002, Max ima l-Szenario 2 
Hausmülldeponien der Region Nordschwarzwald 1992 
Bodenaushubdeponien der Region Nordschwarzwald 1992 
Bauschuttdeponien der Region Nordschwarzwald 1992 
5922POl/02 008 855/3351 
45 
FICHTNER 
BEILAGENVERZEICHNIS 
Anhang 0 
Beilagen 
Nr. 
0. 1-1 
0.1-2 
0.1-3 
0.1-4 
0.2-1 
0.2-2 
Vargenonmene Zuordnungen zu den Wertstoffmengen für das Baslsjahr 
1992, Landkreis Calw 
Vorgenonmene Zuordnungen zu den Wertstoffmengen fOr das Basisjahr 
1992, Enzkreis 
Vorgenoll1l1en Zuordnungen zu den Wertstoffmengen für das Basisjahr 
1992, Landkreis Freudenstadt 
Vorgenolmlene Zuordnungen zu den Wertstoffmengen für das Basisjahr 
1992, Stadt Pforzheim 
Abschatzung des Anteils an den theoretischen Vermeidungsfolgen 
durch "Bestehende/geplante Maßnahmen - und "Erg3nzende Maßnahmen" 
- Bereich Haushalte (Hausmüll und Sperrmüll -
Abschätzung des Anteils an den theoretischen Vermeidungsfolgen 
durch "Bestehende/geplante Maßnahmen" und "Ergänzende Maßnahmenu 
- Bereich Gewerbe -
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Landkreis 
Freudenstadt 
DAS ABFALlWIRTSCHAFTSKONZEPT 
DES LANDKREISES FREUDENSTADT 
SAMMELERGEBNISSE 1993 
STAND 02/94 
I n haI t s ver z eie h n i 5 
Das Abfallwirtschaftskonzept des Landkreises 
Freudenstadt 
Erläuterungen zu den Tabellen 
Getrennte EiDsammlung von A1tstoffen im Jahr 
1993 - Sammelergebnis insgesamt 
·'ergleich der Sammelmengen in den Jahren 
1985 - 1993 
Entwick1UDg der Sammelmengen je Einwohner, 
bezogen auf die einzelnen ErfassUDgsarten 
Darstellung der Sammelergebnisse der Jahre 
1985 - 1993 in verdichteten Mengen 
Berechnung der Recycling-Quoten 
Entwicklung der Kosten 
Entwicklung der Samme1mengen pro Einwohner 
in den einzelnen Gemeinden 1985 - 1993 
Entwicklung des MQllgefUSbestandes 
Abfa11aufkommen 1993 
Wertstoffaufkommen, erfaßt Ober das Duale 
System 
Darstellung des Abfallaufkommens 
Darstellung der Wertstofferfassung Ober das 
Duale System 
Darstellung der Wertstofferfassung Ober den 
Gelben Sack 
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3.5 HausmOlIanalysen 
3.5.1 HausmOlIanalyse Enzkrels 
Zwischen bericht 
Hausmüllzusammensetzung im Enzkreis 
Auftraggeber. Landralsamt Enzkrels 
Amt für Abfallwirtschaft 
ZAhringeraliee 3 
751n ptorzhelm 
Ansprechpartner:Herr Dr.1Elckhoff 
Tel.: 07231/308.{) bzw. 215 
Fax: 07231/308-417 
Auftragnehmer: A+U Pro'. Scheffold & Partner 
Kloseka(np 17 - 40489 Düsseldorf 
Tel.: 0211/40 1055 Fax: 0211140 1020 
Bearbeili.mg: Frau Meyer 
Ber1inSlraße 101 "- 55411 Bingen 
TelJ FaX: 06721142812 
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3.5.2 Hausmüllanalyse Plorzhelm 
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STADT PFORZHEIM 
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AWIPLAN GmbH, Korntal·MlInchingen 
MOnchingen. Dezember 1993 
59 
JNHALTSV1JIZ!:ICHNJS 
SEITE 
1. Eiulcilwte 1 
1. Pm ............ 1 
2.1 PrubcLWlwclolJir=le 1 
2.2 Probenahmemenso J 
3. Sont ........ , •• 4 
3. J Siebuna 4 
3.2 Sortierung 6 
4. Er2.bni ... a 
4.1 DchAltcrd ..... 8 
4.2 Somer.rgebnisso 10 
4.3 Störstofiarateile im Biomüll 12 
4.4 Laboranalysen 11 
S. Aa.nverum, der Ere:ebnlsae 14 
60 
0 
~ g ,= 
CO :0 
0 '" 0 • C/l "5 
Q) • ~
C/l 0 0> 
Q) 
0 .. 
'- E .:::t:. , 
"'0 ~ 
C .. 
CO 8. 
.....J • 
C/l 
<:> 
§ 
Q) E 
"'0 ;;; • .:::t:. CI: 
0 - • C/l " - .s CO 0 - 0 C/l > 0> 
0 
CO 
, 
" - • .0 ~ « c < 
,,; 
~~ 
§ 
s 
§ 
2 
§ 
~ • 
§ § 
R o 
~ ~ ~ I 
..- u~uUOl ---. 
. -
- I ~ 
& 
• " • ., 
, , , 
... 
t 
1 
j .... 
. ~ 
" .{ 
I • ~ 
'" ~ 
I 
~ 
& 
~ 
~ 
\ 
. , , , 
, , 
\ 
, 
, 
~ 
" Q ;. 
• ~
~ 
~ 
~ , 
• • ~ 
~ 
~ 
• 
• ~ ~ ~ 
" ~ ~ ~ • .. ~ ~ I ~ •• • • 
'b;\ \ 
'. • ~ ... 
I'" , .
~~ 
" ~-t 
" .~ , ~~ \ , 
• . ;>. 
\~ \ , 
. \;::)0 
\ ~ 
-
I , 
• • 
'" , 
61 
~ · , ~ , 
" .. • ", " ~ -.. " , . ~ ~ "' ._- --- . • .r • · • ~ ~ .. .. " ~ "' • 0 , c' ~ ., , 
" ~ • , • ., -, · f • " N • .' ~ ~ ~ , ! ., ~ , · ' 0 -. • ~ < \ .-f ~ " .. ~ , 
• • • • " • . , " • • < .. - , ,< ~ , • , -• .. - , " " , ~ I " • ., 0 ~ ~ , • 
b ~ • • '0 ~~ • > • 0 ~ l~ ~ • - ~ c' ~ , • .. • ~ • - ~ '>I.' " ... ~ 
I 1 
l • ,• 
• " ,
La
nd
kr
ei
s 
C
al
w
: 
A
bf
al
/b
ila
nz
 1
99
1 
-
19
93
 
G
es
am
ta
bf
al
la
uf
ko
m
m
en
 
G
es
am
t 
12
7,
05
5 
t 
88
 t 
~
 
p
-
I 
'. ;:.
 
64
,2
96
 t
 
, 
, 
19
91
 
t 
\ de
p
o
n
ie
rt
e 
A
b
fä
ll
e 
G
es
am
l 1
13
,4
86
 1
 
6 6
 t
 
"'"
,,, 
i.~" 
..
..
. 
~'"l;
,. "!
;·7
;·,
.,~
 ":
:.,
 • .1
 
-,
 -
:.
 ~~ ~!
. :f:
~;';;
~~'!
 ~:'
6'_
 .:. . 
55
,7
30
 1
 , 
, "
 ' ..
 ::
-.<
:,' 
~"
.~
, ,.
~,.
,\~
 
. 
. 
"
' 
••
 ~
 ,
..
..
. 
I 
• 
,~
 
,,:<
:::"
 '
;f:}
'~~'
::'{
 .~\~
:;.:
 
G
es
am
l 1
01
,4
52
1 
1
0
6
1
(
"
, 
,
( 
46
,6
22
 t 
57
,6
90
 1
 I 
54
,7
24
1 
19
92
 
19
93
 
\ 
',: '5
,.>
 ,I v
e
rw
e
rt
e
te
 A
b
fä
ll
e
 
_ 
P
ro
b
le
rn
s
to
H
e
 
l{l
 
La
nd
kr
ei
s 
C
al
w
: 
A
bf
al
lb
ila
nz
 1
99
1 
-
19
93
 
In
 d
en
 H
au
sm
ül
ld
ep
on
ie
n 
ei
ng
eb
au
te
 A
bf
äl
le
 
G
es
am
t 6
2.
67
1 t
 
G
es
am
t 5
7.
69
0 
t 
7
1
 
G
es
am
l 5
4.
72
4 
1 
11
.6
18
 t
 
71
 
11
.6
87
1 
fO
.8
28
 t
 
4.
1
7
4
t
· 
'.
 
::.
~tj
~/:
~-:
;~;
~//
;"/
/);
 
2.
71
9 
t I
."::
 ··,
.·:0
··
·· ..
 ··· 
"e
'.:'
 J,
 
>
/
/
/
/
/
/
 
/
/
/
/
;
/
/
.
'
;
/
 
3.
19
8 
1 
·e,.
" 
. ""
,i
',.
",
-.
,,,
,,
 . 
18
.0
64
 t
· 
jg-
~
 H
au
sm
ül
l 
un
d 
S
pe
rrm
ül
l 
19
91
 
13
.7
00
1 
29
.5
84
1 
I .
 '. 
'~
'. ,
,) 
G
ew
er
b
c-
un
d 
In
du
st
rie
ab
fä
lle
 
~
(
@
X
 
12
.8
90
1 
27
.8
08
1 
19
92
 
19
93
 
I' :: 
... ,
', '1
 ni
ch
t 
re
cy
cl
in
gf
äh
i-
. 
..
. 
ge
s 
A
bb
ru
ch
m
at
er
ia
l 
IIIII
IIIII
!I!I 
K
lä
rs
ch
la
m
m
 
~ 
La
nd
kr
ei
s 
C
al
w
: A
bf
al
lb
ila
nz
 1
99
1 
-
19
93
 
ve
rw
er
te
te
 A
bf
äl
le
 
G
es
am
l 
p4
.2
96
 1
 
57
0 
t 
27
.4
16
1 
23
.1
10
 t 
10
.2
00
1 
5.
38
1 
t 
20
.2
39
 1
 ~-
%.
'%
~~
 
Wf
~~
; 
20
.3
79
 t 
5
.3
50
 t
 
6.
29
0 
t 
19
91
 
G
es
am
t 
55
.7
30
 t
 
G
es
am
t 
46
.6
22
 1
 
1.
31
7 
t 
15
.2
51
 t
 
2.
17
9 
t 
21
.0
31
 t
 
6.
B
44
 t 
19
92
 
19
93
 
S
lr
aß
en
-
\~
~
\ G
rü
n
ab
lä
ll
e 
1.
; 
...•
 : .
. _
;:.
\ 
W
er
ls
to
lf
e 
r 
I
·
 •
. 
au
fb
ru
ch
 
111
111
111
111
11 
B
a
u
sc
h
u
tt
 
ve
lu
n
re
fn
fg
le
r 
E
rd
a
u
s
h
u
b
 
'" "'" 
3.5.4 Hausmüllanalyse Freudenstadt 
Hausmüllanalyse 
Kreis Freudenstadt 
Im Auftrag des 
Landratsamtes Freudenstadt 
Institut für Siedlungswasserbau. 
Wassergüte- und Abfallwirtschaft 
Abteilungsleiter: 
Projektleiter: 
.sachbearbeiter: 
o. Univ. Prof. Or.-lng_ O. Tabasaran 
Priv_ Ooz_ Or.-lng. W .. Bidlingmaier 
Oipl.-Ing. J .-M. Sidaine 
Oipl.-Geol. O. Clauß 
Stuttgart. im November 1991 
65 
66 
Inhalt 
, . Exposition 
2. Proben ahme 
3 . Sortierung 
3.1 Fraktion I: 0 • B mm 
3.2 "i'raktion 11: 8 • 40 mm 
3.3 Fraktion 111: 40 • 120 mm 
3.4 . Fraktion IV: > 120 mm 
4 . Auswertung 
4 .1 Grunddaten 
4 .2 Berechnungsschema 
5. Berechnung der 'BioabfaUmengen 
6. Effektivität der Wertstoffsammlungen 
6.1 Altpapier 
6.2 Glassammlung 
6.3 GartenabfäUe 
Seite 
1 
2 
3 
3 
3 
3 
4 
7 
7 
9 
22 
23 
23 
23 
23 
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3.6 AbfallbIlanz Baden-Württemberg 
Siedlungsabfälle in Baden-Württemberg 
Herausgeber: 
Umweltministerium 
Baden-Württemberg 
Postfach 10 34 39 
70029 Stuttgart 
Abfallbilanz 1993 
Bearbeitung: 
Statistisches Landesamt 
Baden-Württemberg 
Postfach 10 60 33 
70049 Stuttgart 
68 
Abfallbilanz 1993 
Inhalt 
Vorwort 
Abfallbilanz 1993 
Erläuterungen zu den Tabellen und Schaubildern 
Abbildungen 
Seile 
1 
9 
17 
1: Abfall- und Wertstoffaufkommen in Baden-Württemberg 1984 bis 1993 23 
2;- Getrennt erfaßle Wertstoffmengen in Baden-Württemberg 1993 25 
3: Aufkommen an Siedlungsabfällen in Baden-Württemberg 1993 27 
4: Gesamtaufkommen an Siedlungsabfällen in Baden-Württemberg 1993 29 
Tabellen/Schaubilder 
1 : Aufkommen an Haus- und Sperrmüll, Gewerbe- und Baustellenab- 30 
fällen einsehl. Rückständen aus Sortieranlagen 1993 
2: Aufkommen an Haus- und Sperrmüll 1993 32 
3: Aufkommen an Gewerbe- und Baustellenabfällen einseh!. Rück- 34 
ständen aus Sortieranlagen 1993 
4: Aufkommen an Gewerbe- und Baustelleriabfällen einschI. Rück- 36 
ständen aus Sortieranlagen je Beschäftigten 1993 
5: Aufkommen an Haus- und Sperrmüll, Gewerbe- und Baustellenabfällen 38 
einschI. Rückständen aus Sortieranlagen 1990 bis 1993 
6: Reduzierung des Abfallaufkommens dureh Verwertung und Be- 40 
handlung 1993 
7: Wertstoffaufkommen 1993 42 
8: Wertstoffaufkommen 1990 bis 1993 44 
9: Wertstoffmenge nach Art der Sammlung 1993 46 
10: . Papier/Pappe aus Wertstoffsammlungen 1993 48 
11 : Glas aus Wertstoffsammlungen 1993 50 
12: Metalle aus Wertstoffsammlungen 1993 52 
13: Grun- und Bioabfälle aus getrennter Erfassung 1993 
14: Problemstoffe aus getrennter Erfassung 1993 
15: Bevölkerung am Ort der Hauptwohnung und sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigte am 3D.Juni 1993 
16: Restlaufzeiten Hausmulldeponien (Stand Juni 1994) 
17: Kommunale oder im Auftrag betriebene Entsorgungsanlagen 
der Kreise (einsch\. gewerblicher Sortier- und Bauschuttrecycling-
anlagen) 1993 
Übersichts plan 
Hausmulldeponien, Mullheizkrafiwerke, Kompostwerke 
(Stand Juni 1994) 
Übersichtsplan 
Hausmull-, Gewerbe- und Baustellenabfallsortieranlagen 
(Stand Juni 1994) 
69 
54 
56 
59 
60 
62 
65 
67 
70 
Baden-Worttemberg 1992 
Baden-Worttemberg 1993 
Tuttlingen 
Ravensburg 
Bodenseekreis 
TObingen 
Konstanz 
Freudenstadt 
Neckar-Odenwald-Kreis 
A1b-Donau-Krels 
Biberach 
- Zollemalbkreis 
Ulm, Stadt 
. Ostalbkreis 
Maln-TaubeT-Kreis 
Sigma ringen 
Enzkreis 
Esslingen· 
Rems.Murr-Kreis 
Schwarzwald.Baar-Kreis 
Schwabisch Hall 
CalW 
Rheln-NeckaT-Kreis 
Waldshut 
Rottweit 
Heidelberg, Stadt 
Emmendingen 
BObIingen 
Breisgau-Hochschwarzwald 
Karlsrune. Land 
Pforzheim, Stadt 
Lörrach 
Heilbronn. Land 
Rastett 
Heidenheim 
Ortenaukreis 
Freibufg, Stadt 
GOppingen 
Baden-Baden, Stadt 
HOhenlohekreis 
Reutlingen 
Heilbronn. Stadt 
Karisrulle, Stadt 
Sluttgart, Stadt 
LudwigsbuTg 
Mannheim, Stadt 
-Wiegung seit 01.07.93 
Aufkommen an Haus- und Sperrmüll 
je Einwohner 1993 
(ohne Wertstoffe und Blo-/GrOnabfälle) 
"t::::::::::::::::::::::::~~~~226 = 200 
'21 
'29 
'35 
'35 
'4' 
149 
153 
155 
'56 
160 
161 
'61 
161 
168 
11' 
113 
114 
115 
116 
118 
119 
119 
180 
182 
'85 
'86 
'88 
198 
202 
205 
205 
213 
223 
231 
233 
236 
240 
251 
255 
26' 
265 
212 
281 
o 50 '00 150 200 250 300 
In kg pro Einwohner 
• HausmOlI 0 SperrmOlI 
Statistisches Landesamt Baden·Worttemberg 
309 
350 
71 
4. Aufgabenplanung 
Im Verlauf der Bürgerbeteiligung an der Abfallplanung müssen verschiedene Aufga-
ben erledigt werden. Zu Beginn der Beteiligung wurde eine Aufgabenplanung erar-
beitet die Zeitvorgaben, die Verteilung von Aufgaben und Ergebnisse formal aufein-
ander bezieht. Diese Aufgabenplanung wird im Folgenden schematisch wiedergege-
ben. 
• Übersicht über die Bürgerbeteiligung an der Abfallplanung in der Region Nord-
schwarzwald 
• Vorphase der Bürgerbeteiligung 
• Phase I, Restabfallbestimmung 
• Phase 11, Verfahrensvergleich zur Restabfallbehandlung 
• Phase 111, Standortfindung{en) für die Restabfallbehandlung in der Region Nord-
schwarzwald 
La
nd
kr
ei
se
 C
al
w
, 
Fr
eu
de
ns
ta
dt
, 
E
nz
 u
nd
 S
ta
dt
 P
fo
rz
he
im
, 
A
ka
de
m
ie
te
am
 
E
rm
itl
lu
ng
 d
er
 lo
ka
le
n 
pO
lit
is
ch
en
 S
itu
at
io
ne
n,
 
D
ur
ch
si
ch
t d
er
 T
ag
es
ze
itu
ng
en
, 
In
te
rv
ie
w
s 
In
te
re
ss
en
pr
O
fil
 b
es
te
he
nd
 a
us
 E
nt
sc
he
id
un
gs
ne
tz
e'
; u
nd
 T
he
m
en
st
el
/u
ng
en
 in
 d
en
 4
 K
re
is
en
 
. 
. 
1 
1 
Ph
as
en
 
V
or
ph
as
e:
 Bes
tan
dsa
ufn
ah~
_ Ph
as
e 
I: 
R
es
ta
bf
al
/b
es
tim
m
un
g:
:>
 P
ha
se
 1
1: 
A
bf
al
/b
eh
an
dl
un
g:
:>
 P
ha
se
 1
/1:
 S
ta
nd
or
tb
es
tim
m
un
 
A
kl
eu
re
 
f-
-
A
ul
ga
be
n 
La
nd
kr
ei
se
, 
R
eg
io
n,
 
' 
In
te
re
ss
en
gr
up
pe
, 
P
ra
je
kt
be
ira
t, 
' 
tn
te
re
ss
en
gr
up
pe
, 
P
ro
Je
kt
-
., 
B
ür
ge
r a
us
 m
ög
lic
he
n 
S
ta
nd
-
Fi
ch
tn
er
, 
1 
A
K
 P
ro
je
kt
be
gl
ei
tu
ng
, 
1 
be
ira
t, 
A
K
 P
ro
je
kt
be
gl
ei
tu
ng
, 
1 
or
tg
em
ei
nd
en
, 
P
ro
je
kt
be
ira
t, 
P
.A
.N
, 
Fi
ch
tn
er
, P
.A
.N
, 
Fi
ch
tn
er
, P
.A
.N
, 
A
K
 P
ro
je
kt
be
gl
ei
tu
ng
, 
Fi
ch
tn
er
, 
A
ka
de
m
ie
te
am
 
1 
A
ka
de
m
ie
te
am
 
1 
A
ka
de
m
i.e
te
am
, 
,I
 P
.A
.N
" 
A
ka
de
m
ie
te
am
 
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
~
-
-
-
-
-
-
B
es
ta
nd
sa
uf
na
hm
e 
un
d 
R
ah
m
en
ko
nz
ep
tia
n 
er
ar
be
ite
n 
W
er
tb
au
m
an
ai
ys
e,
 
O
pt
io
ne
n 
sp
ek
tru
m
 e
rs
te
lle
n,
 
Lo
ka
le
n 
K
on
te
xt
be
zu
g 
he
rs
te
lle
n,
 1
 
R
eg
io
na
le
s 
R
es
ta
bf
al
/a
uf
ko
m
m
en
 
W
er
tb
au
m
an
al
ys
e,
 .
 .
 
. 
1 
O
pt
io
ne
ns
pe
kt
ru
m
 e
rs
te
lle
n 
O
pt
io
ne
n 
pr
io
ris
ie
re
n 
.1
 
~e
st
im
me
~ 
_
_
_
_
 I _
_
_
_
 ~
 
B
ür
ge
rf
or
en
 b
ild
en
, 
V
er
fa
hr
en
 f
es
lle
ge
n,
 
S
ta
nd
or
tk
rit
er
ie
n 
fin
de
n,
 
O
pt
io
ne
n 
be
w
er
te
n,
 
S
ta
nd
or
tw
ah
l 
E
,g
.b
nl
s 
I 
S
tr
uk
tu
rie
rt
es
 t
he
m
a-
tis
ch
es
 V
er
st
än
dn
is
, 
In
te
re
ss
en
gr
up
pe
n 
M
aß
na
hm
en
 z
ur
 
R
es
ta
bf
al
lv
er
m
ei
du
ng
-u
nd
 
-v
er
w
er
tu
ng
 d
er
 K
re
is
e 
1 
R
es
ta
bf
al
lb
es
tim
m
un
g 
de
r 
R
eg
io
n 
V
er
fa
hr
en
 d
er
 
R
es
ta
bf
al
lb
eh
an
dl
un
g 
de
r 
R
eg
io
n 
em
pf
eh
le
n 
S
ta
nd
or
t(
e)
 d
er
 
R
es
ta
bf
al
lb
eh
an
dl
un
g 
em
pf
eh
le
n 
V,
,'au
' 
I 
O
kt
ob
er
 9
3 
-
Ja
nu
ar
 9
4 
>
J
a
n
u
a
r 
-
A
ug
us
t 9
4 
> 
Ju
li 
-
O
kt
ob
er
 9
4 
::>
 199
5 
i\! 
Phase 
Akteure 
Vorphase: 
Bestandsaufnahme des öffentlichen Interesses an der Abfall-
behandlung in der Region Nordschwarzwald 
• Umweltministerium des landes 
Baden-WOrltemberg 
• Region - IHK 
- Regionalverband 
• Gebietskörperschaften 
• Interessengruppen 
• PAN. 
- GeschäftsfOhrung 
- Aufsichtsrat 
- Beirat 
• logenlaurbüra Flehtner 
• Akademieteam 
--1------------
Aufgaben Bestandsaufnahme und Bahmeokoozeptjoo 
• Bildung der Gremien 
• Suche nach Ansprechpartnern In der Region 
• Erarbeitung der umweltpolitischen und planerischen 
Rahmenrichtlinien 
• Kurzbeschreibung der Interessengruppen 
• Charakterisierung der einzelnen Kreise 
• Enmittlung der Themenfelder und ThemenglIederung 
• Allgemeine AUfgabenstruktur der Konsensuskonferenz 
• Prüfung von Beispielen im In- und Ausland 
I- - ------- ---
Ergebnisse • Struktur der Konsensus- • Zusammensetzung der 
Konsensuskonferenz 
Verlauf 
konferenz 
• Optionen der Vermeidung und 
Verwertung 
• Entscheidungsrahmen 
• Regionales Aktionsnetzwerk 
• Zusammensetzung der 
übrigen Gremien 
(Projektbeirat. 
AK Projektbegleitung) 
Oktober 1993 - Januar 1994 
Arbeitslreffen 
P.A.N. 
Fichlner 
Akademie 
, 
Aufsichlsrat~ und 
BeiratsilZung der 
PAN 
+ Treffen mit den Gruppen 
und der öffentlichen 
Verwaltung 
~ Akademie tu, Technlkfolgenabsch6lzung In Baden- Württembe'g 
73 
74 
Phase Phasel: 
Bestimmung des Restabfallaufkommens 
der Region Nordschwarzwald 
Akteure • Interessengruppen der Region 
• P.A.N., Gebietskörperschaften 
• Projektbeirat 
• Arbeitskreis Projektbegleitung 
• Ingenieurbüro Fichtner 
• Akademieteam r- - t- - - - - - - - - - -
Aufgaben Bestimmung des Bestabfallaufkommens der Region 
• VorsChläge zur Vermeidung und Verwertung sammeln 
• Optionenspektrum fOr Vermeidung und Verwertung mit den 
Gruppen erstellen 
• Zuständigkeiten kla.ren, Bedingungen der Umsetzung 
erarbeiten 
• Faktoren zu Prognose eines Restabfallaufkommens der 
Region in 2002 festlegen 
• Restabfallaufkommen definieren - - I- - - - - - - - - - -
Ergebnisse BÜrgerautachleo mjt: 
Verlauf 
• maBnahmenunabhänglgen Prognosefaktoren zur 
Ablallbeslimmung 
• maBnahmenabhängigen Prognosefaktoren zur 
Ablallbestimmung 
• Restabfallbestimmung für 2002 
Eimu~lzUDg llQD AwailsQeuggell 
• Verminderung von derzeitigen Prognoseunsicherheiten 
durch Arbeitsgruppen 
, 
Interviews mit 
den Interessen-
gruppen 
, 
Projekt-
beirats-
sitzungen 
Januar 94 - August 94 , , 
5 Konsensus- Sitzungen des 
konferenzen AK-Projekt-
begleitung 
> , 
Aufsichtsrat- und 
Beiratsitzungen 
der PAN. 
=~~~= Akademie für TechnlkfolgenabschOtzung In Baden- WOrttemberg 
Phase 
Akteure 
t- -
Aulgaben 
t- -
Ergebnisse 
Verlauf 
Phase 11: 
Wertbaumanalyse und Bestimmung der Ablallbehandlung 
der Region Nordschwarzwald 
• Interessengruppen der Region 
• Experten aus dem Bereich "Abfalttechnik" 
• P.A.N. 
• Projektbeirat 
• Arbeitskreis Projektbegleitung 
• Akademieteam 
r - - - - - - - - - - -
Vergleich verschiedener Verfahren 
• Erarbeitung eines Wertbaumes fDr jede Mediationsgruppe 
• Optionenspektrum für die Behandlung des Restabfall-
aufkommens aufstellen, z.8.: 
- dezentrale und zentrale Möglichkeiten 
- biologisch-mechanische und thermische Möglichkeiten 
• Grundlagen für regionale Zusammenarbeit aus Sicht der 
Gruppen und der Verwaltung erarbeiten 
• Prioritätenliste der technischen Optionen zur Restabfall-
behandlung 
r - - - - - - - - - - -
Bürgergutacbten 
mit Empfehlungen der beteiligten Gruppen für ein flächen-
deckendes Restablallbehandlungskonzept der Region 
an die P.A.N. 
Juli 94 - Oktober 94 , 
+ t ~ 
Interviews mit 
den Interessen-
gruppen 
Projektbeiral-
sitzungen 
AK Prolekt-
begleitung-
sitzungen 
mehrere 
Konsensus-
konferenzen 
I I Akademie für Technlkfolgenobsch6lzung In Boden· Würtlemberg 
75 
76 
Phase 
Akteure 
I- -
Aufgaben 
Phase 1\1: 
BOrgerbeteiligung bei der Standortfindung rar Einrichtungen zur 
Restabfallbehandlung in der Region Nordschwarzwald 
• Arbeitskreis • BOrger aus möglichen 
Standortgemeinden Projektbegleitung 
• Interessengruppen der Region • Projektbeirat 
• P.A.N • Experten tor Fragen der 
AbfaJhechnik und Standortwahl • Konsensuskonferenz 
• Akademieteam 
r - - -
• Auswahl der Bürger Ober ein Stichprobenvertahren, die in den 
BOrgerforen mitarbeiten 
• Konsensbildung über das Verfahren 
• Informationen über die Restabfallbehandlung 
• Expertenanhörungen 
• Anhörung der Interessenverbände 
• Diskussion Ober Kriterien, Kriteriengewichtung für die 
Standortentscheidung 
• Bewertung der Optionen und Konsensbildung 
• BGrgerversammlung In den Kreisen und Präsentation 
der Ergebnisse 
t- - -t- - -
Ergebnisse BOrgergutachten 
Verlauf 
• Standort empfehlungen 
• Empfehlung eines regionalen Restabfallbehandlungskonzeptes 
und der dazugehörigen Standorte! des dazugehörigen 
Standortes an die P.A.N. 
, 
SitZungen der 
Konsensus. 
konferenz und der 
Obligen Gremien 
8 Monate , 
Sitzungen der 
8 BUrger10ren 
Expertenanhörungen 
, 
AbschluBsitzungen 
Sürgerversamm-
lungen 
, 
Aufsichtsral· 
sitzungen 
! Akademie für TechnikfotgenobSChOt2ung In Baden- WOrtfemberg 
~-
5. Veranstaltungen 
17. Januar 
20. Januar 
24. Januar 
25. Januar 
28. Januar 
31. Januar 
2. Februar 
7. Februar 
10. Februar 
18. Februar 
21. Februar 
23. Februar 
23. Februar 
2. März 
3. März 
4. März 
15. März 
77 
P.A.N. Beirat-Sitzung 
Gespräch im Landratsamt Freudenstad! 
P.A.N. Aufsichtsratsitzung 
Gespräch im Landratsamt Enzkreis 
Besprechung mit der P.A.N. in Pforzheim 
Gespräch im Landratsamt Calw 
Gespräch mit P.A.N. und Fichtner 
1. Sitzung des Projektbeirats in der Akademie 
Erstes Treffen mit den Landfrauen in der Akademie 
1. Treffen mit BUND und Bürgerinitiativen aus Freudenstadt im 
Umweltzentrum Freudenstadt 
Gespräch im Regierungspräsidium Karlsruhe 
1. Sitzung des Arbeitskreises Projektbegleitung in Pforzheim 
1. Treffen mit BUND, Bürgervereinen und Bürgerinitiativen aus 
dem Raum Calw, Enzkreis und Pforzheim im Naturschutz-
zentrum Pforzheim 
Treffen mit der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald in Nagold 
Wertbaumerhebung mit dem Besseren Müllkonzept im 
Naturschutzzentrum Pforzheim 
Wertbaumerhebung mit den Landfrauen in Calw 
Gespräch mit der Bürgerinitiative "Deponie nie nie" in 
Unterhaugstedt 
78 
21. März 
23. März 
26. März 
13. April 
15. April 
18. April 
21. April 
25. - 28. April 
29. April 
Wertbaumanalyse mit dem BUND im Naturschutzzentrum 
Pforzheim 
1. Treffen mit dem Landwirtschaftlichen Maschinenring Calw-
Böblingen in Herrenberg 
1. Konsensuskonferenz in Calw 
2. Sitzung des Arbeitskreises Projektbegleitung 
Verschicken eines Fragebogens zur Bewertung von 89 
Vermeidungs- und Verwertungsvorschlägen an die 
Mediationsgruppen und die Kreise mit der Bitte um eine 
Beantwortung bis spätestens 25. April. 
P .A.N.-Beiratssitzung 
Diskussion über Aspekte der Konsensuskonferenz 
• Teilnehmerzusammensetzung 
• Informationslage der Teilnehmer 
• Selbslverpflichtungen bei Maßnahmen zur Vermeidung 
und Verwertung 
• Vorstellen des Fragebogens 
Verschicken der Kurzfassung zur überarbeiteten Restabfall-
mengenprognose an die Mediationsgruppen 
Auswertung der Fragebögen 
2. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase I 
• Bewertung der Maßnahmen auf Wünschbarkeit und 
Effizienz durch die Teilnehmer 
• Selbslverpflichtungsangebote zur Maßnahmendurch-
führung durch die Teilnehmer 
• Fragen an Fichtner diskutieren 
2. Mai 
5. Mai 
9. Mai 
26. Mai 
13. Juni 
17. Juni 
27. Juni 
29. Juni 
4. Juli 
79 
PAN. Aufsichtsratsitzung 
Präsentation der vorläufigen Ergebnisse aus Phase I 
• Vorgeschlagene Maßnahmen, die gewünscht werden und 
hohe Effizienz tragen 
• Fragen und Kritikpunkte am Fichtnergutachten 
Einholen von Selbstverpflichtungen der Gruppen zu 
Maßnahmen der Vermeidung und Verwertung 
Versenden des Gutachtens zum Verfahrensvergleich an die 
Mediationsgruppen 
2. Projektbeiratsitzung 
• Erste Ergebnisse der Evaluation 
• Verfahrensdarstellung 
Umweltausschuß Pforzheim 
Umweltausschuß Freudenstadt 
3. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase I 
• Bewertung der Einflußfakloren wie Bevölkerungs-
entwicklung, Konsumverhalten und wirtschaftliche 
Entwicklung auf die Restabfallmenge 
Beiratssitzung PAN. 
Abendveranstaltung im Kurhaus in Freudenstadt um 19.30 
Uhr zum Thema 'Was tun mit dem Müll im 
Nordschwarzwald?' - Kalte Rotte, Thermoselect oder 
Verbrennung? 
P .A. N. -Aufsichtsratsitzung 
• Darstellung der Zwischenergebnisse der 
Konsensuskonferenz 
• Vorstellung der konkreten Arbeitsschritte in Phase" 
Vorbereitung des Themas 'Verwertung im Bioabfall' m~ 
Maschinenrlng, Bauerverband und Landfrauen in Herrenberg 
80 
7. Juli 
8. Juli 
9. August 
11. August 
12. August 
19. August 
September 
Vorbereitung der Maßnahme "Lebensmittel handel" mit dem 
Einzelhandelsverband in der Akademie 
Vorbereitung des Themas "Vermeidungs- und Verwertungs-
quoten im Hausmüll" mit BUND, Besseres Müllkonzept und 
Bürgervereine im Naturschutzzentrum Pforzheim 
4. Konsensuskonferenz Phase 1 
• Selbstverpflichtungen der Gruppen zu Maßnahmen der 
Reduktion des Restabfallaufkommens 
• Vorläufige Empfehlungen einer Festschreibung der 
Restabfallmenge 
1. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase 11 
• Aufgaben für die Phase 11 besprechen 
• Planungszeitraum festlegen 
- Fragen zum Verfahrensvergleich sammeln 
Verschicken des Entwurfs "Bürgergutachten, Band I" an die 
Mediationsruppen 
Wertbaumanalysen mit den landwirtschaftlichen Gruppen und 
den Gruppen aus Handel und Gewerbe 
Wertbaumanalyse mit den Bürgervereinen 
5. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase I 
• Endgültige Beschlußfassung zur Empfehlung der 
Konsensuskonferenz an die P.A.N. 
2. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase 11 
• Erarbeitung gemeinsamer Bewertungskriterien 
Darstellung des Bürgergutachtens in Politik und Öffentlichkeit 
Einrichtung der Arbeitsgruppen 
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6. Protokolle 
Um einen Überblick über den Argumentationsgang zu bekommen, werden nun die 
Gremienprotokolle aufgeführt. Zunächst folgen die 4 Protokolle der Konsensuskon-
ferenzsitzungen, daran schließen die Protokolle des Projektbeirats an und dann die 
Protokolle des Arbeitskreises Projektbeglekung. 
6.1 Protokolle der Konsensuskonferenz 
6.1.1 Protokoll der 1. Sitzung 
Ort: 
Datum: 
Zelt: 
Berufsschulzentrum Calw 
26.3.94 
10:00 - 17:30 Uhr 
Vertreter der Mediationsgruppen: 
Herr Rosenberg Besseres Müllkonzept 
Frau Suhr Besseres Müllkonzept 
Frau Tessmann Besseres Müllkonzept 
Herr Weiss BI Deponie nie nie 
Herr Hergert BI Deponie nie nie 
Herr Bösch BUND 
Herr Burckhard BUND 
Herr Paffrath BUND 
Herr Feyerabend Bürgerinitiativen 
Frau Hoffmann Bürgerinitiativen 
Frau Rapp Bürgerinitiativen 
Auskunftspersonen: 
Dr. Kramer 
Frau Berkau 
Herr Heizmann 
Herr Hagenbuch 
Herr Prestinari 
Enzkreis 
Kreis Calw 
Kreis Freudenstadt 
Stadt Pforzheim 
Stadt PforzheimlP.A.N. 
Herr Ami Bürgervereine 
Frau R(jder Bürgervereine 
Herr R()der Bürgervereine 
Hsrr Widmaisr Bürgervereine 
Herr Bühle Einzelhandel 
Herr Wenz Einzelhandel 
Frau Herrmann landfrauen 
Frau Schühle landfrauen 
Frau Wössner landfrauen 
Herr Dürr Maschinenring 
Frau Messner Maschinenring 
Frau Fuchs Fichtner 
Hsrr Linder Fichtner 
Frau Kinn P.A.N. 
Herr Strohmeier P.A.N. 
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Beobachter: 
Frau Oppermann Uni Stuttgart Herr Vorwerk Uni Bielefeld 
Frau Scholl Uni Zürich Herr Kaprat Uni Bielefeld 
Akademie: 
Prof. Dr. Renn, Herr Schild, Frau Rettich, Herr Wilhe/m, Frau Borrmann, Herr 
Wockenfuß, Herr Jäger 
Protokoll: P. Schild! U. Wilhelm 
1 . Begrüßung (Renn) 
Herr Renn begrüßt die anwesenden Vertreter und Vertreterinnen der Mediations-
gruppen, der Gebietskörperschaften, der P.A.N. und des Ingenieurbüros Ficht-
ner. Er entschuldigt die Abwesenheit von Vertretern des Baugewerbes. der 
Handwerkskammer des Hotel- und Gaststättenverbandes und der IHK. Diese 
Gruppen haben grundsätzlich ihre Zusage zur Teilnahme am Verfahren gege-
ben. sind aber am heutigen Tag verhindert. Sie werden von der Akademie über 
den Inhalt und Verlauf dieser Konsensuskonferenz unterrichtet und werden 
hoffenllich bei der nächsten Konsensuskonferenz aktiv teilnehmen. 
2. Überblick über den Entscheldungsprozeß (Rettich) 
Verhandlungsspielräume: 
Frau Rettich erläuterte die zur Diskussion stehenden Verhandlungsinhalte und 
zeigte den Spielraum möglicher Entscheidungen auf. Die Kompetenzen in der 
Abfallplanung der Region Nordschwarzwald sind folgendermaßen geregelt: 
• 
• 
Das Erstellen von Abfallwirtschaftskonzepten liegt in der Kompetenz der Kreise . 
Dazu gehört insbesondere auch die Suche geeigneter Deponiestandorte. 
Zur Ausarbeitung eines Konzeptes zur Restabfallbehandlung für die Region 
wurde eine Planungsgesellschaft gegründet (P.A.N.), in der die vier Gebiets-
körperschaften vertreten sind. Das zu erarbeitende Konzept umfaßt die Defini-
tion des zukünftigen Restabfallaufkommens, die Wahl eines geeigneten Re-
stabfallbehandlungsverfahrens und die Suche von einem oder mehreren 
Standorten für Restabfallbehandlungsanlagen. 
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Die (PAN.) ist die Empfängerin der Empfehlungen, die von den Interessen-
gruppen (Phase I und 11) und den Bürgerforen (Phase 111) erarbeitet werden. 
Fragen der Venmeidung und Verwertung von Abfällen sind zwar wichtig zur De-
finition des zukünftigen Restabfallaufkommens, deren Umsetzung gehört je-
doch nicht zum Aufgabenbereich der PAN. und liegen deshalb auch weitge-
hend außerhalb des direkten Einflußbereichs dieses Beteiligungsverfahrens. 
Wichtig für die Mediationsverhandlungen sind Fragen der Dimensionierung 
des oder der Restabfallbehandlungsverfahren, die Art der Behandlung 
(thermischlkalt, zentraVdezentral etc.) sowie die Suche von Standorten für die 
Behandlungsanlage(n). Nicht oder nur indirekt zur Diskussion stehen Deponie-
konzepte oder -standortsuchen. 
Organisationsstruktur des Beteiligungsprojekts: 
Die Akademie hat zwei Begleitgremien zur Beratung und Kontrolle des Ablauf des 
Projekts ins Leben gerufen: 
1. Der Arbeitskreis Projektbegleitung setzt sich aus Vertretern der Gebietskörper-
schaften, der PAN. sowie wichtiger Interessengruppen zusammen, Er soll 
überprüfen, ob das Verfahren auf faire Art und Weise abläuft und ob die wichti-
gen Interessengruppen der Region angesprochen werden, ob die zur Verfü-
gung gestellten Unterlagen korrekt sind. Er besitzt jedoch keine Entschei-
dungsbefugnisse. 
2. In den wissenschaftlichen Beirat wurden vornehmlich Experten aus den techni-
schen und sozialwissenschaftlichen Bereichen berufen. Diese sollen für die 
Akademie beurteilen, ob das gewählte Verfahren Modellcharakter für weitere, 
ähnliche Projekte in anderen Regionen oder mit anderen Problemstellungen 
haben kann. Auch dieser Beirat besitzt keine Entscheidungsfunktionen, son-
dern soll einzig die Akademie beraten. 
Eine Übersichtsdarstellung über die Struktur des Beteiligungsverfahrens sowie 
eine Liste der Zusammensetzung der Begleitgremien liegen im Anhang bei. 
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Ziel der heutigen Verenstaltung: 
In den Vorgesprächen mit den Mediationsgruppen wurden Maßnahmenkataloge 
zur Abfallermittlung, -vermeidung und -verwenung In der Region Nordschwarzwald 
erarbeHet. Diese Vorschläge wurden nach dem Schema eines Stoffflußdiagramms 
geordnet und liegen als Tischvorlage vor. Oie erste Konsensuskonferenz soll er-
stens den Maßnahmenkatalog vervollständigen und soweit wie möglich konkreti-
sieren. Zweitens werden KrHiken, Anregungen und Vorschläge, die das Fichtner-
Gutachten betreffen, gesammelt. Aufgrund des Maßnahmenkatalogs und der An· 
merkungen zum Fichtner-Gutachten soll eine neue AbschAtzung des Restab-
fallaufkommens eingeleitet werden. Alle vorgeschlagenen Maßnahmen und Be-
denken werden an Flchtner, an die P.A.N. und an die zuständigen Kreisverwaltun-
gen weitergeleitet und don so weit wie mOglich in die Schätzung der Restabfall-
menge einbezogen. 
Weitere Konsensuskonferenzen: 
Es ist geplant, bis Ende Juni zwei oder drei weitere Konsensuskonferenzen durch-
zuführen. Bis dahin sollen die Auswirkungen der Maßnahmenvorschläge quantni-
zien und das zukünftige Restabfallaufkommen definen werden. Gleichzeitig wer-
den bereits Fragen der Restabfallbehandlung (Phase 11) angesprochen, eine Ent-
scheidung zu diesem Thema ist aber erst im Herbst diesen Jahres vorgesehen. 
3. Tagesordnung und VerfBhrensregetn (Renn) 
Oie Teilnehmer der Konsensuskonferenz stimmen der vorgeschlagenen Tagesord· 
nung einstimmig zu. Herr Renn schlägt folgendes Verfahren zur Baschlußfassung 
vor: 
• 
• 
• 
Es wird in allen Fragen Konsens angestrebt. 
Es werden keine Mehrheitsentscheidungen getroffen. 
Falls kein Konsens erreicht werden kann, werden die Einzelvoten schriftlich 
festgehalten. 
Dieses Beschlußfassungsverfahren wird ebenfalls einstimmig angenommen. 
Oie Regeln der Konsensuskonferenz liegen den Teilnehmern schriftlich vor. Siehe 
Anlage zum Protokoll. 
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Herr Renn betont insbesondere, daß alle Teilnehmer gleichberechtigt sind und daß 
Moralisierungen oder persönliche Angriffe nicht statthaft sind. Dies bedeutet 
nicht, daß emotionale Äußerungen ausgeschlossen sind, solange sie sachbe-
zogen und nicht verletzend sind. 
Die Teilnehmer erklären die Regeln einstimmig für verbindlich. 
4. Vorstellung der Teilnehmer und TeIlnehmerinnen 
Alle Teilnehmer und Teilnehmerinnen stellen sich vor. 
5. StoffflOsse Im Überblick 
Herr Renn erläutert das in der Tischvorlage enthaltene Stoffflußdiagramm, das den 
Lebenszyklus von Produkten von den Rohstoffen bis zur Entsorgung verdeutli-
chen soll. Die in den Vorgesprächen gesammelten und dem Fichtner-Gutach-
ten entnommenen Maßnahmen zur weiteren Reduktion des zukünftigen Rest-
abfallaufkommens wurden den einzelnen Bereichen des Stoffflußes 
zugeordnet. Der Vorteil dieser Darstellung besteht darin, daß die Voraus-
setzungen und Rückwirkungen einzelner Maßnahmen besser ersichtlich sind. 
6. ZusammenfOhrung von Maßnahmen zur Abfallermittlung, -vermeidung und 
-verwertung 
Ressourcenschonung: 
a) Substitution von Phosphstdüngern durch Klärschlamm 
Prob/em/age: 
Bislang werden Klärschlämme zentral in Kläranlagen aufbereitet (große Transport-
wege, Vermischung von stark kontaminierten mit wenig unbelasteten Schlämmen). 
Die SChadstoffbelastung der Klärschlämme bedeutet ein Risiko für die landwirt-
schaftlichen Produktionsflächen, auf denen sie zum Teil ausgebracht werden. Für 
die Bauern ist das Gefahrenpotential schwer abschätzbar, da die Schadstoffmes· 
sungen bei der Einleitung aus Sicht der Landwirtschaft unzureichend sind, Unsi-
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cherheiten Ober noch nicht bekannte Schadstoffarten bestehen sowie die Herkunft 
der Schlämme nicht bekannt ist. Außerdem muß geklärt werden, ob die RIsikohaf-
tung der Bauern durch das Bodenschutzgesetz teilweise von den Gebietskörper-
schaften übernommen werden kann. 
Maßnahmenvorschlllge: 
• Ausbringung der Klärschlämme an den Orten, wo sie anfallen. Besseres Wis-
sen· über die Zusammensetzung der KlärschlAmme, erhöhtes Verantwortungs-
bewußtsein durch Dezentralisierung. 
a) Systematische Kontrollen! Messungen, Einleiterkontrollen 
b) an der Kläranlage 
c) der Bodenbelastung 
d) der Schadstoffaufnahme durch die Pflanzen 
• Verbesserung der Haftungslage für die Abnehmer 
a) der Kreis garantiert ausreichende Qualität der kreiseigenen Schlämme 
(Kreis als Treuhänder) 
b) analog zur Gefährdungshaftung im Abwasserbereich wird ein entspre-
chender Artikel ins Bodenschutzgesetz des landes aufgenommen 
• Überprüfung und gegebenenfalls Reduktion der Grenzwerte für akzeptable 
Belastung der Klärschlämme (Gleichbehandlung von Mineraldüngern und 
Schlämmen) 
Herr Linder erklärt, daß sich das Fichtner-Gutachten zu Fragen der Verwertung von 
Klärschlamm auf ein separates Klärschlammgutachten stOtzt. Er hält fest, daß 
Mengen an Klärschlämmen, die auf landwirtsChaftlich genutzter Fläche ausge-
bracht werden, stark rückläufig sind und daß eine Erhöhung unwahrscheinlich 
ist. 
b) Vermeidung rohstoffintensiver Erzeugnisse 
Problemlage: 
Es gibt keine verbindlichen Kriterien und damit keine Transparenz zur Unterschei-
dung von rohstoffintensiven und ökOlogiSCh prOduzierten Erzeugnissen. (-+ Pro-
bleme beim Erlaß gesetZliCher Einschränkungen, UnüberSiChtlichkeit für Verbrau-
cher und Gewerbe) 
Maßnahmen vorschläge: 
• Öffentlichkeitsarbeit (Beratung von Haushaltungen und Gewerbe) 
• Förderung rezyklierbarer Materalien 
• Bevorzugung ökologisch orientierter Unternehmen bei der Ansiedlung neuer 
Gewerbebetriebe. 
c) Förderung nachwachsender Rohstoffe 
Prob/em/age: 
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Für einige nachwachsende Rohstoffe (Bsp. Rapsöl) liegen kontroverse Energiebi-
lanzen vor. Die Wettbewerbsfähigkeit ist für ökologisch arbeitende Unternehmen oft 
durch die damit verbundenen höheren Kosten beeinträchtigt. 
Maßnahmenvorsch/äge: 
• kommunale Förderung von Erdöl-Substituten durch Marktsatzungen 
• Förderung von Maisstärke (Verpackungsrohstoff) und Flachs (Verpackung, 
Textilien, Bodenbeläge, Farben, Autoindustrie) 
• Koppelung mit Flächennutzung (nachwachsende Rohstoffe auf sonst brachlie-
genden Flächen anbauen) 
• Kommunale Unterstützung ökologisch ausgerichteter Unternehmen 
d) Substitution von umweltschädigenden Stoffen 
Prob/em/age: 
Für Einzelhändler hat der Verzicht auf umweltschädigende Stoffe (z.B. Mehrweg-
verpackungen) oft eine schwächere Wettbewerbsfähigkeit zur Folge, da sie an grö-
ßere Handelsketten angeschlossen sind, auf deren Handeln sie nur bedingt Einfluß 
nehmen können. Viele Verbraucher sind nicht bereit oder nicht daran interessiert, 
umweltverträglichere Produkte zu kaufen, da diese oft eine geringere Funktions-
tüchtigkeit aufweisen (Bsp. Tipp-Ex, Kunstharze). In Fragen der Kostenabwälzung 
(z.B. Ökosteuern ) ist der Einflußbereich der Kommunen oder der Region klein. 
Maßnahmenvorsch/äge: 
• kommunale Förderung von umweltverträglicheren Stoffen per Marktsatzung 
• Vorbildfunktion der Verwaltung, Schulen und Krankenhäuser ausbauen (z.B. 
Ausschreibungen nach ökologischen Kriterien), Verbesserung des Informati-
onsaustausches zwischen Verwaltungseinheiten 
• freiwillige Vereinbarungen, Selbstverpflichtung von Interessengruppen 
• kommunale Ökosteuern 
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e) Produktionsverfahren 
MaßnahmenvorschllJge: 
• Erstellen von Informationslisten über ökologische Hersteller (durch Organisa-
tionen und Vereine sowie die Kreisverwallung) 
• Förderung des internen Informationsaustausches innerhalb von Interessen-
gruppen und Vereinen (Abfallberatung und Eigeninitiativen fördern) 
• Trend zu Naturmaterialien verstärken (Bsp. Möbelindustrie) 
• Rezyklierbarkeit von Kunststoffen fördern 
• Verbesserung der Einsparungen durch sorgfältigere Planung und effizientere 
Techniken 
• Wiederverwendung von Ladenhütern (Herr BOhle klärt ab, inwiefern Restpo-
sten als Restmüll entsorgt werden) 
f) Verbesserung der Gewerbeberatung 
Probiemiaga: 
Bei der Gewerbeabfallberatung muß unterschieden werden zwischen einer allge-
meinen telefonischen Beratung bzw. Deponieanlieferungsberatung und einer 
spezifischen Produktionsberatung in der Form eines Öko-Auditing. Das erste und 
die Erarbeitung eines Gewerbeabfallkatasters kann (unter Umständen mit mehr Be-
ratersteIlen) von der Kreisverwaltung geleistet werden. Das zweite muß von einem 
betriebsinternen Abfallbeauftragten oder einer Abfallberatungsagentur (analog zur 
Sonderabfallberatungsagentur ABAG, finanziert durch Sonderabfall-gebühren) 
vorgenommen werden. 
Maßnahmanvorschlilge: 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
Gewerbeabfallkataster der Kreise 
Anleitungen und Seminare zum Öko-Auditing 
Abfallberatungsagenturen (Anschubfinanzierung durch die Kreise. Finanzie-
rung mittels Abfallgebühren) 
Vermittlung von Verwertungsbetrieben und Börsen 
Ausbau der Gewerbeabfallberatung (ev. mehr Stellen) 
Förderung des Interesses an abfallarmen Produkten durch gleichzeitig umwelt-
verträgliches und "modisches" Product-Design 
Schaffung eines Wettbewerbvonells für ökologisch arbeitende Unternehmen 
89 
g) Verbesserung der Konsumentenberatung und -werbung 
Prob/em/age: 
Abfallvermeidendes Verhalten der Verbraucher bedeutet häufig auch einen Ver-
zicht auf den Einkauf abfallerzeugender Produkte, was wiederum einen negativen 
Effekt auf den Arbeitsmarkt nach sich ziehen könnte. Neu geschaffene Arbeitsplätze 
(Berater, Sperrmüllmakler ... ) und erhöhte Reparaturtätigkeit der Betriebe (z.B. bei 
Product-Sharing) können diesen Stellenabbau möglicherweise kompensieren. 
Maßnahmenvorsch/äge: 
• Förderung der Wiederverwendung durch die Einrichtung von Flohmärkten und 
Sperrmüllbörsen (kommunale Finanzierung der Hallenmiete und Anzeigen-
werbung, Professionalisierung der Börsen, Einrichtung von Werkstätten an 
Recyclinghöfen) 
• Information über Langlebigkeit von Produkten 
• Weniger private Käufe unter Beibehaltung der Dienstleistung durch Product-
Sharing innerhalb von Vereinen und Organisationen (Bsp. landwirtschaftliche 
Maschinen, Nudelmaschinen) 
h) Verbesserung der Öffentlichkeitsarbeit 
Maßnahmenvorsch/äge: 
• Nutzen von Veranstaltungen als Träger für Abfallberatung (Schulen, Volks-
hochschulen, Verbände, Gewerbe ... ) 
• öffentliche Verkehrsmittel als Werbeträgerinnen für Vermeidungsbotschaften 
(Bsp. Freiburg) 
• Erweiterung der Öffentlichkeitsarbeit durch gedruckte Medien (Umweltecken in 
Zeitungen, Anzeigen in Amtsblättern, Malbücher) 
• Überprüfung der Reglementierungen (Bsp. unzweckmäßige Hygienevorschrif-
ten) 
• Förderung der Selbst- und Direktvermarktung (Märkte, Werbung für den Direk-
teinkauf auf landwirtschaftlichen Betrieben) 
• Verwendung privater Behälter beim Einkauf (unter Berücksichtigung der Hygie-
nevorschriften) 
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I) Auszeichnung von umweltfreundlichen Produkten 
Prob/ern: 
Viele Konsumenten wollen umwehbewußt einkaufen, ihnen fehlt aber die Orientie-
rung, welche Produkte ökologischen Kriterien genOgen. 
Maßnahmenvorsch/lige: 
• GOtesiegel Baden-WOrttemberg stärker publik machen und besser kontrollieren 
• Einführung eines Ökosiegels durch Handwerksverbände und Innungen 
J) Verpackung 
Prob/em/age: 
Eine Selbstverpflichtung des Einzelhandels zur Rücknahme von Verpackungen ist 
mit hohem Personalaufwand (Sortierung nach Lieferanten) und Problemen bei der 
Rückführung in den Kreislauf verbunden. Eine Rücknahme wäre eher realisierbar, 
wenn Großhändler und -hersteller sich mitverpflichten würden. Die Einführung des 
Dualen Systems hat dazu geführt, daß manchenorts funktionierende Sammelsy-
steme aufgegeben wurden (Sammlungen von Glas, Papier, Pappe .. . ) Die Kreise 
haben jedoch die Möglichkeit, nach Absprache mit dem DSD ihre bestehenden 
Sammelsysteme beizubehahen. (He" Pres/inari fügt an, daß beispielsweise in 
Pforzheim nach wie vor Glas, Papier und Pappe gesammelt werden, während die 
übrigen Verkaufsverpackungen in den gelben Säcken abgeführt werden.) Der Öf-
fentlichkeit sollte der Zugang zu den Bilanzen (Wiederverwertungsquoten) des 
DSD erleichtert werden.(He" Renn informiert, daß die aktuellsten Zahlen kürzlich 
pUbliziert wurden und den Teilnehmern und Teilnehmerinnen zur Verfügung ge-
steilt werden können.) 
Maßnahmanvorsch/lige: 
• 
• 
• 
Selbstverpflichtung der Händler zur Rücknahme von Verkaufsverpackungen 
Aufklärung der Kunden und der Händler über Vermeidung und Substitution von 
Kunststoffverpackungen 
kommunale Ökosteuern 
k) Kompostlerung von Blosbfall und Grüngut 
Prob/ern/aga: 
Im Hinblick auf die Reduktion des RestmÜllaufkommens Ist eine flächendeckende 
Biomüllkompostierung erstrebenswert. Wo Eigenkompostierung möglich wäre, ist 
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ein Anschlußzwang fragwürdig. Um Hygieneproblemen vorzubeugen, muß eine 
häufige Leerung der Biotonne garantiert werden, was ein hohes Verkehrsaufkom-
men zur Folge hat. 
Die Kompostierung von Bioabfällen und Grüngut in den Kreisen läßt sich sowohl in 
einer zentralen als auch in mehreren dezentralen Anlagen bewerkstelligen. Die 
Nachteile einer zentralen Lösung sind große Verkehrswege und starke Durchmi-
schung (Qualitätsprobleme). Die Nachteile mehrerer dezentraler Anlagen sind hö-
here Investitionskosten bei geschlossenen Anlagen und Akzeptanzprobleme bei 
offenen Anlagen (Geruchsbelästigung). 
Maßnahmen vorschlage: 
• Förderung der Privatkompostierung mittels Kompostberatung, Bezuschussun-
gen von Kompostierem, geringere Gebühren für Eigenkompostierer 
• Aufbau von Quartierkompost-Gemeinschaften in städtischen Gebieten (Bsp. 
Zürich, z.T. Pforzheim) 
• Mietenkompostierung von Grüngut (keine Geruchsbelästigung, gute Absatz-
chancen) 
• Aufbau von unentgeltlichen Häckseldiensten 
• Ebersberger Modell: mehrere offene Kleinanlagen, vorhygienisiertes Kompost-
gut, Planung, Betrieb und Ausbringung durch landwirtschaftliche Organisatio-
nen 
7. Kommentare und Anregungen zum Achtner-GU1achten 
Herr Linder bittet darum, bei der Kritik an der Methodik und Einschätzung des Gut-
achtens konkrete Bezüge zum Gutachten anzufOgen und, falls möglich, auch 
Alternativen vorzuschlagen. 
Herr Renn nennt vier Hauptkriterien, wonach das Gutachten von den Teilnehmern 
und Teilnehmerinnen nochmals überprüft werden sollte: 
1. Wo sind die Eingabedaten zweifelhaft oder falsch? 
2. Gibt es Einwände gegen das methodische Vorgehen? 
3. Sind die Annahmen für die Prognosen plausibel? 
4. Wo sind die Prozentwerte der Vermeldungsmten zu pessimistisch bzw. zu 
optimistisch? 
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Alle Mediationsgruppen sollen so bald wie mOglich Ihre Anregungen und Kritik· 
punkte zum Fichtner·Gutachten an die Akademie schicken. 
Die prognostizierten Trends sollen mit den neusten vorliegenden Abfallbilanzen 
von 1993, die im Gutachten noch nicht berücksichtigt werden konnten, verglichen 
werden. 
Die Vertreter und Vertreterin der Gebietskörperschaften erklären sich bereit, den 
Mediationsgruppen die aktuellen Abfallbilanzen ihres Kreises zukommen zu las· 
sen. 
8. Weiteres Vorgehen der Konaensuskonlerenz 
Nächste Sitzung: 
Datum: 29.4.1994 
Zelt: 12:00·20:00 Uhr 
Ort: noch nicht bestimmt (Einladung und der Tagesordnung und 
Tagesordung werden verschickt) 
9. Verschiedenes 
Pressekontakte: 
Die Anwesenden einigen sich auf folgendes Vorgehen: 
1. Der Presse wird nur beschränkten Zutritt zu den Veranstaltungen gewährt. Die 
Verhandlungen unter den Mediationsgruppen sind geschlossen. 
2. Die Akademie erarbeitet eine Pressemitteilung zum bisherigen Verlauf des 
Verfahrens. Diese wird den Mediationsgruppen zur Kritik zugestellt. Die korri-
gierte Fassung wird der Presse zu Beginn der nAchsten Konsensuskonferenz 
zur Verfügung gestellt. 
3. Persönliche Aussagen gegenüber der Presse bleiben den Teilnehmern freige-
stellt, sollten im eigenen Interesse aber zurückhaltend gehandhabt werden. 
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ein für die Konsensuskonferenz am 26.3.1994 
Akademie f"ür Technikfolgenabschätzung 
In Baden-Württemberg 
Nobelstraße 15 
70569 Stuttgart 
Tel_ 0711-6783-160 
I. Alle Teilnehmer der Konsensuskonferenz sind gleichberechtigt Kein Teilnehmer der 
Konsensusk::onferenz kann während der Sitzung Privilegien oder Sonderrechte 
beanspruchen. Alle Mitglieder haben die gleichen Rederechte. Es wird dabei nach der 
Reihenfolge der Handzeichen·verfahren. 
2. Als Beobachter und Auskunftspersonen sind die Vertreter der Gebietskörperschaften, 
der P.A.N. und des Ingenieurbilros Fichmer geladen. Sie nehmen nicht direkt an der 
Diskussion teil, sondern stehen ftlr Anfragen und Nachfragen zur Verfügung 
3. Die Konsensuskonferenz wird durch einen neutralen Moderator der Akademie geleitet 
Der Moderator ist weder stimmberechtigt, noch kann er die Tagesordnung bestimmen. 
Ihm obliegt es aber, eine Tagesordnung vorzuschlagen und die einzelnen Punkte nach 
und nach abzu,arbeiten. Seine Aufgabe ist es weiterhin, die Diskussion unparteiisch zu 
leiten und Verfahren zur Beschlußfassung vorzuschlagen und gegebenenfalls 
durchzufUhren. 
4. Die Akademie stellt eine(n) Protokollfuhrer(in) . Das Protokoll muß von den 
Teilnehmern der Konferenz genehmigt werden. 
5. Die Aufgabe der Konsensuskonferenz ist es, der P.A.N. Vorschlage für einen 
Maßnahmenkatalog zur Reduzierung oder Wiederverwertung des Abfallaufkommens 
in der Region Nordschwarzwald zu geben und eine Abschätzung der zu behandelnden 
Restabfallmenge vorzunehmen bel.. eine neue Abschätzung aufgrund der 
vorgeschlagenen Maßnahmen zu initiieren. Auch können Bedenken oder Probleme bei 
der Realisierung von Maßnahmen diskutiert werden. Als Grundlage der Diskussion 
dient die Abschäl2ung des Restabfallaufkommens durch das Ingenieurbüro Fichtner. 
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6. Alle vorgeschlagenen Maßnahm~n und Bedenken werden an Fichtner weitergeleitet 
und dort so weit wie möglich in die Schätzung der Restabfallmenge einbezogen. Das 
Ergebnis der neuen Schätzung wird allen Teilnehmern zugesandL Diese können dann 
erneut Kommentare and Anregungen abgeben. 
7. Falls gewUnscht, kann die Schätzung der Restabfallmenge noch einmal bei der 
Konsensuskonferenz zum Thema 'Verfahren der RestabfaUmengenbehandlung' 
aufgegriffen werden. Diese zweite Konsensuskonferenz ist rur den Frühsommer 1994 
~eplanL 
8. Die Vorschläge zum Maßnahmenkatalog sollten möglichst einstimmig getroffen 
werden. Die Teilnehmer haben jedoch freie Hand, auch andere Formen der 
Abstimmung (erwa Mehrheits- und Minderheitsvoten) festzulegen. Falls eine andere 
Regelung als die Einstimmigkeit verabredet wird, hat jede Gruppe eine Stimme. 
9. Es wird erwartet, daß alle Teilnehmer bereit sind, von den Argumenten und faktischen 
Nachweisen der anderen Mitglieder zu lernen und gegebenenfalls ihre Haltung zu 
Uberdenken. 
10. ·Es wird ebenfalls erwartet, daß alle Teilnehmer sich von vornherein darauf einigen, auf 
die Moralisierung von Positionen (erwa: ·'Wer solch eine Maßnahme propagiert, kann 
nur ein zynischer oder ignoranter Mensch sein·) und von Parteien ("UmweltschUtzer 
sind doch alles Chaoten· oder "Ingenieure sind rtlcksichtslose Macher") zu verzichten. 
6.1.2 Protokoll der 2. Sitzung 
Ort: 
Datum: 
zelt: 
Berufsschulzentrum Calw 
29.4.94 
12:00 - 20:00 Uhr 
VertreterJlnnen der Mediationsgruppen: 
Herr Rosenberg Besseres Müllkonzept 
Frau Suhr Besseres Müllkonzepl 
Frau Tessmann Besseres Müllkonzept 
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Herr Widmaier Bürgervereine 
Herr Bühle Einzelhandel 
Herr Wenz Einzelhandel 
Herr BOsch BUND Herr Günther Kreisbauernverband 
Herr Burkhard BUND Frau Schühle Landfrauen 
Herr Kuhnert BUND Frau Rentschler Landfrauen 
Herr Paffrath BUND Frau Wömer Landfrauen 
Herr Heinrich Bürgerinitiative Herr Dürr Maschinenring B·C 
Frau Hoffmann Bürgerinitiativen Frau Messner Maschinenring B·C 
Herr Ami Bürgervereine 
Auskunflspersonen: 
Frau Berkau Kreis Calw Frau Fuchs Fichtner 
Herr Heizmann Kreis Freudenstadt Herr Linder Fichtner 
Herr Hagenbuch Stadt Plorzheim Frau Kinn PAN. 
Herr Prestinari Stadt Plorzheiml PAN. 
BeobechterJlnnen: 
Frau Oppermann Uni Stuttgart Herr Vorwerk Uni Bielefeld 
Frau Scholl Uni Zürich 
Akademie: 
Prof. Dr. Renn, Herr Schild, Frau Rettich, Herr Wilhelm, Frau Borrmann, Herr 
Wockenfuß, Herr J/lger 
Protokoll: P. Schild / U. Wilhelm 
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1. Begrüßung (Frau Rettich) 
Frau Rettich begrußt die anwesenden Vertreter und Vertreterinnen der Mediations· 
gruppen, der Gebietskörperschaften, der P.A.N. und des Ingenieurbüros Ficht. 
ner. Sie entschuldigt die Abwesenheit von Vertretern des Baugewerbes, der 
Handwerkskammer des Hotel- und Gaststättenverbandes, der IHK und der 
'Mülldeponie nie nie'. Die IHK wurde vom Arbeitskreis Projektbegleitung aus· 
drücklich zur Teilnahme aufgefordert. SowohllHK als auch Handwerkskammer 
werden voraussichtlich an den nächsten Sitzungen teilnehmen. 
Die Anwesenden genehmigen ohne Gegenstimme Tonbandaufzeichnungen der 
Sitzung als Hi~smittel für die Protokollführer. 
Frau Rettich erklärt auf Anfrage, daß zur heutigen Sitzung keine Vertreter und Ver. 
treterinnen der Presse eingeladen wurden. 
2. Elnfühnung von Rchtner 
Herr Linder stellt das Ingenieurbüro Fichtner vor; ein unabhängiges Ingenieurbüro 
mit Arbeitsschwerpunkten in den Bereichen Energiewirtschaft, Umwelttechnik 
und Informationssystemen. 
Anhand eines Fließdiagramms werden die wichtigsten Schritte bis zur Realisierung 
einer Restabfallbehandlungsanlage aufgezeigt. 
Folgende Fragen stehen bei diesem Projekt zur Diskussion: 
• Höhe der Restmüllmenge 
• Technik der Restabfallbehandlung 
• Dezentralität 
• Höhe des Durchsatzes der geplanten Anlage 
• Standort 
Herr Bösch: Wie lange besteht die P.A.N. als Planungsgesellschaft? 
Herr Prestinari: Der jetzige Auftrag der P.A.N. endet mit dem Abschluß der Planung. 
Danach wird sie möglicherweise aufgelöst, oder mit einem neuen, erweiterten 
Auftrag wieder ins Leben gerufen. 
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Frau Fuchs erläutert Funktion und Aufbau der Restabfallmengenprognose. Das 
vorläufig prognostizierte Restabfallaufkommen der Region wurde nach Prüfung 
und Rücksprache mit den Gebietskörperschaften erhöht. Dies ist zum einem 
auf die Korrektur von Basisdaten zurückzuführen und andererseits auf die er-
höhten Quoten. 
Die Prognose dient in Phase 11 und Phase 111 als Plannungsgrundlage. Sie soll je-
doch vor der Auschreibung und vor der Genehmigung nochmals überprüft werden. 
Fragen an das Rchtnergutachlen 
Als Tischvorlage wurde den Teilnehmerinnen und Teilnehmern eine Zusammen-
stellung aller Fragen ausgehändigt, die von den beteiligten Interessengruppen be-
züglich des Fichtnergutachtens gestellt worden sind. Der Fragenkatolog wurde erst 
kurz vor der Konsensuskonferenz fertiggestellt, so daß das Ingenieurbüro Fichtner 
diesen erst am Vortag erhalten hat. Herr Linder und Frau Fuchs von Fichtner beant-
worten deshalb nur diejenigen Fragen, die ad hoc beantwortbar sind, zu den restli-
chen Fragen wird das Ingenieurbüro schriftlich Stellung nehmen. 
1_ Fragen zu den Baslsdalen 1992 
Wie sind die Abweichungen bei den Summen der Wertstoffe in Calw 1992 in Ta-
belle 6.2.2-1 und 6.2.2-5 zu erklären? Ebenso im Enzkreis und in Pforzheim? 
Herr Linder: In der neusten Fassung des Gutachtens ist diese Abweichung bereits 
korrigiert worden. Die korrekten Daten sind in der Tabelle 6.2.2-5 aufgeführt. 
Für die Berechnungen des Restabfallaufkommens wurden stets die richtigen 
Daten verwendet. 
1_1 Abfallart Hausmüll 
Warum werden für den Landkreis Calw als ländlichen Raum die Ergebnisse der 
bundesweiten Hausmüllanalyse (BHMA) für städtische Strukturen zugrunde ge-
legt? 
Frau Fuchs: Für den Kreis Calw waren keine Daten aus Sortieranalysen vorhan-
den. Die von Fichtner in Zusammenarbeit mit dem Abfallwirtschaftamt in Calw 
durchgeführten Analysen der Sammelquoten ergaben eher das Bild einer städ-
tisch geprägten Abfallstruktur. 
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Frau Bsrkliu: In Übereinstimmung mit Fichtner glauben wir ebenfells, daß das 
Sammelbild des Kreises eher demjenigen von städtischen Strukturen ent-
spricht. 
Herr Bösch: Von der neusten noch nicht publizierten Bundeshausmüllanalyse weiß 
man aber, daß große Verlinderungen in der Abfallzusammensetzung ermittelt 
wurden. 
Frau Fuchs: Diese Tatsache steht nicht im Widerspruch zu den Berechnungen von 
Fichtner, die Hausmüll und Wertstoffe berücksichtigen, da die aktuellen Sam-
melquoten höher zu veranschlagen sind und den Analysen der Kreise entspre-
chen. 
Die Zusammensetzung des Hausmülls hat sich seit 1985 erheblich ven!Jndert. Ver-
ändertes Konsumverhalten und Intensivierung der Getrenntsammlung verändem 
die Zusammensetzung. Inwiefern ist die Tabelle 6.2.3.2 (1-5) noch valide? 
Frau Fuchs, Herr Linder. Vermeidungs- und Verwertungsmassnahmen werden in-
nerhalb des Konzepts der Abschätzung der theoretischen Restmüllmenge 
ebenfalls berücksichtigt, aber erst in einem zweiten Schritt einbezogen. Unsi-
cherheiten sind bei der gegebenen Datenlage nicht zu vermeiden. Gegen-
überstellungen von Daten aus der BHMA und Daten von kreisspezifischen Sor· 
tieranalysen (wo vorhanden) zeigen eine weitgehende Übereinstimmung. 
Herr Hagenbuch:: Die neusten ermittelten Daten aus Pforzheim stimmen mit der er-
rechneten Zusammensetzung überein. 
Die BHMA betrifft ausschließlich Privathaushalte. Ist sie, wie in Calw- und Pforz-
heim-Schätzungen geschehen, auf den Abfall von Schulen, Krankenhäusem etc. 
zu übertragen? Ist die Zusammensetzung des Mülls bei großen Einrichtungen nicht 
anders? 
Herr Linder. Der zu berücksichtigende Abfall beispielsweise aus einem Kranken-
haus mit 200 BeUen entspricht dem Abfall von 200 Einwohnern, so daß der Ein-
fluß auf die Hausmüllmenge mengenmäßig vernachlässigbar ist. 
Herr Hagenbuch: Dieser Abfall wird in der Sparte hausmüllähnlicher Gewerbeab-
fall auf Deponien erlaßt. 
Wie ist die Vegetabilienmenge berechnet? Die Mengen in den Il!.ndlichen Räumen 
(Freudenstadt und Calw) sind deutliCh niedriger als im dicht besiedelten Enzkreis 
und Pforzheim. (Beilagen 6.2.3.2-1 bis 6.2.3.2-4) Üblicherweise wird auf grund der 
Siedlungsstruktur (höherer Gartenanteil) gerade von umgekehrten Verhältnissen 
ausgegangen. 
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Herr Linder: Möglicherweise ist die Eigenkompostierung in den ländlichen Gebie-
ten höher_ Garten- und Grünabfälle werden auf Gemeindebasis zum Teil unter-
schiedlich erlaßt. 
Frau Fuchs: Die Daten werden nochmals Oberprüft. 
Herr Prestinari: Die Bilanzierungsrahmen der einzelnen Gebietskörperschaften 
sind oft unterschiedlich. Nicht angelieferte Grünmenge wird beispielsweise sta-
tistisch nicht erlaßt. 
1.2 Abfellert SperrmÜll 
Warum sind die separat eingesammelten Altkühl- und Affgefriergeräte nicht in der 
theoretischen Sperrmüllmenge 1992 aufgeführt? 
Frau Fuchs: Die Annahme dieser Geräte ist verboten und wird streng kontrolliert. 
Tabelle 6.2.3.3-1 zeigt, daß das Sperrmüllaufkommen pro Einwohner in den Ge-
bietskörperschaften stark schwankt. Trotzdem wird von einer einheitlichen Zusam-
mensetzung des Restsperrmülls in der gesamten Region ausgegangen (Tab. 
6.2.3.3-2) Warum? 
Frau Fuchs: Sperrmüllprognosen sind sehr schwierig zu erstellen, da keine Daten-
analysen der Gebietskörperschaften vorliegen. Die Sperrm üllmenge ist stark 
abhängig von den Gebühren- und Sammelstrukturen in den Kreisen. Zum Teil 
wird der Sperrmüll auch zerkleinert und dem Hausmüll zugegeben. Die Ana-
lyse der Zusammensetzung basiert auf Diskussionen mit den Gebietskörper-
schaften, Beobachtungen der Anlieferungen und Kontrollen. 
Ist eine stoff- und produktbezogene Sperrmüllzusammensetzung nicht notwendig, 
um das Verringerungspotential zu ermitteln? 
Frau Fuchs: Für die Bestimmung der Verwertbarkeit ist eine Kategorisierung nach 
wertstoffspezifischer Zusammensetzung relevant. (Bsp. Stuhl: Kategorisierung 
nach Holz und Metall und nicht nach Stuhl) 
Obwohl es große Unsicherheiten in der Sperrmüllprognose gibt, haben diese 
auf die GesamtmOlImenge einen sehr kleinen Einfluß. 
Herr DOrr: Werden (illegale) Exporte bel hohen Deponiegebühren auch erlaßt? 
Herr Linder: Solche Beispiele sind zwar bekannt, machen aber nur einen sehr ge-
ringen Anteil aus. 
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1.3 Abfallart Gewerbeabfall 
Wa/lJm werden die verwerlungsfllhigen Abfll/le. die an den Altstoffhandel abgege-
ben werden, nicht in die Gewerbeabfa/lgesamtmenge aufgenommen? 
Frau Fuchs: Die Ungenauigkeiten in der Prognose rühren daher, daß kein Zugang 
zu den entsprechenden Daten besteht, solange kein Gewerbeabfallkataster er· 
hoben wird. 
Der hausmüllähnliche Gewerbeabfall ist nicht differenzierl in seiner Zusammenset-
zung dargestem. Es wurde eine einheitliche Zusammensetzung entsprechend den 
Ergebnissen des Umweftbundesamtes (UBA) vorgenommen. Da die Quelle keine 
Darstellung der Gewerbeabfallzusammensetzung enthält, erscheint die 
Schätzungsgrundlage zweifelhaft. 
Herr Linder: Die Untersuchungen vom UBA sind vorhanden und werden nachge-
liefert. 
Herr B(Jsch: Es stellt eine grobe Vernachlässigung dar, Freudenstadt und 
Pforzheim die gleiche einheitliche Zusammensetzung zu Grunde zu legen. 
Frau Rettich: Die IHK hat angeboten, die Gewerbeabfälle besser zu untersuchen. 
Herr Prestinari: Ein Gewerbeabfallkataster ist in allen Kreisen geplant oder in Ar-
beit. In Pforzheim wird es nicht vor Ende 1995 möglich sein, ansatzweise Ana-
lysen vorzunehmen und Unsicherheiten auszuräumen. Es fragt sich, ob das 
Verfahren aus diesem Grunde für zwei Jahre zurückgestellt werden soll. Das 
würde allerdings unsere Möglichkeiten sprengen. Die Unsicherheiten sind ja 
auch relativ klein. 
Herr Linder: Auch wenn das Gewerbeabfallkataster vorhanden wäre, so würde das 
noch keine Aussagen über die weitere Tendenz im Gewerbebereich zulassen. 
Weitere Untersuchungen über Verwertungserfolge in den Betrieben sind oh-
nehin unerläßlich. 
Herr Renn: Die IHK hat angeboten, in Zusammenarbeit mit Fichtner und der PAN. 
eine Fragebogenaktion in den angeschlossenen Firmen durchführen. Das er-
gäbe jedoch bestenfalls einen Überblick aufgrund einer schriftlichen Erfassung, 
den man in die Runde einfließen lassen könnte. 
Herr Linder: Ein Gewerbeabfallkataster zu erstellen ist sehr zeit- und kostenauf-
wendig. 
Frau Suhr: Die Baustellenabfälle sind in Calw viel geringer als in den anderen 
Kreisen, das wird damit begründet, daß 80% des angelieferten Materials nicht 
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behandlungsbedürftig, also inert ist. Wir schlagen vor, daß man diese Betrach-
tungsweise in den anderen Kreisen übemehmen sollte. 
Frau Fuchs: Der Terminus 'Baustellenabfälle' wird in den vier Kreisen unterschied-
lich gehandhabt. Die Inertien sollten jedoch in allen vier Kreisen aus der ange-
gebenen Menge ausgeschlossen sein. Außer in Calw lagen keine Angaben 
Ober die Menge der angelieferten Inertien vor. 
Warum werden produktionsspezifische Abfälle nicht gesonden aufgeführt? 
Frau Fuchs: Gießereisande und Strahlmittel sind nicht behandlungsbedürftig. Tre-
sterreste und Gipsschlamm werden verwertet. Papierschlamm wird separat 
ausgewiesen. 
2. Fragen zur Prognose 
2.1 EInflußfaktor Bevölkerung 
Die Daten zur Bevölkerungsentwicklung der Kreise unterscheiden sich deutlich. 
Wie ist die überproportionale Zunahme im Landkreis Calw zu begründen? 
Frau Fuchs: Die Angaben stammen vom statistischen Landesamt. Eine Prognose 
Ober die Bevölkerungsentwicklung zu erstellen ist zu komplex, so daß ein eige-
nes Gutachten nötig gewesen wäre. Die Bandbreite der Prognosen sind auch 
angegeben. 
2.2 EInflußfaktor Konsumverhalten 
Gibt es eine lineare Beziehung zwischen Kaufkraft und dem Hausmüll- und Sperr-
müllaufkommen? Wie ist diese Linearität zu begründen? 
Frau Fuchs: Es liegen keine Studien über mögliche Korrelationen vor. Die An-
nahme der Linearität wurde vorgenommen, weil sie einerseits die einfachste 
Annahme ist und weil dies schon in früheren Studien geschah. 
Frau Suhr: Realistischer scheint eine Abnahme. Wenn die Entsorgungsgebühren 
steigen, sinkt der Konsum. Statt einer 2,5%-igen Zunahme schlagen wir eine 
2%-ige Abnahme vor. 
Herr Bühle: Mit der Kaufkraft nimmt auch der Kauf von teureren umweltverträgliche-
ren Konsumgütem ab. Die Abfallmenge nimmt infolgedessen zu. 
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Warum werden Statistiken über dan Warenvemrauch und die Ausstattung privater 
Haushalte mit langlabigen Gütem (jllhrlich VerlJffentlichungen des statistischen 
Bundesamtes) nicht zu Rate gezogen? 
Herr Linder: Es liegen keine wissenschaftlichen Arbeiten in dieser Frage vor. Ten· 
denzen dieser Art aufzuzeigen ist auch sehr schwierig. 
2.3 EInflußfaktor wirtschaftliche Entwicklung 
Wie ist der unterstellte lineare Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum und 
Abfallaufkommen zu belegen. 
Frau Fuchs: Gleiche Antwort wie zur Frage der Linearität zwischen Kaufkraft und 
Abfallaufkommen. Eine pos~ive Korrelation scheint jedoch plausibel, da mit zu· 
nehmendem Wirtschaftswachstum auch mehr Betriebe entstehen und beste-
hende Betriebe sich vergrOßem. 
Herr BlJsch: Man sollte vorsichtig sein, solche Annahmen zu machen. In den sieb-
ziger Jahren wurde eine positive Korrelation zwischen Wirtschaftswachstum 
und Energieverbrauch angenommen. Diese Annahme hat sich als falsch er· 
wiesen. 
Herr Renn: Vielleicht könnte man berücksichtigen, daß ein Teil des Wirtschafts· 
wachstums auch zur Vermeidung und Verwertung eingesetzt werden könnte, 
so daß die Restmüllmenge im Durchschnitt (pro Betrieb) abnehmen könnte. 
Herr Prestinari: Es liegen drei große Unsicherheiten vor. Nämlich jeweils die Müll· 
mengenentwicklung im Zusammenhang mit BevOlkerungs·, Wirtschafts· und 
Konsumwachstum abzuschätzen. 
Herr Linder: Weil diese Unsicherheiten unvermeidbar sind, empfehlen wir, die er· 
gänzenden Maßnahmen sofort umzusetzen. Die Analysen der Umsetzung sind 
sehr wichtig für die Prognosen. 
3. Vermeidungsansitze 
3.1 Fragen zu Vermeldungefaktoren 
In welchem Zusammenhang sind Vermeidungsfektoren und Vermeidungsquoten 
zu sehen? 
Frau Fuchs: Die Quoten beziehen sich auf vergangene Erfahrungen von durchge. 
setzten Maßnahmen. Geplante Maßnahmen müssen untersucht und nach zu. 
sätzlichem Potential überprüft werden. 
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3.2 Fragen zu Vermeldungsansitzen bei Hausmüll 
Warum wird angenommen, daß nur 30% der Bevölkerung auch In Zukunft an Ver-
meidungsaktivi/iJ/en /eilnehmen werden? (Tab. 6.4.3-3) Kann der Versuch Ham-
burg-Harburg einfach übertragen werden? 
Fuchs: Für die Region Nordschwarzwald liegen keine derartigen Untersuchungen 
vor. 
Herr Linder: Da die Teilnahme an der Untersuchung in Hamburg-Harburg freiwillig 
war, kann man auch ein ökologisches Bewußtsein bei den Teilnehmem vor-
aussetzen. Die Vermeidungsaktivitäten in der Studie liegen also im Vergleich 
zu einer Zufallsauswahl eher zu hoch. 
Herr Bösch: In einer Untersuchung in Solingen wurden ohne freiwillige Teilnahme 
höhere Vermeidungsaktivitäten (55%) festgestellt. Der Ansatz des Ingenieurbü-
ros Fichtner ist zu pessimistisch. 
Frau Fuchs: Das muß überprüft werden. 
Herr Linder: Zum Stellenwert der Vermeidung muß man anfügen, daß die Verwer-
tungsquote sinkt, je mehr vermieden wird. An der gesamthaften Reduktion der 
Restabfallmenge ändert sich wenig. 
Warum sind die geSChätzten Vermeidungsquoten so gering angesetzt worden? 
Könnte man nicht auch Vermeidungsraten von 20% - ausgenommen die Stoff-
gruppen Wegwerfwindeln, Problems/affe, Vegetabilien- annehmen? Der hohe 
Prozentwert wird in Anbetracht eines steigenden Problembewußtseins und stei-
gender Abfal/gebühren für angemessen erachtet. Daraus würde sich eine Haus-
mül/res/menge von insgesamt 54'789 / ergeben. 
Frau Fuchs: Wir können diesen Ansatz durchrechnen. Wir halten ihn aber für un-
realistisch. Es gibt in der gesamten Bundesrepublik keinen Beleg, der diesen 
Ansatz bekräftigen würde. 
Herr Renn: schlägt einen induktiven Ansatz vor, bei dem die Maßnahmen aufgeli-
stet und summiert werden. Daraus läßt sich dann das Potential abschätzen. 
Frau Suhr: Es ist sehr schwierig, die Wirksamkeit einzelner Maßnahmen zu quanti-
fizieren. Die Zahlen von 1992 wurden nicht gewogen, sondern geschätzt und 
sind deshalb ungenauer als die 93-er Daten. 
Frau Fuchs: Die 92-er Daten wurden gewogen. Als das Gutachten erstellt wurde, 
waren es die neuesten verfügbaren Daten. In der Prognose wurden alle Maß-
nahmen als Einflußfaktoren für die Restmüllmenge 2002 berücksichtigt. Ände-
rungen sind nur dann sinnvoll, wenn Maßnahmen geändert werden. Erst wenn 
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die Wirksamkeit realisierter Maßnahmen beurteilt werden kann, ist eine neue 
Datenbasis erforderlich. 
He" Linder: Mögliche Abweichungen in der Restabfallmenge, die auf Unsicherhei-
ten in der Prognose beruhen, werden sich in einer Bandbreite bewegen, die 
nur bei der konkreten Planung der Anlage von Bedeutung sein wird. Eine so-
fortige Umsetzung der Maßnahmen mit Überprüfung nach ihrer Wirksamkeit ist 
erforderlich. 
3_ Weiteres Vorgehen (He" Renn) 
Restabfellaulkommen 
1. Maßnahmenkatalog erstellen 
2. Realisierbarkeit beurteilen 
3. Wirksamkeit beurteilen 
4. Einarbeitung in die Prognose 
5. Verpflichtungen von Adressaten der Maßnahmen 
Restablallbehandlungsverfahren 
Die Stellungnahme sollte sich inhaltlich einigermaßen festlegen, ohne die Möglich-
keit auszuschließen, neue Einsichten zu berücksichtigen. 
4_ Beurteilung der Effizienz und Reallslerbarkelt der gesammelten 
Maßnahmen (He" Renn) 
Die Teilnehmer der Konsensuskonferenz erhatten die Auswertung des Fragebo-
gens über Wünschbarkeit, Realisierbarkeit und Wirksamkeit von Maßnahmen. Alle 
verschickten Fragebogen wurden beantwortet und zurückgeschickt. Die Teilnehmer 
soltten nun mit HiWe der Auswertung und in Diskussion eine Priorisierung der Maß-
nahmen vornehmen. Das Ingenieurbüro Fichlner wird anschließend die Resuttate 
der Konferenz quantifizieren und ins Gutachten integrieren. 
Aus ZeitgrOnden werden v.a. diejenigen Maßnahmen mit der höchsten geschätzten 
Wünschbarkeit diskutiert. 
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Zusammenfessung der Diskussion 
Kompostlerung 
Es herrscht Einigkeit darüber, daß sowohl möglichst viel Grüngut als auch Bioab-
fälle kompostiert werden sollten. Um die Vermarktungsmöglichke~en zu verbes-
sem, werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 
• Einführung von Gütesiegel (z. T. schon vorhanden) 
• Regelung der Haftungsfrage (Fonds) 
• ÜberprOfung der Düngemittelverordnung 
• Verschärfung der Eingangskontrollen 
Für die Verwendung von Kompost ohne Gütesiegel (der für die Nahrungsmittel-
landwirtschaft nicht in Frage kommt) werden folgende Bereiche vorgeschlagen: 
• Grünflächen 
• 
• 
• 
• 
Strassenränder 
Aufforstung 
private Gärten 
Landwirtschaft, die keine Nahrungsmittel produziert 
Mehrere dezentrale Anlagen werden deutlich bevorzugt, da sie bessere Eingangs-
kontrollen, bessere Übersichtlichkeit und auch eine gewisse soziale Verpflichtung 
(vgl. Zürcher Modell) erlauben, während die Kompostgüte bei zentralen Anlagen 
meist nur vom guten Willen der Zulieferer abhängig ist. Vorgeschlagen wurden 
auch regionale Kompostansprechpartner, was auch eine gewisse Initialzündung 
und Infrastruktur seitens der Kreise voraussetzt). 
Konsumenten 
Die vertretenen Interessengruppen nehmen sich vor, sich zu überlegen, wo sie sich 
vermehrt zu Öffentlichkeitsarbeit verpflichten können. Die Wirksamkeit ihrer geplan-
ten Maßnahmen sollen dann wiederum gemeinsam in der Konferenz bewertet wer-
den. Wichtig für die Gruppen sind vor allem 
• Kontinuität in der Öffentlichkeitsarbeit (nützt mehr als einmalige Veranstaltun-
gen) 
• Verwenden des ·Schneeballsystems· (Multiplikatoren) 
Die Kommunen sollten eine effizientere und professionellere Werbung betreiben. 
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Vorgeschlagen wird auch eine Rückkoppelung der Abfallmengenzahlen durch 
Veröffentlichung in der Ze~ung oder als öffentliche Mitteilung (z.B. auf dem Rat-
haus) 
Gebührenordnung 
Bei den bestehenden Gebührensystemen wurde vor allem die Grundgebühr 
(insbesondere pro Haushalt) als zu hoch kritisiert. Eine Möglichkeit, die Aufteilung 
in Grund- und Behältergebühren zu kalkulieren, ist die betriebswirtschaftliehe 
Rechnung nach Fixkosten und variablen Kosten. Um sozial gerechtere Gebühren-
strukturen zu erhalten und dennoch den Anreiz zum Vermeiden und Verwerten zu 
schaffen, sollte jedoch das Gewicht stärker auf die Behältergebühren gelegt wer-
den. Es wurde vorgeschlagen, größere Eimer überproportional teurer zu besteuem 
(was aber möglicherweise rechtliche Konflikte bringen würde). 
Kontrollen 
• 
• 
• 
• 
transparente Säcke (aus verrohbarer Maisst4rke) 
Kontrolle durch Abfallberater 
gemeinsame Verantwortung vor Ort (Machbarkeit?) 
regionale Abfallansprechpartner (setzt gewisse Initialzündung und Infrastruktur 
seitens der Kreise voraus) 
Handel 
Das Hauptproblem bei der FOrderung eines abfallarmen Handels scheint die Ei-
genverantwortung der Unternehmer zu sein. Realisierbar sind deshalb vor allem 
Maßnahmen die sich für den Unternehmer individuell auch kurzfristig auszahlen. 
• Verstärkte Beratung von Kunden und Händlern 
• Kennzeichnung von Produkten oder Anlage von Informationsblättern in Zu-
sammenarbeit mit den Händlern 
• Förderung von Kundeneigengefässen 
• Integration der Direktvermarktung in Supermärkten 
5. Varschledenes 
NäChste SItzung: 17. Juni 1994 (Einladung wird nachgeschickt) 
An dieser Sitzung wird auch diskutiert, ob und wann eine vierte zusätzliche Sitzung 
abgehalten werden soll. 
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6.1.3 Protokoll dar 3. Sitzung 
Ort: Berufsschulzentrum Calw 
Datum: 17.06.1994 
Zelt: 12:00 • 20:00 Uhr 
TeIlnahmer: 
Herr Rosenberg Besseres MOlIkonzept Herr Bühle Einzelhandel 
Frau Suhr Besseres Müllkonzept Herr Günther Kreisbauemverband 
Frau Tessmann Besseres Müllkonzept Frau Schühle Landfrauen 
Herr Weiss BI Deponie nie nie Frau Rentschler Landfrauen 
Herr B6sch BUND HerrPeters BUND 
Herr Paffrath BUND Frau Messner Maschinenring B·C 
Herr Feyerabend Bürgerinitiativen Herr Walter Handwerkskammer 
Frau Hoffmann BOrgerinitiativen Herr Reichardt IHK 
Herr Ami Bürgerverein Oststadt 
Herr Klingel Bürgerverein Arlinger 
Auskunftspersonen: 
Dr. Kromer Enzkreis Frau Berkau Kreis Calw 
Herr Pfrommer Kreis Freudenstadt Frau Fuchs Fichtner 
Herr Heizmann Kreis Freudenstadt Herr Linder Fichtner 
Herr Hagenbuch Stadt Pforzheim Frau Kinn P.A.N. 
Herr Prestinari Stadt Pforzheiml P.A.N. 
Gäste: 
Herr Vorwerk Uni Bielefeld Frau Scholl Uni Zürich 
Herr Geke/er Industrieverband Steine und Erden 
Akademie: 
Prof. Dr. Renn. Herr Schild. Frau Rettich. Herr Wilhelm. Frau Opperrnann, Herr 
Jaeger, Frau Borrrnann 
ProtokOll: B. Opperrnann / J. Jaeger 
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L Formales 
Herr Renn begrOßt die Anwesenden und entschuldigt das Fehlen von Herrn Wenz 
(Einzelhandel) und Frau Rapp (BOrgerinitiative). 
Er stellt Frau Oppermann als neue M~arbe~erin der Akademie vor. Sie wird die Tä· 
tigkeit von Frau Rettich übernehmen, die von Juli bis Dezember 94 im Mutter· 
schaftsurlaub sein wird. 
Die Teilnehmer sind einverstanden, daß Herr Rohling vom SDR während der letz· 
ten halben Stunde anwesend ist. Er darf die Diskussion jedoch nicht mitschneiden, 
sondem erst im Anschluß an die Konferenz einige Interviews führen. 
Herr Renn zitiert aus einem Zeitungsbericht im Pforzheimer Kurier vom 3.6.94. Er 
kommentiert ihn mit der Bitte, daß künftig die faktischen Ergebnisse und die 
Struktur des Bürgerbeteiligungsverfahrens korrekt wiedergegeben werden 
sollten, wenn sich Vertreter oder Vertreterinnen der beteiligten Gruppen Offent· 
lieh äußern. So hat beispielsweise das Mandat der Konferenz von Anfang an 
nicht darin bestanden, pclnisch verbindliche Entscheidungen zu treffen. Die 
Phase zielt darauf ab, auch die von einer Abfallbehandlungsanlage direkt be· 
troffenen Bürger an der Entscheidungsfindung zu beteiligen. Die jetzigen Me· 
diationsgruppen informieren und beraten, sodaß die betroffenen Bürger auch 
tatsächlich selbst entscheiden können, und werden andererseits weiterhin sei· 
ber am Mediationsverfahren teilnehmen. 
Die Anwesenden genehmigen, daß von der Sitzung eine Tonbandaufzeichnung, 
ausschließlich als Hilfsmittel für die Protokollführer, gemacht wird. Das Band wird 
nach Fertigstellung des Protokolls gelöscht. 
Das ProtokOll der letzten Sitzung wird angenommen. 
Die näChste Sitzung der Konsensuskonferenz findet statt am 8.7.94 um 15:00 
Uhr wieder Im Berufschulzentrum Calw statt. 
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L Haus- und Sperrmüll 
Das Hausmüllaulkommen und das Sperrmüllaulkommen im Jahr 2002 errechnet 
sich aus einer Reihe von Faktoren. Maßnahmenunabhängige Faktoren für die 
Entwicklung des Hausmülls und Sperrmülls stellen die BevOlkerungsentwicklung 
und das Konsumverhalten dar. Maßnahmenabhängige Faktoren bilden die ange-
nommenen Vermeidungen und Verwertungen bestimmter Fraktionen des Mülls. Im 
Folgenden wird die Diskussion entsprechend dieser Aufteilung zunächst zusam-
mengelaßt und abschließend im Kapitel 'Reduktionspotential' werden die Ergeb-
nisse lür diese Abfallkategorie lestgehalten. 
1. Maßnahmenunabhängige Faktoren 
Die Einllußlaktoren BevlJlkerung und Konsumverha#en sind entscheidend lür die 
Prognose der theoretischen Abfallmenge im Jahr 2002. 
1.1 Bevölkenungsentwlcklung 
Das statistische Landesamt Baden-Württemberg gibt in seinen Daten vom Mai 
1994 für Calw eine Steigerung der Bevölkerung in der Zeit von 1992 bis 2002 um 
11,4 % an, während das Gutachten mit 9 % rechnet. Das relativ hohe Bevölke-
rungswachstum in Calw kann mit seiner Lage zwischen Stuttgart und Karlsruhe 
sowie dem generellen Zuzug von Menschen aus dem Ausland erklärt werden (Herr 
Pfrommet). Herr Klingellragt nach der Zuverlässigkeit der Daten des Statistischen 
Landesamtes. 
Die Versammlung bestätigt die Wahl der Daten von Flchtner bezüglich der Be-
völkerungsentwlcklung und meldet keine Korrek!urwünache en_ 
1.2 Realeinkommen und Konsumnlve8u 
Fichtner geht von einer Steigerung des Konsums im Haushalt um 2,5% bis zum 
Jahr 2002 aus (S. 20 I Im Fragenkatalog) und nimmt daher an, daß die AbIalI-
menge wegen des gesteigerten Konsums ebenfalls um 2,5% zunimmt: Bis 
1995 nimmt das Realeinkommen vermutlich ab, erst ab 1996 steigt es wieder 
um jährlich 0,5%. 
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Herr Walter hält diese Annahme einer durchschnittlichen Einkommenssteigerung 
von jährlich 0,25% für realistisch. 
Herr Feyerabend wendet ein, daß bei hOherem Einkommen auch vermehrt hOher-
wertige Produkte gekauft werden können, wodurch die Abfallmenge sinken 
wird. Frau Suhr setzt aufgrund zusätzlicher Abgaben die Steigerung des Ein-
kommen in zehn Jahren für geringer als 2,5% an. Daß ein gesteigertes Ein-
kommen die Abfallmenge erhOht, sei aus Sicht des Besseren Müllkonzeptes 
nicht gegeben. Insofem schlägt die Gruppe für die Abfallentwicklung eine Ent-
wicklung von - 2% in zehn Jahren vor. 
Herr Peters geht davon aus, daß es aufgrund eines kritischeren Einkaufsverhaltens 
der Konsumenten zu einer Enlkopplung von Einkommens- und Abfallentwick-
lung kommen wird. 
Herr Dr. Kromerargumentiert, daß im Enzkreis der Haus- und Sperrmüll in der Zeit 
von 1983 bis 1993 nicht ab- sondem zugenommen hat, wenn man die Wert-
stoffe hinzurechnet (siehe Anlage ,Entwicklung des Abfall-, Bioabfall- und An-
stoffaufkommens im Enzkreis 1983 - 1993"). Die Bevölkerung ist in diesem Zen-
raum nicht so stark gestiegen (um ca. 5%). Demnach führt ein höheres Ein-
kommen auch zu größeren Abfallmengen. 
Herr Reichardt hält weder die EInkommensentwicklung noch ihren Einfluß auf die 
Abfallmenge für quantHizierbar. 
Herr Renn faßt zusammen, daß für den Einflußfaktor Einkommen und Konsumver-
halten die Werte + 2,5% in zehn Jahren, 0% und - 2% vorgeschlagen wurden. 
Frau Kinn und Herr Bühle sprechen sich für die O%-Variante aus, da erstens ein er-
höhtes Einkommen je nach Konsumenteneinstellung sowohl abfallsteigernde 
als auch abfallvermeidende Auswirkungen haben kann, sich zweitens das Ein-
kommen für manche Bevölkerungskreise aber auch verringem wird. 
Die KonsensuSkonferenz Ist - mit Ausnahme des Besseren Müllkonzeptes -
damit elnverstsnden. den Einfluß der Entwicklung des Realeinkommens auf die 
Abfallmenge auf 0 % zu schätzen_ 
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2. Maßnahmenabhinglge Faktoren (vgl. 5.&-57 bis 6-63) 
Folgende Faktoren gründen auf Maßnahmen. die die Bundesregierung. die LAnder 
und die Kreise zur Reduktion des Abfalls ergriffen haben. 
2.1 Vermeidung 
Teilnahmequote und erreichbares Minderungspotential 
Herr Bösch stellt unter Bezug auf die Hamburger Studie fest, daß bei den älteren 
Bürgern eine Quote von 55% erreicht werden konnte und deshalb für die Re-
gion ein Wert zwischen 40% und 50% Reduktion anzusetzen sei. 
Herr Klingel bestärkt die These mit dem Argument der hohen unerwarteten Teil-
nahmebereitschaft der Bürger im Rahmen des DSD. Weiterhin existiert ein Zu-
sammenhang mit dem sozialen Status eines Wohngebietes: Einfamilienhaus-
gebiete sammeln intensiv, in bestimmten Stadtteilen ist dies aber nicht der Fall 
(Bsp. einer Plattenbausiedlung in Erfurt: 50% Fehlwürfe DSD im Restmüll). 
Diese demographischen und sozialstrukturellen Kriterien sind aber nicht in die 
Analyse zur Übertragung des Modells auf die Region eingeflossen. 
In der Region siedeln viele ältere und sozial bessergestellte Einwohner, was für 
eine Erhöhung der Teilnahmequote spricht. Dagegen spricht andererseits eine 
große Menge an Erholungsuchenden, die angeblich zusätzlich Müll produzieren. 
Ein weiteres Charakteristikum der Region im Gegensatz zu städtischen Bereichen 
stellt der hohe Anteil der Eigenkompostierung dar. Diese wird im Fichntergutachten 
als Vermeidung gerechnet, während die Inanspruchnahme der Biotonne eine Ver-
wertungsmaßnahme darstellt. 
Verwendung neuerer Müllanalysen 
Herr Kramer zitiert aus einer Müllanalyse des Enzkreises (nicht repräsentativ, Un-
tersuchung in 4 Orten), in der noch 7% DSD-Stoffe, 1 % Glas, 40,4% Biomüll 
und 13% Wegwerfwindeln im Restmüll enthalten waren. Er schlägt vor, an die-
sen Zahlen die zukünftig zu erwartenden und effektiven Vermeidungsquoten 
festzumachen. 
Daraus ergeben sich zwei Varianten zur Bestimmung der Vermeidungsquoten, die 
in der Reaian zukünftia erzielt werden sollen: 
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Variante A analog zum Flehtner-
gutsehten 
1. FesUegung des vermeidbaren Po-
tentlels euf der Besls der Osten 
von 1987 euf 40 % 
2 . . Festlegung eines Beteillgungsfak-
tors auf40% 
3. Theoretisch errelchbere Quote der 
Vermeidung von durchschnltUlch 
16% 
4. Ermessung der bisher schon 
praktizierten Vermeidungsmaß. 
nahmen und Reduktion um -wie 
Flchtner vorschlilgt- 50 %. 
5. Damit müßte der Vermeldungsfak-
tor auf durchschnittlich 8% erhöht 
werden. 
Variante B analog zu He"n Kramer 
1. ErmltUung der derzeit vorhanden 
Prozente der verschledanen A~ 
fallfraktionen Im Hauamllil anhand 
der aktuellen Hausmüllanalysen 
der Kreise 
2. Abachätzung des zukünftig er-
reichbaren Reduktionspotentials 
3. Featlegung der Vermeldungsquo-
tan für die verschiedenen FrakUo-
nen 
Um eine Entscheidung Ober die Methode und das Vermeidungspotential zu treffen, 
stellen die Kreise den Gruppen die aktuellen Daten zur HausmOlizusammenset-
zung zur Verfügung. (Anhang). Die Gruppen teilen der Akademie innerhalb der 
nächsten Woche ihre Präferenz zur Methode mit und schätzen das Vermeidungs-
potential darauf basierend ab. 
2.2 Verwertung 
Bei der Verwertung sind es die Erfassungs- und Sortierquoten, die den Reduk-
tionsgrad des Restabfallpolentials, die Wertstollsammelquote festlegen. 
Besonderes Augenmerk erhielt der Wertstoll Vegetabilien von den Teilnehmem der 
Konsensuskonferenz. Diese Reststoffe sollen künftig flächendeckend in der 
Biotonne gesammelt und über die Kompostierung verwertet werden. Ihr Anteil am 
Gesamthausmüll sieht wie folgt aus: 
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Fraktion Calw Enzkreis Freudenstadt Pforzheim 
Veaetabilien 53,4% 47,9% 40,7% 47,9% 
(Tab.6.2.3.2-7) 
Davon werden 80% im Min- und Maxszenario in allen Gebietskörperschaften ver-
wertet, aus genommen ist der Enzkreis (Min = 60%; Max = 80%). 
Die Wertstoffsammelquote für Vegetabilien bezogen auf den gesamten Hausmüll 
beträgt laut Fichtner für die einzelnen Gebietskörperschaften Folgendes: 
Fraktion Calw Enzkreis Freudenstadt Pforzheim 
Min I Max 
Vegetabilien 42,4 % 28, 7 I 38,32% 32,56 % 38,32 % 
Das Umweltministerium geht davon aus, daß eine Verwertungsquote von 25 % un-
ter dem Gesichtspunkt der Verwertung auf landwirtschaftlichen und gartenbaulich 
genutzten Flächen in Zukunft realistisch angesetzt werden kann. Die Wertstoff-
sammelquote mag hOher liegen, die Verwertungsquote muß niederer angesetzt 
werden. 
Herr Prestinari macht klar, daß ein wichtiges Manko der Annahmen des Umweltmi-
nisteriums der Begriff 'nicht verwertbar' ist. Er kann sowohl 
, qualitativ, z.B. aufgrund von Schadstoffen nicht verwertbar, als auch 
• ökanomisch, z.B. aufgrund eines nicht aufnahmefähigen Marktes als nicht 
absetzbar verstanden werden. Der Umgang mit dem Problem wäre grund-
sätzlich anders. 
Herr Günther verweist auf die wichtige Rolle der Landwirtschaft, die als erwünsch-
ter Abnehmer der Komposte betroffen ist. Durch die in Diskussion befindliche 
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DOngemittelverordnung wird der Landwirt gezwungen sein, ein umfangreiches 
Nährstoffmanagement zu betreiben. Dabei wird Mineraldünger als gut bere-
chenbares Produkt praktikabler als Kompost sein. 
Herr Renn referiert die Bemühungen der Landesregierung zur Einrichtung eines 
Fonds (Stichwort: Haftung) und zur Definijion von Grenzwerten. Die Verab-
schiedung von Ausbringungsempfehlungen ist unsicher. Herr Günther hält es 
für möglich, daß einzelne Betriebe das Risiko der Kompostverwendung dann 
eingehen könnten. 
Zur Frage der Schadstoffbelastung von Düngern mit Kadmium weist Herr Günther 
darauf hin, daß Klärschlamm die 4-fache Menge wie Mineraldünger aufweist 
und keine weiteren Schadstoffe enthält. 
He" Renn bittet die Mediationsgruppen, die Informationen zum Themenbereich 
Elgenkompostlerung und Bloabfall zu diskutieren und In die nächate Sitzung 
einzubringen. 
111. HausmüllähnlIcher GewerbeabfBII (HG) 
1. Dellnltlon und Zusammenaatzung 
Der hausmOlIähnliche Gerwerbeabfall (HG) stellt eine Auffangkategorie für Abfälle 
dar, die aus dem Gewerbe kommen und wie Hausmüll zu behandeln sind. 
Frau Fuchs erläutert, daß es sich um Mischfraktionen handelt, die nicht ohne 
großen Aufwand trennbar sind. Monofraktionen werden an der Deponie bereits 
getrennt erlaßt und sind im HG nicht mehr enthalten, während Mischfraktionen 
an der Depon ie zurückgewiesen werden. 
Herr Walter führt aus, daß die im Handwerk anfallenden Mengen oftmals so gering 
sind, daß sie, obwohl theoretisch verwertbar, für eine Verwertung irrelevant sind 
und dann dem HG zugereChnet werden. 
Frau Suhr weist auf die 900 Va Leiterplatten und Stanzreste hin (5. 6-36 Anm. 2 und 
S. 6-104), die an der Deponie als 'GIeßereisands' deklariert wurden, aber pro-
duktionsspezifische Abfälle darstellen und eigentlich nicht in den HG gehören. 
Frau Berkau erwähnt, daß auch produktionsspezifische Abfälle zum HG ge-
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rechnet werden, wenn sie wie Hausmüll entsorgt werden. Herr Hagenbuch be-
stätigt, daß die angesprochenen Leiterplatten und Stanzreste nicht verwertbar 
sind. 
Herr Reichardt bezieht sich auf den Trend der Abfallwirtschaftspolitik, gemäß dem 
Verursacherprinzip umfangreiche Rücknahmeverpflichtungen per Gesetz aus-
zusprechen. Dieser Trend dürfte auch in Zukunft anhalten. Auf die Frage, wie 
diese Stoffe dann entsorgt werden sollen, nennt er als Beispiel die Anlage in 
Botropp. Herr Linder merkt an, daß solche Stoffe dann in der Regel in den glei-
chen Anlagentypen entsorgt werden, die lediglich von anderen Betreibem ge-
führt werden. Botropp stelle einen der ganz wenigen Ausnahmefälle dar. 
Herr Klingel wünscht, Fichtner solle überprüfen, ob es die Abfallkategorie des HG 
im Jahre 2002 vielleicht nicht mehr gibt. 
Herr Prestinari erläutert, daß produktionsspezifische Abfälle, wenn sie nicht (wie 
Sonderabfälle) von der öffenllichen Entsorgung ausgeschlossen sind oder ver-
wertet werden, wie Hausmüll behandelt und zum HG gezählt werden. Über die 
Auswirkungen künftiger Verordnungen auf die Abfallmenge lasse sich zur Zeit 
nur spekulieren. 
Herr Kramer ergänzt, daß beispielsweise Strahlsande, Rechengut und Schlämme 
nicht zum HG gehören und daß vorhandene Kataster den HG nicht genauer 
aufschlüsseln. Wenn an der Deponie angelieferte Abfälle nicht ohne weiteres 
zu einer anderen Kategorie zugeordnet werden können, so landen sie meist 
beim HG. 
2. Angebot der IHK zur Reststoffanalyse 
Herr Reichardt schlägt der Konsensuskonferenz folgende Maßnahme vor: Die IHK 
bietet an, eine Umfrage über die Zusammensetzung der Reststoffe im Gewerbe 
durchzuführen. Die Abfallsatzungen der GebietSkörperschaften schließen be-
reits heute Produkte, Verpackungen und verwertbare Stoffe von einer Entsor-
gung aus. Ebenso können keine inerten Stoffe Gegenstand einer Restabfallbe-
handlungsanlage sein. Notwendig ist die Erfassung der unter diesen Vorgaben 
derzeit hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle, die Gegenstand einer Restabfall-
behandlung sein könnten. Auf dieser Datenlage können dann Prognosen ge-
macht werden. Über die verbleibenden, sehr geringen Mengen, die für die 
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Restabfallbehandlung relevant sind, sind heute keine Daten erhältlich. Diese 
Basisdaten müssen möglichst bald erhoben werden, da eine Prognose dann 
vennutlich besser erstellt werden könnte. 
He" Reichardt wehrt sich gegen den Eindruck, die Kammer biete diesen Vor-
schlag einer umfassenden Erhebung nur deshalb an, weil sie selbst diese Er-
hebung nicht durchführen wolle und in den Nutzen derartiger Daten kommen 
möchte. Herr Reichardt weist diesen Vorwurf entschieden zurück und unter-
streicht das Engagement der regionalen Wirtschaft, um mü einer solchen Erhe-
bung für eine zukunftsorientierte Ausgestaltung des Abfallwirtschaftskonzepts 
für die Region Nordschwarzwald beizutragen. 
Er unterstreicht, daß die IHK für die Daten aus der Umfrage selbst keinen direk-
ten Verwendungszweck sähe. Die Kosten der Umfrage hätte die PAN. zu tra-
gen. 
Herr Renn erinnert daran, daß die Abfallmengen bekannt sind, und fragt, ob eine 
Analyse der heutigen Abfallzusammensetzung tatsächlich eine bessere Pro-
gnose ermöglichen würde. 
He" Linder bestätigt, daß Gewerbekataster heute mehr ein Instrument der geziel-
ten Abfallberatung als der Abfallprognose darstellen. Er gibt zu bedenken, daß 
Wertstoffe bei einer Sättigung des Altstoffmarktes auch auf die Deponie ge-
bracht werden. Er schätzt die Kosten einer solchen Umfrage auf 400 bis 
500000 DM. 
Herr Prestinari bezweifelt, ob eine Momentaufnahme der Zusammensetzung für die 
Restabfallmengenprognose einen wirklichen Erkenntnisgewinn bringen wird. 
Er verspricht aber, das Angebot der IHK eingehend zu prüfen. 
Herr Walter berichtet von einer Umfrage der Handwerkskammer von vor drei Jah-
ren. Die Beantwortung der Fragen habe sich wegen der vielen Begriffsdifferen-
zierungen als zu schwierig herausgestellt. Außerdem kann selbst der Hand-
werker nur schlecht die Zusammensetzung des Containerinhalts abschätzen. 
Eine Rücklaufquote von nur 10 % würde beim Handwerk kaum zu überschrei-
ten sein. Daher liefert eine Umfrage hier wohl keine besseren Erkenntnisse, als 
sie aus einer Zusammenstellung bereits vorhandener Daten zu gewinnen wä-
ren. 
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Herr Renn und Frau Fuchs weisen darauf hin, daß die Daten einer Umfrage wich-
tige Dienste zur Überprüfung der prognostizierten Mengen leisten können, je-
doch nicht so bald vorliegen werden, um in die Phasen I bis 111 der Restabfall-
prognose noch einzufließen. 
Eine solche Umfrage, wie sie die IHK vorschlägt, wird von Frau Suhr, Herrn B6sch, 
Herrn Rosenberg, Frau Hoffmann und Herm Weiss im Prinzip befürwortet. 
Herr Klingel befürwortet eine Öffnung der Recyclinghöfe für das Handwerk bzw. 
eine verstärkte öffentliche Bekanntmachung der bestehenden Recyclinghöfe. 
Die Konsensuskonferenz nimmt den Vorschlag der IHK positiv zur Kenntnis. 
Das Bassere MOltkonzapt, der Bauernverband und der Bürgerverein Arltnger 
unterstützen diesen vorschlag. Er wird ein Bestandteil der Bürgerempfehlung 
werden. 
3. Msßnahmenunabhänglger Faktor: wirtschaftliche Entwicklung 
Im Fichtner-Gutachten wird eine Sleigerung der Abfallmenge aufgrund der Wirt-
schaftsentwicklung um B - 12% angenommen (ca. 1% pro Jahr). 
Frau Suhr nimmt eine Entkoppelung der Abfallentwicklung von der wirtschaftlichen 
Entwicklung an. 
Herr Klingel beanstandet, daß die wirtschaftliche Entwicklung nicht getrennt von der 
Produktionsentwicklung betrachtet wurde. Da das produzierende Gewerbe 
abnimmt, werden auch die hausmüllähnlichen Gewerbeabfälle (HG) abneh-
men. 
Frau Fuchs wendet ein, daß auch das Dienstleistungsgewerbe Abfälle produziert. 
Herr Kromer erinnert daran, daß die produktionsspezifischen Abfälle nicht im 
HG enthalten sind. 
Herr Reichardt bietet an, daß die IHK Daten über die Entwicklung der Gewerbean-
teile des produktiven Sektors und des tertiären Sektors in der Vergangenheit 
zur Verfügung stellt. 
Herr Renn fragt, welchen Wert diese Daten fOr die Abfallmengen haben können, 
solange die spezifischen Abfallvolumina nicht bekannt sind. 
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Herr Rosenberg führt aus, daß nach den Beobachtungen der letzten Jahre für kaum 
einen Wirtschaflszweig ein nennenswertes Wachstum zu erwarten ist, und for-
dert geringere Werte. 
Die Konsensuskonfereoz Ist mit der Annahme eines NUllwachstums der Abfall-
menge aufgrund der wirtschfaflllchen Entwicklung In den nächsten zehn Jahren 
einverstanden. 
4. Maßnahmenabhängige Faktoran 
Problem der ZUsammenfasaung von Vermeidungs- und Verwertungsquoten 
Frau Suhrbegründet, daß anders als beim Hausmüll, die Zahlen zu Vermeidungs-
und Verwertungsquoten sehr unsicher seien, deshalb setzt die Bürgergruppe 
eine Zahl von 20% über 10 Jahre für beide Bereiche ein. Frau Hoffmann merkt 
an, daß die Verwertungswege oft zweilelhafl sind, so daß eine Zusammfassung 
nicht sinnvoll ist. 
Man einigt sich auf folgende Bewertung: 
Unter ökologischen Gesichtspunkten sind Vermeidungs- und Verwertungsmaß-
nahmen strikt zu trennen und zu bewerten. Um eine vorläufige Restabfallmenge zu 
berechnen, ist es schwierig, Zukunftsentscheidungen der Betriebe vorauszusagen. 
Nur zur Berechnung des Restmüllaufkommens können hier Vermeidungs- und 
Verwertungsquoten zusammengeIaßt werden. 
Bauschutt, mineralische Baustoffe und Baustellenabfälle 
Im Pilotversuch "Dobei" konnte beim Abbruch eines Hotels (unter positiven Rand-
bedingungen, z.B. genügend Platz) eine Verwertungsrate der Baustoffe von 80% 
erreicht werden (Projekt der TU Karlsruhe unter Beteiligung des Landkreises Calw). 
Das zukünftig erreichbare Verwertungspotentialfür mineralische Reststoffe und 
Bauschutt kann als hoch angesehen werden. Diese Stoffkategorien sind aber für 
das Restmüllaufkommen nicht relevant. 
Als notwendig wird es angesehen, aul die Architekten einzuwirken. Für die Pro-
gnose ist eine Zeitverschiebung zu beachten, da Baumaterialen eine relativ lange 
ProduktJebensdauer haben, bevor sie als Müll behandelt werden müssen. Im Pro· 
jeklbeirat wurde diese Frage diskutiert, wobei zur Validierung der Prognose bei-
117 
trAgt, daß die Materialen, die im Jahr 2005 behandelt werden müssen, heute be-
reits eingebaut und dadurch bekannt sind (Prof. 8accini, Zürich). 
Das Vermeidungspotential betrAgt gemäß dem Fichtner-Gutachten 3 - 7"10 
(Szenario 1 bzw. 2). 8"10 vom theoretisch möglichen 15"1oigen Verwertungspotenti-
als sind durch die bisherigen Maßnahmen bereits verwertet worden. Das Verwer-
tungspotentialliegt nach Fichtner bei 5 - 10"10. 
Herr Reichardt stellt sämliche quantitativen Prognosen infrage, solange die Zu-
sammensetzung unbekannt Ist. 
Herr Renn weist darauf hin, daß Trendaussagen in der Regel ohne detaillierte 
Kenntnisse über die Zusammensetzungen gemacht werden. 
Herr Kromer informiert über die Mengenentwicklung im Enzkreis: 
1989: 42000 t, 1990: 68000 t, 1991: 31000 t, 1992: 18000 t, 1993: 15700 t. 
Er hält den möglichen Einfluß über Gebühren für weitgehend ausgereizt. (Die 
Spanne reicht von 17 DM bis 500 DM.) Für die drastische Mengenreduktion im 
Enzkreis sei vor allem die Konjunkturentwicklung verantwortlich. Daher werde 
eine weitere Gebührenerhöhung kaum eine weitere Abfallverringerung bewir-
ken. Im Enzkreis gebe es zur Zeit eine starke Stimmung für den Bau einer 
thermischen Anlage, um die drohende Deponie zu verhindem. 
5. Reduktlonspotentlat 
Nach Einschätzung von Herrn 8(Jsch und Herrn Rosenberg sind die vom Büro 
Fichtner berechneten Werte zu pessimistisch: 
• Die Gewerbeabfallberatung sei aus Personalmangel noch stiefmütterlich aus-
gebildet, eine Abfallagentur sei deutlich geboten. 
• Das Innovationspotential der Firmen, die sich um eine ökologische Produkt-
gestaltung in Zukunft verstärkt bemühen werden, ist noch nicht ausgeschöpft 
(Beispiel Firma Voigt). 
• Investitionen für ökologische und abfallarme Produktionen werden aufgrund 
der Kostenlage in Zukunft intensiviert .. 
Herr Renn berichtet von einem Gespräch mit Herrn Reicher!, in dem dieser aus-
führte, daß die IHK bereits eine Vermeidungsagentur ins Leben gerufen hat, 
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und eine aktive Beratung der Finnen betreibt. Nach Ansicht von Herrn Reichen 
ist die IHK in diesem Bereich führend. 
Man einigt sich auf elnsn Wert von 20% filr Vermeidung und Verwertung für das 
BOrgergutachten. 
(Zahlenvergleich Flchtnergutachten: 3% - 7% Vermeidung sowie 5% - 10% Ver-
wertung ergibt 8% - 17% filr Vermeidung und Verwertung) 
Anlage: 
• 
• 
Schaubild von Herrn Kromer zur Veränderung des Abfallaufkommens im Enz-
kreis innerhalb der letzten 10 Jahre 
Hausmüllzusammensetzungen in den Kreisen 
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6.1.4 Protokoll der 4. Sitzung Phase I und der 1. Sitzung Phase 11 
Ort: Berufsschulzentrum Calw 
Datum: 8.7.1994 
Zelt: 15:00 • 18:30 Uhr 
Teilnehmer: 
Frau Suhr Besseres Müllkonzept Herr Bäsch BUND 
Herr Rosenberg Besseres Müllkonzept HerrPelers BUND 
Frau Tessmann Besseres Müllkonzept Herr Dürr Landmaschinenring 
Herr Ami Bürgerverein Oststadt Frau Messner Landmaschinenring 
Frau Räder Bürgerverein Arlinger Frau Umpfenbach Einzelhandel 
Herr Räder Bürgerverein Arlinger Frau Hoffmann Landlrauen 
Herr Klingel Bürgerverein Arlinger 
Herr Widmaier Bürgerverein Arlinger 
Auskunftspersonen: 
Dr. Kromer Enzkreis Frau Fuchs Fichtner 
Herr Eichhoff Enzkreis Herr Linder Fichtner 
Frau Marques·Berger Enzkreis Herr Hagenbuch Stadt Pforzheim 
Frau Berkau Kreis Calw Herr Prestinari PAN. 
Herr Pfrommer Kreis Ca Iw Frau Kinn PAN. 
Herr Heizmann Kreis Freudenstadt 
Gäste: 
Herr Vorwerk Uni Bielefeld Herr Schild ETH Zürich 
Herr Wilhelm ETH Zürich 
A.l<.ademle: 
Prof. Dr. Renn, Frau Rettich, Frau Oppermann , Frau Borrmann. Herr Jäger, 
Herr Klinke 
ProtOkOll: S. Rettich / B. Oppermann / A. Klinke 
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O. Gliederung des Protokolls 
1. Formales 
2. Bürgergutachten 
3. Arbeitsgruppen bzw. Initiativen 
4. Einführung in die Phase 11 
1. Formates 
Herr Renn begrüßt die Anwesenden und betont die gemeinsam vereinbarten Ge-
sprächsregeln. Er weist ausdrücklich darauf hin, daß die Konferenz kein 
imperatives Mandat hat, sondem nur Empfehlungen aussprechen kann. Das 
Protokoll der letzten Sitzung wird durch die Konferenz genehmigt. Er erläutert 
die Ziele der Konferenz, nämlich alle Vorgaben zu erhalten. um das 
Bügergutachten schreiben zu können und die Konzeption der Phase 11 
festzulegen. 
Die näChste Sitzung der Konsensuskonferenz findet am 19.8.94 um 12:30 Uhr 
wieder tm Berufsschulzentrum Catw S1aII. 
2. Bürgergulachten 
Herr Renn stellt anhand der Tischvorlage die Gliederung des Bürgergutachtens 
vor. Die maßnahmenunabhängigen Faktoren der Restabfallberechnung 
Bevölkerungsentwicklung, Konsumverhalten und wirtschaftliche Entwicklung 
werden von den Gruppen im Prinzip bestätigt. Eine Ausnahme steIlI die 
Bevölkerungsentwicklung dar. Der BOrgerverein Arlinger weist auf die hohen 
Unsicherheiten der Daten des Statistischen Landesamts hin. Er empfiehlt eine 
durchschnittliche Steigerung von 5% Bevölkerungswachstum für die Region. 
Die Gruppen lehnen diesen Vorschlag jedoch ab und bleiben bei den 
kreisspezifischen Steigerungsquoten • wie sie in der Tischvorlage 
wiedergegeben sind. 
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Zur unklaren Situation der Hausmüllanalyse im Kreis Calw wurde vereinbart, daß 
die Ergebnisse dann in die Konferenz eingebracht werden, wenn eine Analyse 
über die eindeutige Zusammensetzung des Hausmülls vorliegt. 
Die maßnahmenabhängigen Faktoren Vermeidung und Verwertung werden für 
Sperrmüll und hausmüllähnlichen Gewerbeabfall aus dem Fichtnergutachten über-
nommen. Jedoch werden die Quoten im Hausmüllbereich grundlegend neu festge-
legt. 
Herr B6sch macht dazu folgenden Vorschlag: Der Enzkreis hat 1993 vorbildliche 
Vermeidungs- und Verwertungsquoten erreicht. Mengen und 
Zusammensetzungen des Hausmülls bezogen auf Einwohner und Jahr werden 
in einem Gutachten, das der Enzkreis dem A+U Scheffold & Partner Büro in 
Auftrag gab, dargelegt. Nach diesem Gutachten könnte das 
Hausmüllaufkommen pro Kopf und Jahr nach Abzug zusätzlich verwertbarer or-
ganischer Stoffe bei 90 kg liegen. Dieser Wert soll für die anderen 
Gebietskörperschaften als Zielgröße herangezogen werden. Die anderen 
Gebietskörperschaften sollten dementsprechend Aktivitäten entwickeln, damit 
sie Vermeidungs- und Verwertungsquoten erreichen, die das 
Hausmüllaufkommen auf diesen Wert bringen. Wenn man berücksichtigt, daß 
der Enzkreis mit seinen Daten im Hausmüllbereich in der Abfall-Landesliga an 
15. Stelle (insgesamt 44 Kreise) steht, dann erscheint diese Zielgröße realisier-
bar. 
Herr Dr. Kromer modifiziert die Aussagen Herrn Bösehs durch zwei Argumente. Die 
zugrundegelegten Daten müssen noch durch den sogenannten 
"Geschäftsmüll" ergänzt werden. Deshalb beträgt die derzeitige 
Hausmüllmenge nicht 117 kg / Einwohner / Jahr sondern zusätzlich nochmals 
23 kg also insgesamt 140 kg / Einwohner / Jahr. Außerdem sollten die Gruppen 
berücksichtigen, daß in diesen 140 kg die verwerteten Bioabfälle nicht 
enthalten sind. Die 40% Restorganik stellen für ihn wirkliche Restabfälle dar, 
seien also nur noch zu einem geringen Prozentsatz verwertbar. 
Die Gruppen nehmen diese Argumente an und einigen sich auf eine Zielgröße von 
140 kg /E / Jahr von der eine in Zukunft noch verwertbare Menge von 60 % der zu 
40 % anteiligen Organik abgezogen werden soll. Insgesamt reduziert sich die 
Hausmüllmenge des Enzkreises um 24 %. Die Zielmenge im Jahr 2002 liegt 
dementsprechend bei 107 kg I E I Jahr. 
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Die Gruppen halten jedoch daran fest, daß langfristig ein Wert von 90 kg I E I Jahr 
erstrebenswert sei. 
Folgende Rechnung zeigt diesen Argumentationsgang nochmals im Überblick: 
1.) Herrn Bösehs Vorschlag zur Festlegung der erzielten Hausmüllmenge 2002 
Überschlagsrechnung 
Berechnung des Restmülls: 
Hausmüll 117 kg! EI Jahr 
Organik·Anteii ca. 40 % 
Abschöpfung ca. 60% 
= Reduzierungsquote 25% 
Reduzierung - 30 kg! EI Jahr 
Restmüll 90 kg/ EI Jahr 
2.) Korrekturen von Herrn Dr. Kromer 
Zusammensetzung des MOlls ("graue Tonne"): 
HausmOlI 117 kg! ElJ ahr 
GeschäftsmOlI 23 kg! EI ahr 
140 kg! EI Jahr 
3.) Korrigierte Empfehlung der Konsensustellnehmer 
Haus- + GeschäftsmOlI 140 kg/ EI Jahr 
Reduktionsquot9 25% 
Reduktionspotential - 35 kgl EI Jahr 
Restmüll 105 kgl EI Jahr 
Exakte Berechnung 
117,8 kg! EI Jahr 
24% 
- 28.3 kg! EI Jahr 
89,S kg/ EI Jahr 
117,8 kg! EI Jahr 
23,0 kglElJahr 
140,8 kgl EI Jahr 
140,8 kgl EI Jahr 
24% 
- 33,8 kg! EI Jahr 
107,0 kg/ EI Jahr 
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Die Verwertungsquoten des Bioabfalls hängen von einer Reihe von Bedingungen 
ab. Diese sollen wie im Fall der Analyse des hausmüllähnlichen Gewerbeabfalls in 
einer Arbeitsgruppe besprochen werden. Insofem wird dieser Punkt wie auch die 
zusätzlichen Maßnahmenpakete der Gruppen unter dem folgenden Kapitel 
'Arbeitsgruppen' behandelt. 
3. Arbeitsgruppen bzw. Initiativen 
Es liegen Vorschläge vor, verschiedene Arbeitskreise zu etablieren, um bestimmte 
Problemstellungen zu bearbeiten. Für alle Arbeitskreise ist es erwünscht, daß sie 
mit den anderen Gruppen und der Konferenz kontinuierlich Rücksprache halten 
(vgl. auch Anlagen). 
3.1 HausmüllähnlIcher Gewerbeabfall 
Da das Wissen über die Zusammensetzung des hausmüllähnlichen 
Gewerbeabfalls noch gering ist, befürwortet die Konsensuskonferenz die 
Gründung einer Arbeitsgruppe. Die P.A.N. hat angeboten, diese Gruppe ins Leben 
zu rufen. Teilnehmer sind bisher die IHK und Vertreter der Gebietskörperschaften. 
Herr Dr. Kromer schlägt vor, die Handwerkskammer daran zu beteiligen, die von 
der Akademie angesprochen werden wird. Aufgabe der Gruppe ist die Erarbeitung 
eines Konzeptes zur besseren Analyse der Zusammensetzung des 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfalls. 
3.2 Bloabfallverwertung + ehrenamtliche Beratung "Bloabfalltonne" 
Zum Thema Bioabfallverwertung liegen der Konferenz zwei Vorschläge vor. 
a) Vorschlag für ein Konzept zur Bioabfallverwertung von Seiten der 
Landwirtschaft, 
b) ehrenamtliche Beratung aus Anlaß der Einführung der Bioabfalltonne im land-
kreis Calw. 
3.2.1 Bloabfallverwertung 
Frau Messner referiert über das Treffen mit Vertretern aus der Landwirtschaft aus 
den Kreisen Calw, Freudenstadt und Enzkreis. Die Gruppen haben die Priorität, 
den Bioabfall in den jeweiligen Kreisen zu verwerten, und nicht zu exportieren. 
Frau Messner schlägt vor, eine Arbeitsgruppe einzurichten, die sich mit dem 
124 
Problem der Bioabfallverwertung und -behandlung beschäftigt. Abzuklären sind 
die juristischen und technischen Möglichkeiten der Verwertung und zusammen 
mit den Gebietskörperschaften die damit verbundenen Implikationen für eine 
Abschätzung der erreichbaren Verwertungsquote. Herr Pfrommer aus Calw hat 
sich bereit erklärt, an diesem Arbe~skrels mitzuarbeiten. Die Gruppen des Ma-
schinenringes, des Bauemverbandes und der Landfrauen haben zugesichert, 
am Arbeitskreis teilzunehmen. 
3.2.2 Ehrenamtliche Beratung 'Bloabfalltonne" 
Frau Berkau berichtet über ihre Absicht, mit der 'Biotonne' in Calw ab Herbst 
freiwillige Helfer und -innen in die Abfallberatung einzubeziehen. Aus 
verschiedenen Gruppen wird vorgeschlagen, eine Intiative zu bilden, wonach 
Personen bei der Einführung der Biotonne halb- und ehrenamtlich 
Abfallberatung auf lokaler Ebene durchführen. Aus Sicht von Frau Suhr gibt es 
für Pforzheim gute Chancen, Personen zu finden, die bereit sind, 
Abfallberatung für die Biotonne durchzuführen. 
3.3 Konzept Im Lebensmlttelhandal 
Frau Umpfenbach vom Einzelhandelsverband stellt das Konzept aus Sicht des Ein-
zelhandels vor. Das Konzept umfaßt zwei Maßnahmen: 1) kundeneigene Ge-
fässe; und 2) mehr offene Waren, die dann aus der Region stammen sollten. 
Untersuchungen über den generellen Handlungsbedarf und die Bereitschaft 
des Einzelhandels sind geplant. Herr Dürr erklärt, daß die Landwirte großes 
Interesse haben, 'offene Waren" anzubieten. Von verschiedenen Seiten wird 
auf die Problematik der Hygiene hingewiesen. 
Aus den Mediationsgruppen ist der Vorschlag gekommen, in einem Arbeitskreis mit 
dem Einzelhandelsverband zusammenzuarbeiten, wobei die Hilfe der 
Bürgergruppen angestrebt wird, um Vorgehensweisen und Aktionen sinnvoll 
gestalten zu können. Es existiert bereits zahlreiches Informationsmaterial, daß 
verschiedene Gruppen zum Thema 'kundeneigene Gefässe" und "offene Waren" 
erarbeitet haben und das dem Einzelhandelsverband zur Verfügung gestellt wurde. 
Frau Suhr und Herr Bösch haben ihre Bereitschaft zur Mitarbeit erklärt. Frau Berkau 
weist daraufhin, daß ein geeigneter Ansprechpartner auch in den 
Abfallberatungsstellen der Kreise und Gemeinden zu finden sei. 
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3.4 Sperrmüll 
Aus verschiedenen Gruppen ist der Vorschlag gekommen, Sperrmüllbörsen einzu-
führen. Es gibt dafür mehrere Möglichkeiten, so z.B. Informationsbörsen 
einzurichten oder Hallen zur Verfügung zu stellen, in denen zunächst der Sperrmüll 
abgestellt wird, um dann zu einem bestimmten Zeitpunkt weitergegeben werden zu 
können. 
Frau Hoffmann fragt nach der Möglichkeit, auf den Recyclinghöfen 
Sperrmüllbörsen einzurichten. Herr Dr. Kromer bemerkt, daß für den Enzkreis 
zwar wiederverwendbare Materialien in Containem gelagert werden können, 
dies aber nicht als BOrse verstanden wird. He" Prestinari erklärt, daß die 
Gemeinde Plorzheim ein neues Sperrmüllkonzept, gültig ab 1.1.95, 
beschlossen hat. Künftig findet wieder regelmäßig auf der Straße die 
Sperrmüllabholung statt. Herr Pfrommerfügt hinzu, daß im Kreis Calw eine 
Sperrmüllnachsorge vorgenommen wird. 
Die Versammlung vereinbart folgende Arbaltsgruppen bzw. Initiativen zu eta-
blieren bzw. zu fördern: hausmüllihnllcher Gewerbeabfall, Bloabfallverwartung 
+ ehrenamtliche Beratung "Bloabfalltonne" , Konzept Im Labensmitteihandel 
und Sperrmüll. 
4. Einführung In die Phase 11 
4.1 Vorgehen In Phase 11 
Frau Oppermann stellt die Vorgehensweise, Konzeption und Strukturierung für die 
Phase 11 vor, die von der Konferenz gebilligt wird. Als Diskussionsgrundlage für 
die Mediationsgruppen dient das Fichtner-Gutachten. Den ersten Schritt in 
Phase 11 bildet eine Vertiefung in das Fichtner-Gutachten. In den nächsten Wo-
chen werden mit den Gruppen Wertbäume erstelH, die zusammengeführt und 
in der Konferenz diskutiert werden sollen. Ziel ist es, eine Rangliste mit Werten 
zu erlangen. Desweiteren werden Steckbriefe von den Verfahren und 
Verfahrenskombinationen erstellt, die keinen Ersatz zu dem Gutachten, aber 
eine Informationserweiterung liefern. In ihnen werden Funktionen, Emissionen, 
Vor- und Nachteile dargestellt. Die Steckbriefe können durch die einzelnen 
Gruppen ergänzt werden. 
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4.2 Rchtnergutachten und Begrllfsldlrung 
Frau Fuchs erläutert den Entwurf des Verfahrensvergleichs im Fichtner-Gutachten. 
Das Konzept des Verfahrensvergleichs beinhaltet die Arbeitsschritte: Verfah-
rensbeschreibungen nach Realisierbarkeit und Durchführbarkeit, Vorauswahl 
einsetzbarer Restabfallbehandlungsverfahren, detaillierte Verfahrensbeschrei-
bungen und Bilanzierung, Bewertung durch relative Einstufung von 
. Bewertungskriterien und eine relativ offene Emplehlung. Ein weiterer Schritt ist 
ein Vergleich von thermischen Verfahren. Zwei Begriffe, die das Gutachten 
verwendet, müssen näher bestimmt werden: Redundanz und Unle. 
Redundanz ist die mehrfache (redundante) Auslegung von Anlagenkomponenten, 
um die Auswirkungen möglicher Betriebsstörungen auf die Entsorgungssicherheit 
zu minimieren. Wichtige Agregate werden aus Sicherheitsgründen immer doppelt 
ausgelegt. Eine mehrlinige Ausgestaltung von Anlagen, bei der jede Linie auf 
etwas mehr als den benötigten Duchsatz ausgelegt ist, ersetzt in der Praxis häufig 
die echte redundante (mehrfache) Auslegung. linie bezeichnet im Hessischen Gut-
achten einen von mehreren möglichen Kombinationswegen für das Behandlungs-
system, (z.B. Linie 3: Vorbehandlung - Vergärung - Verbrennung - Rotte - Deponie), 
nach Fichtner stellt dies ein Verfahren oder eine Verfahrenskombination dar. 
4.3 Vorschäge und Anregungen 
Herr Bösch möchte geklärt haben, inwieweit die Bundesregierung die Verfahren 
für die Restabfallbehandlung vorschreibt, und wie das Land Brandenburg diese 
Regelung handhabt. Herr Dr. Kramer merkt als Jurist dazu an, daß die TA-Sied-
lungsabfall lediglich eine Verwaltungsvorschrift ist, aber keine Rechtsvorschrift. 
Es gibt jederzeit die Möglichkeit nach den vorliegenden Bewertungen Ausnah-
men zu erteilen. 
Herr Renn bittet die Teilnehmer abschließend, ihr Interesse an Besichtigungen von 
Restabfallbehandlungsanlagen kund zu tun, da die Erfahrung der erfolgreich 
durChgefÜhrten Mediation in Aargau (Schweiz) gezeigt hat, wie wichtig Besichti-
gungen von Verfahrensanlagen sind. 
Es wird das Angebot von Herr Dr. Kramer aufgegriffen, die Deponie im Enzkreis zu 
besuchen. Frau Suhr schlägt vor, die Kalte Rotte der Calwer Deponie zu 
besuchen, die BMA in Freiburg, sowie eine Müllverbrennungsanlage mit 
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Schlackendeponie in GOppingen oder Stuttgart-Münster. Herr Rosenberg schlägt 
vor, Projekte zu besichtigen, die Reststoffe verwerten, wie etwa die Joghurtbecher-
Verwertung HVR in Rinkenbach. Frau Räder möchte einen Toxikologen einladen, 
um nähere Erläuterungen über die Emissionen der einzelnen Verfahren zu 
erhalten. 
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6.2 Protokolle des Projektbeirats 
6.2.1 Protokoll der eraten Sitzung 
Ort: 
Detum: 
Akademie für Technikfolgenabschätzung, Stuttgart 
7. Februar 1994 
Uhrzeit: 11 .00 - 15.00 Uhr 
Teilnehmer: Prof. Dr. Dienel 
Prof. Dr. Fietkau 
Dr. Jenseit 
Herr Kiefl 
Prof. Dr. Krohn 
Bergische Universitllt WuppertBI 
Forschungsbereich Bürgerbeteiligung 
Wissenschaftszentrum 8erlin 
Mediationsverfahren im Umweltschutz 
6ko-Instffut Datmstadt 
Bereich Chemie, Abfall (Haus- und 
Sondermüllentsorgung) 
Bauemveroand Baden-Württemberg 
Geschäftsleitung und Umweltreferat 
Universitllt Bie/efeld, Institut für Wissen-
schafts-und Technikforschung 
Projekte: Technikgestaltung in Innovations-
netzwerken, Begleituntersuchungen zu Depo· 
nieplanungen, komparative Untersuchungen 
zu regionalen Entsorgungsprojekten 
Herr Metzbacher Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 
Herr Schaible 
Herr Spengler 
Herr Wurster 
Dr. Frank 
Herr Prestinari 
Referat Energie und Umwelt 
Abfallberatungsagentur 
Beratung zur Verwertung und Vermeidung 
Institut für industrielle Produktion, Karlsruhe 
Projekte zur Restmüllbehandlung und selek-
tivem ROckbau 
Umweltministerium 8aden-Württemberg 
Abfallbilanzen , Beratung der Kreise 
Erster Bürgetmeister, Pforzheim 
Geschäftsführer der PAN. 
Amt für Stacftentsorgung, Pforzheim 
Mitarbeitender Geschäftsführer der PAN. 
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Akademieteam: Prof. Dr. Renn, Dr. Garbe, Frau Rettich. Dr. Kastenholz. Frau 
Borrmann, Herr Wilhelm, Herr Schild 
Abwesend: Prof. Dr. Bacini 
Frau Lack 
Herr Munz 
Prof. Dr. Rentz 
Protokoll: Patrick Schild 
1. Begrüßung 
EAWAG, CH-DObendorf 
Umweltministerium 8aden-WOrttemberg 
vertreten durch Herm Wurster) 
WirtSchaftsministerium Baden-Warttemberg 
vertreten durch Herm Metzbacher) 
Institut tür industrielle Produktion, Karlsruhe 
(vertreten durch Herm Spengler) 
Herr Renn begrüßt die Anwesenden zur ersten Projektbeiratssitzung und stellt ih-
nen das Akademieteam vor. 
Herr Garbe erläutert den Anwesenden Aufbau und Tätigkeiten der Akademie für 
Technik1olgenabschätzung. Er erwähnt insbesondere den Diskurs als neues 
Element in der Technikfolgenabschätzung. In diesem Kontext bedeutet Dis-
kurs, die gesellschaftlichen Gruppierungen in die Technikgestaltung und 
-folgenabschätzung einzubinden und gleichzeitig den Dialog zwischen wis-
senschaftlichen Institutionen, die sich mit Technik10lgenabschätzung beschäf-
tigen, zu fördern. Die Anwesenden erhalten eine Informationsbroschüre der 
Akademie. 
Zum Schluß weist Herr Garbe auf Veröffentlichungen der Akademie hin. Inter-
essierte können sich in den Verteiler einschreiben. 
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2. Darstellung der Funktion des Projektbe/rates (He" Renn) 
Es ist Aufgabe der Akademie und Zielsetzung des Projek1es, im Diskurs mh gesel~ 
schaftlichen Gruppen ein Verfahren zur kompetenten und fairer Entscheidungs. 
findung durchzuführen. Einersens soll die Akademie bei der Lösung der Abfall· 
problematik in der Region Nordschwarzwald behiHlich sein, anderersens aber 
auch ein allgemeingü~iges Verfahren der Entscheidungsfindung entwickeln. 
Um diesen Aufgaben besser gerecht werden zu kOmen, wurden zwei Begleh· 
gremien fOr das Projekt zusammengestel~: ein regionaler Beirat (Arbehskreis Pro-
jektbeglehung) und ein wissenschaftlicher Beirat (Projektbeirat). 
Die Mhglieder des Projektbeirates haben vor atlem zwei Aufgaben zu erfüllen: 
a) Einbrilgen ihres Expertenwissens: 
Hi~esteJlung sowohl bei der theoretischen Arbeh als auch bei der praktischen 
Umsetzung 
b) Kritische Beglehung des Projektes: 
Anregung und Beratung, Handlungsbedarf in den einzelnen Phasen aufzei. 
gen 
Die Arbeh des Projek1beirates kann auf Wunsch der Mhglieder durchaus durch 
wehere Funktionen ergänzt werden. Der Projektbeirat solHe sich nach Möglichkei. 
ten ca. vierteljährlich treffen. 
3. Theoretische Grundlage des Verfahrens (He" Renn) 
Ursachen für Konflikte bei der Abfal/planung 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
Ungleiche Verteilung von Risiko und Nutzen 
Verunsicherung infolge des wahrgenommenen Expertenstreits 
UnterSChiedliche Risikobewertung zwischen Experten und laien 
Wahrnehmung von bedrohter lebensquaiität 
Imageveriuste der betroffenen Regionen 
Symbolische Assoziationen mit Abfall 
Protest gegen Genehmigungsverfahren 
BBgrOndung fOr kooperative L6sungen 
• Notwendigkeit kollektiv bindender Entscheidungen für die Behandlung von 
Siedlungsabfällen 
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• Keine reine Expertenentscheidung (auch Werte und Interessen sind integrale 
Bestandteile) 
• Sachwissen notwendig, aber nicht ausreichend 
• Verteilungskonflikte vorherrschend (kooperativer Ausgleich gefordert) 
• Legitimationsdefizite der legalen Entscheidungsträger 
(Akzeptanzverweigerung der Betroffenen) 
• Einbezug von lebensweijlicher Erlahrung (lokales Wissen ist oft wichtig) 
• Begründung von Positionen durch Weltanschauungen 
• ABER: Prinzipielle MOglichkeit von Kompromissen 
4. Darstellung des Projektes (Frau Reffich) 
Frau Reffich erläutert kurz den Aufbau und die Gliederung des Projektes (vgl. 
Kurzinformation). 
Neben dem Projektbeirat wird ein regionaler Beirat (Arbeitskreis Projektbeglei· 
tung) als beratendes Gremium miteinbezogen. Dieser Arbeitskreis setzt sich aus 
Vertretern der Kreis· und Stadtverwaltungen, des Regionalverbandes, des BUND, 
des Besseren Müllkonzeptes, der Verbrauchergemeinschaft, der Handwerkskam-
mer sowie der IHK zusammen. 
Die Interessengruppen wurden in zwei Gruppen aufgeteilt: den Mediationsgrup-
pen, die an den Verhandlungen direkt teilnehmen und den Informationsgruppen, 
mit denen ein gegenseitiger Informationsaustausch stattfinden soll. 
Als Mediationsgruppen werden voraussichlich folgende Interessengruppen am 
Diskurs teilnehmen: 
• 
• 
• 
• 
• 
• 
Bürgerinitiativen 
Bürgervereine 
BUND 
Das Bessere Müllkonzept 
Hotel- und Gaststättenverband 
HK 
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• 
• 
• 
• 
Kreishandwerkerschaft 
Landfrauenverbände 
Landwirtschaftlicher Maschinenring 
Müllvermeidungsinitiative 
Informationsgruppen sind zum Beispiel: 
• Bauernverband 
• Bund der Entsorger 
• Gewerbebetriebe 
• Kompost- und Biogasfachverbände 
• Innungen 
• ökogruppen 
• 
5. Fregen zum Verfahren 
Herr Schaible: Die direkt betroffenen Bürger werden erst in Phase 111 einbezogen. 
Wird es dann nicht schwierig sein. diese Bürger auf das gleiche Niveau wie 
die Interessengruppen zu bringen? Müßten sie nicht schon früher eingebun-
den werden? 
Herr Renn: Die Bürger werden in den ersten beiden Phasen nicht eingebunden, 
weil die Betroffenheit zu gering ist, um genügend Interesse zu wecken. Die In-
teressengruppen sollen die Interessen der betroffenen Bürger weitgehend ab-
decken. Für eine erfolgreiche Bürgerbeteiligung in der dritten Phase werden 
die Mediationsgruppen zu den Veranstaltungen eingeladen , um dort den Bür-
gervertretern die Vorarbeit zu verdeutlichen. 
Herr Fietkau: Wo wird das Expertenwissen der Akademie relativiert? Inwieweit ha· 
ben die Teilnehmer auch Zugang zur Verfahrensgestaltung? Ist es möglich, 
die Vorgaben in Frage zu stellen? 
Das Verfahren darf kein Sandkastenspiel werden. Wie wird die Umsetzung der 
Entscheide des Prozesses (informelles Verfahren) In ein formelles Verfahren 
geWährleistet? Werden die formellen Akteure beispielsweise in das informelle 
Geschehen integriert? 
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Herr Renn: Wenn man die Entscheidungsträger in die Partizipation einbindet, er-
geben sich daraus strukturelle und zeitliche Vorgaben. (Was wird wann ge-
braucht?) Diskussionen darüber drehen sich erfahrungsgemäß im Kreise. 
Diese Vorgaben müssen als gegeben akzeptiert werden, oder aber es wird auf 
eine Teilnahme verzichtet. Deshalb müssen die Handlungsspielräume klar 
definiert und vermittelt werden. Programmatische Vorgaben (Spielregeln, Ex-
pertisen, Moderatoren ... ) sollten dagegen von den Teilnehmern selbst be-
stimmt werden. 
Ein Element der Integration formeller Akteure bildet der regionale Beirat, ein 
Begleitgremium aus Interessengruppen und Entscheidungsträgern. Daneben 
wird die Verwirklichung der informellen Entscheidungen des Prozesses auch 
durch den politischen Druck begünstigt. Wenn z.B. sieben der acht 
Kommissionen einstimmig Standort A wählen, dann wäre der Beschluß der 
Verwaltung, Standort B zu wählen, politischer Selbstmord. 
Herr Renn betont, daß es eben sehr wichtig sei, den Entscheidungsprozeß 
informell zu halten. Die Entscheidungsträger in das Verfahren selbst einzubin-
den, würde eine konstruktive Arbeit erschweren. 
Herr Frank: Eine Formalisierung des Prozesses würde ein schlechtes oder un-
mögliches Diskussionsklima schaffen. Die strukturellen Vorgaben sieht Herr 
Frank zum Teil nicht so eng. Beispielsweise bildet die TA-Siedlungsabfall nach 
seiner Ansicht keine enge Vorgabe, da sie möglicherweise auch wieder geän-
dert wird. Bezüglich der zeitlichen Vorgaben weist Herr Frank auf die 
Dringlichkeit des Abfallproblems in der Region hin. 
Herr Jenseif: Die Phase 3 bildet den eigentlichen 'Knackpunkt' des Verfahrens. Ist 
nicht zu erwarten, daß einige Betroffene sich strategisch gruppieren, um die 
geplante Anlage an ihren Standorten zu verhindern? 
Die beteiligten Gruppen der ersten beiden Phasen investieren ihre Glaub-
würdigkeit ins Verfahren. Konsens wird wahrscheinlich durch eine mühsame 
Kompromißfindung erreicht werden. Welche Gewähr besteht, daß die Inter-
essengruppen hinterher von den Politikern ernst genommen werden? 
Herr Renn: Gleichzeitig Vor- und Nachteil des Verfahrens ist es, daß die Mehrheit 
der beteiligten Bürger zu Beginn keine ausgeprägte Meinung zum Thema ha-
ben wird, sie aber lernfähig ist. Wenn die Einsicht zur Notwendigkeit einer 
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Anlage besteht und wenn das Verfahren zur Entscheidungsfindung akzeptiert 
wird, sollte es möglich sein, einen konsensuellen Entscheid zu erreichen. 
Voraussetzungen dafür, daß die Empfehlungen der Gruppen realisiert werden, 
sind: 1) klar formulierte Lösungen oder Empfehlungen 
2) eine klare Definition des Mandats (Handlungsspielräume) vor 
Beginn des Verfahrens. 
Die Politiker haben ein großes Interesse damn, diese Empfehlungen zu über-
nehmen. Ignorieren wäre, wie bereits erwähnt, politischer Selbstmord. 
Herr Fie/kau: Ein wichtiges Element des Verfahrens bildet der Informationsinput. 
Werden Gutachter konsensuell ausgewählt? Wird das Ingenieurbüro Fichtner 
von allen Parteien akzeptiert? Bestehen Mittel für die Interessengruppen, ei-
gene Gegengutachter auszuwählen? 
Herr Renn: Die Akademie lehnt es ab, jeder Gruppe ihre Gegengutachter zu zah-
len. Hingegen sind Mittel vorgesehen, bei strittigen Themen ein ExpertendeI-
phi zu veranstalten, dessen Zusammensetzung von den Interessengruppen 
bestimmt werden soll. 
Herr Krohn: Zur Funktion des Projektbeirates. Die abfallwirtschaftliche Lösungssu-
ehe rechtfertigt den hohen Strukturierungsgrad. Die Erarbeitung geeigneter 
Mediationsverfahren wirft Fragen auf: Wie soll die Strukturierung von außen 
evaluiert werden? Welche Zeitaufwendungen könnten herausgestrichen wer-
den? Wären das mögliche Funktionen des Projektbeirats? 
Herr Renn: Die kritische Begleitung des Projektes ist eine Funktion des Beirats. 
Deshalb wäre die Akademie sehr dankbar um Vorschläge, wie das Verfahren 
extern auszuwerten sei. Eine eigene Evaluation würde ohnehin durchgeführt, 
könnte aber dem Anspruch der Neutralität kaum entsprechen. 
Fragen zum Aufwand, zur Strukturierung etc. gehören also auf jeden Fall zum 
Arbeitsfeld des Projektbeirats. 
Herr DieneI: Entsprechen die Kompetenzen der PAN. ihrer Funktion als Adressat 
des Projektes, oder liegt die Entscheidungsmacht in den Händen der Kreise? 
Herr Prestinari: Gesellschafter der PAN. sind die vier Kreise. Die Umsetzung des 
Planungsergebnisses erfolgt in Absprache mit den Kreistagen und dem Auf-
sichtsrat. 
Diskurs 
P.A.N. 
~:!!s.... .... J ~GeselIsch: *) 
Landräte + 
Oberbürgenn. 
Kreistag 
') Anssteigen 
jederzeit möglich 
'-----'''I 
verabschiedet 
P1anungsergebnis 
Aufsicbts-
rat 
Herr Renn: Zur Finanzierung des Projektes: 
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Die PAN. ist nicht Auftraggeberin der Akademie sondem es besteht ein Ko-
operationsvertrag. Unkosten (Bürgergutachten ... ) werden von der PAN. über-
nommen. Die Tätigkeit der Akademie ist unbezahtt. 
Zur Zeitplanung: 
Phase I: sollte Mitte April abgeschlossen sein. 
Phase 11: sollte bis zur Sommerpause abgeschlossen sein. 
Die Ergebnisse des Ingenieurbüros werden aber möglicherweise 
erst nach den Wahlen präsentiert. 
Phase 111: sollte Ende 1994/ anfangs 1995 begonnen werden. 
Herr Wurster. Die TA-Siedlungsabfall steht doch fest. Wo bleiben da noch Hand-
lungsspielräume? 
Herr Prestinari: Die Ergebnisse des Pilotprojekts in Heilbronn werden vor Ende 
des Verfahrens noch nicht abgeschlossen sein. Insofern bleiben Fragen zu 
kalten Verfahren ungeklärt und der Handlungsspielraum bleibt offen. 
Herr Dienei: Wie werden die potentiellen Standorte ausgeschieden? Wäre es 
möglich. wie in Projekten in Kanada, die Standorte nach dem Freiwilligkeits-
prinzip auszusuchen? 
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Herr Renn: Die Gruppe potentieller Standorte bildet sich aus einer Auswahl tech-
nisch möglicher Standorte. Die technischen Vorgaben (technische Eignung = 
genehmigungsfähig) schrAnken die Standortwahl star1< ein, so daß ein Verfah-
ren nach dem Freiwilligkeitsprinzip kaum funktionieren würde. 
Herr Prestinari: Die Frage der Standortsuche soll erst nach Diskussion der techni-
schen Verfahren diskutiert werden. 
6. Infonnatlonsmaterlal für die Interessengruppen 
Dokumentation für die Interessengruppen 
Frau Rettich präsentiert den Anwesenden die von der Akademie erstellte Doku-
mentation zum Thema Abfallwirtschaft. Auf Anregung von Herrn WUlSter und 
Herm Prestinari werden einige Punkte geändert, insbesondere wird beschlos-
sen, auf einige Beispiele zu verzichten. (siehe Anlage: bereinigte Dokumenta-
tion) 
Herr Jenseit stellt, gestützt auf die TA-Siedlungsabfall, eine Tendenz der Rest-
müllbehandlung in Richtung Verbrennung fest. Nachteile der thermischen Be-
handlung liegen vor allem in den Schadstoffemissionen, dafür weist das Oe-
poniegut einen niedrigeren organischen Anteil auf. Bei den biologisch-me-
chanischen Verfahren verhält es sich gerade umgekehrt. 
Herr Wurster erachtet die biologisch-mechanische Vorbehandlung als wenig sinn-
voll. 
Herr Jenseit stimmt dem zu. Bei der Vorbehandlung werden auch keine Kosten 
eingespart. 
Herr Schaible erwähnt neuere thermische Technologien. Er wird der Akademie 
Unterlagen über neue Verfahren auf dem Markt zustellen. 
Herr Prestinari weist darauf hin, daß die Frage, welche thermische Verfahren zu 
berücksichtigen seien, noch nicht im Zentrum stehe. Die Frage lautet vielmehr: 
Gibt es kalte Verfahrensmöglichkeiten, die sich realistisch in kombinierte Kon-
zepte einfügen lassen? 
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Informationsmaterial des Ingenieurbüros Fichtner 
Die vorliegenden Unterlagen sind nur eine Zusammenfassung des Originaldoku-
ments. Auf ihren Wunsch wird Herrn Jense~, Herm Spengler und Herrn Wurster je 
ein ausführlicheres Original zugestellt. Herr Krohn und Herr Dienel erhalten ein 
Zirkulationsexemplar zur Ansicht. 
Herr Krohn: Welche Szenarien wurden vom Ingenieurbüro entworfen? Die Zah-
len der einzelnen Szenarien differieren nicht stark. 
Herr Prestinari: 
Szenario 1: 
Szenario 2: 
Mengenprognose nach heutigem Ist-Zustand (heute realisierte 
Vermeidungs- und Verwertungsstrategien) 
Mengenprognose unter BerOckslchtigung heute realisierter 
und von Fichtner empfohlener Vermeidungs- und Verwer-
tungsstrategien. 
Die Zahlen der unterschiedlichen Szenarien liegen nahe beieinander, weil im 
heutigen Ist-Zustand bereits sehr viel verwirklicht worden ist. 
Herr Kiefl erläutert die Haltung des Landesbauernverbandes bezüglich der Rück-
führung von organischen Abfällen in die Landwirtschaft. 
Aus folgenden Gründen kann der Verband keine Empfehlung für das Ausbrin-
gen von Klärschlamm oder Kompost aussprechen: 
• Die Risiken sind nicht kalkulierbar (Aussagen über Kompost sind wegen 
der inhomogenen Zusammensetzung und mangels übereinstimmender 
Untersuchungen problematisch) 
• Die Vermarkter-Seite (Nahrungsmittelindustrie) weigert sich, Produkte aus 
Klärschlamm-gedüngten Feldern zu akzeptieren. 
Die landwirtschaftliche Wiederverwertung von lebensmittelresten wird seit der 
Schweinepest ebenfalls nicht mehr akzeptiert. 
7. Verschiedenes 
nllchste Sitzung: 9. Mal 94 
Anlage: bereinigles Grundlagenpapier für Mediationsgruppen 
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6.2.2 Protokoll der 2. Sitzung 
.. BQrgerbeteUlgung en der Abfallwlrtschafl" 
Akademie für Technikfolgenabschätzung, Stuttgart, 11 :00 - 15:30 Uhr 
Teilnehmer: Prof. Dr. Sacin; ETH Zürich und EAWAG Dübendorf 
Prof. Dr. Dienel Bergische Universität Wuppertal 
Prof. Dr. Fietkau Wissenschaftszentrum Bertin für 
Sozialforschung 
Dr. Jenseit Öko-Institut Dannstadt 
Herr Kiefl Bauemverband 
Prof. Dr. Krohn Universität Bielefeld 
Herr Kiippers Universität Bleiefeld 
Herr Metzmacher Wirtschaftsministerium Baden-Würtlemberg 
Frau Oppermann Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Herr Prestinari Planungsgesellschaft für die Abfallbehand-
Prof. Dr. Renn 
Frau Rettich 
Herr Schaible 
Herr Spengler 
Herr Vorwerk 
Herr Wurster 
lung in der Region Nordschwarzwald 
Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Abfallberatungsagentur Baden-Württemberg 
Universität Karlsruhe 
Universität Bielefeld 
Umweltministerium Baden-Württemberg 
Protokoll: J. Jaeger 
TIschvorlagen: 
• 
• 
• 
Liste der Teilnehmer der Konsensuskonferenz 
Grundlagenpapier: Verfahrensvergleich zur Restabfallbehandlung 
Memorandum: Anmerkungen und Fragen an die Restabfallprognose 
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1. Begrüßung 
Das Protokoll der letzten Sitzung wird angenommen. Die Teilnehmer sind einver-
standen, daß die genehmigten Protokolle der Sitzungen des Projektbeirates von 
den Mediationsgruppen und dem Arbeitskreis Projektbegleitung eingesehen 
werden können. 
2. Bericht zum Stend des Projektes 
Frau Rettich stellt den Stand der BOrgerbeteiligung vor (siehe Tischvo~age). Seit 
der letzten Sitzung ist der Bauemverband hinzugekommen. Der Hotel- und 
Gaststättenverband hat seine Teilnahme bestätigt, bisher aber keine Mitarbeit 
geleistet. Die IHK hat ihre Mitarbeit zugesagt und sich an der Beantwortung 
von Sachfragen beteiligt, ist jedoch bisher nicht zur Konferenz erschienen. Ihre 
eher indirekte Form der Teilnahme wird von den anderen Gruppen immer 
wieder kritisch hervorgehoben. 
Die Gruppen arbeiten gut und engagiert mit. Es gab jedoch zu Beginn des 
Verfahrens Schwierigkeiten. So wurde die Akademie nicht als neutral 
wahrgenommen. Erst lange Gespräche Ober die Akademie räumten 
Mißverständnisse aus dem Weg. Im Vorfeld der Konferenz war es gelungen, in 
Einzelgesprächen festgefahrene Einstellungen (z.B. zur Biotonne) aufzulösen, 
Ängste und Ziele zu hinterfragen und durch die Formulierung von GrOnden 
transparenter zu machen. Mehrere Treffen mit den Gruppen und eine 
engagierte Auseinandersetzung der Gruppen mit dem Beteiligungskonzept 
bildeten die Ausgangsbasis fOr die zwei Sitzungen der Konsensuskonferenz 
vom 26.3. und 29.4.94. 
Auf der ersten Konferenz wurde eine möglichst vollständige Liste von Anliegen 
und Vorschlägen zur Reduktion der Restabfallmenge erstellt (siehe Tischvor-
lage). In welcher Weise können die vorliegenden 98 Maßnahmen nun 
bewertet und als Empfehlung zur Umsetzung weitergegeben werden? Zur 
Beantwortung dieser Frage wurden zwei Fragebögen an die Teilnehmer 
abgegeben: Im Fragebogen I werden alle Mediations- und 
Informationsgruppen um eine Einschätzung der Effizienz der vorgeschlagenen 
Maßnahmen (von sehr hoch bis wirkungslos) und die Angabe der 
WOnschbarkeit der Maßnahmen gebeten. Der Fragebogen 11 wendet sich an 
die von der Umsetzung einer Maßnahme betroffenen Gruppen. Sie beurteilen 
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die Maßnahme auf ihre Praktikabil~at und ihre Effizienz aus der Sicht der 
Betroffenen. Die Antworten werden quantitativ und qualitativ ausgewertet und 
dienen als weitere Diskussionsgrundlage, zur Strukturierung der folgenden 
S~ungen und als Rahmen, aus dem sich, so hofft man an der Akademie, 
Selbstverpflichtungsangebote der Gruppen entwickeln werden. 
Auf der zweiten Konferenz wurden Fragen, Anregungen und Kritikpunkte an 
das Fichtnergutachten besprochen und sowe~ mOglich beantwortet. 
Anschließend wurde vor allem über die Themen Kompostierung und 
Klärschlämme, Betreuung und Aufklärung der Haushalte und 
Gebührenordnungen gesprochen. Die driHe Konferenz hat zum Ziel, eine 
Prioritätenliste der umzusetzenden Maßnahmen zu erstellen. Fichtner wird 
daraufhin gebeten werden, die Effizienz dieses Maßnahmenbündels für die 
Abfallreduktion zu berechnen. 
Ein wenerer Schwerpunkt der Arbeit lag auf dem Verständnis des Fichtner-
Gutachtens. Es gab zu Anfang Befürchtungen mancher Gruppen, Fichtner 
handle als politischer Akteur. Die Kritik am Gutachten konnte in transparenter 
Weise umformuliert werden, so daß Verständnisfragen, Sachaussagen, 
politische Wertsetzungen und Alltagswissan unterschieden werden konnten. 
Insgesamt gilt folgendes Vorgehen für Phase I: 
1) Maßnahmen: a) Einzelinterviews, 
2) Prioritätensetzung: a) FragebOgen, 
3) Realisierungschancen: a) FragebOgen, 
4) Effizienzbeurteilung: a) Fichtner, 
5) Verpflichtungserklärungen: a) FragebOgen, 
b) Brainstorming 
b) Gruppendiskussion 
b) Gruppengespräche 
b) Beirat 
b) Einzelgespräche 
Das .Brainstorming" über mOgliche Maßnahmen zur Abfallvermeidung hat In 
der ersten Konferenz staHgefunden. Auf der zweiten Konferenz hat die 
Gruppendiskussion über die Prioritätensetzung begonnen. Vom Beirat 
diskutiert werden könnten heute die Unsicherheiten bezüglich der 
Gruppengespräche über die Realisierungschancen und vor allem bei der 
Effizienzbeurteilung. Auch könnte sich der Beirat mit den von Fichtner 
getroffenen Annahmen zur Abfallentwicklung auseinandersetzen. 
He" Bacini fragt nach der konkreten Zielsetzung, nicht des Beteiligungsprojektes 
an sich, sondem der gesamten Abfallplanung der Region. Will man sich im 
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Spielraum des gesetzlichen Rahmens bewegen - also Statusquo-Mengen 
erheben und fortschreiben- oder will man die Abfallwirtschaft im Rahmen 
regionaler Stoffwechselprozesse betrachten? Der diskutierte Vermeidungs-
und Verwertungsansatz Ist Insofern falsch als er nicht die Gesamtheit der 
ablaufenden Stoffwechselprozesse berücksichtigt. Die Prognose der 
Entwicklung aller StoffstrOme stein an die konventionellen Planer hohe 
Ansprüche, zu viele Variablen und komplexe Wechselwirkungen verhindern 
eine schnelle Prognose. Mit herkOmmlicher Methode kOnnen die 
zugrunde liegenden Annahmen nicht belegt werden, so daß es zu einer 
pseudowissenschaftlichen Argumentation kommt. 
Herr Renn antwortet, daß der Abfallbewirtschaftungsplan im konventionellen Rah-
men stattfindet, der von den betroffenen Gruppen mitgetragen wird. Außer den 
MOglichkeHen zur Vermeidung innerhalb der Region wird der über die Region 
hinausgehende Handlungsbedarf formuliert und weHergeleitet. Daher werden 
die gesetzlich gegebenen Schranken durchaus diskutiert werden, im 
Bewußtsein, daß Vorschläge für gesetzliche Änderungen nur begrenzten 
Erfolg haben kOnnen. Dieses Vorgehen kOnnte man als induktiv bezeichnen 
gegenüber dem eher deduktiven Ansatz von Herrn Bacini. Die 
Stoffwechselprozesse finden ihre Berücksichtigung durch die Gliederung der 
Maßnahmen nach den Abschnitten Rohstoffe - Produktion - Vertrieb - Konsum 
- Reststoffe - Deponierung. Eine Bestimmung von Zielen zu Beginn des 
Beteiligungsverfahrens wurde bisher bewußt vermieden, da sonst jede 
Gruppe irgendwelche Ziele vorgibt (z.B. eine Restabfallmenge von 150 kg pro 
Jahr und Einwohner), von denen sie mOglicherweise nicht mehr abrückt. Es 
soll stattdessen induktiv ausgelotet werden, was sich überhaupt erreichen läßt. 
Herr Bacini wendet ein, daß unabhängig von der Wahrnehmung des 
Abfallproblems durch die Gruppen auch beachtet werden muß, was nach 
naturwissenschaftlichen Gesetzmäßigkeiten tatsächlich im Stoffhausha~ 
abläuft. Eine Umsetzung der vorgeschlagenen Maßnahmen würde bedeuten, 
daß die Abfallwirtschaft Probleme lOsen soll, die sie ohne einen 
weitergehenden Auftrag nicht lOsen kann. Eine Differenzierung danach, was 
sie tatSächlich erreichen kann und was nicht, fehlt noch, d.h. daß die Frage, 
welche Ziele die Abfallwirtschaft verwirklichen soll, bisher unbeantwortet ist. 
Wie groß das wirkliche Potential für eine Abfallreduktion ist, muß naturwissen-
schaftlich abgesichert werden, stimmt Herr Renn zu. Im Vordergrund stehen je-
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doch die Handlungsmaßnahmen, wobei für primAr naturwissenschaftliche 
Maßnahmen der Sachverstand zu Rate gezogen wird, während fOr andere 
Maßnahmen (z.B. mehr Offentlichke~sarbe~) nur aufgrund von 
Erfahrungswerten und der Aussagen zur Selbstverpflichtung geurteilt werden 
kann und daher eine gewisse Offenhe~ bestehen bleiben wird. Über den 
festen Rahmen durch das Planungsmandat der PAN. hinaus besteht nur die 
MOglichke~ freiwillig umgesetzter Maßnahmen. 
3. KlirachtAmma und Kompost 
Herr Schaib/e erkundigt sich, was die Maßnahme 2 (Oezentrale Aufberenung und 
dezentrale Vermarktung von Klärschlämmen) für die Landkreise und für den 
Einsatz technischer Anlagen bedeutet. Man solle hier nicht dogmatisch auf der 
Formel 'smalils beautiful' beharren, sondern sich auch an der 
Finanzierbarkeit und Akzeptanz solcher Anlagen orientieren. Frau Rettich 
betont die Bedeutung des Vertrauens bei Klärschlämmen, wenn es darum 
geht, woher der Schlamm kommt. Herr Kiefl bestätigt, daß kein Interesse an 
Schlämmen aus anderen Ländern oder Kreisen oder an ,verschnittenen' 
Schlämmen besteht. Bei Komposten wäre eine Erfassung der Bioabfälle 
mOglichst durch die Verwerter selber anzustreben. Herr Wurster berichtet, daß 
es aufgrund der Klärschlammverordnung derze~ keine Handhabe gegen das 
Hereindrängen von Klärschlämmen z. B. aus Bayern gibt. 
Herr Fistkau unterstreicht die Wichtigke~ der Selbstverpflichtungserklärungsn und 
stellt fest, daß manche Adressaten fOr Maßnahmen und Verpflichtungen in der 
Konferenz zu fehlen scheinen. Er stelh die Frage, Inwiewen sich die Vertreter 
der Gebietskörperschaften Oberhaupt verpflichten können. Herr Renn 
erläutert, daß die Kreise ein eigenes Interesse an manchen Änderungen 
haben und ihre Bere~schaft, bestimmte Maßnahmen zu ergreifen, auch 
schriftlich erkAren werden. Jeder Kreis hat ein Abfallwirtschaftskonzept, das er 
abändern kann. Rechtliche Verbindlichke~ der 
Selbstverpflichtungserklärungen ist zwar nicht gegeben, die Kreise wOrden 
jedoch ihre Vertrauenswürdigkeit vor den Teilnehmern der Mediation 
verspielen, wenn sie diese Maßnahmen nicht auch umsetzten - sofern die 
Parlamente der Umsetzung zugestimmt haben. 
143 
Herr Dienel erinnert daran, daß sich in den 70sr Jahren manche Gemeinden zu 
.atomwaffenfreien Zonen· erklärt haben. Er befürwortet generell eine 
FOrderung von Erklärungen der Selbstverpflichtung durch die Gemeinden. 
Herr Prestinari hat Zweifel an der Tragfähigke~ des gegebenen Beispiels, da 
es sich hier um Erklärungen der Gemeinden im vollen Bewußtsein ihrer 
rechtlichen Inkompetenz handene. 
4. Anmerkungen des Öko-lnstltutB DBrmstadl zum F1chtner.GulBchten 
Zum Fichtner·Gutachten hat das Öko-Institut Darmstadt im Auftrag der Akademie 
einen Kommentar bezüglich der Annahmen zur Abfallentwicklung und der 
MOglichkeiten einer Prognose erstellt. Fazit: 
• Hausmüflprognose: plausibel, aber - nach Meinung des Ökoinstituts - sehr 
konservativ. 
• Sperrmüflprognose: .etwas antiquarischer" Ansatz, ungenaue Zahlen, doch 
ohne großen Aufwand kaum genauer mOglich. Im Vergleich eher geringe 
Mengen, daher ist das geWählte Vorgehen sinnvoll. 
• Gewsrbeabfaflprognose: hohe Mengen, Zusammensetzung sehr ungewiß, 
schlechte Datenbasis (z~ierte Literatur zum Teil zweifelhaft), Problemfeld: Alt· 
stoffhandel. 
Da kein Gewerbeabfallkataster in der Region vorhanden ist, stellt sich die Frage, 
wie sich genauere Daten gewinnen lassen, auch mit einer Differenzierung 
bezüglich privaten und Offentliehen Entsorgem. Ist eine Befragung von ungefähr 
3000 Gewerbebetrieben über anfallende Reststoffe und den bestehenden 
Altstoffhandel sinnvoll, wie sie die IHK durchzuführen angeboten hat? Herr Jenseit 
räumt ein, daß sie einen Hinweis geben kOnnte, in welchem Bereich einer Skala 
man sich befindet, deren Enden durch die Beispiele Berlin (m~ umfangreichem 
Anstoffhandel) und Hamburg (kaum Mstoffhandel) gesteckt sind. Er werde nach· 
forschen, ob es in Deutschland einen landkreis m~ einem fertig erstellten 
Gewerbekataster gibt. 
Herr Bacini wamt von einer Erhebung, die Geld kostet und doch nur eine Mo-
mentaufnahme sein kann und daher keine Zusammenhänge aufdeckt. Für die 
Daten heute sind 100r-Potenzen wichtig, aber 20 - 30% mehr oder weniger 
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sind nicht relevant fOr die anstehenden Entscheide. Ein anderer möglicher 
Ansatz ist es dagegen, die Lager der Stoffe zu bestimmen. Von großer 
Bedeutung sind die Stoffflüsse, die in die Bauwerke gegangen sind und immer 
noch gehen und später auf uns zukommen werden. M~ Kenntnis ihrer Auf-
entha~sdauer lassen sich die zukOnftigen Flüsse Oberschlagen. 
Abfallerhebungen dagegen werden schon se~ 20 - 30 Jahren falsch 
interpretiert, aus ihnen gewinnt man kein Verständnis der Abfallentwicklung. 
Herr Renn fragt nach, in welchem Ausmaß diese Methodik, die Lager 
einzubeziehen, für die Bestimmung das Restabfallaufkommens 2002 von 
Bedeutung sein kOnnte. Ob es sich um eine Menge von 100.0001 oder 
150.0001 handelt, ergibt keine grundsätzlich andere S~uation, begründet Herr 
Bacini seine Aufforderung, die von ihrer Größe wirklich bedeutsamen Lager 
und ihren zukünftigen Beitrag zum Abfallaufkommen zu beachten. Es stellt sich 
andererseits die Frage, ob man den Stoffwechsel Oberhaupt innerhalb der 
nächsten 10 Jahre grundlegend ändern will. Bisher hat noch niemand gezeigt, 
wie dies praktisch möglich wäre. In diesem Falle steht man jedoch wieder vor 
dem Problem, Qualitätsziele zu benennen. 
In einer Dissertation konnte gezeigt werden, so fOhrt Herr Bacini aus, daß erst 
dann, wenn die Reststoffbehandlung einen Aufwand von 400 - 500 Sfrlt (500 -
600 DMIt) verlangt, eine separate Behandlung der großen Palette 
verschiedener Güter volkswirtschaftlich attraktiv wird. Deshalb sollte das 
Qualitätsziel für die Reststoffbehandlung mindestens auf diesem Niveau 
angesetzt werden. Andernfalls spricht das Argument der volkswirtschaftlichen 
Kosten und des Energieaufwandes gegen Separatsammlungen. Aus diesem 
Grunde suche er den Konsens Ober die Festlegung von Qualitätszielen. In 
dieser Gegenüberstellung von Qualitätszielen und dem Aufwand von 
Separatsammlungen sei die Auseinandersetzung zu suchen und nicht in der 
Frage, wie die AbfallstrOme möglichst genau prognostiziert werden können, 
denn diese sind nicht in der nötigen Detailliertheit voraussagbar. 
Herr Jenseit erläutert abschließend, daß das Gutachten in manchen 
Zahlenangaben eine Genauigkeit suggeriert, die In den Ausgangsdaten nicht 
enthalten ist. Er betont gegenüber Herrn Bacini, daß für die 
InvestitionsentScheidung bereits eine Schwankung der Restabfallmenge um 
20% Konsequenzen hat und daher eine ausreichend genaue Abschätzung 
der Menge sehr wichtig ist. 
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Sind die Annahmen im Fichtner-Gutachten plausibel? Inwiewen ist das 
angewandte Verfahren der Berechnung (z.B. Beteiligung von 30% oder weniger 
an bestimmten Maßnahmen) angemessen, das Insgesamt eine Reduktion um 3% 
in zehn Jahren ermittelt, und wie Ist die Effizienz der vorgeschlagenen 
Maßnahmen zur Abfallreduzierung zu bewerten? 
Im Fichtner-Gutachten wird für die Faktoren BevOlkerungsentwicklung, Wirtschafts-
wachstum und Reallohnentwicklung jeweils mit einer Zunahme des Abfallaufkom-
mens gerechnet. Wie sind diese Annahmen zu belegen oder zu kritisieren? Ist bei-
spielsweise ein linearer Anstieg der Abfallmenge mn dem Wirtschaftswachstum 
gerechtfertigt, oder ist mn einer Entkopplung (wie bei der Energie) zu rechnen? 
Herr Bacini führt aus, daß man, ausgehend von einer Gesamtabfallmenge 
zwischen 300 und 400 kglE/a und einer Quote von 10 - 20%, die bereits über 
Separatsammlungen geführt wird, damit rechnen kann, daß sich ZUkünftig 100 
- 150 kg separat führen lassen (durch Maßnahmen beim Input, ErhOhung der 
Separatquote, intemes Recyclieren in den Lagem selbst), wie die bisherigen 
Erfahrungen gezeigt haben. Es verbleiben ca. 250 kg gemischte Abfälle. Da 
diese Abschätzung nur auf 20 - 30 % genau sain kann (z.B. 250 kg ± 50 kg), 
bedeutet die große Schwankung für den Restabfall, daß im Zeithorizont von 
acht oder zehn Jahren ein Verzicht auf Behandlungsanlagen nicht zur 
Disposttion steht. Während der Detailplanung dieser Anlagen fallen dann 
politische Entscheide über die Reservekapazitäten und ähnliche Aspekte. 
Andererseits, und dies ist für die Separatsammlungen von Bedeutung, kann 
der überregionale Altstoffmarkt (Glas, Papier, Metalle) von der Region aus 
nicht direkt beeinflußt werden, und es kOnnen keine Garantien eingehandelt 
werden, wie sich der Mari<! innerhalb von 10 Jahren verändern wird. Dann 
stellt sich vor allem über längere Sicht die Frage, welche Memativen der 
Entsorgung bestehen, wenn eine Sättigung des Marktes eintritt. 50llte 
beispielsweise Papier dann exportiert oder thermisch verwertet werden? So 
wird Glas heute in der Schweiz bereits exportiert und deponiert. Änderungen 
in diesen Bereichen kOnnten zu Verdoppelungen oder Halbierungen der 
Mengen führen. Dann werden Anpassungsphasen auftreten, die auch durch 
technologische Innovationen geprägt sein werden. In diesen Phasen besteht 
die Gefahr, daß eine Sättigung zu einem Einbruch des Separatsammelns der 
BevOlkerung führt, das sich anschließend nur sehr langsam wieder steigern 
läßt. Herr Bacini schlußfolgert, daß unter diesen Umständen die Genauigkeit 
der vorhandenen Kenntnisse bei HInzunahme von Analogieschlüssen aus 
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Erfahrungen in anderen Gebieten ausreicht, sich für die Festlegung von 
Qualitätszielen der Endprodukte aus Behandlungsanlagen zu entscheiden. 
Herr Renn weist auf die MOglichke~en der regionalen Märkte hin, z.B. beim 
Kompost. Wieviel kOnnte eine Selbstverpflichtung der Bauern bewirken? Herr 
8acini erläutert, daß die Abgabe von Kompost weniger eine Frage der 
Okologischen Kapazität als vielmehr eine Okonomische Frage ist, da die 
Flächen zwar für den erzeugten Kompost ausreichen, die Bauern aber bei 
einer Steigerung der produzierten Kompostmengen mOglicherweise nicht 
mehr bereit sind, etwas für den Kompost zu bezahlen. Dann müssen andere 
Wege der Rückführung (z.B. Straßenrandkompostierung) beschritten und Ober 
ihre Rnanzierung nachgedacht werden. Vorstellbar wäre eine Steigerung der 
Kompostierung von jetzt 30% des Potentials an organischen Abfällen auf 50 -
60%. Bere~s jetzt kann jedoch in einigen Bereichen der Kompost nicht mehr 
verkauft werden. 
Herr Krohn fragt, ab welcher Abfallmenge sich bei diesen hohen Bandbreiten der 
Mengenangaben Auswirkungen für die technische Auslegung der Anlagen 
ergeben kOnnen. Die Kapaz~ät einer Verbrennungsanlage. so merkt Herr 
Jenseit an, ergibt sich aus dem Produkt von Abfallmenge und Heizwert, die 
beide schwanken kOnnen. Herr Bacini fügt an, daß daher bei einer Abnahme 
der organischen Fraktion die Kapazität trotzdem konstant bleiben kann. 
Wichtig sind aber beispielsweise auch die StrOme, die aus den Bauwerken der 
50er und 60er Jahren auf uns zukommen und Ober deren GrOße heute nur 
spekuliert werden kann. Falls die Kapazitäten zu ihrer Behandlung dann nicht 
ausreichen, wird das Okonomische Konsequenzen haben. 
Herr Küppers merkt an, daß die Sensibilität der Technologie auf die Qualität des 
zu behandelnden Restabfalls zu grOßeren Schwierigkeiten zu führen scheint 
als das Mengenproblem, da es keine MOglichkeit einer ,qualitativen 
Reservehattung' gibt, worauf Herr 8acini nochmals hervorhebt, daß die 
Einigung über Qualitätsziele für die behandelten Produkte die notwendige 
Voraussetzung für die Diskussion und Wahl einer Behandlungstechnik ist. Für 
einen Glühverlust von 5% reicht eine gängige Rosttechnologie. MOchte man 
aber über die Anforderungen des Gesetzes hinausgehen und eine Art Glas-
oder Gesteinsqualität der Rückstände erzielen, die dann beispielsweise 
wieder verwertet werden könnten, tritt die Empfindlichkeit des Outputs auf die 
gewählte Technik in den Vordergrund. Für thermische Atternativtechnologien 
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besteht eine große Datenunsicherhett: Die Abhängigkett der Qualttät des Aus-
gangsmaterials vom Input Ist nur beim Rost gut bekannt, sonst aber kaum. 
Herr Renn fragt, ob durch ein Aussortieren von Plastik und Papier der thermische 
Wert so stark emiedrigt werden kann, daß sich eine thermische Behandlung 
nicht mehr lohnt. Liegt diese MOglichkett im Bereich der 
Unsicherheitsgrenzen? Herr Bacini erläutert, daß nach seiner Erfahrung auch 
bei sehr guter separater Sammlung und hohem Recyclierungsanteil im 
Gewerbe der Heizwert innerhalb von fünf bis zehn Jahren kaum zu drücken 
ist. Als Altemative besteht die MOglichkeit, Sortieranlagen einzusetzen, doch 
ist dafür ein gewisser Energieaufwand notwendig, der mit dem angestrebten 
Reinhettsgrad ansteigt (2. Hauptsatz der Thermodynamik). In der Schweiz 
habe man sich für die nächsten zehn Jahre mtt 150 - 250 kg pro Einwohner 
abgefunden, obwohl es einen sehr hohen Separatanteil gibt. Einer 
thermischen Behandlung läßt sich kaum ausweichen, es sei denn, man legt 
Altlasten für die nächsten Generationen an (Beispiel England), 
naturwissenschaftliche Gründe sprechen nicht dagegen. Soll jedoch jede 
Generation ihre eigenen Abfallprobleme lOsen, und das Ist eine ethische 
Entscheidung, so bleibt zu bedenken, daß es bisher keine 
A~ernativtechnologien gibt. 
Herr Jenseit gibt an, daß der Mindestheizwert, damit die Verbrennung von selbst 
abläuft, bei 6000 kJlkg liegt, sonst wird der Einsatz von Zusatzbrennstoffen not-
wendig. Wenn der Bioabfallanteil und der Beitrag der Kunststoffe und Papier 
(DSD) zurückgehen, wird der Heizwert zukünftig bei 10.000 kJlkg liegen. Nur 
bei sehr hohem DSD-Anteil und einem Verzicht auf die Bioabfallsammlung 
könnten im Jahr 2000 wesentliche Abweichungen hiervon auftreten. Er bestä-
tigt die Argumentation von Herrn Bacini und weist darauf hin, daß in 
DeutSChland die Einführung der .rohstofflichen Verfahren· im Kunststoffsektor, 
die nicht mehr so stark auf die Qualnäten des herkömmlichen Recyclings 
angewiesen sind, und Im Papierrecycling das Ausschleusen bestimmter Stoffe 
(über den Papierschlamm) wesentliche Aspekte in der Diskussion der 
Recyclingsqualitäten darstellen. 
Herr Wurster betont die Bedeutung einer hohen Kompostqualität. Qualität geht vor 
Quantität. Eine Unterscheidung von Kompostgüteklassen A und B erscheint 
wenig hilfreich, da ein Verbringen (von B-Kompost) auf Straßenrandstreifen 
von der Straßenbauverwa~ung als eine unerwünschte Düngung betrachtet 
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würde. Damij wäre ein erhOhter PIlegeaufwand verbunden. Nach der 
geplanten Kompostverordnung erfüllen derzeij maximal 25% des erzeugten 
Kompostes die Qualitätsstandards nicht. Solche für die Kompostierung 
ungeeigneten nativ·organischen Stoffe sollten gemäß TA·Siedlungsabfali 
vorbehandelt und deponiert werden. 
Welche methodischen MOglichkeiten bestehen für eine Abschätzung der 
Reduktion der Abfallmenge durch die Vielzahl der vorgeschlagenen Maßnahmen? 
Ohne einen gegebenen Maßstab kann man diese Frage nicht ausreichend 
beantworten, führt Herr Bac;n; aus. Abschätzungen darüber, wie sich die 
Belastung der Umwett verändert, wenn alternative Wege in der 
Abfallbehandlung beschritten werden, kOnnten sich an der Luft·, Boden· und 
Wasserbelastung orientieren. Von der Vielzahl der 
Abfallbehandlungskonzepte sollten Maßnahrnen zur effizienteren 
Ressourcenbewirtschaftung unterschieden werden. Maßnahmen zur Abfallver· 
meidung wir1<en sich erfahrungsgemäß nur langfristig aus, während sich mit 
verbesserten Behandlungsmethoden die Umweltbelastung rasch ändern läßt 
(z.B. Luftbelastung durch Cadmium). Ein Verbesserung der Inputqualität hat 
keine direkte positive Wir1<ung auf die Luftbelastung, solange die Lager noch 
nicht abgebaut sind oder solange man nicht gleichzeijig die 
Verbrennungsanlagen verbessert. Deshalb Ist es wesentlich, bestimmte Stoffe 
und Lager direkt anzusprechen. Der allgemeinen Forderung nach einer 
Verringerung der Umweltbelastung ist demnach die Frage 
gegenüberzustellen, ob die Emissionsseite oder die Ressourcenwirtschaft als 
Ziel der Behandlungsanlage oder eine Dienstleistung betrachtet wird. 
Herr Krohn regt an, die bestehenden Unsicherheijen über die Abfallentwicklung 
nicht zum Anlaß einer 'worst·case'·Annahme und zur Wahl der 
entsprechenden maximalen Behandlungsanlage zu nehmen, sondern als 
Gestaltungsspielraum konstruktiv zu nutzen für die Wahl einer anderen als der 
'worst·case'·Technik. 
In der Schweiz wird dieser Spielraum In der Weise genutzt, so teilt Herr Bacin; mit, 
daß man die Qualitätsziele für die Emissionen (saubere Luft, sauberes 
Wasser) und für die Endlagerqualität (Gesteine oder Erze) mOglichst hoch 
setzt und dadurch einen Wettbewerb der Technologien in bezug auf die 
Qualitätsziele und nicht in bezug auf das eingesetzte Verfahren anstOßt. 
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He" Jenseit weist auf die noch nicht ausgeschOpften MOglichkeiten, den Preis der 
Entsorgung als Steuefungsinstrument zu nutzen. Es bestehen regional große 
Preisdifferenzen (60 DM/t - 900 DMfI) im HausmOlIbereich. Ober die 
GebOhrenordnungen der Kreise wurde auf der letzten Konsensuskonferenz 
ausfOhrlich diskutiert. 
Herr Bacini erläutert, daß die Preisfrage der Entsorgung nicht ·am Anfang stehen 
sollte: Es Ist besser, sich dafOr zu entscheiden, daß die Abfallentsorgung nach 
Rahmenbedingungen der Offentlichen Hand primär Okologisch orientiert sein 
soll. Es ist gelungen, die Aufnahme der Forderung nach geringen 
Entsorgungskosten In das schweizerische Abfallwirtschafts-Leitbild zu 
vermeiden. Denn: Entsorgung kostet heute, gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt, pro Kopf 1 - 1.5%, d.h. in der Abfallwirtschaft kann die 
Ökologie fOr relativ wenig Geld gut berüCksichtigt werden. 
5_ Zum Verfahrensverglalch 
Herr Renn weist auf das Grundlagenpapier zum Verfahrensvergleich hin (siehe 
Tischvorlage), das zwei ETH-Studenten der Umwe~naturwissenschaften In 
seinem Auftrag erstel~ haben. Es handelt sich um einen ersten Entwurf, in dem 
Vor- und Nachteile der mOglichen Abfallbehandlungsverfahren einander 
gegenObergesteIlt werden sollen. Bei mehreren Gruppen sind Ziele und Werte 
verfahrensbezogen, wie sich bei der Erarbeitung der Wertbäume mij den 
Gruppen herausgestellt hat, ähnlich wie sich fOr einige die Forderung nach 
einer Mengenreduzierung auch bei genauerem Nachfragen nicht weiter 
aufiOsen läßt. Diese Rxierung auf eine bestimmte Technologie wird kaum zu 
Oberwinden sein, allerdings sind in der Regel einige Okologische Werte im 
Wertbaum gleich- oder hOherrangig eingestuft. Im folgenden wird festzustellen 
sein, welche Werte durch die verschiedenen Verfahren zur 
Restabfallbehandlung berOhrt werden. Das Gutachten von Fichtner zum 
Verfahrensvergleich ist auf dem Weg an die Gruppen, während die von der 
Akademie vorbereitete Liste der Vor- und Nachteile zunächst noch kritisiert 
und verbessert werden soll. 
Herr Prestinari gibt zu bedenken, ob man die GegenObersteIlung der Vor- und 
Nachteile nicht Fachleuten Oberlassen sollte, worauf He" Renn betont, daß er 
die Gefahr einer Flut von Detailaussagen und Einzelgutachten gerade 
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vermeiden mOchte. Es geht um eine summarische Zusammenstellung des 
bereits vorhandenen Wissens und nicht um zusätzliche Forschungen. 
Herr Bacini fOhrt aus, daß er eine so pauschale Aussage .mehr I weniger Luft-
schadstoffe· nicht fOr weiterführend, sondern eher tOr gefährlich hält. Um eine 
Aussage über die Emissionen zu machen, muß man genauer messen können. 
Es muß geklärt werden, wie die Interessenlagen gewichtet werden und 
welches Ziel verfolgt wird. Angegeben werden muß, welche Indikatorstolle 
zum Vergleich ausgewählt wurden, sonst habe er Bedenken. Auf den 
Einwand, daß eine zu starke Differenzierung zu einer Abhängigkeit der 
Aussage vom geWählten Standort fOhren wird, entgegnet er, daß er eine 
Auflistung konkreter Sachverha~e und eine davon getrennte Entscheidung 
Ober die Gewichtung der Interessen späterer Generationen vorzieht. Solche 
Gewichtungen und subjektive Wertordnungen sind jetzt versteckt in der 
Tabelle enthalten. Die Tabelle ist nicht wertfrei, sondem pseudoobjektiv. 
Solange die Ziele unklar sind, bleibt ollen, woran man die möglichen 
Mernativen messen soll. Strebt man beispielsweise eine Reduktion des C02" 
Ausstoßes in der Region an, so ist der Anteil der Abfallwirtschaft an den 
Gesamtumsätzen in der Region ausschlaggebend fOr die Beantwortung der 
Frage, ob man hier Oberhaupt ansetzen soll. 
Herr Renn erläutert, daß sich die induktive Methode einer relativen Abwägung der 
Alternativen bei einer heterogenen Gruppenzusammensetzung besser 
bewährt hat, auch wenn das Endergebnis suboptimal sein mag. Dieser Weg 
ist eher gangbar, denn eine Diskussion Ober Schutzziele wird einen Konsens 
verunmöglichen. Mit Hilfe der Tabelle mit den relativen Vor- und Nachteilen 
soll den Gruppen ermöglicht werden, im Wissen um die Konsequenzen ihre 
Gewichtungen selber zu setzen. Ist die Erstellung einer Tabelle in dieser 
Absicht grundsätzlich möglich? 
Herr Bacini wendet ein. daß dieser induktive Weg nicht auf objektiver Grundlage 
durchführbar Ist, da beispielsweise der Flächenbedarf einer KV A nie 
konsequent durchgerechnet worden ist. In jedem Falle besteht eine 
Abhängigkeij der Aussagen von der Wahl der Systemgrenzen und des 
Zeithorizonts. 
Herr Küppers schlägt eine Umrechnung der Umwe~belastung pro Tonne vor, und 
Herr Jenseit betont, daß vom Ort der Fläche nicht abstrahiert werden kann. 
Frau Rettich regt an, eine Modellregion zu betrachten, um die 
Kontextgebundenheit wenigstens zum Teil mü berücksichtigen zu kOnnen. 
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Auf den Hinweis von Herrn Renn, daß an der Reihenfolge der Entscheidungen 
über Verfahren und Standort festgeha~en wird, und seine Frage, auf welcher 
anderen Grundlage ein Verfahrensvergleich möglich wäre, antwortet Herr 
Bacini, diese Grundlage für den Vergleich auszuwählen, habe seinen Preis. 
Man tritt hier mit einer subjektiven Tabelle an die Laien heran, doch ist in ihr 
der Glaube enthalten, man kOnne auf diese Weise objektiv vergleichen. 
Frau Oppermann führt aus, daß Umwe~erträglichkeitsprüfungen für Standortent-
scheide auf der konkreten Ebene liegen, während die Festlegung regionaler 
Qualitätsziele eher auf der Ebene eines Landschaftsrahmenprogramms 
anzusiedeln ist. Im Beteiligungsprojekt befindet man sich näher an der 
konkreten Ebene und sollte daher Informationen über die Landschaft und 
Angaben zur Umweltqualität zusammentragen und für die anstehenden 
Abwägungen berücksichtigen, jedoch wird man auch dann 
verfahrensorientierte Argumente nicht ganz aus der Diskussion femhalten 
kOnnen. 
Herr Fie/kau hält eine Komplexitätsreduktion für notwendig, so daß sich die 
Betroffenen zwischen zwei oder drei durchgearbeiteten Optionen entscheiden 
kOnnen. Eine Expertendiskussion ist in der Mediationsrunde nicht möglich. Es 
besteht daher jetzt das Problem, wer die Altemativen ausarbeitet, über die 
entschieden werden soll. Herr Dienel bestätigt, daß ein solcher Vergleich der 
Vor- und Nachteile unerläßlich ist und man daher den Mut zu den nOtigen 
Vereinfachungen entwickeln müsse. Die diskutierten Schwierigkeiten ließen 
sich in der Form von Anmerkungen hinzufügen. 
Herr Bacini wiederho~, daß die vorgeschlagene Tabelle als Instrument einsetzbar 
ist, man aber nicht behaupten kann, damü den laien eine objektive EntscheI-
dung zu ermöglichen. Gegenüber den Laien kann man jedoch auch 
systembezogen argumentieren - anstalt eines Verfahrenvergleichs. Dies wird 
andernorts bereüs gemacht, und entsprechende Unterlagen zu erstellen ist 
nicht aufwendiger als die vorgeschlagene Tabelle. Er bestätigt auf die Frage 
von Herrn Renn, daß bei einer solchen Vorgehensweise Zielvorstellungen 
formuliert und aufgelistet werden (z.B. Mindestwerte für Luft- und 
Wasserbelastung sowie tor die Qualität der RÜCkstände) und anschließend 
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den Leistungsdaten der verfOgbaren Technologien (und ihrer mOglichen 
Kombinationen) gegenObergesteltt werden. Herr Renn erinnert daran, daß 
dieses Verfahren sehr komplex werden kann, wenn man hier die 
Zusammenhänge mit der Zusammensetzung des Restabfalls berücksichtigen 
und es bereits bei der Bestimmung des Restabfallaufkommens in Phase 1 
einbeziehen wollte. 
Herr Jenseit empfiehtt, bel einer systembezogenen Tabelle eine 
Interpretationshilfe zu geben. Er warnt davor, daß bei einer Aufteilung der 
Problematik in quantitative und qual~ative Aspekte die quantitativen Angaben 
in den Vordergund rücken und daher ein unverhältnismäßig großes Gewicht 
bekommen kOnnten. Demgegenüber berichtet Herr Renn, daß diese 
Verzerrung nach einer Besichtigung des Standortes erfahrungsgemäß wieder 
korrigiert wird und daß ein Laienplaner eher ästhetische Urteile fällen kann als 
ein Wissenschaftler. Es geht bei der Minimierung der Unsicherheiten in der 
Differenzierung der Alternativen darum, den richtigen Grat zwischen zu großer 
Pauschalisierung und zu starker Kontexlberücksichtigung zu finden. 
Herr Dienel vertritt die Ansicht, die Akademie müsse die Verantwortung für die Vor-
lage der Tabelle zum Verfahrensvergleich übernehmen. In den Köpfen der 
Teilnehmer bestehe in jedem Falle eine ähnliche Vorstellung über die Vor-
und Nachteile, erst durch die vorliegende Tabelle werde es mOglich, darüber 
offen zu diskutieren. 
6. Zur EvaluaUon des ProJek1es 
Herr Krohn inform iert, daß in vier Interviewphasen die Erwartungen und 
Erfahrungen der beteiligten Akteure (in neun Gruppen) ermittelt werden, um 
Anwendungen des Verfahrens in ähnlichen Fällen zu erleichtern. Die Fragen 
betreffen die Themen Beteiligung, Informationsstand und 
Selbstbindungseffekte, Verfahrensstruktur und Aufwand des Verfahrens. Auf 
den Vorschlag von Herrn DieneI, auch die Fraktionen, Ministerien und 
Auftraggeber einzubeziehen hin, weist Herr Krohn auf die begrenzten Mittel 
der Begleitforschung hin. 
Herr Prestinari erwähnt, daß am Umweltministerium zur Zeit ein Leitfaden zur Bür-
gerbeteiligung erarbeitet wird (Herr Wiedemann). Eine Ausdehnung der 
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Befragtengruppe kOnnte die allgemeine Aufmerksamke~ fOr das 
Beteiligungsprojekt fördem. He" Baclnl fragt, inwiewe~ auch Antworten auf 
die wichtige Frage, wie das Abfallproblem von der Bevölkerung 
wahrgenommen wird, von der Evaluation zu erwarten seien. He" Krohn sieht 
hier nur geringe MOglichkeiten, da die zu befragenden Gruppen vorgegeben 
sind. 
Die nächste Sitzung des ProjektbelrBtes findet statt am 12.09.1994 um 13:00· 
16:00 Uhr Im Haus der Akademie. Vorher wird ein Imbiß angeboten (um 12:30 
Uhr). 
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6.3 Protokolle des AK Projektbegleltung 
6.3.1 Protokoll der 1. Sitzung 
Ort: Rathaus Pforzheim 
Datum: 23.2.94 
Zelt: 10:00 - 12:00 Uhr 
Teilnehmer: Herr Blickte Kreiskämmerer Freudenstadt 
FrauA Btum Verbrauchergemeinschaft Pforzheim-Enzkreis 
HerrBuck Leiter Abfallwirtschaftsamt Enzkreis 
Herr Heizmann Landratsamt Freudenstadt 
Herr J6rfitschka BUND 
Frau Kinn PAN. 
Herr Kück Regionalverband Nordschwarzwald 
Herr Pfrommer Leiter Abfallwirtschaftamt Calw 
Herr Prestinari Stadt Pforzheim, PAN. 
Prof. Dr. Renn Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Frau Rettich Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Herr Schild Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Herr Strohmeier Pressereferent Stadt Pforzheim 
Frau Weiss Amt für Landwirtschaft, Landschaft und 
Bodenkunur Enzkrels 
Herr Weber PAN. 
Herr Withetm Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Protokoll: U. Withetm 
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1. Aufgaben und Struktur der Akademie fOr Technlkfolgenabachltzung 
Prot Renn erläutert kurz die Aufgaben und die Struktur der Akademie fOr Technik-
folgenabschatzung in Baden-Württemberg (siehe Beilage). Er betont die weit-
gehende finanzielle Unabhangigke~ der Akademie. Als Stiftung des öffentli-
chen Rechts ist sie bei der Auswahl und Durchführung von Forschungsprojek-
ten einzig dem Stiftungsrat verantwortlich, in dem wichtige Interessengruppen 
und Parteien vertreten sind. Oie Arbe~ der Akademie für das Projekt in der Re-
gion Nordschwarzwald wird somit nicht von der P.A.N., sondern durch öffentli-
che Gelder finanziert. Oie P.A.N. übernimmt aber sämtliche Unkosten des Ver-
fahrens. 
Buck: Weshalb hat denn die Akademie bereits Rechnungen an die P.A.N. gestellt? 
Renn: Zusätzliche Aufwendungen wie S~ungsgelder für die in Phase 111 beteiligten 
Bürger und Bürgerinnen, Saalmieten etc. werden von der P.A.N. bezahlt. 
Prestinari: Oie irn Kreistag diskutierten Summen, die für das Beteiligungsprojekt 
benötigt werden, waren sowohl bezüglich der Zusammensetzung als auch der 
Größenordnung falsch. Das Budget beläuft sich nicht auf einer halben Million 
sondern auf 360'000 DM und die Gelder werden zum größten Teil für die 
Sitzungsgelder der beteiligten BOrger benötigt. 
2. Funktion des ArbeitskteIses Projektbegleltung (Prof. Renn) 
Der ~reis Projektbegle~ung ist ein Überwachungs- bzw. Kontrolgremium 
und soll das Beteiligungsprojekt beratend begle~en. Er besit2t keile Entsche~ 
dungsfunktionen, soft aber. 
1. feststellen, ob alle wesentlichen Interessengruppen beteiligt wurden 
2. feststellen. ob die Infonnationen, die an die Interessengruppen abgegeben 
werden, vonständig und richtig sind 
3. Anregungen und Krill< zum Verfahren anbringen. 
Der Arbeitskreis Projektbegle~ung ist kein Parallelorgan zu den an der Mediation 
teilnehmenden Interessengruppen, sondem überwacht die Arbe~ der Akademie. 
156 
KOck: Weshalb wurden m~ der IHK, deren Vertreter heute nicht anwesend Ist, be-
reits gesonderte Gespräche geführt? 
Renn: Mit allen Mediationsgruppen werden vor der Konsensuskonferenz bilaterale 
Gespräche geführt. Die Ergebnisse werden aufbere~et und zur Überprüfung 
nochmals an die Gruppen zurückgegeben. Bislang konnten alle Gruppen, die 
Interesse zeigten, auch als Mediationsgruppen aufgenommen werden. Die 
Verwaltung bildet keine Mediationsgruppe, da sie die Empfängerin der Emp-
fehlungen sein wird und in der Form der PAN. ein eigenes Forum besitzt, das 
sich m~ diesen Fragen befaßt. Die Aufteilung der Beteiligung in verschiedene 
Gremien (Mediationsgruppen, Informationsgruppen, AK Projektbegleitung, For-
schungsbeirat) hat zum Vorteil, daß die Diskussionen unbelastet und in einem 
überschau baren Rahmen geführt werden kOnnen. 
J6r1itschka: Weshalb sind die Vertreterinnen und Vertreter der IHK, des besseren 
MÜllkonzepts und der Handwerkskammer heute nicht anwesend? 
Rettich: Der Arbeitskreis Projektbegle~ung stein eine zusätzliche Chance für die 
wichtigsten tnteressengruppen der Region dar, das Verfahren beratend zu be-
gleiten. Die genannten Vertreter und Vertreterinnen haben ursprünglich ihre 
Zusage zur Mitarben gegeben, der Grund für ihre Abwesenheit muß noch ab-
geklärt werden. Das Gespräch, das heute morgen mit der IHK geführt wurde, 
betraf in keiner Weise den Arbeitskreis, sondern war ein Vorgespräch, wie es 
m~ lIIlml Mediationsgruppen vor der Konsensuskonferenz geführt wird. 
3. Überblick über das Projekt 
Frau Rettich stellt die drei Phasen, die Zeitplanung und die Organisationsstruktur 
des Beteiligungsprojekts vor (siehe Kurzinformation und TIschvorlagen). 
J6rlitschka: Weshalb wird die Bürgerbeteiligung nur als 'Teilprojekt' betitelt? Den 
Teilnehmern sollten alle Strukturen und Spielregeln offengelegt werden. 
Renn: Die Bürgerbeteiligung umfaßt die gesamten AktivMten, die von Seiten der 
Akademie im Rahmen dieses Projekts durchgeführt werden. Das Wort 'Teilpro-
jekt' bezieht sich auf den Gesamtrahmen der Erstellung des Abfallwirtschafts-
plans. Die Empfehlungen, die aus der Mediation resultieren werden, sind fOr 
die PAN. und die durch sie vertretenen GebietskOrperschaften nicht bindend. 
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Es besteht kein imperatives Mandat, das eine Übemahme der Ergebnisse aus 
der Mediation in jedem Falle garantiert. Für die P.A.N. Ist das Beteiligungspro-
jekt somit nur ein Teil ihrer Entscheidungsfindung. Selbstverständlich müssen 
alle Strukturen innerhalb der Beteiligung offengelegt werden. 
Kinn: Welche Ergebnisse werden von der Konsensuskonferenz erwartet? 
Renn: Es zeichnet sich in den Gesprächen mn den Interessengruppen ab, daß ein 
Abschluß der Phase I bis zum 26.3.'94 (Datum der Konsensuskonferenz) nicht 
möglich sein wird. Trotzdem wird an diesem Termin festgehalten, die Interes-
sengruppen sollen jedoch die MOglichken erhalten, auch nach der Konsensus-
konferenz weitere Ideen einzubringen, die dann an die P.A.N. rückgekoppelt 
werden. Da mit denselben Interessengruppen gearbenet wird, kann die Phase 
11 parallel anlaufen, bevor ein definitiver Konsens über die zu erwartende Re-
stabfallmenge besteht. 
J6rlitschka: Wie werden spätere Erkenntnisse in die Ergebnisse der Konsensus-
konferenz eingebracht? 
Renn: Das Ergebnis der Konsensuskonferenz wird an das Ingenieurbureau Ficht-
ner mit dem Auftrag weitergeleitet, die Vorschläge der Interessengruppen zu 
quantifizieren und auf dieser Basis ein zusätzliches Szenario zu errechnen. 
Dieses Resultat wird an die Interessengruppen zurückgekoppe~. Falls gewich-
tige Einwände dazu bestehen, kOnnen diese auf der zweiten Konsensuskonfe-
renz diskutiert werden. Durch dieses Verfahren werden über den 26.3. hinaus 
MOglichkeiten für die Interessengruppen bestehen, sich ins Thema einzuarbei-
ten und Vorschläge anzubringen. 
Kück: Mit dem Regionalverband wurden noch keine bilaterale Gespräche geführt. 
Renn: Nach dieser Sitzung wird ein Termin für ein Gespräch mit dem Regionalver-
band vereinbart. 
J6rlitschka: Wie viele Bürger werden in Phase 111 in den Bürgerforen mitarbeiten? 
Renn: Es ist geplant, direkt betroffene Bürger aus den potentiellen Standortge-
meinden nach dem Zufallsprinzip auszuwählen und acht Foren zu bilden. Pro 
Forum werden ca. 25 Personen teilnehmen und unabhängig von den jeweils 
anderen Foren Kriterien für die Eignung der Standorte erarbeiten. 
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J6r1itschks: Das bedeutet, daß die Restabfallbehandlungsanlage in der Gemeinde 
gebaut wird, deren Vertreter zufälligerweise am wenigsten Widerstand leisten? 
Renn: Zufall bedeutet in diesem Kontext nur, daß für alle Betroffenen die gleichen 
Chancen bestehen, am Verfahren teilnehmen zu können. Der Vorteil, m~ betrof-
fenen Bürgem zu arbe~en, besteht darin, daß diese noch keine festgefahrenen 
Positionen zu verteidigen haben und 'Iembereit' sind. Bisherige Erfahrungen 
haben gezeigt, daß bei konkreter Problemstellung und Ernsthaftigkeit der Be-
teiligung die Betroffenen auch sehr verantwortungsbewußt und kompetent mit-
arbe~en. Es erfolgt eine tdentifikation mit der Aufgabe und zumeist entsteht eine 
Gruppensolidarität innerhalb der Foren. 
J6rlitschka: Kann die Mitarbe~ auch abgelehnt werden? 
Renn: Freiwilligkeit der Teilnahme und Informal~ät des Auftrags sind wichtige Vor-
aussetzungen für eine konstruktive und engagierte Diskussion in den Foren. 
Kück: Ist die Phase 111 ein obligater Bestandteil des Verfahrens und ist sie nicht ab-
hängig von den Ergebnissen der Phasen I und II? Falls die Restabfallmenge 
beispielsweise zu klein für eine Lösung in der Region wäre, würde eine Stand-
ortsuche entfallen. 
Renn: Richtig, ob überhaupt Standorte gesucht werden müssen, und wenn ja, wie 
viele, hangt von den Ergebnissen der vorangehenden Phasen ab. 
B/um: Wie oft tagt der Forschungsbeirat und welche Unterlagen erhält er? 
RettiCh: Der Forschungsbeirat tagt 3-4 Mal pro Jahr. Er erhU ebenfalls alle Unter-
lagen, die an die Interessengruppen abgegeben werden. 
Kinn: Erhält der Arbeitskreis Projektbegleitung die ProtOkolle der Sitzungen des 
Forschungsbeirates? 
Renn: Von allen Sitzungen der beiden Begleitgremien und auch der Konsensus-
konferenz werden Protokolle angefertigt, die den jeweiligen Teilnehmern zuge-
sandt werden. Diese haben dann die MOglichkeit, uns Änderungswünsche mit-
zuteilen. Falls dies nicht geschieht, gilt das ProtOkoll als genehmigt. 
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Der Forschungsbeirat hat zugestimmt, daß die Sitzungsprotokolle weitergege-
ben werden können. Die M~glieder des Arbeitskreises erha~en diese jeweils 
zugeschickt. 
Die Mitglieder des Arbe~skreises Projektbegleitung stimmen Prof. Renns Vorschlag 
zu, die Protokolle ihrer Sitzungen dem Forschungsbeirat ebenfalls zur Verfügung 
zu stellen. 
4. Angesprochene Interessengruppen 
Frau Rettich informiert, daß bereits ca. 45 Interessengruppen angesprochen wur-
den. Da eine direkte Teilnahme aller dieser Gruppen unpraktikabel, wurde eine 
Aufteilung der Interessengruppen in sogenannte Informationsgruppen und 
Mediationsgruppen vorgenommen. Die Informationsgruppen sind im allgemei-
nen von Teilaspekten der Fragestellung betroffen und besitzen kein überge-
ordnetes Interesse an allen Aspekten des Projekts. Trotzdem sind sie oftmals 
Träger von wichtigen Einzelinformationen. zu denen sie von der Akademie im 
Bedarfsfall befragt werden. Umgekehrt werden die Informationsgruppen regel-
mäßig von der Akademie über den Stand der Arbeiten unterrichtet. Die Mediati-
onsgruppen werden stärker ins Projekt einbezogen und nehmen an den Kon· 
sensuskonferezen teil. Es ist geplant, mit ca. B Mediationsgruppen zu arbeiten. 
Eine größere Anzahl würde eine Diskussion am runden Tisch unmOglich ma-
chen. Eine Mediationsgruppe ist immer gleichzeitig eine Informationsgruppe, 
da mit ihr Gespräche geführt werden und ihre Werte und Präferenzen ermittelt 
werden. 
Auf die Frage hin, nach welchen Kriterien eine Interessengruppe als Mediations-
gruppe oder Informationsgruppe eingeteilt werde, antwortet Prof. Renn, daß 
bislang alle Gruppen, die als Mediationsgruppe teilnehmen wollten, dies auch 
durften. Um die Anzahl der Mediationsgruppen klein zu ha~en, wird versucht, 
Interessengruppen m~ ähnlichen Anliegen zusammenzufassen. Diese sollen 
nach dem Selbstdelegationsprinzip ihre Vertretung für die Konsensuskonferenz 
bestimmen. Die Bereitschaft zur Mitarbeit ist unterschiedlich, so daß einige 
Gruppierungen, die sich zu wenig kompetent fühlen oder zu wenig Ze~ haben, 
nur als Informationsgruppen teilnehmen wollen. 
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Anschließend werden die Interessengruppen vorgesteltt, die bereit Ins Projekt ein-
gebunden wurden (siehe lischvorlage). Folgende Interessengruppen sollen ge-
mäß Vorschlägen der Mitglieder des ArbeHskreises zusätzlich angesprochen wer-
den: 
• Handels- und Gewerbevereine (bzw. -ringe) in Nagold, Calw, Freudenstadt und 
Horb 
• Schwarzwaldgemeinschaft 
• NaturSChutzverbände 
• weitere BOrgerinitiativen gegen Deponien (Oberreichenbach, Remchingen) 
• Einzelhandelsverband 
5. Zeltplanung. Konaensuskonferanz 
(Zeitplanung siehe lischvorlage) 
Prestinari: Weshalb wurde der Tagungson fOr die Konsensuskonferenz nicht in die 
Region Nordschwarzwald gelegt? 
Renn: Verschiedene Grande sprechen dafOr, die Konferenz in der Akademie in 
Stuttgan durchzufahren. Infrastruktur und Unterlagen sind dort vorhanden und 
der Tagungsort strahlt Neutralität in der Sache aus. Wenn allerdings gewichtige 
Einwände gegen diese Lösung vorgebracht werden, könnte auch ein Saal in 
der Region gesucht werden. 
Weiss: Wurden auch Vertreter der Landwirtschaft fOr die Mediation angefragt? 
Rettich: Die Landwirtschaft ist in der Mediation durch den Maschinenring Böblin-
gen-Caiw und die Landfrauen venreten. Die Kreisbauemverbände wurden an-
gefragt. zeigten aber kein großes Interesse an einer Teilnahme. 
Kinn: Was ist die Rolle der PAN., der Gebietskörperschaften und des Ingenieur-
bOros Fichtner an der Konsensuskonferenz? 
Renn: Gemäß Punkt 2 der ausgehändigten Regeln fOr die Konsensuskonferenz 
sind diese als Beobachter und Auskunftspersonen anwesend, nehmen aber 
nicht direkt an den Verhandlungen teil. 
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Kinn: 1. Bedenken, die von den Interessengruppen erst nach der Konsensuskonfe-
renz angebracht werden, sind schwierig In das Ergebnis einzuarbeiten. 
2. Wie verbindlich sind die Ergebnisse für die Interessengruppen, die ihre Ver-
treter in der Konsensuskonferenz aushandeln? 
Renn: Es wird unmöglich sein, die Vertreter der Interessengruppen zu verbindli-
chen Aussagen zu verpflichten. Das Protokoll der KonsenSUSkonferenz wird 
den Interessengruppen zur Überprüfung zugestellt. Änderungen können bei 
Bedarf als Einzelvoten von Gruppen aufgenommen werden. Das bereinigte 
ProtOkoll wird als verbindlich betrachtet. 
8lum: Die Verbindungen zur Akademie mit öffentlichen Verkehrsmitteln sollten den 
Teilnehmern der Konsensuskonferenz zugestel~ werden. 
6. Nächster SItzungstermin 
Datum: 
Uhrzeit: 
Ort: 
13.4.94 
10:00-12:00 Uhr 
Landratsamt Freudenstadt 
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6.3.2 Protokoll der 2. Sitzung 
Ort: 
Datum: 
Zelt: 
Teilnehmer: 
Protokoll: 
landratsamt Freudenstadt 
13.04.1994 
10:00 - 12:00 Uhr 
Herr Buclc Abfallwirtschaftsamt Enzkreis 
Herr Heizmann landratsamt Freudenstadt 
Herr JMitschka BUND 
Herr Jaeger Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Frau Kinn PAN. 
HerrKOclc Regionalverband Nordschwarzwald 
Herr Pfrommer Abfallwirtschaftsamt Calw 
Herr Prestinari Stadt Pforzheim, PAN. 
Prof. Dr. Rann Akademie fOr Technikfolgenabschätzung 
Frau Rettich Akademie für Technikfolgenabschätzung 
Frau Waiss Amt fOr landwirtschaft, landschaft und 
BodenkuRur Enzkreis 
Jaager. Rettich 
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1. Verabschiedung des letzten Protokolls 
Zum letzten Protokoll werden keine Anmerkungen oder Änderungswünsche vorge-
bracht. Auf die Frage von Prof. Renn, ob die Protokolle dem wissenschaftlichen Bei-
rat und den Mediationsgruppen übergeben werden dürfen, werden keine 
Einwände erhoben. 
2. Beteiligung der Gruppen Im ProJekt 
Rettich stellt dem Arbeitskreis die Gruppen vor, die an der Konsensuskonferenz 
teilnehmen (siehe Tischvorlage). Der Bauernverband hat nachträglich Interesse 
an der Beteiligung geäußert und wird künftig teilnehmen. Alle Gruppen haben 
zu Beginn des Verfahrens Bedenken gegen eine Beteiligung geäußert und 
intem Vor- und Nachteile abgewogen. Vor allem die Faimeß des Verfahrens 
bildete den Gegenstand für Skepsis. Viele Teilnehmer fOhlten sich zunächst 
nicht in der Lage, innerhalb der gegebenen Zeitspannen ihren Aufgaben 
(Überarbeitung des Gutachtens, Erarbeitung eigener Vorschläge) gerecht zu 
werden. Die Verlängerung von Phase I und Phase 11 führte zu einer 
Entspannung und zu größerem Engagement. Dies bestätigt J6rlitschka. 
Die aktive Beteiligung ist derzen problematisch. Während die Bürgergruppen und 
die landwirtschaftlichen Verbände aktiv an der Konsensuskonferenz mitarbeiteten, 
waren die gewerblichen Verbände (Handwerkskammer, IHK, Hotel- und 
Gaststättenverband) nicht anwesend. Das wird von seiten der Akademie als 
Problem gesehen. Folgender Aspekt könnte die Situation erklären: Die 
Bürgergruppen arbenen ehrenamtlich und zeigen gerade am Wochenende 
Engagement. Die beruflich verpflichteten Personen widmen das Wochenende 
anderen Tätigkeiten. 
J6rlitschka bestätigt nochmals das Engagement der Bürgergruppen und fragt nach 
dem Engagement der Verbände, die passiv sind. Ist der IHK die Bedeutung des 
Verfahrens nicht bewußt oder stellt die Nichtteilnahme eine Verhinderungsstra-
tegie dar? BoykoItiert die IHK bewußt die Abfallplanung? 
Renn erklärt, daß in der IHK unterSChiedliche Branchen und Betriebe ihre 
Interessen wahrgenommen sehen wollen. Die IHK kann deshalb nicht im 
Namen ihrer Mnglieder mit einer Stimme sprechen und sich möglicherweise 
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verpflichten. Außerdem meint die Kammer, daß die Frage der 
Restabfallbehandlung sie nicht betrifft. Unter diesen Umständen ist das Fehlen 
der IHK zu verstehen. Renn bezieht sich auf ein Gespräch mit Herrn Reichardt 
(I HK). 
KOck erinnert die Anwesenden an leidvolle Erfahrungen mit der tHK in den letzten 
Jahren Abfalldiskussion (RegionaIforum). Er bittet Renn nachdrOcklich, die IHK 
zur Beteiligung zu bewegen. Ansonsten sieht er eine emsthafte Gefah r der Ab-
fanplanung gegeben, was Renn abschwächt. Restabfallmenge und 
Restabfallbehandlung könnten auch im Dialog von BOrgergruppen und 
Gebietskörperschaften sinnvoll erörtert werden. KOck fordert, daß die 
Parlamente Ober das Verha~en der tHK umgehend zu informieren sind. 
Pres/inan teilt die Bedenken von JOrlitschka und KOck. Er fordert die Akademie auf, 
die tHK nachdrOcklich zu einer Beteiligung zu bitten und sie mit den 
Konsequenzen ihres Handeins zu konfrontieren. 
Außerdem scheint die Kirche als gesellschaftliche Gruppe zu fehlen (JtJrli/schka). 
Rettich erklärt, daß die verschiedenen lokalen Gruppen auf die Fachreferenten 
der Landeskirchen in Stuttgart verwiesen haben. Die Fachreferenten wOrden je-
doch nicht Ober die örtliche und regionale Kompetenz verfOgen, um sich als re-
gionale Gruppe direkt zu beteiligen. Sie werden jedoch über 
ZWischenergebnisse und den weiteren Verlauf informiert. 
3. Ergebnisse der ersten Sitzung der Konsensuskonferenz Phase I 
Rettich berichtet, daß die Mehrzahl der Teilnehmer mit Oberdurchschnittlichem En-
gagement das Fichtner-Gutachten durchgearbeitet hat, Fragen formulierte und 
die Teilnehmer in der Konferenz 89 Vorschläge zur Vermeidung und 
Verwertung von Abfall diskutiert haben. Die erste Sitzung hatte das Ziel, die 
Vorschläge zu sammeln und zu erklären. Um zu einer Bewertung der 
vorgeschlagenen Maßnahmen zu kommen, wurden zwei Fragebögen 
ausgearbeitet. Ein Fragebogen ist an alle Tellnahmer adressiert und mißt die 
Wünschbarkeit und erwartete Wirksamkeit der Maßnahmen. Der zweite 
Fragebogen enthält Fragen zur Praktikabilität und Effizienz der Maßnahmen, 
die verschiedene Gruppen der Region direkt einleiten sollen. So erhalten die 
adressierten Gruppen jeweils Fragebögen zu Maßnahmen, die sie direk1 
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betreffen. Auf diese Weise bekommen die Teilnehmer zu Beginn der zweiten 
Sitzung ein Bild über Wünschbarkett, Machbarkeit und Wirksamkeit der 
Maßnahmen. 
Folgende Punkte werden diskutiert: 
Kück: Welche Rolle hat die Höhe der Abfallgebühren bei den Bürgem gespie~? 
Rettich: Die Bewertung der Vorschläge geschieht erst später. Daß es ein Ziel sei, 
die Gebühren zu stabilisieren oder zu senken, wurde nicht vorgebracht. Es 
wurden die Vorschläge bisher nur gesammelt und bewußt nicht kontrovers 
diskutiert. 
Kinn: Sollte nicht jede Gruppe selbst entscheiden, ob sie durch eine Frage ange-
sprochen ist? Dann benötigt man nur einen Fragebogen. 
Renn: Die gruppenspezifischen Fragebögen sind wichtig, sonst wirkt der 
Fragebogen in seiner Komplexttät überfordernd. Wenn aber die Gruppe zu 
einzelnen Punkten noch eine Stellungnahme abzugeben wünscht, sind wir 
dafür dankbar. 
Kinn: Was ist der Sinn der Effizienzfrage? 
Renn: Die Antworten liefern einen Ordnungs rahmen fOr die Diskussion. Wenn drei 
Viertel der Teilnehmer eine Maßnahme fOr ineffizient halten, kommt sie ans 
Ende der Tagesordnung. Denn erfahrungsgemäß wird am ausführlichsten 
diskutiert, was In der Tagesordnung am Anfang steht. 
J6rlitschka: Werden die Ergebnisse in Diagrammen dargestellt? An Informationen 
über die Ergebnisse besteht großes Interesse. 
Renn: Der Aussagewert von Durchschnittswerten Ist gering. Die Auswertung wird 
nur Klassen von Effizienzbeurteilungen liefern, genauere Angaben wären 
täuschend. Außerdem möchten wir nicht der .normativen Kraft des Faktischen" 
zum Opfer fallen. Es geht mehr um die Stimmung, beispielsweise um 
Differenzen zwischen den Vorschlagenden und den Betroffenen. 
Kück: Viele Fragen sind an die Bundesregierung adressiert. Wie wird mit Ihnen 
verfahren, gehen sie unter? 
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Renn: Die erste Konferenz hat entschieden: 
1. Diese Fragen und Anregungen sollen zur Dokumentation aufgeführt werden. 
Das Verfahren wird extem auf Landes- und Bundesebene beobachtet. Die 
Anregungen sollen an Abgeordnete weitergegeben werden. 
2. Der Handel hat gewisse Spielräume .auf freiwilliger Ebene. Er kann z.B. auf 
Produkte m~ weniger Verpackung hinweisen. Hier spielt die Vertrauensstellung 
der Händler, z.B. bei der Kundenberatung, eine wichtigere Rolle als die Be-
schlüsse der Bundesverbände. 
Kück: Es ist meine Bitte, daß die allgemeinen Vorschläge für Bund und Länder ex-
plizit als Forderung bis an die obersten Adressaten weitergeleitet werden. 
Rettich: Halten Sie es für hilfreich, beim hausmOlIähnlichen Gewerbeabfall und bei 
den Gewerbeabfällen die Zusammensetzung genauer zu betrachten, um zu 
we~eren Maßnahmevorschlägen für diese Abfallarten zu gelangen? Beispiels-
weise um die Frage zu beantworten, was privat entsorgt werden kann und was 
öffentlich entsorgt werden muß? 
Pres/insri: Die Zusammensetzung des Gewerbeabfalls ist im Gegensatz zum Haus-
müll nicht gut untersucht, da nicht gut zu separieren. Da hierzu langwierige Er-
hebungen nötig wären, SCheint es wenig aussichtsreich zu sein, an dieser 
Stelle nachzuhaken. Diese LOcke zu schließen, Ist auch der Sinn des 
geforderten Abfallkatasters. Zur KlarsteIlung: Es gibt keine private 
Restabfallentsorgung, sondem nur eine private Verwertung. 
Plrommer: Wir kennen nur die gewerblichen Restabfallmengen. Über ihre Zusam-
mensetzung sind Schwerpunkte bekannt. 
Renn: Die IHK hat eine Befragung der Gewerbebetriebe Ober die 
Zusammensetzung der Abfälle vorgeschlagen. Fichtner solle anschließend das 
Gutachten daraufhin verbessem. Die IHK gibt an, sie fände immer private 
Entsorger. Stimmt das? 
Pres/inari: Wenn man vom Sonderabfall und den Wertstoffen absieht stimmt diese , 
Angabe insowe~, als daß manche der anfallenden Stoffe an anderer Stelle als 
Rohstoff eingesetzt werden können, im Sinne einer .Recyclingbörse". In der 
Substitution der verschiedenen Stoffe liegen hier einige Möglichkeiten, nicht je-
doch bei definiertem Abfall. Die IHK hat Interesse an einem Kataster, möchte es 
jedoch nicht selbst erstellen. 
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J6rlitschka: Weshalb können die Maßnahmen fOr den HaushaHsabfall nicht über-
nommen werden für den hausmOlIähnlichen Gewerbeabfall? 
Renn: Fichtner argumentiert beim hausmOlIähnlichen Gewerbeabfall pauschaler 
als beim Hausmüll. Entsprechend wurden dort weniger Maßnahmen zur 
Reduktion vorgeschlagen. Daher stellt sich die Frage, ob eine Aufschlosselung 
möglich und sinnvoll wäre, sofern es darüber mehr Informationen gibt. 
J6rlitschka: ließen sich die Maßnahmen nicht trotzdem Obertragen? 
Kinn: Für Fichtner ist die Bundeshausmüllanalyse (1985) Grundlage des 
Gutachtens. Nur ein Gewerbekataster kOnnte genauere Daten liefern. M~ 
dieser Unsicherheit muß man leben. 
Pfrommer: Die Auswirkungen der Maßnahmen sind fOr die Gewerbeabfälle 
schlechter abschatzbar. Die Unterschiede sind stark von der Branche, von der 
Betriebsführung und den Preisen abhängig. Mir sind hierzu kaum 
Untersuchungen bekannt, die bisherigen Kenntnisse lassen sich kaum 
verallgemeinern. Daher haben wir die getrennte Anlieferung auf der Deponie 
gefordert. Ein Gewerbekataster wird vermutlich nicht zu sinnvolleren Lösungen 
führen. 
Prestinari: Eine gezielte Gewerbeberatung scheint mir aussichtsreicher zu sein. 
4. Weiteres Vorgehen, Zeltplanung 
(Zeitplanung siehe Tischvorlage) 
Rettich stellt die weitere Planung vor. Phase 11 beginnt im Mai mit dem Versand des 
vorläufigen Gutachtens an die Mediationsgruppen und den 
Wertbaumanalysen. Am 17. Juni finden die 3. Sitzung der Konsensuskonferenz 
Phase I und die 1. Sitzung der Konsensuskonferenz Phase 11 statt. 
Buck fragt, ob die Entscheidungen zur Restabfallmenge und Restabfallbehandlung 
dann voraussichtlich im März 1995 in den Kreistagen getroffen werden. 
Ursprünglich war Herbst 1994 vorgesehen. Renn bestätigt, daß zur Aufsichts-
ratssitzung im September noch keine Bürgerempfehlung zu Phase I und 11 
vorliegen wird. Da der Aufsichtsrat - so Prestinari - erst Im Dezember wieder 
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tagen wird, kann auch dann erst eine Empfehlung an den Aufsichtsrat und im 
Anschluß daran an die Kreistage gegeben werden. Insofern ist Bucks 
Vermutung berechtigt. 
5. Verschiedenes 
5.1 Überarbeitete Version des Rchtner-Gutachtens 
Renn berichtet, daß es eine überarbe~ete Version des Fichtner·Gutachtens zur Re· 
stabfallbestimmung gibt. Die Restabfallmenge übersteigt die ursprünglich ge· 
schätzte Menge um -10.000 t. Wenn dieses neue Gutachten an die Gruppen 
weHergegeben wird, dann könnte - so Renn - daraus ein psychologisches Pro-
blem entstehen. Die Gruppen könnten die ErhOhung der Restabfallmenge als 
Reaktion auf ihre Vorschläge betrachten. Das würde das Vertrauen in das Ver· 
fahren beeinträchtigen. 
Prestinari und Kück sind der Meinung, daß die Gruppen dessen ungeachtet die 
neuen Unterlagen erhalten sollen. Prestinarl weist darauf hin, daß die Verände· 
rungen sich auf die theoretischen Restabfallmengen beziehen. Sie sind auf 
neue Daten aus dem Gewerbebereich und dem Straßenkehrricht 
zurückzuführen. Es werden in der neuen Prognose auch Abfälle eriaßt, die 
außerhalb der Region entsorgt werden. Diese Daten sind unabhängig von 
Vermeidungs· und Verwertungsmaßnahmen zu betrachten. Insofern beinhalten 
sie noch keine Ergebnisse der ersten Sitzung der Konsensuskonferenz. Dies 
sollte den Bürgern mitgeteilt werden. 
5.2 Teilnahme der Gebietskörperschaften an der Konsensuskonfrenz 
Heizmann: Soltten sich die Auskunftspersonen Ofter zu Wort melden, oder sind sie 
wirklich nur Auskunftspersonen im Sinne des Wortes? 
Renn: Die Auskunftspersonen sollten von sich aus nicht Ofter aktiv werden als 
bisher. Einzelne Beitrage, die Ober die Rolle einer Auskunftperson 
hinausgehend geliefert worden sind, waren sehr konstruktiv und sind weniger 
als Auskunftsperson gegeben worden sondern aus eigenem Engagement 
erwachsen. 
6. Nichster SItzungstermIn 
Datum: 
UhrzeIt: 
Ort: 
29.06.94 
10:00·12:00 Uhr 
Pforzheim (evtl. im LRA Enzkreis) 
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7. ArbeItsergebnisse 
In der Phase I, der Restabfallprognose wurden verschiedene Themen bearbeitet 
Zwei Themenstnlnge haben die Arbeit In Phase I strukturiert. Zunächst hat die 
Konsensuskonferenz Vorschläge Ober Vermeidungs· und Verwertungsmaßnahmen 
entwickett und auf ihre Wünschbarkeit, zu erwartende Wirksamkeit und praktische 
Umsetzung aus den verschiedenen Blickwinkeln der Gruppen beurteilt. Diese 
Thematik ist anhand einer Übersicht der Maßnahmen, des dazu angefertigten 
Fragebogans und der quant~ativen wie qualitativen Auswertung im nächsten 
Unterkapitel dargestellt. 
Den zweiten wichtigen Aufgabenbereich sahen die Gruppen in der Bearbeitung des 
Rchtner·Gutachtens. Der Dialog zwischen dem IngenieurbOro Fichtner und den 
Gruppen, der anhand von Fragen der Gruppen und Antworten der M~arbeiter des 
Ingenieurbüros nachvollzogen werden kann, führte zur IdentHikation von 
Prognoseunsicherhe~en . Diese Unsicherhe~en manifestierten sich in der Bewertung 
von maßnahmenunabhängigen und maßnahmenabhängigen Prognosefaktoren. Die 
Konsensuskonferenz hat Empfehlungen zu diesen Faktoren erarbeitet, die in einer 
emeuten Prognose der Abfallmenge ihren Niederschlag fanden. So soll die 
Prognoseunsicherheit aufgefangen werden. Teilweise wird empfohlen, 
Arbeitsgruppen fortzuführen, die sich mit den UnSicherheiten bei der 
Zusammensetzung des hausmüllähnlichen Gewerbeabfalls, m~ Fragen der 
Verwertung organischer Abfälle und m~ einem abfallarmen Warenangebot im 
Lebensmittelhandel beschäftigen. Die Ergebnisse sollen in eine zukünftige Prognose 
einfließen, die vor der technischen Auslegung des Abfallkonzepts stattfinden soll. 
Die Prognose der Konsensuskonferenz m~ neuen Faktoren führte das Ingenieurbüro 
Fichtner für die Konsensuskonferenz durch und verglich die Ergebnisse mit denen ih· 
rer Prognose. Diese Unterlage des Bürgergutachtens Ist ebenfalls Teil des Kapitels. 
7.1 VorSChläge zur Vermeidung und Verwertung von AbfAllen 
Die Konsensuskonferenz hat zu Beginn der Phase I Vorschläge zur Vermeidung und 
Verwertung von Abfällen gesammeij. Die folgende Übersicht zeigt die 
Gliederungskriterien für die folgenden Maßnahmen: 
7.1.1 Vorgeschlagene Maßnahmen zur Vermeidung und Verwertung von 
Abfällen 
GlIederungsObersicht 
Rohstoll"e • KlärschJämme 
t • Rohsto.f!schonung 
• Vermeidungs1lUlßnahmen I 
• Verwertungsmafinahmen I Produktion • Gewerbeberatung 
• fi1llJll7.ielle Maßnahmen I • gesetzliche Regelungen 
I 
• VerpaclaUlg I Vertrieb • Offentlichkeitsarbeit • gesetzliche Regelungen I • finanzielle Anreize 
• Vermeidungs;::j,nahmen 
I 
I Kmun • Verwertungs nahmen 
(Haushalte • O.f!entlichkeitsarbeit und I trd Eniehung 
<babe) • finanzielle Anreize I • gesetzliche Regelungen 
• Nachsonierung I 
I Reststoffe • Wiederverwendung 
• 
• I 
I 
Altlasten • Sanierungs1lUlßnahmen 
I 
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Robstolre • KUJrschUJmme 
• Rohslojfschonung 
• KlITSch/Imme 
1. Verschiedene Aufbereitungen für verschiedene Klassen von Klärschlämmen 
2. Dezentrale Aufbereitung und dezentrale Vennarktung von Klärschlämmen 
3. Systematische Kontrolle der Schadsloffaufnahme durch die pflanzen bei 
Klärschlammausbringung 
4. Der Kreis soll für ausreichende Qualität der kreiseigenen Schlämme (Kreis als 
Treuhänder) beziehungsweise für auftretende Schaden haften, die aus der 
Klärschlammausbringung resultieren. 
5. Analog zur Gefährdungshaftung soll ein entsprechender Artikel Ober die 
Haftung bei Klärschlammausbrlngung Ins Bodenschutzgesetz des Landes 
aufgenommen werden. 
6. Die Grenzwerte für die Ausbringung von Klärschlammen sind mOglicherweise 
zu restriktiv und behandeln Mineraldünger und Kläschlämme nicht 
gleichermaßen. Deshalb sollen die Grenzwerte überprüft werden 
7. Aufnahme des Klärschlamms In die DOngemlttelverordnung. Damit werden 
PäChter von der Haftung für den Boden zu einem guten Teil entlastet. 
• Rohstoffschonung 
B. Engagierte Öffentlichkeitsarbeit 
9. Förderung ökologisch orientierter Untemehmen bel der Ansiedlung neuer 
Gewerbebetriebe 
10. Verteuerung von Rohstoffen 
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11. Förderung der Verwendung von emeuerbaren Rohstoffen in der Region 
12. Kommunale Förderung des Anbaus nachwachsender Rohstoffe 
13. Komunale Ökosteuem 
14. Vorbildfunktionen der öffentlichen Einrichtungen ausbauen 
15. Verbrauchergruppen wie auch tnnungen, Industrieverbände und Einzelhandel 
verpflichten sich für ihre Mitglieder, abfallarmere Produkte zu benutzen 
• 
16. 
17. 
18. 
• 
19. 
20. 
21. 
• Vermeidungsmaßnahmen 
• Verwenungsmaßnahmen 
• Gewerbeberatung 
• finanzielle Maßnahmen 
• gesetzliche Regelungen 
Venneldungsmaßnahmen 
Optimierung und FOrderung abfallarmer Produktionsverfahren 
Umstellung auf wiederverwertbare Stoffe (Farben, LösungsmitteL.) 
Produktion langlebiger, reparaturfreundlicher, wiederverwertbarer Güter 
Venwerlungsmaßnahman 
Wiederverwertung produktionsspezifischer Abfalle als Wirtschaftsgut 
Starkung des Transfers sortenreiner Wertstoffe vom Gewerbe zum 
A~stoffhandel 
Kennzeichnung von Kunststoffprodukten zum Zwecke der sortenreinen 
Erfaßbarkeit 
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22. Vermittlung von Verwertungsbetrieben und VerwertungsbOrsen 
• Gewerbeberatung 
23. Verstärkte Abfallberatung für das produzierende Gewerbe 
24. Erarbe"ung betrieblicher Gewerbeabfallkataster von se"en der öffentlichen 
Verwa~ung 
25. Einrichtung von regionalen Vermeidungsagenturen 
26. Einführung eines Oko-Siegels 
27. Förderung des internen Informationsaustauschs innerhalb der Verbände 
28. Erstellen von Informationsblättern über ökologisch orientierte Hersteller in der 
Region durch die öffentliche Verwattung 
29. Erstellen von Informationsblättern Ober ökologische Hersteller in der Region 
durch gemeinnützige Organisationen 
30. Einführung eines umwettverträglichen und modisches Produktdesigns zur 
verbesserten Vermarktung abfallarmer Produkte 
31. Gütesiegel Baden-Würltemberg stärker publik machen und besser 
kontrollieren 
• Rnanzlelle M/lßn/lhmen 
32. Gütesiegel für rOhstoffarme und umweltfreundliche Produkte und Produktions-
verfahren vergeben 
• G_tzllch. Rilge/ungen 
33. Kennzeichnungs- und Rücknahmepflicht für Hersteller schadstoffhaitiger 
Erzeugnisse 
34. Kürzere Übergangsfristen fOr gesetzliche Regelungen 
35. Abbau des Vollzugdefizits bei der Anlieferungskontrolle auf Deponien (z.B. 
durch verstärkte Anlieferungskontrollen bei Deponien) 
Vertrieb 
• Verpackung 
• Of!entlichkeitsarbeit 
• gesetzliche Regelungen 
• finanzielle Anreize 
• Verpackung 
38. Selbstverpflichtung des Einzelhandels zur Rücknahme bestimmter 
Verpackungen 
37. Regionaler Verzicht auf Verbundverpackungen 
38. Regionaler Verzicht auf Getränkedosen 
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39. Ersetzung von Einwegverpackungen durch Mehrwegverpackungen aus Glas 
und Papier 
40. FOrderung der Direktvermarktung landwirtschaftlicher Produkte 
41. Einführung von Verpackungssystemen, die ein restloses Entleeren der 
Behälter emOglichen 
• OOentllchkeltsarbelt 
42. ErhOhung der Wiederverwendung von Produkten durch die Einrichtung von 
TauschbOrsen, Flohmärkten und SperrmüllbOrsen 
43. Dem Käufer sollten mehr Informationen über die Langlebigkeit von Produkten 
zur Verfügung gestellt werden. 
44. Organisation und Aufbau eines Produkt-sharlngs, das weniger Käufe unter 
Beibehaltung der Dienstleistung ermOglicht 
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45. Nutzen von verschiedenen Veransta~ungen als TrAger für die Abfallberatung 
46. Erweiterter Einsatz von öffentlichen Verkehrsmitteln als Werbeträger für 
VenneidungsmOglichke~en 
47. Erweiterung der Offentlichkeitsarbe~ durch gedruckte Medien 
• G/ISlItzllch. Reg.lun!Jlln 
48. Unzweckmäßige Hygienevorschriften beim Verkauf von Lebensmitteln führen 
zwangsläufig zu einer Erhöhung des Verpackungsabfalls. Statt übertriebenen 
Hygienevorschriften sollte das M~bringen eigener Behä~nisse gefOrdert 
werden. 
49. Kommunales Verbot von Einwegverpackungen und anderen abfallintensiven 
Verpackungen 
• Fln.nz/.lI. Anreiz. 
50. Gütesiegel fOr Verpackungen einführen 
51. Einführung einer Okosteuer auf abfallintensive Verpackungen 
52. Erweiterung des Pfandsystems innerhalb des Verpackungssortiments 
I<iJBm 
(Haushalte 
mI 
Gewabe) 
Vermeidungsmaßnahmen 
° Verwertungsmaßnahmen 
f-___ I o Offentlichkeitsarbeit und 
En.iehung 
° finanzielle Anreize 
° gesetzliche Regelungen 
° Vermeldungsmsßnahmen 
53. Verzicht auf Überflußkäufe (venninderte Verderbnisabfälle) 
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54. Bevorzugung höherwertiger, reparaturfreundlicherer, mehrfach verwendbarer 
Waren 
55. Verzicht auf Waren in Einwegsystemen und in Kunststoffverpackungen 
56. Verzicht auf mehrfach verpackle Waren 
57. Bevorzugung offener Waren 
° VelWertungsmaßnahmen 
58. Konsequente, sorten reine Sortierung (Glas, Weißblech, Aluminium, Papier, 
Pappe I Karton, Kunststoffe, Schrott, biologische Abfälle) 
59. FOrderung der Eigenkompostierung 
60. Bringsystem für biologische Abfälle, Eleklronikschrott, Problem abfälle zum 
Beispiel an Verkaufsstellen 
61 . Ausbau von Sammeloontainem mit günstigeren Standorten 
62. Flächendeckende Bioabfallsammlung 
178 
• 6ttentllch/ce/tsarbelt und Erziehung 
63. Vermeidungskampagnen ins Leben rufen 
64. Verstärkte Beratung der Hausha~e durch die Verwaltung 
65. Ausarbeiten von Vermeidungschecklisten 
66. Vorbildfunktion der Schulen, KrankenhAuser und der Verwaltung für die 
Hausha~e besser darstellen und zugänglich machen 
67. RecyclinghOfe wieder stArker ins Bewußtsein bringen 
68. Umwe~gerechte Erziehung zukünftiger 'Verbraucher" 
• GBStItzllchll Regelungen 
69. Verschärfung und bessere Kontrollen der kommunalen Entsorgungssatzung 
70. Verstärkte Hausmüllkonlrollen 
• Rnsnzlelle Anrelu 
71. Einführung eines Gebührenmarkenmodells 
72. Einführung gewichIsabhängiger GebOhren 
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• Nachsortierung 
Reststorre • Wiederverwendung 
• Wiederverwertung 
• gesetzliche Regelungen 
• NachsortIerung nicht zu behandelnder Restabfallfralctlonen 
73. Mineralien-, Glas- und Metallfraktionen müssen vor Behandlung des 
Restabfalls aussortiert und soweit wie möglich wiederverwertet werden. Nicht 
wiederverwertbare inerte Stoffe sollen unbehandeltdeponiert werden. 
• WIederverwendung 
74. Aufbau von Abfallbörsen in kommunaler Trägerschaft 
• WIederverwertung 
Maßnahmen für die QualMtsverbesserung des Komposts 
75. Aufklärung der Hausha~e über kompostierbare Stoffe 
76. Trennung des öffentlichen Grünmaterlais nach Schadstoffbelastung und 
dementsprechend getrennte Verwertung und Ausbringung 
n . Eingangskontrollen bei den Kompostwerl<en 
Maßnahmen zur Stllrlcung der EIgenverantwortlichkelt 
78. Förderung der Privatkompostlerung durch Kompostberatung, finanzielle Hilfen 
für Privatkornpostierer und gleichzeitig geringere Gebühren für 
Privatkompostierer 
79. Aufbau von unentgeltlichen Häckseldiensten 
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80 Aufbau von Quartierkompostgemeinschaften 
81. Mietkompostierung von Grüngut 
82. Aufbau von Ouartierkompostgemeinschaften 
83. Eine andere Fonn für ein Kompostierungsmodeilliefert das Ebersberger 
Modell. Planung. Betrieb und Ausbringung sollen durch eine 
landwirtschaftliche Organisation erfolgen. 
• M88nshl7llln zur Erleichterung der Abnshl7lll 
84. Gütesiegel für Kompost vergeben 
85. Absatzmärkte ausbauen (über Gärtnereibetriebe. Baumärkte. 
landwirtschaftliche Genossenschaften) 
86. Verpflichtung öffentlicher Einrichtungen zur Abnahme des Komposts 
87. RückbringlXlg des Kompostes zum ursprünglichen Standort 
88. Gesetzliche Erleichterungen für die Ausbrlngung von Kompost auf 
landwirtschaftlichen Flächen 
89. Kombinierte Verfahren von Kompostierung und Vergärung im Einzelfall prüfen 
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7.1 .2 Fragebogen zur Bewertung der vorgeschlagenen Maßnahmen 
Die Gruppen und die Gebietskörperschaften stuften die Vorschläge zur Vermeidung 
und zur Verwertung hinsichtich ihrer Machbarkett, Wünschbarkeit und zu 
erwartenden Wirksamkeit unterschiedlich ein. Um ein umfassendes Bild über die 
verschiedenen Beurteilungen zu bekommen, wurde jeder Teilnehmer der 
Konsensuskonferenz gebeten. die Maßnahmen zu bewerten. Alle Teilnehmer 
beurteilten alle Maßnahmen auf Wünschbarkeit und erwartete Wirksamkeit anhand 
des standardisierten Fragebogens, so wie er am Beispiel der Maßnahme 1 hier 
dargestellt ist. 
Beispiel des allgemeinen Fragebogens zur Bewertung aller vorgeschlagenen 
Maßnahmen: 
1. Es gibt verschlBden belastete Klassen von KllJrschllJmmen. Diese 
sollen getrennt durch Jeweils entsprechende Verfahren aufbereitet 
warden. 
Wünsch-
0 wünschenswert 0 nicht wünschenswert 0 keine Meinung 
barkeit 
Effizienz o sehr hoch o hoch o mittel o klein o sehr klein o wirkungslos 
Desweiteren wurden die Personen um eine ausfüMiche Bewertung der Maßnahmen 
gebeten. die sie auch umsetzen sollten. Die Frage zur Maßnahme 1 steht hier auch 
wieder beispielhaft für den ausführlichen Fragebogen, der an diese Gruppen 
adressiert war. 
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Beispiel des speziellen Fragebogens zur Bewertung von speziell adressierter 
Maßnahmen: 
1. Es gibt verschlsden belastete Klassen von Kllrschllmmen. 01_ 
sollen getrennt durch lewells entsprechende Verfahren aufbereitet 
werrmn. 
0 wird schon gemacht 0 ist in Planung 0 . ist realisierbar 
Praktika· 0 realisierbar aber nicht wünschenswert, weil 
bilitlJl .................................................................................................. ... ........ " ..... 
............................... ........... ............................................. ..... ...... ..... , - , ........... 
0 nicht realisierbar, weil 
...................................................................................................................... 
........... ..... ..................................................... ......................... ...... ...... ........ ... 
o sehr hoch o hoch o mittel o klein o sehr klein 
Effizienz 
o wirkungslos 
Diese Maßnahme reduziert die KI4rschiemmfraklion schätzungsweise um 
ca . ........ Prozent. 
Bemer-
kungen 
7.1.3 Quantitative Bewenung vorgeschlagener Maßnahmen 
Ausgewertet wurden 17 beantwortete Bögen. Für jede der 89 vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind in der Tabelle die Ergebnisse bezüglich der Aspekte Effizienz, 
Praktikabilität und Wünschbarlceit angegeben. 
,. Effizienz (Fragebogen I) 
Die geschätzte Effizienz der Maßnahmen wurde nach der Skala 
• sehr hoch = 6, • hoch = 5, • mittel = 4, 
• klein = 3, • sehr klein = 2, • wirkungslos = 1 
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eingestuft. Die Häufigkeitsverteilung der Schätzungen Ist in Prozentangaben 
aufgeführt. Nicht immer ergibt die Summe der Prozentpunkte 100 %. Dies liegt an 
den Rundungsfehlern, die dadurch entstehen, daß nur eine Stelle nach dem Komma 
berücksichtigt wird. 
In der achten Spalte sind die Mittelwerte der Effizienzbewertungen (zwischen 1 und 
6) aufgelistet. 
Darstellung der Effizienz in Diagrammen: 
Die quanmative Bewertung der Effizienz Ist zur besseren Vergleichbarkett In Fonn 
von Diagrammen dargestellt. Da zur Beurteilung, welchen Maßnahmen die höchste 
Effizienz zugerechnet wird, die Angaben 'hohe Effizienz' und 'sehr hohe Effizienz' 
von besonderer Bedeutung sind, wurden die Maßnahmen innerhalb jedes Blockes 
danach angeordnet, wie oft die Effizienz mtt (5) oder (6) bewertet wurde. Zur 
besseren optischen Absetzung sind die Angaben 'sehr hoch' schwarz und 'hoch' 
weiß dargestellt. 
2. Praktikabilität (Fragebogen 11) 
Die Praktikabilität wurde gemäß den Optionen 
• wird schon gemacht • ist In Planung • ist realisierbar 
• ist realisierbar aber nicht wünschenswert, weil .. . 
• ist nicht realisierbar, weil . .. 
beurteilt. Die Anzahl der Angaben ,wird schon gemacht" und ,ist in Planung' wurden 
addiert und in der neunten Spalte aufgelistet. Die zehnte Spalte führt die Häufigkeit 
der Aussage ,ist realisierbar' und die elfte Spake die Häufigkeit der Angaben ,ist 
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realisierbar aber nicht wünschenswert' oder ,ist realisierbar" an. Die Zahlen sind 
kleiner als In dan Spa~en 12 und 13. da die Praktikabilität Jeweils nur von den mehr 
oder weniger stark durch eine Maßnahme Betroffenen beantwortet wurde. 
Beispiel: Die Maßnahme 10 (Verteuerung von Rohstoffen) wird von vier Betroffenen 
für nicht wünschenswert oder nicht realisierbar geha~en. 
3. WQnschbarkelt (Fragebogen I) 
Die letzten beiden Spalten geben an. wie oft eine Maßnahme als wünschenswert 
bzw. nicht wünschenswert eingestuft wurde. 
Weitere Fragen zu den Maßnahmen werden in der Tabelle nicht aufgelistet. da sie 
nur sehr se~en beantwortet worden sind. Eine statistische Auswertung wäre daher 
kaum sinnvoll. 
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is
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 m
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ga
r n
ic
ht
 2
um
 R
es
la
bl
aU
, 
fü
r 
P
rl
va
tk
o
m
p
o
st
u
.r
.,
 u
n
d
 
fO
r 
P
riv
at
ko
m
po
-
fa
ht
en
, k
ei
ne
 K
oO
llO
sl
-
w
ei
l e
r 
pr
ob
le
m
lo
s 
ve
rw
er
te
t 
gl
ek
:h
ze
ltl
g 
g
e
ri
n
g
e
N
 C
. 
st
ie
re
r,
 k
os
te
ng
iJ
n-
ab
sa
lz
pr
ob
le
m
e
. 
w
er
de
n 
ka
nn
. 
bO
hr
en
 tü
r P
rJ
va
tk
om
po
-
sl
ig
st
e 
LO
su
ng
 IU
r 
.
ll
or
.r
 /7
8) 
d
ie
 B
ür
Q
er
. 
~
 !!l 
~
 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
sl
lg
es
 
~ 
A
uf
ba
u 
v
o
n
 u
M
nt
ge
lti
ch
en
 
S
ta
dt
, L
an
dk
re
is
e,
 
S
ta
dt
 (
P
fo
rz
he
im
):
 k
ei
n 
K
re
is
 (
C
al
w
):
 A
uf
 d
en
 R
ec
ye
-
H
ic
kn
ld
le
ns
te
n 
(79
) 
G
em
ei
nd
en
 
N
ut
ze
n,
 d
a 
be
re
it,
 e
in
e 
lin
gh
öf
en
 k
an
n 
zu
r Z
ei
t k
o-
Ko
m
po
st
an
le
ge
 z
ur
 A
nl
ie
-
st
en
lo
s 
bi
s 
zu
 e
in
em
 
fe
ru
ng
 e
xi
st
ie
rt
 
K
ub
ik
m
et
er
 G
rO
ns
ch
ni
tt 
ab
ge
ge
be
n 
w
er
de
n
. D
as
 
M
al
er
ia
l w
ird
 g
eh
Ac
ks
eH
 u
nd
 
an
sc
hl
ie
ße
nd
 k
om
po
st
ie
rt.
 
Zu
m
 T
ei
l h
ab
en
 e
in
ig
e 
G
em
ei
nd
en
 e
ig
en
e 
H
äc
ks
el
ol
äl
ze
. 
M
le
tk
om
po
st
le
ru
ng
 v
o
n
 
K
re
is
e 
K
om
po
sti
ar
an
lag
e 
in 
Pf
Ot
z-
G
ril
ng
ut
 (B
I) 
he
im
 b
er
ei
ls
 v
or
ha
nd
en
, 
de
sh
al
b 
w
ird
 k
ei
n 
gr
oß
er
 
N
ut
ze
n 
di
es
er
 M
aß
na
hm
e 
an
Q
sn
or
nm
en
. 
A
uf
ba
u 
vo
n 
Q
ua
rt
ie
rk
om
-
P
riv
at
e 
In
iti
at
iv
en
 
K
om
po
st
ie
ra
nl
ag
e 
in
 P
fo
rz
· 
po
st
ge
m
el
ns
ch
lln
.n
 (8
2)
 
he
im
 b
er
ei
ts
 v
or
ha
nd
en
, 
de
sl
'la
lb
 w
ild
 k
ei
n 
gr
oß
er
 
N
ut
ze
n 
di
es
er
 M
aß
na
hm
e 
-
-
-
an
ge
no
m
m
en
. 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
sl
lg
es
 
E
in
e 
In
d.
" 
F
o
rm
 t
ü
r 
"
n
 
La
nd
w
irt
e,
 S
ta
d!
, 
K
ei
n 
N
ul
ze
n,
 w
en
n 
tu
r 
D
ie
se
 M
aß
na
hm
e 
is
t n
ur
 b
el
 
K
o
m
p
o
lll
e
ru
n
g
sm
o
d
'U
 
K
re
is
e 
sc
ha
ds
lo
H
be
la
sl
el
en
 K
om
· 
sc
ha
ds
to
ffa
rm
en
 S
ub
st
ra
te
n 
U
et
er
t d
as
 E
b
e
rs
b
e
rg
e
r 
po
sl
 k
ei
ne
 H
af
tu
ng
 (J
be
r· 
si
nn
vo
ll.
 D
an
n 
tst 
au
s 
G
ru
nd
en
 
M
o
d
,l
l P
la
nu
ng
, S
.t
ri
e
b
 
no
rr
m
en
 w
ird
.
 
de
r 
B
e
ka
M
lh
ei
t d
e
s 
ko
m
· 
un
d 
A
us
br
ln
gu
ng
 s
o
ll.
n 
F
ür
 P
fo
rz
he
im
 is
l d
er
 N
ut
· 
po
st
ie
rt
en
 M
at
er
ia
ls
 e
in
e 
ho
he
 
du
rc
h 
.I
n
a
la
n
d
w
lr
ts
ch
.n
· 
ze
n 
kl
ei
n,
 d
a 
vi
el
 B
io
m
as
sa
 
V
er
w
er
tu
ng
s 
un
d 
A
bs
at
z·
 
Ilc
M
 O
rg
an
ls
aU
on
 .
rf
o
lg
a
n
. 
an
fä
l~
, a
be
r w
en
ig
 la
nd
w
irt
· 
si
ch
er
he
it 
ge
ge
be
n.
 
(1
3)
 
sc
ha
ttl
ic
he
 N
ut
zu
ng
 v
or
· 
ha
nd
en
 1
51
. 
. 
G
üt
 ••
 '-
g
.1
 fü
r 
K
o
m
p
o
st
 v
.r
· 
K
re
ls
e.
 L
an
dw
irt
e 
E
rle
ic
h
te
rt 
un
d 
er
m
ög
lic
ht
 
D
er
 K
om
po
st
 a
us
 d
en
 K
om
-
go
be
n(
84
) 
di
e 
V
er
m
ar
kt
un
g 
so
w
ie
 d
ie
 
po
sl
w
er
ke
n 
ha
t d
as
 G
Cd
 ..
. 
la
nd
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
 V
er
-
si
eg
el
. E
ve
nt
ue
ll 
w
A
re
 z
u 
, 
w
er
tu
ng
. 
U
be
rp
rO
fe
n.
 o
b
 d
ia
 S
ch
ad
-
, 
si
of
fg
re
nz
w
er
te
 n
ur
 "
po
ti-
, , 
tis
ch
" 
si
nd
. 
V
.r
p
n
ic
h
tu
n
g
 ö
ff
,n
tl
lc
h
.,
 
S
ta
dt
. 
la
n
d
kr
e
is
e 
B
el
 A
us
sc
hr
ei
bu
ng
en
 w
ird
 
E
in
ri
ch
tu
ng
en
 z
u
r 
A
b
n
a
h
m
e
 
P
fo
rz
he
im
er
 K
om
po
st
 z
um
 
dH
K
om
 ..
..
. 
( .
. )
 
Te
il 
vO!
"~s
chr
iab
en
. 
~
 ~ 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
l 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
8 
R
Q
ck
br
tn
gu
ng
 d
es
 K
om
· 
St
ad
t,
 L
an
dk
re
is
e 
Zu
m
 B
ei
sp
ie
l G
ar
le
na
bl
An
e.
 
Fr
ag
e 
un
kl
ar
 
I 
po
st
 ••
 z
um
 u
rs
pr
O
ng
lic
ht
n 
Le
be
ns
m
in
el
 a
us
 n
lh
er
er
 U
m
-
S
ta
nd
or
t (
87
) 
ge
bu
ng
, 1
.B
. M
äh
gu
t B
US
 N
a-
tu
rs
ch
ut
zg
eb
ie
te
n,
 L
eb
en
sm
it-
' 
lei
 a
u
s 
w
eit
er
er
 E
nt
len
lU
M
.
 
7,
1.
4.
2 
V
or
sc
hl
äg
e 
an
 d
as
 G
ew
er
be
 z
ur
 V
er
m
ei
du
ng
 u
nd
 V
er
w
er
tu
ng
 v
on
 A
bf
~m
en
 
M
aß
na
hm
e 
A
d
re
s
s
a
t 
K
os
te
n 
N
u
tz
e
n
 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
e.
 
E
ng
ag
ie
rt
e 
Ö
rr
e
n
llJ
ch
b
lls
· 
IH
K
, H
an
dw
er
ks
ka
m
-
·R
oh
st
of
fin
te
ns
iv
· o
de
r ·
ro
h·
 
B
er
at
un
g 
im
 p
ro
du
zi
er
en
de
n 
G
e·
 
.r
bo
~ 
(B)
 
m
er
, U
nt
er
ne
hm
en
 
st
ol
le
rm
· s
ag
t 
ni
ch
ts
 ü
be
r d
ie
 
w
er
be
 ls
l d
ur
ch
 d
en
 L
an
dk
re
is
 
A
bf
al
lm
en
ge
 a
us
. 
ka
um
 m
O
gl
ic
h,
 d
a 
hi
er
 s
eh
r 
sp
ez
i· 
fis
ch
es
 F
ac
hw
is
se
n 
no
tw
en
di
g 
ist
. 
H
ie
r 
si
nd
 e
he
r I
H
K
. H
an
d-
w
er
ks
ka
m
m
er
 u
nd
 a
nd
er
e 
in
 d
er
 
La
ge
.
 
D
ie
 z
ur
 Z
ei
t s
ic
h 
da
rS
Ie
R
en
· 
d
e
 w
U
1s
ch
af
tlc
he
 G
es
ar
rt
si
tu
at
io
n 
e
rs
ch
w
er
t d
ie
 M
ög
lic
hk
ei
t, 
U
nt
er
-
ne
hm
en
 z
u 
se
le
kt
ie
re
n
. 
V
ar
br
au
ch
ar
gr
up
pe
n 
wi
e 
H
an
dw
er
ks
ka
m
m
er
 u
. 
O
ie
 E
m
pf
eh
lu
ng
en
 d
er
 V
er
-.
 
H
an
dw
er
ks
ka
m
m
er
 u
. I
nn
un
ge
n 
A
uf
fo
rd
er
un
g 
zu
r 
au
ch
 In
nu
ng
en
, I
n
d
u
s
tr
l.
 
In
nu
ng
en
 
bA
nd
e 
si
nd
 n
ic
ht
 v
er
pl
lic
h
· 
kö
nn
en
 s
ic
h 
ni
ch
tfO
r i
hr
e 
S
el
bs
tv
er
pf
lic
ht
un
g 
ve
m
A
nd
e 
u
n
d
 E
in
ze
lh
an
de
l 
te
nd
. I
ns
of
er
n 
is
t d
as
 E
rg
eb
-
M
itg
lie
de
r v
er
pf
lic
ht
en
, k
ei
ne
 
de
r B
et
rie
be
 m
O
g-
ve
rp
fli
ch
te
n 
.I
c
h
 tO
r I
hr
e 
ni
s 
ni
ch
t m
eß
ba
r.
 
M
ög
lic
hk
ei
t d
er
 U
m
se
tz
un
g.
 
lic
h.
 
M
ha
rb
el
te
r, 
a
b
ra
rl
ln
n
e
r'
 
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t 
ke
in
e 
P
ro
du
kt
e:
ru
 b
e
n
u
tz
.n
 1
15
' 
R
el
ev
an
z.
 
O
p
tl
m
t.
ru
n
g
 u
n
d
 F
ör
de
ru
ng
 
B
et
rie
be
, 
Fu
r 
K
le
in
be
tri
eb
e 
is
t 
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
h
a
llu
r d
ie
 
a
b
ta
lll
,.
",
.r
 P
ro
du
kt
io
ns
-
U
nt
em
eh
m
en
 
de
r 
te
ch
ni
sc
he
 u
nd
 
A
bf
al
lp
la
nL
rlg
 k
ei
ne
 
n
rt
.h
re
n
 (1
6)
 
fin
an
zi
el
le
 A
uf
w
an
d 
R
el
ev
an
z.
 
zu
 h
oc
h.
 
~ ~ 
'" 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
ß 
U
m
st
el
lu
ng
 lu
fw
le
d
.r
ve
,-
Be
lri
eb
e. 
W
en
n 
In
ne
rh
al
b 
de
r 
P
ro
du
k·
 
D
ur
ch
 h
oh
e 
E
nl
so
rg
un
gs
ko
sl
en
 
·
 w
.r
tb
 ...
.
 
Sl
oH
, (F
lm
en
,
 
U
nt
er
ne
hm
en
 
tio
n 
ve
rw
er
tb
ar
, i
st 
ei
ne
 U
m
-
un
d 
S
on
de
ra
bf
al
la
bg
ab
en
 w
ird
 d
ie
 
la
.u
nn
.m
ln
o!
...
' '1
n 
sl
en
un
n 
nü
tzl
ich
. 
U
m
s1
en
un
n 
ne
f6
n:
le
rt
. 
Pr
od
uk
tio
n 
la
ng
le
bi
ge
r, 
Be
tri
eb
e,
 
D
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
i f
ür
 d
ie
 
G
ef
ah
r m
an
ge
ln
de
r 
re
pa
ra
tu
rf
r.u
nd
llc
he
" 
U
nt
er
ne
hm
en
 
A
bf
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 
M
ar
kt
fä
hi
g 
ke
il 
vo
n 
w
le
de
rv
.rw
er
tb
.r.
r G
Ot
e, 
Re
lev
an
z.
 
in
no
va
tiv
en
 
1'1
8' 
Te
ch
ni
ke
n 
W
le
de
rv
er
w
er
tu
ng
 p
ro
du
k-
B
el
rie
be
. 
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
llO
r d
ie
 
B
ei
 k
le
in
en
 B
el
rie
bs
gr
öO
en
 
·
 tl
on
ss
pe
zl
fi
sc
h.
r A
bf
ill
e 
a
l.
 
U
nt
er
ne
hm
en
 
A
bf
at
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 
sc
hw
ie
rig
. 
W
lrt
.e
ho
ft •
• u
t 1
1'
" 
R
el
w
an
z.
 
Sl
lrk
un
g 
d.
s T
ra
ns
fe
rs
 
G
ew
er
be
be
tri
eb
e 
D
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t f
ür
 d
ie
 
So
r1
ie
rg
eb
ot
 b
ei
 
so
rt
en
,.l
n.
r W
.rt
sto
rt.
 V
O
lt!
 
Ab
ta
np
la
nu
ng
 k
ei
ne
 R
el
e-
Se
lls
la
nl
iel
er
un
g 
G
ew
er
be
 z
um
 A
lts
to
ff
h.
nd
el
 
va
nz
. 
an
 d
ie
 D
ep
on
ie
. 
· 
2
0
' 
K
en
nz
ei
ch
nu
ng
 v
on
 K
un
st
-
G
es
et
zg
eb
er
, 
D
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
i f
ür
 d
ie
 
O
hn
e 
P
ro
bl
em
e 
(a
uc
h 
be
i K
le
in
-
S
ch
ne
lls
te
ns
 
It
of
fp
ro
du
kt
ltn
 z
um
 Z
w
.c
:k
e 
G
ew
er
be
 
A
bf
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 R
el
e
-
te
ile
n)
. 
du
rc
hz
uf
üh
re
n 
ct
.r
 s
or
te
n,
..
ln
ltn
 E
rt
.I
Jb
.r
-
va
nz
. 
k.
h 
12
1\
 
V
er
m
itt
lu
ng
 v
on
 V
eM
er
-
H
an
dw
er
ks
ka
m
m
er
 
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t 
D
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
i f
ur
 d
ie
 
W
ird
 s
ch
on
 v
on
 d
er
 IH
K
 u
nd
 
tu
ng
sb
et
rle
be
n 
un
d 
V
.r
w
.,
· 
fü
r d
ie
 A
bl
al
lp
la
nu
ng
 
A
bt
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 R
el
e-
H
an
dw
er
ks
ka
m
m
er
 d
un
:h
ge
lü
hr
t. 
'u
n
n
sb
öI
H
n 
'22
' 
ke
in
e 
R
el
ev
an
z.
 
va
nz
. 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
V
.r
.t
lr
te
t.
 Ab
f.
lI
~r
at
un
g 
B
et
rie
be
. 
D
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t t
ur
 d
ie
 
B
et
rie
be
 k
O
nn
en
 s
el
bs
t a
bf
al
la
rm
e 
E
rf
or
de
rli
ch
 is
t 
fü
r 
d
u
 p
ro
du
zl
 ..
..
 n
d.
 G
. 
U
nt
er
ne
hm
en
 
A
bf
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 
P
ro
du
kl
io
ns
pr
oz
es
se
 e
in
fu
hr
en
. 
m
eh
r a
ls
 e
in
e 
w
.r
b
e
(2
3
) 
R
el
ev
an
z.
 
-A
bf
al
le
nl
so
rg
un
gs
-
be
ra
tu
ng
-.
 
A
B
A
G
 -
B
er
at
un
g 
is
t 
ei
n 
se
hr
 g
ut
er
 
LO
su
ng
sa
ns
at
z.
 
E
ra
rb
e
ltu
n
g
 ~t
rJ
.b
ll
c:
h.
r 
Ve
rw
a~
un
g,
 B
et
rie
be
 
Im
 E
nd
zu
st
an
d 
is
t 
ei
n 
K
at
as
te
r 
G
.w
e
rb
a
a
b
'a
lJ
ka
ta
st
.r
 v
on
 
ers
lel
~. 
da
s 
je
 n
ac
h 
B
ra
nc
he
 u
nd
 
sa
h
.n
 d.,
 ött
.n
li
c
h
.n
 V.,
-
B
et
ri
eb
 d
ie
 t
yp
is
ch
en
 A
bf
aU
e 
au
s-
w
a
lt
u
n
g
 (2
4)
 
w
e
is
t. 
O
ie
 E
nt
so
rg
un
g 
ka
nn
 d
e
r 
K
re
is
 ü
be
r d
ie
 S
al
ZU
nQ
 r
eQ
9l
n.
 
E
in
ri
ch
tu
n
g
 v
on
 "
'g
lo
n
a
l.
n
 
D
at
ar
 b
ra
uc
ht
 m
an
 
Oi
e M
aß
na
hm
e 
ha
t '
O
r d
ie
 
Z
um
 B
ei
sp
ie
l 
V
.r
rn
e
kt
u
n
g
sa
g
e
n
tu
re
n
 (2
5)
 
S
pe
zi
al
is
te
n
. O
ie
 V
er
-
A
bf
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 R
el
e-
E
rd
au
sh
ub
bO
rs
en
. 
w
ah
un
ge
n 
si
nd
 n
ich
t 
v .
..
..
 
aee
J~l
!le
l .
 
8 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
I 
'" ~ 
; 
Fö
rd
er
un
g 
dI
s I
n
tt
m
e
n
 
·U
m
we
l1
-· 
Ar
be
its
-
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t f
ür
 d
ie
 
B
es
te
he
nd
e 
In
lo
rm
at
io
ns
sy
st
em
e 
G
ef
O
rd
er
t w
er
de
n 
In
fo
rm
at
io
nS
iu
sl
au
sc
hs
 
kr
ei
se
 b
ei 
In
nu
ng
en
. 
A
bf
an
pl
an
un
g 
ke
in
e 
A
al
e
-
si
nd
 n
ah
ez
u 
w
irk
un
gs
lo
s 
(R
ei
z-
so
llt
e 
di
e Z
us
am
·
 
In
ne
rh
al
b 
d.
r V
.r
bi
nd
, (2
7) 
K
re
is
ha
nd
w
er
ke
r-
v
an
z.
 
ub
er
flu
tu
'n
g)
. N
eu
e 
w
irk
un
gs
vo
ne
 
m
en
ar
be
it 
rr
it 
de
n 
sc
ha
fte
n 
un
d 
H
an
d-
In
fo
rm
at
io
ns
w
eg
e 
m
O
s's
en
 
Be
hö
rd
en
.
 
w
er
ks
ka
m
m
em
 d
ok
u.
 
er
ar
be
ile
t u
nd
 te
a6
si
er
t 
w
er
de
n.
 
m
en
tie
re
n 
di
e 
N
oI
w
en
· 
di
gk
ei
t u
nd
 d
ie
 V
er
-
w
irk
lic
hu
ng
 d
es
 In
lo
t-
m
aU
on
sa
us
ta
us
ch
es
. 
E
rs
t.n
tn
 vo
n
 In
fo
rm
al
lo
ns
-
Ko
m
m
un
en
, K
re
is
e.
 
Je
 n
ac
h 
St
Ar
ke
 d
er
 V
er
br
ei
-
bl
.H
.rn
 O
b.
r 6
ko
lo
gl
K
ht
 
A
bt
al
/b
er
at
er
, g
em
ei
n-
llm
g 
ef
fiz
ie
nt
. 
H
er
st
el
le
rl
n 
de
r R
eg
io
n 
nO
tzi
ge
 O
rg
an
isa
lio
-
du
rc
h 
ge
m
tln
nO
tz
fg
. O
rg
a-
ne
n.
 E
s 
ist
 d
ie
 F
ra
ge
, 
n
l .
.
.
 lo
no
n 
(29
) 
w
elc
he
 g
em
eim
U
tzi
ge
 
O
rg
an
isa
tio
n d
az
u 
in
 
de
r l
aQ
e w
Ar
e.
 
E1
nf
O
hr
un
g 
ti
n
" 
ur
nw
.lt
-
B
et
rie
be
, 
( ..
. p
lu
s 
ve
rb
es
se
r-
O
ie
 M
aß
na
hm
e 
ha
t f
ür
 d
ie
 
( ..
. p
lu
s 
ve
rb
es
se
rte
s 
P
re
is
-
, L
ei
· 
ve
rt
ri
gl
lc
he
n 
un
d 
m
od
l-
U
nt
em
eh
m
en
. 
le
s 
P
re
is
-' 
Le
is
-
A
bf
al
lp
la
nu
ng
 k
ei
ne
 
sl
un
gs
ve
m
at
ln
is
). 
sC
M
n 
P
ro
du
kt
cS
.s
lg
n.
 z
ur
 
lu
ng
sv
er
hä
tln
is
).
 
R
el
ev
an
z.
 
ve
rb
es
se
rt
en
 V
er
m
ar
kt
un
g 
ab
fa
U
an
ne
t' 
P
ro
du
kt
e 
(3
0l
 
-
-
-
-
-
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
G
o
t.
si
lt
g
 ••
 tü
r 
ro
h
st
o
ff
a
n
n
. 
V
er
bA
nd
e 
Zu
 h
oh
er
 A
tA
w
an
d 
N
ic
hl
 re
al
is
ie
rb
ar
. 
w
ei
l <
fle
 B
eu
rt
el
-
u
n
d
 u
m
w
lh
.fr
au
nd
llc
he
 P
ro
-
G
üt
es
ie
ge
l m
üß
te
 
lu
ng
 d
ur
ch
 d
ie
 V
ie
ls
ch
kh
tig
ke
it 
d
u
ld
. 
un
d 
P
ro
du
kt
Io
ns
ye
r· 
pe
rm
an
en
l f
O
r u
m
-
un
d 
und
~rl
lli
erb
ar8
 Be
w
er
tu
ng
s-
fa
hr
en
 v
er
ge
be
n 
(3
2)
 
w
eh
fre
un
dl
ic
he
re
 
m
aß
st
ab
e 
ni
ch
t m
ög
lic
h 
ist
. 
P
ro
du
kl
io
ns
ve
rla
h-
re
n 
ve
rg
eb
en
 u
nd
 
de
m
en
ts
pr
ec
he
nd
 
"a
he
n"
 u
m
w
el
t-
fr
eu
nd
lic
he
n 
V
er
-
fa
hr
en
 e
nU
og
en
 
w
er
de
n
. 
K
en
nz
lJ
ch
nu
ng
s-
u
n
d
 R
Q
ck
-
B
un
d;
 H
A
nd
Ie
r 
V
er
fa
hr
en
 fu
nk
tio
ni
et
1 
be
i 
G
es
el
zg
eb
un
g 
du
rc
h 
de
n 
B
un
d 
na
hm
ep
ni
ch
t f
O
r 
H
e
rs
t.
lle
r 
ei
nz
el
ne
n 
P
ro
du
kt
en
 (
A
ltb
at
-
no
tw
en
di
g.
 
a
ch
a
d
st
o
ff
h
a
tl
lg
'"
 E
m
ug
. 
le
rle
n 
u
n
d 
Ah
O
O
 b
er
ei
ts
 a
us
-
n
is
s.
 {3
3} 
ge
ze
ic
hn
et
. S
ch
ad
st
of
fh
d
ig
e
 
E
rz
eu
gn
is
se
 s
in
d 
in
 d
er
 R
eg
el
 
vo
n 
de
r D
ep
on
ie
ru
ng
 8
U
S
-
1 n
es
ch
lo
ss
en
. 
S
e'
bs
tv
er
pf
tlc
ht
un
9 
d
e
s 
V
er
bA
nd
e 
E
ln
ze
lh
an
d.
ls
 z
u
r 
R
üc
k-
na
hm
e 
be
st
im
m
te
r V
er
pa
k-
ku
no
en
 1
36
1 
'" 51 
-'" 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
~ 
O
rg
an
is
at
io
n 
un
d 
A
uf
ba
u 
La
M
w
irt
e.
 P
rN
st
pe
r-
D
as
 P
ro
du
kl.
sh
ar
in
g 
O
ko
lo
gi
sc
he
r E
ffe
kt
 s
te
llt 
Ke
in
 s
ct
m
el
le
r E
rfo
lg
: B
ed
en
ke
n,
 
.I
n
ts
 P
ro
du
kt
sh
ar
in
gs
. d
as
 
so
ne
n,
 B
etr
ieb
e (
 I.B
. 
w
ird
 o
ft 
au
s 
re
in
 
ei
ne
n 
Ne
be
ne
ffe
1<
1 
O
ko
no
-
o
b 
ve
rfO
gb
ar
, w
en
n 
m
an
 e
s 
w
tn
lg
er
 K
lu
f.
 u
nt
.r
 e
el
be
-
La
ck
ie
ra
nl
ag
en
, H
oI
z-
ök
on
om
isc
he
n 
m
isc
he
n 
H
an
de
in
s 
da
r. 
br
ao
ch
t,l
Jb
er
sc
hA
tz
en
 d
es
 A
uf
-
ha
ltu
ng
 d
er
 D
ie
ns
tle
is
tu
ng
 
leu
er
un
gs
an
lag
en
). 
G
rü
nd
en
 re
al
is
ie
rt .
 
W
er
de
n 
M
as
ch
in
en
 u
nd
 G
e-
w
an
ds
 I 
Le
ih
ge
bO
hre
n I
Pr
es
tig
e-
• r
m
ög
llc
ht
 (4
4)
 
rA
le
 v
on
 m
eh
er
en
 b
en
ut
zt
, i
st 
gr
O
nd
e 
I B
es
tre
be
n 
na
ch
 U
na
b-
de
r V
er
sc
hl
eiß
 g
rö
ße
r. 
Tr
ot
z-
hA
ng
ig
ke
it.
 
de
m
 b
le
ib
t d
er
 E
ffe
kt
 d
er
 A
b-
la
Q
re
du
zi
er
un
a.
 
Er
w
.lt
en
m
g 
de
s P
hm
d-
Ve
rb
än
de
 
sy
st
em
s 
In
ne
rh
al
b 
d
e
s 
V
"p
ac
ku
nq
ss
or
ttr
n,
nt
s (
52
) 
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
-
7.
1.
4.
3 
V
or
sc
hl
äg
e 
an
 d
ie
 la
nd
w
ir
ts
ch
af
t z
ur
 V
er
m
ei
du
ng
 u
nd
 V
er
w
er
tu
ng
 v
on
 A
bf
A
lle
n 
M
aß
na
hm
e 
A
d
re
s
s
a
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
u
rc
h
fü
h
rb
a
rk
e
it
 
S
on
st
ig
es
 
A
uf
ba
u 
vo
n 
A
b
r.
II
M
,.
e
n
 In
 
P
riv
al
e 
O
r-
A
uf
w
ar
d 
E
nt
sc
he
id
en
d 
is
t 
e
in
. K
os
le
n 
-N
ul
ze
n-
B
ör
se
n 
so
ne
n 
na
ch
 M6
gt
ic
hk
e~
 in
 
ko
m
m
u
n
a
l.r
 T
ri
g
e
rs
ch
a
ft
 (7
4)
 
ga
ni
sa
lio
ne
n 
se
hr
 h
oc
h 
an
al
ys
e.
 A
ur
w
an
d 
Im
 V
er
hA
hn
is
 z
um
 
pr
iv
al
e 
H
än
lle
 g
el
eg
t w
er
de
n
. 
E
rQ
eb
ni
s 
zu
 h
oc
h.
 
A
u
tk
lir
u
n
g
 d
.r
 H
au
sh
al
te
 O
be
r 
K
re
is
e,
 
W
ird
 s
ch
on
 g
em
ac
ht
 
ko
m
D
O
st
la
m
re
 S
lo
tt
~5
t 
B
ür
ge
r 
T
re
nn
un
g 
de
s 
öf
fe
nt
lic
he
n 
G
ru
n-
A
us
sc
hl
uß
 s
ch
ad
sl
of
tb
el
as
te
le
n 
G
rO
n-
m
lt
e
rl
a
l,
 n
ac
h 
S
ch
a
d
st
o
tt
b
e
l.
 
m
al
er
ia
l v
on
 d
er
 K
om
po
sl
ie
ru
ng
 n
ot
-
sl
un
g 
un
d 
de
m
en
ts
pr
ec
he
nd
 
w
en
d
ig
. S
ic
he
rt 
ei
ne
n 
re
la
tiv
 s
ch
ad
· 
g
.t
re
n
n
l.
 V
.r
w
er
tu
ng
 u
nd
 
sl
of
fa
rm
en
 K
O
fT
llO
St
. 
A
us
br
ln
un
q 
(7
B
) 
E
ln
ge
ng
sk
on
tr
ol
le
n 
be
i d
an
 
W
ird
 b
ei 
G
ru
na
bf
al
lk
om
po
st
ie
ru
ng
 
K
om
po
st
w
er
ke
n 
(T
7) 
ge
m
ac
ht
. B
ei
 B
io
m
üU
ko
m
po
sl
an
la
ge
n 
m
as
se
n 
di
e 
B
eh
al
le
r 
ko
nt
ro
lli
er
t 
, 
w
er
oe
n.
 
; A
uf
ba
u 
vo
n 
Q
ua
rt
le
rk
om
po
st
-
P
riv
at
e 
B
is
 je
tz
t 
n
o
c
h 
ke
in
e 
E
rfa
hr
un
ge
n 
15
1 
zu
r Z
ei
t h
ir
 d
en
 K
re
is
 C
al
w
 n
ic
ht
 
, g
em
el
ns
ch
af
t.
n 
(8
0)
 
In
iti
at
iv
en
 
vo
rg
es
eh
en
, d
a 
di
e 
flA
ch
en
de
ck
en
de
 
E
in
fü
hr
un
a 
de
r B
io
to
nn
e 
ge
pl
an
t I
st
. 
M
ltt
ko
m
po
sU
ar
un
g 
vo
n 
G
ri
ln
gu
t 
P
riv
at
e 
K
om
po
sl
ie
ra
nl
ag
. i
n 
P
fo
rz
he
im
 b
e
re
b
 
(81
) 
In
iti
at
iv
en
 
vo
rh
an
de
n,
 d
es
ha
lb
 w
ird
 k
ei
n 
gr
oß
er
 
N
ut
ze
n 
di
es
er
 M
aß
na
hm
e 
an
ae
no
m
m
en
. 
-
-
-
-
-
~ 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
@
 
A
u
fb
.u
 v
on
 Q
ua
rt
llr
1l
:o
m
po
sl
-
P
riv
at
e 
K
om
po
sl
ie
ra
nl
ag
e 
In
 P
fo
rz
he
im
 b
er
e~
s 
ge
m
ei
ns
ch
af
te
n 
(8
2)
 
In
iti
at
iv
en
 
vo
rh
an
de
n. 
de
sh
alb
 w
ird
 k
ein
 g
ro
ße
r 
N
ul
ze
n 
di
es
er
 M
aß
na
hm
e 
an
Qe
no
mm
en
.
 
E
in
e 
an
d .
..
. F
or
m
 fü
r 
ti
n
 K
om
-
la
nd
w
ir
te
. 
K
ei
n 
N
ul
ze
n,
 w
en
n 
fO
r s
ch
ad
sl
of
!b
el
a-
D
ie
se
 M
aß
na
hm
e 
is
t n
ur
 b
ei
 s
ch
ad
-
po
sU
er
un
gs
m
od
el
lll
,f,
rt 
da
s 
S
ta
dt
, K
re
is
e 
sI
el
en
 K
om
po
st
 k
ei
ne
 H
af
tu
ng
 L
ib
er
-
sl
oH
ar
m
en
 S
ub
st
ra
te
n 
si
nn
vo
ll.
 D
an
n 
e~
rs
be
r~
r 
M
od
el
l. 
P
la
nu
ng
, 
no
m
m
en
 w
ird
. 
FO
r P
fo
rz
he
lm
 is
t d
er
 
is
l a
us
 G
rü
nd
en
 d
er
 B
ek
an
nl
he
it 
de
s 
ae
tr
'-
b 
un
d 
A
U
sb
rln
gu
ng
 s
ol
ltn
 
N
ut
ze
n 
kl
ei
n,
 d
a 
vie
4 
Bk
>m
as
se
 a
nf
Al
lt 
ko
fl'
llO
st
ie
rte
n 
M
al
er
ia
ls
 e
in
e 
ho
he
 
du
rc
h 
"
n
' 
Ia
nd
w
lr1
sc
hl
ift
llc
ht
 
ab
er
 w
en
ig
 la
nd
w
irt
sc
ha
flr
lc
he
 N
ut
zu
ng
 
V
er
w
er
tu
ng
s-
un
d 
A
bs
at
zs
kh
er
he
it 
O~
nl
nt
lo
n 
"
'
01
0.
" 
fa
3l
 
vo
rh
an
de
n 
1s
t. 
I a
eo
eb
en
. 
G
nt
el
'lg
e'
 fO
r K
om
po
s' 
v
.r
ge
bt
n 
Pf
or
th
ei
m
, 
Er
le
ic
ht
er
t u
nd
 e
rm
ög
lic
ht
 d
ie
 V
er
m
ar
k-
D
er
 K
om
po
st
 a
us
 
(84
) 
La
nd
wi
rt.
 
lu
ng
 s
ow
ie
 d
ie
 ta
nd
w
irt
sc
ha
ftl
ic
he
 
de
n 
Ko
m
po
st
we
r· 
Ve
rw
ert
un
g.
 
ke
n 
ha
t d
as
 G
O
Ie
-
si
eg
el
. E
ve
nt
ue
ll 
w
Ar
e 
zu
 t:
be
rp
n1
. 
le
n.
 o
b 
di
e 
S
ch
ad
-
sl
of
fg
re
nz
w
er
1e
 
nu
r ·
po
r.l
isc
h"
 s
in
d.
 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
st
ig
es
 
A
b
u
tz
m
ir
k
te
 a
u
sb
lu
e
n
 (O
b.
' 
A
uf
ga
be
 d
er
 
A
us
 S
ic
ht
 d
er
 L
an
dw
ir1
sc
ha
ft 
nu
r b
ei
 
Fu
nk
lio
ni
er
t n
ur
 in
 V
er
bi
nd
un
g 
m~
 g
e·
 
P
fo
rz
he
im
: 
G
ir
tn
er
el
be
tr
fe
be
. B
au
m
är
kt
., 
ei
nz
el
ne
n 
be
la
st
et
em
 K
om
po
st
 n
ot
w
en
di
g.
 
w
er
br
lC
he
r 
V
er
m
at
kl
1X
lg
 fü
r 
gr
O
ße
te
 
kl
e
in
er
e 
M
en
ge
n 
la
nd
w
lr
ts
c:
ha
nl
lc
he
 G
en
as
 ..
 n
-
K
om
po
st
he
f· 
M
an
ge
n.
 
K
om
po
st
 w
er
de
n 
sc
ha
tt
en
) 
(8
5)
 
st
ei
le
r.
 
au
f d
em
 W
er
ts
to
ff·
 
ho
f a
oo
es
et
rt
. 
g 
7.
1.
4.
4 
V
or
sc
hl
äg
e 
an
 d
ie
 B
O
rg
er
 u
nd
 d
ie
 g
es
el
ls
ch
af
tli
ch
en
 G
ru
pp
en
 z
ur
 V
er
m
ei
du
ng
 u
nd
 V
er
w
er
tu
ng
 v
on
 A
bf
äl
le
n 
'"
 
-o
 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fü
hr
ba
rk
ei
t 
S
on
sl
lg
 ••
 
V
.r
sc
hl
ed
en
. A
uf
tM
re
ltu
ng
e"
 
P
riv
at
e 
In
~i
al
or
en
 
Fr
ag
wO
rd
ig 
fO
r v
.rs
ch
IC
K
H
in
. K
la
ss
en
 v
on
 
K
liir
sc
:h
la
m
m
 m
 
S
y.
t.m
aU
se
t..
 K
on
tr
ol
l. 
de
r 
P
riv
at
e 
In~
ial
ive
. 
H
oh
er
 A
uf
w
an
d 
Fr
ag
w
O
rd
ig
 
E
nt
fa
lll
, d
a 
M
aß
-
Sc
:h
ld
s
to
ff
lu
tn
lh
m
e 
du
rc
:h
 d
ie
 
w
is
se
ns
ch
af
tlic
he
 
n
ah
m
e 
zw
ei
 n
ich
t 
P
fla
nz
.n
 b
el
 K
lir
sc
hl
em
m
au
s·
 
In
sti
tu
te 
w
irk
sa
m
. 
b
ri
n
.u
n
. (
3)
 
G
U
t •
• '
-g
e
l s
.d
en
-W
O
rr
te
m
be
rg
 
Ve
rb
ra
uc
he
r,
 L
an
d 
Ka
nn
 n
ic
ht
 b
eu
r· 
Ka
nn
 n
ic
hl
 b
eu
rte
ilt 
Ka
nn
 n
ich
! b
eu
rte
ilt 
w
er
de
n.
 
Ka
nn
 n
ich
l b
eu
rte
ilt
 
st
lr
tl;
.r
 p
ub
lik
 m
.c
he
n 
un
d 
b
u
-
Ba
de
n·W
Or
tte
m
-
te
ilt 
w
er
de
n.
 
w
er
de
n.
 
w
er
de
n.
 
H
f 
ko
nt
ro
lli
er
en
 (3
1)
 
be
", 
R
eg
io
na
le
r V
er
zi
ch
t a
uf
 
D
er
 V
er
br
au
ch
er
 
M
eh
lw
eg
sy
sl
em
e 
so
llta
n 
Sc
hw
ie
rig
, d
a 
be
sti
m
m
te 
Pr
od
uk
te
 n
ur
 
V
ar
bu
nd
ve
rp
ec
ku
ng
.n
 (3
7)
 
ka
nn
 d
ie
 s
ch
ne
lls
te
 
im
m
er
 P
rio
rit
ät
 h
ab
en
. a
u-
in 
Ve
rb
un
dv
er
pe
ck
un
ge
n 
er
hA
llli
ch
 
V
er
6n
de
ru
ng
 h
er
-
Be
r E
".n
w
eg
ve
rp
ac
ku
ng
en
 
si
nd
. 
be
ifC
lh
te
n.
 
si
nd
 O
ko
no
m
isc
h 
un
d 
ök
o-
lo
gi
sc
h 
si
nn
vo
lle
r.
 D
ie
 M
aß
-
n
ah
m
e h
ail
U
r d
ie 
Ab
faq
· 
I p
la
nu
ng
 k
ei
ne
 R
el
ev
an
z.
 
R
eg
lo
n
 ..
.
 r 
V
en
lc
ht
 .u
f G
ei
rl
n-
V
er
br
au
ch
er
 
Sc
hw
ie
rig
, d
a 
be
st
irM
lte
 P
ro
du
kt
e 
nu
r 
ke
do
nn
 (3
8) 
In
 V
er
bu
nd
ve
rp
ac
ku
ng
en
 e
rM
~r
ich
 
-
-
si
nd
. 
M
aß
na
hm
e 
A
dr
es
sa
t 
K
os
te
n 
N
ut
ze
n 
D
ur
ch
fO
hr
ba
rk
el
t 
S
on
st
ig
es
 
E
rs
et
zu
ng
 v
on
 E
ln
w
eg
ve
rp
.k
-
V
er
br
au
ch
er
 
Fr
ag
w
O
rd
ig
, d
ie
s 
be
de
ut
et
 z
ur
 Z
ei
t e
in
 
ku
ng
en
 d
ur
ch
 M
eh
rw
eg
ve
rp
ak
-
st
än
di
ge
s 
A
rb
ei
te
n 
ge
ge
n 
di
e 
ku
ng
en
 a
us
 G
la
s 
un
d 
P
ap
la
r 
, 
W
un
sc
he
 d
es
 K
un
de
n
. 
i (3
0)
 
E
ln
fO
hr
un
g 
vo
n 
V
er
p.
ck
un
gs
-
V
er
br
au
ch
er
 
H
an
de
l n
ur
 M
itt
le
r z
w
is
ch
en
 H
er
sl
en
er
 
A
kz
ep
ta
nz
 v
om
 
Iy
st
em
en
. d
l.
 e
in
 r
e.
U
o 
••
 s 
E
nt
· 
un
d 
A
nw
en
de
r. 
Ei
n 
P
ro
du
kt
 w
ird
 s
ic
h 
V
er
br
au
ch
er
 
IM
re
" 
de
, B
e
h
ilt
.,
 
än
de
rn
, w
en
n 
es
 a
ns
on
st
en
 n
ic
ht
 
er
m
6q
llc
he
n 
(4
tl 
m
eh
r a
ek
au
ft 
w
ird
. 
E
rh
6h
un
g 
de
r W
kt
d.
rv
er
w
en
-
Ko
m
m
un
en
, p
ri-
D
er
 E
rfo
lg
 v
on
 T
au
sc
hb
O
r-
U
nt
er
st
C
rtz
un
g 
du
rc
h 
di
e 
K
om
m
un
en
. 
du
ng
 v
on
 P
ro
du
kt
en
 d
ur
ch
 d
l.
 
va
te
 Z
ei
ts
ch
rif
te
n
, 
se
n 
un
d 
A
oh
m
är
kt
en
 is
t 
So
la
ng
e 
au
s 
D
rit
tla
nd
em
 b
illi
ge
 N
eu
-
E
in
ric
ht
un
g 
vo
n 
ra
us
ch
bO
rs
en
. 
Um
we
~s
ch
ut
zo
r-
bi
sh
er
 n
ic
ht
 b
ek
an
nt
. 
pr
od
uk
te
 a
ng
eb
ot
en
 w
er
de
n,
 w
ird
 d
ie
 
A
o
h
m
iir
kt
tn
 u
nd
 S
pe
rr
m
O
Il-
ga
ni
sa
tio
ne
n,
 
N
ac
hf
ra
ge
 n
ac
h 
ge
br
au
ch
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w
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w
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 d
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Ü
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m
is
ch
en
 G
ru
nd
en
 
W
er
de
n 
M
as
ch
in
en
 u
nd
 
ge
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re
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t d
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D
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Ü
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re
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m
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D
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 d
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is
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, d
a 
di
e 
flA
ch
en
de
ck
en
de
 
E
in
ft1
hr
un
g 
de
r 
B
io
to
nn
e 
ge
pl
an
t i
st
. 
'" - '" 
I\
) 
M
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D
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7.2 Dialog zwlachen den Madlatlonagruppen und dem Ingenleurb(lro F1chtner 
7.2.1 ZUsammenstellung aller Fragen der Konsansuskonferenztellnehmer an 
das Prognoaagutachten dealngenleurbüroa F1chtner 
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1. Fragen zu den Basladaten 1992 
• Wie sind die Abweichungen bei den Summen der Wertstoffen in Calw 1992 in 
Tabelle 6.2.2-1 und 6.2.2-5 zu erklären? Ebenso im Enzkreis und in Pforzheim? 
1.1 Abfallart Hausmüll 
• Warum werden für den Landkreis Calw als ländlichen Raum die Ergebnisse 
der bundesweiten HausmOlIanalyse fOr städtische Strukturen zugrunde gelegt? 
(6-26)? 
• 
• 
Die bundesweite HausmOlIanalyse betrifft ausschließlich Privathaushalte. Ist 
sie, wie in Calw- und Pforzheim-Schätzungen geschehen, auf den Abfall von 
Schulen, Krankenhäusem etc. zu übertragen? Ist die Zusammensetzung des 
Mülls bei großen Einrichtungen nicht anders? 
Die Zusammensetzung des Hausmülls hat sich seit 1985 erheblich verändert. 
Verändertes Konsumverhalten und Intensivierung der Getrenntsammlung ver-
ändem die Zusammensetzung. Inwiefem Ist die Tabelle 6.2.3.2 (1-5) valide? 
• Wie Ist die Vegetabilienmenge berechnet? Die Mengen in den ländlichen 
Räumen (Freuden stadt und Calw) sind deutlich niedriger als im dicht besiedel-
ten Enzkreis und Pforzheim. Beilagen 6.2.3.2-1 bis 6.2.3.2-4 
Landkreis Calw 93 kg/ Einwohner 
Enzkreis 
Freudenstadt 
Stadt Pforzheim 
153 kg/ Einwohner 
56 kg! Einwohner 
110 kg/ Einwohner 
Üblicherweise wird aufgrund der Siedlungsstruktur (höherer Gartenanteil) ge-
rade von umgekehrten Verhältnissen ausgegangen. (Tab. 6.2.3.2-2 und 
6.2.3.2.-3) 
1.2 Abfallart Sperrmüll 
• Warum sind die separat eingesammelten AltkOhl- und Altgefriergeräte nicht In 
der theoretischen SperrmOlImenge 1992 aufgeführt? 
• Tabelle 6.2.3.3-1 zeigt, daß das SperrrnOilaufkommen pro Einwohner In den 
GebietSkörperschaften stark schwankt. 
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KreIs 
landkreis Calw 
Enzkreis 
Freudenstadt 
Stadt Pforzheim 
theoretische SperrmOltmenge 
38 kg/ Einwohner 
24 kg/ Einwohner 
22 kg/ Einwohner 
33 kg/ Einwohner 
Trotzdem wird von einer einheitlichen Zusammensetzung des 'RestsperrmOlls' 
In der gesamten Region ausgegangen. (Tab. 6.2.3.3-2) Warum? 
• Ist eine stoff- und produktgruppenbezogene Sperrmallzusammensetzung nicht 
notwendig, um das Verringerungspotential zu ermitteln? (Bsp. Abfallwirtschafts· 
konzept StadV Kreis Aschen) 
1.3 Abfaltart Gewerbeabfalt 
• Warum sind die verwertungsf4higen Abfalle, die an den A~stoffhandel abgege-
ben werden, nicht In die Gewerbeabfallgesamtmenge aufgenommen? 
• Der hausmüll4hnliche Gewerbeabfall Ist nicht differenziert in seiner Zusam· 
mensetzung dargestellt. Es wurde eine ejnh ejtljche Zusammensetzung enl· 
sprechend den Ergebnissen des UBA vorgenommen. Da die Quelle keine 
Darstellung der Gewerbeabfallzusammensetzung entM~, erscheint die Schat· 
zungsgrundlage zweifelhaft. 
• Warum werden produktionsspezifische Abfalle 
Gießereisande 
Strahlmittel 
Tresterreste 
Gipsschlamm 
Papierschlamm 
nicht gesondert aUfgeführt? 
2. Fragen zur Prognose 
2.1 Elnflußtaktor Bevölkerung 
• Die Daten zur BevOlkerungsentwlcklung der Kreise unterscheiden sich deut-
lich. Wie ist die Oberproprotionale Zunahme In landkreis Calw zu begründen? 
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Kreis 
Landkreis Calw 
Enzkrels 
Freudenstadt 
Stadt Pforzheim 
theoretische SperrmOllmenge 
38 kgl Einwohner 
24 kgl Einwohner 
22 kgl Einwohner 
33 kgl Einwohner 
Trotzdem wird von einer einheitlichen Zusammensetzung des 'Restsperrmülls' 
In der gesamten Region ausgegangen. (Tab. 6.2.3.3-2) Warum? 
• Ist eine stoff- und produktgruppenbezogene Sperrmallzusammensetzung nicht 
notwendig, um das Verringerungspotential zu ermitteln? (Bsp. Abfallwirtschafts-
konzept Stadt! Kreis Aachen) 
1_3 AbfaUart GewerbeabfaU 
• Warum sind die verwertungsfähigen Abfälle, die an den AHstoffhandel abgege-
ben werden, nicht in die Gewerbeabfallgesamtmenge aufgenommen? 
• Der hausmOlIähnliche Gewerbeabfall ist nicht differenziert in seiner Zusam-
mensetzung dargestellt. Es wurde eine einheitliche Zusammensetzung ent-
sprechend den Ergebnissen des UBA vorgenommen. Da die Quelle keine 
Darstellung der Gewerbeabfallzusammensetzung enthält, erscheint die Schät-
zungsgrundlage zweifelhaft. 
• Warum werden produktionsspezifische Abfälle 
Gießereisande 
Strah Im illel 
Tresterreste 
Gipsschlamm 
Papierschlamm 
nicht gesondert aufgeführt? 
2_ Fragen zur Prognose 
2.1 Elnflußfaklor Bevölkerung 
• Die Daten zur BevOlkerungsentwlcklung der Kreise unterscheiden sich deut-
lich. Wie ist die überproprotionale Zunahme In landkreis Calw zu begründen? 
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2.2 EInflußfaktor Konsumverhalten 
• Gibl es eine lineare Beziehung zwischen Kaufkraft und dem Hausmüll- und 
SperrmOlIaufkommen? Wie ist diese linearität zu begründen? 
• Warum werden Statistiken über den Warenverbrauch und die Ausstattung pri-
vater Haushalte mit langlebigen Gütern Oährlich Veröffentlichungen des stati-
stischen Bundesamtes) nicht zu Rate gezogen? 
2.3 EInflußfaktor Wirtschaftliche Entwicklung 
• Wie ist der unterstelle lineare Zusammenhang zwischen Wirtschaftswachstum 
und Abfallaufkommen zu belegen? 
• Warum berücksichtigt die Tab. 6.3.2 die Rezession nicht? 
3. VermeidungsansItze 
3.1 Fragen zu Vermeidungsfaktoren 
• In welchem Zusammenhang sind Vermeidungsfaktoren und Vermeidungsqu0-
ten zu sehen? 
3.2 Fragen zu VermeidungsansItzen bei HausmOlI 
• 
• 
• 
Wie werden die Steigerungsraten für Hausmüll In Tabelle 6.3.1. begründet? 
Warum wird kein negativer Einfluß der einkommensabhängigen Nachfrage -
Infolge von Abgaben, Steuern, Gebühren ete. - auf die Steigerungsraten ange-
setzt? 
Warum wird angenommen, daß nur 30% der Bevölkerung auch in Zukunft an 
Vermeidungsaktivitäten teilnehmen werden? (Tab. 6.4.3-3) Kann der Versuch 
Hamburg-Harburg einfach weltergetragen werden? 
Warum sind die geschätzten Vermeidungsquoten so gering angesetzt worden? 
Könnte man nicht auch Vermeidungsraten von 20 % - ausgenommen die Stoff-
gruppen Wegwerfwindeln, Problemstoffe, Vegetabilien - annehmen? Der hohe 
Prozentwert wird in Anbetracht eines steigenden Problembewußtseins und 
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steigender AbfalIgebOhren fOr angemessen erachtet. Daraus wOrde sich eine 
HausmOlirestmenge von insgesamt 54.789 t ergeben. 
3_3 Fragen zu Verrneldungsansitzen bei Sperrmüll 
• Seit Anfang 92 gibt es keine SperrmOlIabfuhr Im Enzkreis mehr. Bei Ablieferung 
auf den Recycling-HOfen und bel Abholung durch Pfitzenmaier und Rau 
werden GebOhren erhoben. Es Ist eine starke Abnahme des SperrmOllauf-
kommes anzunehmen. Sind die Vermeidungsquoten im Gutachten 
(Szenarium 1 3% und 52 7%) vor diesem Hintergrund ha~bar? Wie kOnnen 
die Vermeidungsquoten begrOndet werden? 
• Ist die Tabelle 6.4.3-4 realistisch zusammengesetzt? Gibt es bei der Stoff-
gruppe 'MObei, Obstkisten' tatsächlich kein Vermeidungspotential? Warum 
kOnnen Obstkisten nicht wiederverwendet werden? 
4_ Auswirkungen des §14 Abfallgesetz 
• Warum werden in der Prognose nur die folgenden geplanten Verordnungen 
berOcksichtigt (Verpackungsverordnung, Altpapierverordnung und Elektronik-
schrottverordnung), während die ebenfalls Im Entwurf vorliegenden Verord-
nungen (Zielfestlegungen Bauablälle, Baustellenabfall-Verordnung und Batte-
rie-Verordnung) nicht quantitativ berOcksichtigt werden? 
• VOllig unklar ist die Schätzgrundlage fOr die Berechnung der Auswirkungen der 
Elektronikschrott-Verordnung. Im Gutachten wurde angenommen, daß sich die 
HausmOlIfraktion 'Materialverbund' zu 50% und daß sich die SperrmOlifrakti0-
nen Metall zu 50%, Kunststoffe zu 10% und Materialverbund zu 40% aus 
Haushaltsgeräten zusammensetzen. Einbezogen werden ferner eine produkt-
abhängige Abschätzung der Zusammensetzung des Elektro- und Elektronik-
schrotts (Textband, Tab.2.8.4-2). Die Fraktion Ist in der SperrmOlizusammenset-
zung, die bei der Berechnung der RestmOlImengen verwendet wurde, nicht 
nachgewiesen. 
• Tabelle 2.8.4-2 enthält keine Kleingeräte, wie auf Seite 6-66 behauptet wird. 
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, Das Gutachten geht ferner von einem Aufkommen an Elektroschrott von 800 
000 t aus. Die Bundesregierung hat Zahlen zu wesentlich höheren Aufkommen 
veröffentlicht (s. Anlage). 
, Die Erfassungsquoten des DSD haben nach einem vom DSD vorgelegten 
Mengenstromnachweises (Anlage) die Vorgaben der Verpackungsordnung 
deutlich übertroffen. Sollte die Vermeidungsquoten deshalb nicht höher ange-
setzt werden? 
5. Verwertungsquoten 
, 
, 
, 
, 
Der Zusammenhang von Sammelmaßnahmen und Verwertungsmaßnahmen 
Ist nicht durchsichtig. 
Die erreichten Erfassungsquoten der abschOpfbaren Altstoffpotentiale 1992 
liegen zum Teil höher als die prognostizierten Quoten 2002 (Textband, Tab. 
6.6.3-1 und Beilage 6.6.2-1). Wie ist das zu erklären? 
Wie kann die folgende Annahme begründet werden? ' .. eine Steigerung der 
bereits 1992 effeichten Erlassungsgrade durch zusStzliche Sammelmaßnah-
men nicht mOglich ist, da davon ausgegangen wird, daß die einzelnen Fraklio-
nen überwiegend in Form von Verbunden im Sperrmüll enthalten sind.' 
(Textband, S.6·87) Ist die Zusammensetzung des Sperrmülls hinreichend 
fundiert für eine Prognose bis 2oo2? 
Die Wertstofferfassungsquoten im gewerblichen Bereich erscheinen wenig 
fundiert: 'Im Jahr 1992 wurde bereits eine bedeutende Menge der Wertstoffe 
aus Gewerbe erlaßt, da in al/en GebietsklJrperschaften bereits die Annahme 
von Wertstoffen bzw. wertstoMalligen Abfal/chargen auf den Deponien über 
die Satzung ausgeschlossen ist. Daher wird in der Prognose für das Jahr 2002 
für al/e Wertstoffe nur noch eine Steigerung der privatwirtschaft/ichen Erlas-
sung um ca. 5% (Szenario 1) und um 10% (Szenario 2) angenom-
men. "(Textband 6-93) Warum sollten die Quoten 1992 nicht erhöht werden 
können? 
, Warum sind beim Enzkreis und im Kreis Freudenstadt keine Getrenntsamm-
lungen von Vegetabilien vorgesehen (Textband, Tab.6.6.3-3)7 
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• Die vage Datenbasis im gewerblichen Bereich schlägt sich in den Verwer-
tungsquoten nieder. Warum wird diese Datenbasis nicht im Hinblick auf 
tatsächliche Zusammensetzung der gewerblichen AbfAlle und die über den pr~ 
vaten Altstoffhandel abgeschOpften Mengen verbessert? 
• Für die verschiedenen Kreise werden sehr unterschiedliche Wertstoffsammel-
quoten fOr hausmOllähnliche Gewerbaabfälle angelegt (Tab 6.6.3-3). Diese 
Unterschiede bleiben auch durch die vorgeschlagenen "ergänzenden Maß-
nahmen" in den Szenarien bestehen. Es somen für alle Kreise diejenigen Maß-
nahmen vorgeschlagen werden, die zur maximalen Sammelquote fUhren. 
6_ Restabfallprognose 2002 
• Es bleiben große Differenzen in der Region bezüglich der spez. Menge 2002 in 
kgl E a (Tab 6.7.3). Setzt man für die ganze Region den Bestwert des Kreises 
Catwein (183 kgl E a), so verringert sich die gesamte Menge um über 15%. 
Nimmt man Jeweils für die einzelnen Abfallfraktionen die entsprechenden 
Bestwerte, wird die Restabfallmenge noch geringer. 
• Warum gibt es In den einzelnen Kreisen so große Differenzen In den Szenarien 
(Tab 6.7.3)? In Pforzheim ergibt sich beim HausmOil lediglich eine Differenz 
von 1,1% für den Enzkreis aber 16,9%. Ähnliches gilt für den Gewerbemüll. 
• Faßt man die derzeit (1992) an den Deponien angelieferten Mengen der ver-
schiedenen Kreise zusammen (Tab 6.2.3.2-1 bis 4-1), so beträgt der Anteil für 
Freudenstadt 17,4%, derjenige für den Enzkreis aber 34,6%. In 2002 verändem 
sich diese Anteile in Szenario 2 fur den Restmull (Freudenstadt 19,7% und 
Enzkrels 30,4%), obwohl der prozentuale BevOlkerungsanteii etwa gleich 
bleibt. Wie kommt es zu dieser Nivellierung? 
7_ Sonstige Anmerkungen 
• Die Prognose bezieht sich auf Wägungen eines Beobachtungsjahres (1992). 
Ist eine Restabfallprognose auf dieser Schätzbasis ausreichend? 
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• Warum wird die ungenaue Datenbasis durch die Wägung (5. 6-9) nicht durch 
die 939r- Daten ausgeglichen? 
• Warum werden die Abfalldaten von 1993 nicht In die Ausgangsdatenlage auf-
genommen? 
• 
• 
• 
• 
Wird durch die Zielsetzung 'integriertes Gesamtkonzept' suggeriert, daß §iM 
zentrale Abfallmengenprognose und eine zentrale Entsorgung notwendig ist? 
5 .1-1 
Es wird ausfOhrlich auf den Wassergehatt des Klärschlamms fOr verschiedene 
EntsorgungsmOglichkeiten eingegangen. Warum muß beim RestmOlI der Was-
sergehalt nicht berücksichtigt werden? 
Wie Ist die Behauptung, daß m~ biologischen Verfahren die Kriterien der TA-
5iedlungsabfall nicht erreicht werden kOnnen, zu begrOnden? 
Die Modifizierungen der offiziellen Mengenangaben wirken verschleiernd. 
Warum sind die ' technischen Gründe', die angeführt werden, nicht schon bei 
der Erhebung berOcksichtigt? 
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7.2.2 Antworten des IngenleurbDros Flchtner 
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1. FRAGEN ZU DEN BASISDATEN 
• Frage 1: 
Wie sind die Abweichungen bei den SUmd,n dIr Wertstoffe in C.lw 1992 in 
Tabelle 6.2.2-1 und 6 .2 .2-5 zu erkUren? Ebenso ;/1 fnzkreis und in 
Pforzhef.? 
01e Abweichungen 1n den Tabellen 6.2.2-1 und 6.2.2-5 wurden bei der 
Oberarbeitung des Entwurfs mit der Fassung vo. März 1994 korrigiert. Korrekt 
wuen die SUJllDen der Tabelle 6.2 . 2- 5. Hit den Werten der Tabelle 6 . 2.2- 5 wurden 
auch alle nachfolgenden Berechnungen 1m Entwurf durchgeführt, so daß sich durch 
diese Korrektur keine Veränderungen in der AbschUzung der Restabfallmenge 
gegenQber de. Entwurf ergeben haben . 
1.1 Abhlhrt H.us.ni11 
• Frage 2: 
W.rvII werden fUrden Landkreis C.lw ,ls 1.ndllch •• Rau/I die Ergebnisse der 
bundesweiten H.usIIOll.nalyse für sUdtische Strukturen zugrunde gelegt ? 
(6 - Z6) 
FOr den Landkreis Calw liegt keine eigene Sortleranalyse vor . Im Abfallwirt-
schaftskonzept des Landkreises t.Jlw wird In dteselll Zusall1lenhang auf die 
Bundeshausmüllanalyse verwiesen. Als Anhaltswerte zur Zusammensetzung wurden 
daher die Ergebntsse der Bundeshausmül1analyse fOr das Land Baden-Wilrttemberg 
henngezogen . Da die bereits 1992 erhßten Wertstoffmengen, insbesondere Papier 
und Glas. eher auf die etwas höheren Cehalte dieser Fraktionen im städtischen 
Haus.oll schließen lassen. wurden für den Landkrets talw die Ergebnisse der 
Bundeshilus .. üllanalyse fUr städtische Struk.turen zugrunde ge legt. 01 ese Annahme 
wird durch Beobachtungen tm landkreis Calw bestätigt. 
5922'0]/ 02 241 844/4166 
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• Frage 3: 
Die bundesweite Hausmßl1analyse betrifft ausschließlich Privathaushalte . 
Ist sie, wie in Calw- und Pforzheim-Schätzungen geschehen, auf den Abfall 
von Schulen . Krankenhäusern etc . zu übertragen? Ist die ZusiJmtllensetzung des 
Hülls bei großen Einrichtungen nicht anders? 
Es ist richtig, daß in der Regel unter der Abfallart Hausmüll sowohl die in 
den Privathaushalten anfallenden Abfälle als auch sogenannter Geschäftsmüll , 
der gemeinsam mit der öffentlichen Müllabfuhr eingesammelt wird , erfaßt wird . 
Der Anteil an Geschäftsmüll im Hausmüll ist für die Region Nordschwarzwald 
nicht bekannt und kann sehr unterschiedlich sein, so daß hier keine Aussage 
Zum Ei nfl uß dieses Geschäftsmilll anteil sauf die Hausmüll zusammensetzung gemacht 
werden kann. 
In einer neueren Untersuchung wurde für die Stadt Hamburg ein Geschäftsmüll-
anteil von 24 bis 25 % ermittelt mit der Einschränkung, daß dieser hohe 
Geschlftsmüllanteil nicht auf andere Konmunen übertragen werden kann . Der Grund 
liegt in der geringen Anzahl von Wechsel containern in den Betrieben in Hamburg. 
Viele Arbeitsstätten, die in Hamburg über Umleerbehälterabfuhr (öffentliche 
Müllabfuhr) entsorgt werden und damit zu den GeschäftsmUllerzeugern gehören, 
treten in anderen Kommunen als Wechselbehälterkunden auf und werden über den 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfall erfaßt 11/ . 
In der Stadt Pforzheim werden beispielsweise die genannten Krankenhausabfälle 
unter hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen und nicht unter Hausmdll erfaßt. 
Da kein. Daten hinslchtllch des GeschäftsmOllantell sund selner Zusammensetzung 
in der Region Nordschwarzwald vorliegen und der Anteil von Geschäftsmüll am 
Hausmüll voraussichtllch relatlv gerlng 1st, wurde der mögllche Elnfluß auf 
dle Hausmül1zusammensetzung 1m Konzept vernachlässlgt. 
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• Frage 4: 
Oie Zusa/lllensetzung des HauslliJl1s hat sich seit 1985 erheb1;ch verändert. 
Verändertes Konsullverhalten und Intensivierung der Getrenntsammlung 
verändern die Zusal1lllensetzung. Inwiefern ist die Tabelle 6.2.3.2 (1 -5) 
valide? 
Durch das Vorgehen der Bildung einer einheitl ichen Ausgangsbasis für alle 
weiteren Betrachtungen durch Hochrechnung der Ergebnisse der Sortieranalysen 
bzw. der Bundeshausllüllanalyse mit den erfaßten Wertstoffmengen zu Gesamtmull -
zusalllnensetzungen (Restmüll + Wertstoffe) wurde der Einfluß auf die Veränderung 
der Restabfallzusammensetzung durch verschiedene Wertstofferfassungssysteme 
und sonstige Einflußfaktoren berücksichtigt. 
Oi e zukOnft ige Veränderung der Zusamensetzung wi rd anhand di eser Ausgangsbas i s 
durch Abschätzung der Wirkungen von Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen in 
den nachfolgenden Arbeitsschritten berücksichtigt . 
In der Stadt Pforzheim liegen inzwischen Ergebnisse einer parallel zur 
Erstellung des vorliegenden Konzeptes durchgeführten Sortieranalyse des 
Hausmülls (Restmüll) vor . Oie Gegenüberstellung der Ergebnisse aus der 
Restmüllanalyse zu der in der FICHTNER-Studi. aus der Bundeshausmüllan.lyse 
abgeleiteten Restmüllzusinmensetzung für die Stadt Pforzheim zeigt eine 
weitgehende Obere1nst1nmung. 
• Frage 5: 
Wie ist die Vegetabi1fenllenge berechnet? Die Nengen in den landTichen 
Räumen (Freudenstadt und Ca I..,) sind deutlich niedriger als im dicht 
besiedelten fnzkreis und Pforzheia. Beilagen 6.2.1 .2-1 bis 6.2 .1 .2-4 
- Landkreis Cal.., 93 kg/Einwohner ,a 
- Enzkreis 
- Freudenstadt 
- St.dt Pforzheim 
153 kg/finwohner,. 
56 kg/Einwohner,a 
110 kg/finwohner, •• 
Oblichenweise ..,ird aufgrund der Siedlungsstruktur (höherer Gartenantei1) 
ger.de von umgekehrten Verhältnissen ausgeg.ngen. (Tab. 5.2.3.2-2 und 
5.2.3.2-3). 
Oi e Vegetabi 1 ienmenge wurde jeweil s aus dem Vegetabil 1 enante1l 1m Res lhausmül1 
und den getrennt erfaßten Hengen an Bl0.bUllen aus den Haushalten 1m Baslsjahr 
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1992 errechnet. Oie Ergebnisse finden sich in den Beilagen 6.2.3.2-1 bi s 
6.2.3.2-4, Spalte Theoretische Hausmüllmenge 1992, Zeile Vegetabilien. 
Zur Interpretation der unterschiedlichen einwohnerspezifischen Mengen in den 
Gebietskörperschaften lassen sich folgende Gesichtspunkte heranziehen: 
- Oie Bilanzierungsrahmen der einzelnen Gebietskörperschaften sind oft 
unterschiedlich. 
In allen Gebietskörperschaften erfolgt die Erfassung von Garten- und 
Grünabfällen separat in verschiedenen Systemen (z. B. im Bringsystem an 
Recyclinghöfe bzw. an Häckselplätze der Gemeinden. im Holsystem über 
Straßensallllllungen). Oie derzeit erfaßten Mengen sind allerdings nicht 
VOllständig quantifizierbar, z. B. werden die an den Hackselplätzen der 
Gemeinden angelieferten Garten- und Grünabfälle mengenmäßig nicht erfaßt. 
In der Abfallbilanz werden unter der Abfallart -Grünabfälle, getrennt 
erfaßt- darüber hinaus z. B. auch die Mengen der Grünabfälle aus 
öffentlichen Grünanlagen und Friedhöfen erfaßt. 
Es ist somi t mögl ich, daß inden Mengenangaben der Abfallart "GrOnabfä 11 e, 
getrennt erfaßt- in den Abfallbilanzen auch Vegetabil ienmengen aus dem 
Herkunftsbere1ch der Haushalte enthalten sind. Diese Mengen können jedoch 
nicht separat quantifiziert werden. Es kann allerdings davon ausgegangen 
werden, daß sich die An11eferungen von Grünabfallmengen aus Haushalten an 
Recyclinghöfe bzw. Häckselplätze der Gemeinden bzw. d1e über Straßensamm-
lungen erfaßten Mengen auf großvolumigen Strauch schnitt beschränken und 
damit einen geringen Anteil an den gesamten anfallenden Vegetabilienmengen 
ausmachen. 
Tabelle 1 ze1gt in einer Zusammenstellung die in den Gebietskörperschaften 
vorhandenen Daten zu Vegetabilienmengen und Grünabfallmengen 1992. Werden 
die Vegetabil ien- und Grünabfallmengen zusammengerechnet - dies fuhrt 
all erd i ngs entsprechend den vorher; gen Begründungen ebenfall s nicht zu 
vergleichbaren Ergebnissen und nicht zu einer tatsächl ich in den Haushalten 
anfallenden Vegetabilienmenge - ergibt sich weiterhin die Tendenz, daß in 
den 1~nd11chen Räumen Ca1w und Freudenstadt etnwohnerspezifisch geringere 
Vegetab11ienmengen 1n den Haushalten anfallen. Diese Tatsache läßt darauf 
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schlleBen. daß möglicherweise die nachfolgende ErUuterung die unter-
schiedlichen einwohnerspezifischen Vegetabilienmengen begründet: 
Möglicherweise ist der Anteil an der Etgenkompostierung 1n den ländlichen 
Gebieten hOher als in den stadtischen Gebieten. Angaben über Vegetabilien-
mengen, die durch E1genkompostierung verwertet werden, hegen in der Region 
Hordschwarzwald nicht vor. 
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Tabelle 1: Zusannenstel1ung 'Ion vorhandenen Daten zu Yegetabtl tenmengen und 
Grü"lbf~11mengen 1992 
(Stand: Phase 1, -Restabfallmengenprognose- vom Mä rz 1994) 
Ein- Gebtetskörperschaft 
he1t 
CW Ekrs FOS PF 
Einwohner 1992 
(gemäß Tabelle 5.2) E 155 . 524 182.853 114 . 753 116.733 
Vegetabtl1enmenge 1992 
'n t/a 14 . 506 ~8 . 023 6 . 449 12 . 783 
kg/E,a 93 153 56 110 
GrOnabfälle. 
incl. Garten-. Harkt- t/a 6.030 1.412 3 . 716 4 . 360 
undFriedhofs abfälle 1992 
." 
kg/E.a 39 8 32 37 
Summe Vegetabtlienmengen 
147 und GrOnabfal1mengen kg/E , a 132 161 88 ." 
·1) bHtetl....:l_ Ante i l ,._ ... c.nt W'od .. trennt art •• tan """fan . ' oabfi"_ ; 9 eMii& Bltltag*" 6 . 2: . 3 . 1- ' b i s 
6 . 2 .1 . 2-4. S~'t. 1h.oret. " ...... 11 ...... 1992, te t l. V ....... II I .... 
• 2} ..... Abhllbll ....-z 1992; euf,,,1Id des ull_h. U'lt.nch l . cHlc ...... IIft.n~ i .rU">9Sf".""'ns I ,. den 
Gebtetd;örpenchaften sind "Ieht .11. tatdc:hllch .,f.llfl'lden " en9en IIrtalU 
-1, "-Ir" ah .lrtIe\u_rt/TerweMnl ..... verUe!'Ien. es. euf • .......t de .... ten,"IIledtl,"hen .ilen .. l er"'"9ar."~' ni c ht 
v.rtrl.lc:hb.r 
1. 2 Abfa 1 hrt SperMJIUll 
• Frage 6: 
Warum sind die separat elngesamnerten A1tkUhJ- und Altgefrrergeräte nicht 
in der theoretIschen Sper~~11menge 1992 aufgefOhrt? 
Dte fehlenden Mengen der Altkühl- und Altgefrtergeräte haben keinen Einfluß 
~uf d~s Ergebnis der Restabfallmengenprognose. da die Annahme dieser Geräte 
In allen Gebtetskörperschaften Ober die Abfal1w\rtschaftssatzungen von de r 
SperrmQllentsorgung ausgeschlossen tst. Es erfolgt elne strenqe Kontrolle bei 
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der Sperrmüll annahme , so daß davon auszugehen 1st, daß bereits im Basisjahr 
1992 keine Altkühl- und Altgefr1ergerite 1n den Restmüll gelangt sind. 
Für d i e separat eingesill'lllelten AltkOhl- und Altgefriergeräte lagen keine 
Hengenangaben 1n den Abfallbilanzen und Abfallw1rtschaftskonzepten der 
Gebietskörperschaften vor. so daß diese Mengen bei den weiteren Betrachtungen 
der Auswirkung yon VerwertungsmaBnahmen fm Rahmen der Restabfallmengenprognose 
vernaeh lass i 9t wurden I denn auf d1 e zu entsorgenden Restabfallmenge haben. wi e 
zuvor ausgefOhrt, diese Mengen keinen Einfluß . 
• Frage 7: 
Tabelle 6.2 .3.3-1 zeigt, daß das SperrmOl'aufkomnen pro Einwohner ;n den 
Gebietsk6rpersch.ften stark schwankt . 
Kreis 
• Landkreis Calw 
• fnzkrels 
• Freudenstadt 
• Stadt Pforzhel. 
theoretische Spern.O" .. nge 
38 kg/Einwohner,' 
24 kg/Einwohner,a 
22 kg/Elnwohner,a 
33 kg/Elnwohner,a 
Trotzdellwird von einer elnheltlfchen ZUSl1IIJensetzung des ItRestsperrlJül1s " 
in der gesamten Region ausgegangen (Tab . 6.2.3 .3-2) . Warum? 
Zur Sperrmallzusannensetzung liegen in der Region Nordschwarzwald keine 
Datenanalysen vor . Die zur Verfügung stehenden Ergebnisse iUS der Bundeshaus-
müllanalyse 1979/80 bzw . LIteraturwerte aus Analysen anderer Gebietskörper-
schaften (vgl . Zusammenste11ung von Uteraturwerten In Tabe11e 6. 2.3 .3-2, Seite 
6-31, Fassung vom März 1994) können kaum Anhaltswerte über die Spernnüll-
zusammensetzung für die Region Nordschwarzwald liefern, da Etnflußgrö8en wie 
z. B. 
- das vorhandene Behältersystem (Größe der HausmQllbehälter) 
Rege 1 ungen der Abfall satzung h t ns 1 eht 11 eh der Pfll eht zur GetrenntsalMl1 ung 
von Wertstoffen 
- Gebührenstruktur (Kosten der SperrmQllabfuhr In den Hausmüllgebühren 
enthalten oder nicht) 
Veränderungen 1m Verhalten der Bürger. u. a. 
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stch entscheidend sowohl auf die Menge a1 s auch die Zusanmensetzung des 
Sperrmülls auswirken und die aktuellen Zahlen damit voraussichtlich stark von 
den Zahlen der Bundeshausmüllanalyse abweichen . Aufgrund von Behältergfößen 
und Gebührenstrukturen ist eine Verlagerung von Abfällen aus dem Berei ch 
Sperrmüll in den Bereich Hausmüll und umgekehrt möglich (Denkbar ist z. B. bei 
groBem Hausmüll beh"l tervo 1 urnen dt e Entsorgung von sperrigen Abfä 11 en. ggf. nach 
Zerkleinerung. Ober die HausmOllbehälter). 
Bei der Prognose der Sperrmüll mengen und deren Zusammensetzung ist daher in 
stArkere .. Maße auf Annahmen und Schätzungen zurückzugreifen als bei der 
Prognose im Bereich Hausmüll. Die prognostizierten Daten im Bereich Sperrmüll 
sind daher im Vergleich zum Bereich Hausmüll mit größeren Unsicherhei ten 
behaftet. Da jedoch die SperrmOllmengen nur einen relativ gerIngen Anteil am 
gesamten Restabfallaufkomoen haben. wirkt sich die Prognoseungenauigke i t im 
Bereich des Sperl"llülls bezogen auf die Geslllltprognose nur relativ gertngfügig 
aus . 
Vor diesem Hintergrund wurde eine grobe Abschätzung der Restsperrmüllzusammen-
setzung im Basisjahr 1992 unter Berücksichtigung der literaturwerte und der 
seit diesem Zeitraum veränderten abfallw1rtschaftlichen Randbedingungen 
vorgenommen. Diese Abschätzung erfolgte 1n enger Abstimmung mit den 
Gebietskörperschaften, wodurch die dort gemachten eigenen Beobachtungen 
hins i cht 1 ich der Sperrmüll zusarrmensetzung berOcks i chUgt wurden. Im Rahmen der 
Abst11M1ungsprozesse hat sich mit der Fassung des Konzeptes vom März 1994 eine 
Hod1f1z1erung der angenommenen Restsperrmüll zusammensetzung gegenüber der 
Entwurfsfassung ergeben. 
[s wurde für alle GebietSkörperschaften die gleiche Restsperrmüllzusammen-
setzung angenommen, da wesentliche EinfluBfaktoren wie 
Ausschluß der Annahme von Werts toffen. Baum- und Strauch schnitt sowie 
KOhlgeräten von der Sperrmüllsammlung über die Abfallwirtschaftssatzungen 
1n Verbindung mit der Anweisung des Annahmepersonals zur strengen Kontrolle 
bei der SperrmOllannahme auf Einhaltung der satzungsrechtlichen Regelungen 
- Abschöpfung von Verpackungsverbund Ober dte Verpackungsverordnung 
fUr alle Gebietskörperschaften gleichermaßen anzusetzen sind. Zudem 1st dte 
Streuung der e1nwohnerspez1f1sch anfallenden Sperrmüllmengen (Restsperrmüll) 
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in der Region Nordschwarzwald mit 9 bis 28 kg/E •• gering im Vergleich zur 
starken Streuung der empirisch in der Bundeshausmülhnalyse 1983/85 ermittelten 
jährl ichen SperrmOllmengen mit einer 8andbre1te von ca. I bis 140 kg / La . (Vgl. 
hierzu die Zusannenstel1ung der einwohnerspezifischen Sperrmüllmengen aus der 
FICHTNER-Studie in Tabelle 2) 
Tabelle 2: Zusammenstellung der e1nwohnerspeztftschen Sperrmullmengen 
(Stand : Phase 1 -Restabfal1mengenprognose vom März 1994) 
Ein- GebietskOrperschaft 
heit 
CI/ Ekrs . FDS PF 
Einwohner 1992 
(gemäß Tabelle 5. 2) E 155 . 524 182 .853 114 . 753 116 . 733 
Restsperrmüllmenge 1992 
(angeliefert an Deponien) t/a 2.412 1.874 1.050 3. 229 
kg/E.a 16 10 9 28 
Angenommene Wertstoffmen-
gen aus Sperrmüll 1992 t/a 3.542 2.491 I. 516 653 
kg/E.a 23 14 13 6 
Theoretische Sperrmüll-
menge 1992 t/a 5.954 4.365 2.566 3.882 
k9/E.a 38 24 22 33 
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• Frage 8: 
Ist eine stoff- und produktgruppenbezogene Sperrmüllzusammensetzung nicht
notwendig. um das Verrfngerungspofenfial zu ermitteln? (Bsp. Abfallwirt-
sChaftskonzept Stadt/Kreis Aachen) 
Für die Region Nordschwarzwald liegen Angaben zur Sperrmüllzusammensetzung 
weder stoff- noch produktgruppenbezogen vor. so daß auf Schätzungen 
zurOckgegriffen werden mußte . 
Die 8etrachtungsweise einer stoffbezogenen Sperrmüllzusannensetzung zeigt 
hinsichtlich der Darstellungsweise Vorteile 1. Hinblick auf die Abschätzung 
stoffllch verwertbarer Antel1e i. Sperrmüll . Elne stoffllche Verwertung ist 
nur möglich fOr Elnzelfraktlonen wle z. B. Metall, Glas oder - i n elnge-
schränkte. HaBe - Kunststoffe und Holz . 
Bet einer produktgruppenbezogenen Spernnüllzusarmensetzung werden nicht diese 
Einzelfraktionen sondern Verbunde (z . B. Höbelverbund, Elektronikschrott) 
dargestellt. Sollen die Geslchtspunkte 
- Venneidungspotent1ale z. B. durch Wtederverwendung von Möbelstücken 
- Abschöpfungspotentiale durch die geplante Elektronikschrottverordnung 
(Antell an Elektronlkschrott im Sperrmüll) 
dargestellt werden, bietet steh eine produktgruppenbezogenen Sperrmüllzusammen-
setzung h 1 nsi chtl1 ch der Obersi chtkel t der Oarste 11 ung an. Im Hlnb 1 ick auf die 
Abschatzung der stoffllchen Verwertbarkelt 1st jedoch eine Abschätzung 
erforderlich, inwieweit die einzelnen Produkte (bei denen es sich ja in der 
Regel um Verbundstoffe wie z. B. Höbelverbund handelt, die in dieser Form nicht 
stofflich verwertbar stnd) in ihre stofflichen Bestandteile zerlegbar sind und 
welcher Antetl der Verwertung zugeführt werden kann. Diese Abschätzung wurde 
,. vorliegenden Konzept vorgenormen fOr den Elektroniksehrott . um die 
Auswirkungen der geplanten Elektroniksehrottverordnung zu quantifizieren . 
Aus diesem Grunde und aufgrund der einheitlichen Darstellungsweise zu den 
Abfall arten Hausmüll und hausmüll ahn11 ehe GewerbeabU 11 e wurde 1m Rahmen dieses 
Gesamtkonzeptes die stoffbezogene Darstellungswelse gewählt. 
592ZP01/02 243 844/4166 
240 
FICHTNER 
1.3 Abfall.rt Gewerbeabf.II 
• Frage 9: 
WarufI sind die verwertungsfAhigen Abfi] le, die an den ATtstoffhandel 
abgegeben ~erden. nicht in die Gewerbeabf.llgesa"t"enge aufgenommen? 
Ober die privatwirtschaftl ich erfaOten Wertstoffllengen aus dem Bereich Gewerbe 
liegen In den Gebietskörperschaften keine Daten vor. 
Zur Identiftzierung von noch bestehenden Wertstoffpotenttalen wte auch 
Ve ..... ldungspotenthlen ist die DurchfOhrung von Sortl.ranalysen fOr 
hausllÜIUhnl1che Gewerbe.bUlle bzw. die Erstellung von Gew'rbeabfallk.tastern 
zu .. pfehlen. Ein 6ewerbeabfallkataster kann auch AufschluB Ober bereits der 
Verwertung zugefOhrte Mengen geben. 
In diesem Zusammenhang ist zu beachten. daß die zum Abschluß der Restabfal1-
mengenprognose 1m Gesamtkonzept ermittelte prozentuale Restabfallmengenreduzie-
rung durch die verschiedenen E1nfluBfaktoren daher 1m Bereich Gewerbe nicht 
als real erreichbarer Wert betrachtet werden darf, sondern aufgrund der nicht 
einbezogenen Ober den privaten Altstoffhandel erfa8ten Wertstoffmengen real 
eine gröBere prozentuale Restabfallmengenreduz1erung bzw . eine geringere 
prozentuale Restabfallmenge (vg1. Antwort zu Frage 36 mit Tabelle 7) erreicht 
wird. 
• Frage 10: 
Der haus/lOIUhnlfche GewerbeabfaJJ fst nfcht dffferenziert In seiner 
Zusamgensetzung dargeste1lt. Es wunde eine einheitliche Zusammensetzung 
entsprechend den Ergebnissen des USA vorgenollllJen. Da die Que11e keine 
Darstellung der Gewerbeabfal'zus.~ensetzung enth"t, erscheint die 
SCh'tzungsgrundlage zweifelhaft. 
Die genannte Quelle /2/ gibt folgende Zusanwnensetzung (Ur separat abgefahrene 
Gewerbeabfälle an (Angaben in Gew.-%): 
Papler/Pappe/Paplerverbundstoffe 20 % 
Glas 2 % 
NE- und Fe- Metalle 9 " 
- Kunststoffe/Text111en 10 " 
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- Holz, leder, Gummi, Knochen 15 % 
- Organische Fraktion 12 X 
- Hineralische StoffelFeinmüll 32 % 
01 ese Angaben wurden in Tabe 11 e 6. 2.3. 4-2 des Konzeptes den vorhandenen 
Sortieranalysen in den Gebietskörperschaften gegenübergestellt . 
Die Begründung für die Wahl der Gewerbeabfallzusammensetzung nach UBA /21 als 
einheitliche Basis für die wetteren Betrachtungen zur Abschätzung der 
Reshbfallmenge in der Region Hordschwarzwald ergibt sich wie folgt (vgl. 
S. 6 - 38 und 6 - 39 der Fassung vom Hlrz 1994 bzw. S. 6 - 36 und 6 - 31 der 
Fassung vom Dezember 1993) : 
Die Gegenüberstellung der Analysenergebnhse fOr den Bereich hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle zeigt teilweise deutliche Schwankungsbreiten hinsichtlich des 
Anteils der einzelnen fraktionen. 
Etn Vergleich 1st allerdings nur eingeschränkt möglich. da bei allen durch die 
Gebietskörperschaften durchgeführten Sortteranalysen von hausmüllähnl ichen 
Gewerbeabfällen ein erheblicher Anteil (zwischen 20 und 30 Gew .-%) nicht 
klassifiziert wurde. 
Eine ReprlsentativlUt der Analyseergebntsse In den Gebietskörperschaften ist 
aufgrund der Anzahl der St ichproben nur bed t ngt gegeben, wodurch bei spie 1 swei se 
der hohe Vegetabilien.ntell in den hausmülUhnlichen Gewerbeabfällen des 
Enzkretse erklärt wird (jahreszeitliche Schwankungen). 
Etne tatsIchlieh unterschtedliche Zusammensetzung für die hausmüllähnlichen 
Gewerbeabfälle fOr die verschiedenen Gebietskörperschaften der Region 
Nordschwarzwald läßt steh aufgrund der vorhandenen Sortieranalysen aus den 
vorgenannten Gründen somit nicht nachweisen . 
Für die weitere Bearbeitung wurden daher dte Ergebnisse des Umweltbundes-
amtes /2/ für alle Gebietskörperschaften zugrundege1egt , die durch eine gröBere 
Anzahl von Analysen einen eher repräsentativen Mittelwert für die Gewerbeab-
fallzusammensetzung darstellen . 
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Nähere Aussagen zur spezifischen Gewerbeabfallzusammensetzung fOr dte 
jeweiligen Gebietskörperschaften könnten zukünftig über die Erstellung von 
Gewerbeabfall katastern gemacht werden (vgl . Antwort zu Frage 9) . Oie Erstellung 
von Gewerbeabfallkatastern ist jedoch sehr zeitaufwendig und sollte daher nicht 
1m Rah.en dieses Konzeptes durchgeführt werden, sondern zur Oberprüfung der 
prognostizierten Restabfallmenge in wetteren Planungsschritten herangezogen 
werden (vgl . Darstellung der Högllchkelten zur Überprüfung der Restabfallmenge 
1m Zeltplan zur Reallslerung der Restabfallbehandlung ln der Region 
Nordschwarzwald. Antwort zu Frage 40). 
Für eine spUere Abschätzung yon Verme1dungs- und Verwertungspotent 1a len wurden 
ergänzend für folgende Hischfraktlonen gemäß der Ergebnisse nach UßA folgende 
Abschätzungen und Uillegung von Fraktionen vorgenomaen (vgl . S. 6 - 37 der 
Fassung vom Harz 1994 bzw. S. 6 - 35 der Fassung vom Dezember 1993): 
Dle Fraktlon Pappe/Papler/Verbundstoffe (20 Cew. -S) gemäß UBA wurde analog 
der Zusammensetzung gemaß BHMA umgelegt auf die Fraktionen Pappe/Papier 
(lB,5 Cew . -S) und Verpackungsverbund (1,5 Cew.-S) 
- Dle Fraktion Kunststoffe/Textl1len (10 Cew .-S) gemäß UBA wurde analog der 
Zusammensetzung gemäß BHMA umgelegt auf die Fraktionen Kunststoffe 
(7,6 Cew. -%) und Textl1len (2,4 Cew.-%) . 
• Frage 11 : 
Warum wenden produktfonsspezfffsche Abfille 
- Gie8ereisande 
- Strahlllftt.1 
- Tresterreste 
- Gi pssch 1.II1II 
- Papierschl'lIII 
nicht gesondert aufgefOhrt? 
Unter den produkt1onsspez1f1schen Abfällen werden alle behandlungsrelevanten 
Abfallarten betrachtet, dlskutlert und dle zu behandelnden Restabfallmengen 
prognostlzlert. 
Bel den Cleßerelsanden und Strahlmltteln handelt es ,lch um lnerte Stoffe . 
Diese sowie weitere produkttonsspeztftsche Abfälle, die ohne wettere 
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Vorbehandlung direkt abgelagert werden können, s ind nicht Gegenstand des 
Restabfallbehandlungskonzeptes . 
Die AUSführungen zu den übrigen angefragten produkttonsspez1fischen Abfällen 
finden sich in Kapitel 6 . 7.3.3 der Fassung vom Härz 1994 bzw. in Kapitel 
6.1.2.3 der Fassung vom Dezember 1993, die im folgenden zitiert werden: 
• In den landkreisen Ca lw und Freudenstadt fa 11 en keine quant t fiz 1 erbaren 
produktionsspezifischen Abfille an, die für ein Restabf.llbehandlungskonzept 
relevant sind. Geringe Mengen produkttonsspeztftscher Abfälle werden unter 
hausmüllähnlichen Gewerbeabfallen erfaBt. 
Im Enzkreis werden folgende organisch belasteten und somit grundsätzl ich 
behandl ungsre levanten produkt 1 onsspezifischen Abfa 1 larten auf der Depan i e 
erhOt: 
- Tresterreste 
- GIpsschlamm 
- Papterschlalllll 
Tresterreste werden derzei t noch auf der DepoRt e abgelagert . Eine Kompost i erung 
der lresterreste ist ggf. möglich, jedoch ist deren hoher Wassergehalt zu 
berÜCkSichtigen . Durch entsprechende Ausgestaltung der Abfallsatzung kann die 
Verwertung von Tresterresten vorgeschrieben werden, so daß für die Prognose 
davon ausgegangen werden kann, daß diese zukünftig nicht als Restabfall zu 
entsorgen sind. 
Bel den unter -GIpsschlamm· erfaSten Mengen handelt es sich um mit Kalkmilch 
vermischte organische Restabfalle aus der Pekttnherstellung . Hier besteht die 
Möglichkeit der Aufbereitung und RÜCkführung in den Produktionskretslauf . 
Grundsätzl ich 15 t iuch di e Kompost i erung mögl1 ch, et n hoher Wassergehalt analog 
zu den Tresterresten 1st auch hier zu berücksichtigen. Es wird davon 
ausgegangen , diß der Gipsschlamm ZUkünftig wie die Tresterreste zu verwerten 
ist und nicht ils Restabfall behandelt werden muß . 
Der anfallende Pipierschlamm 1st konzeptionell wie Klärschlamm zu behandeln. 
Der Wassergehalt entspricht derzeit dem des Klärschla ... s und beträgt ca. 35 l. 
Oie Menge des zu entsorgenden Papterschhans IIR Prognosejahr 2002 kinn gleich-
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bleibend _It Cl. 1.900 t/a bzw. 665 t/a Trockensubstanz bel 35 S TS angenommen 
werden, prinZipiell Ist auch eine Trocknung möglich . 
In der Stadt Pforzhelm setzt sich die In der Abf.llbilanz aufgeführte Menge 
G1e8ere1sand zusammen aus Gießere1sanden und unterschiedlichen Einzelchargen 
produkt1onsspeziflscher Abfälle aus verschiedenen Branchen, l . B. Stanzreste, 
leiterplatten . Da hier grundsätzlich Einflüsse durch Wirtschaftsentwicklung, 
Verme1dungs- und Yerwertungsma8nahmen und gesetzliche Regelung auf die 
Restabfallmenge einwirken, wurde diese Menge (ca. 50 S der Menge, die 1991 
unter G1eBere1sand erfaBt wurde) fUr die wetteren Betrachtungen bereits in 
Kapitel 6. 2.3.4 dem hausmüllähnlichen Gewerbeabfall zugerechnet." 
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2. FRAGEN ZUR PROGNOSE 
2.1 ElntluBtaktor Bevölkerung 
• Frage 12: 
Die Daten zur Bev61kerungsentwicklung der Kreise unterscheiden sich 
deutlich . Wie ist die überproportionale Zunahme ;11 Landkreis Calw zu 
begriJnden? 
Hinsichtltch der Daten zur Bevölkerungsentwtcklung wurde auf die Prognosen des 
Statistischen landesamtes zurückgegriffen, die umfassend unter Berücksichtigung 
aller wichtigen EInflußfaktoren In regelmlßigen Ab'sUnden durchgeführt werden, 
Ote Prognose , einer Oberproporttonalen Bevölkerungslunahme im landkreis Calw 
setzt sich auch in der inzwischen herausgegebenen erst kürzlich erstellten 
neuen Prognose (Veröffentlichung gemlß Pressekonferenz .m 26 .05 .1994) fort . 
Tabelle 3 zeigt einen Auszug aus den Prognosen des Statistischen landesamt in 
der Darstell ungsform ·Vorauss 1 chtl1che Entwi ckl ung der Bevöl kerung ; n den 
Stadt- und landkreisen Baden-Württembergs 1993 bis 2005 (Basisvariante) - . In 
nachfolgender Tibelle 4 s1nd d1e neuesten prognostizierten Daten den Prognosen, 
die 1m Bearbe1tungszeitrium des Konzeptes vorlagen , gegenübergestellt . Oie 
Gegenüberstellung zeigt, daß zukünftig eine eher noch höher Bevölkerungszunahme 
zu erwarten ist, als 1m Konzept, Phase 1 ·Restabfallmengenprognose M zugrundege-
legt wurde . 
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libelle 3: Auszug iUS den aktuellen Bevölkerungsprognosen des Statistischen 
landesamt Baden-Württemberg 
(Veröffentlichung gemäB Pressekonferenz am 26.05.1994) 
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Tabelle 4: Bevölkerungsprognosen des Statistischen landesamtes 
Gebietskörperschaft Bevölkerungsentwicklung in [%) 
1992 bis 2002 
gemäB Prognosedaten des 
Statistischen landesamtes Ba.-WO. 
Stand in Phase I Stand Ha i 1994 
des Gesamtkonzeptes (vgl. Tabelle 3) 
(vgl. dort Tab. 5.2) 
CW 9,0 % 11,4 % 
Ekr. 5,1 % B,I % 
FOS 5,9 X B,9 % 
PF 4,7 % 5,6 % 
Ba. -Wil. 4,0 bis 6,5 % 6,7 % 
2.2 EinfluBfaktor Konsuoverhaltln 
• Frage 13: 
Gibt es eine lineare Beziehung zwischen Kaufkraft und dem Hausmül'- und 
SpernmOl1aufkomgen? Wie ist diese Ljnearität zu begründen? 
In welcher mathematischen Beziehung Kaufkraft und Abfallaufkoll'l11en stehen, 
konnte bislang durch keine Untersuchung nachgewiesen werden und erscheint auch 
sehr schwierig, da sich hter verschiedene Etnflußfaktoren wie I . 8. 
- Umstellung auf gegebenfal1s teurere langlebigere Güter bei zunehmender 
Kaufkraft (Effekt: "engenreduzierung) bzw. umgekehrt Umstellung auf 
gegebenenfalls billigere Einmalartikel und Einkauf von Gütern mit hohem 
Verpackungsantei 1 bzw. keinem Hehrwegangebot 1 n Se 1 bstbedi enungsgroßmärkten 
(kostengUnst1ger aufgrund geringeren erforderlichen Personaleinsatz) bei 
abnehmender Kaufkraft [Effekt: "engenerhöhung) 
Insgesamt höherer Konsum gegebenfalls gleichartiger Produkte bei 
zunehmender Kaufkraft (Effekt: "engenerhöhung) bzw. verringerter Konsum bei 
abnehBender Kaufkraft (Effekt: "engenreduzierung) 
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- Anteil erreichbarer Erfolge der Abfallberatung im Hinblick auf Abfallver-
meldung durch umweltbewuBten Einsatz der vorhandenen Kaufkraft (im Konzept 
unter dem Elnflu8faktor -Abfal1vermeidung-, nicht unter Konsumverhalten 
berücksichtigt) 
überlagern . In der Vergangenheit konnte zumindest eine Zunahme von einwohner-
spezifischen Abfallmengen ~lt der Zunahme der Kaufkraft beobachtet werden, 
wenn, wie 1m Konzept, die SUllllle aus RestabUllen und Wertstoffen für die 
Betrachtung der Hengenentwlcklung herangezogen wird . 
Insgesamt ist die Abfallmengenentwtcklung 1nfolge des Konsumverhaltens somit 
sehr schwer abzuschatzen . I .. Konzept wurden daher Annahmen getroffen . dl e sieh 
nur an der bisherigen Entwicklung der Kaufkraft (gemessen am Reallohnindex) 
orientieren , sowie auf einer angenommenen Veränderung der Kaufkraft und des 
Konsumverhaltens aufgrund einer zu erwartenden wirtschaftlichen Entwicklung 
beruhen . Es wurde dabei keine mathematische Beziehung der Abfallmengenentwick-
lung zum Reallohnindex hergestellt. (Im Entwurf vom Dezember 1993 gibt die 
jeweilige stnngemäße Formu11erung auf den Setten 6 - 38 und 6 - 39 "eine 
Steigerung des Konsumverhaltens um 0,5 X" die Yorgehensweise nicht korrekt 
wieder und ist jeweils zu ersetzen durch die Formul terung "eine Steigerung der 
Abfallmengen 1nfolge des Konsumverhaltens um O,S S") 
Folgende, in Tabelle S zusalllllengestellte, Annahmen wurden somit für den 
Prognosezeitraum hinsichtlich der Abfallmengenentwtcklung getroffen (zum 
Vergleich: Die jährliche Steigerung des Reallohnindex lag in den Jahren 1988 
bis 1992 zwischen 1,0 und 2.0 % also höher als die angenommene zukünftige 
Abfallmengenentwicklung durch Konsumverhalten): 
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Tabelle 5: Tabellarische Zusammenstellung der Annahmen im Konzept zur 
Abfa11mengenentwicklun9 (Einfluß auf Haus- und Sperrmü11) durch das 
Konsumverhalten (Kapitel 6.3 .1) 
Annahmen I. Konzept zur Abfallmengenentwicklung 
von Haus- und Sperrmüll 
durch das KonsUlverhalten (Kapitel 6.3.1) 
- 1993 : - 0 , 5 X I Jährlich Abnahme des Abfallaufkommens durch - 1994: - 0,5 X vermindertes Konsumverhalten um - 0,5 % 
- 1995 : +/- 0,0 X Sta9nation des Abfallaufkommens , kein Einfluß 
durch das Konsumverhalten 
- 1996 : + 0,5 % ) 
- 1997: + 0,5 'X ) 
- 1998 : + 0,5 X ) Jährliche Zunahme des Abfallaufkommens durch 
- 1999 : + 0 , 5 X ) gesteigertes Konsumverhalten um + 0, 5 % 
- 2000 : + 0,5 X ) 
- 2001: + 0,5 X I - 2002: + 0,5 X 
- Summe 1993 bis 2002 : + 2,5 ~ 
- jährliche Zunahme im Mittel über den Betrachtunqszeitraum: + 0,25 % 
• Frage 14 : 
Warum werden Statistiken über den Warenverbrauch und die Auss tattung 
privater Hausha 1 te 11; t lang' ebi gen Gütern (jährJi ehe Veröffent Jj chungen des 
statistischen Bundesamtes) nicht zu Rate gezogen? 
Auch auf der Grundlage d1 eser Stat ist 1 ken 11 egen kei ne wissenschaft 1 i chen 
Aussagen zur Korrelation des Konsumverhaltens mit der Entwicklung des 
Abfallaufkommens vor, so daß auf diesen Statistiken aufbauende Annahmen mit 
der gletchen Unsicherhe1t behaftet sind, w1e die 1m Gesamtkonzept geWählte 
Vorgehenswe1se. 
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2.3 Elnflu8faktor Wlrtschaftllche Entwlcklung 
• Frage 15: 
"je ist der unterstel1te lineare Zusatlllenhang zwischen WirtschaftswachstulJ 
und Abf.ll.ufkoOden zu belegen? 
Hier gelten prinzipiell die gleichen Aussagen wie zur Korrelation zwischen 
Konsumverhalten und Abfallaufkommen 1m Beretch des Haus- und Sperrmülls . 
Eine mathe~atische Beziehung zwischen Wtrtschaftswachstum und Abfal 1 aufkommen 
1m Beretch Gewerbe wird ebenfalls durch keinerlet wissenschaftliche 
Untersuchung belegt. Auch 1m Berelch der hausmOIUhnl1cl1en Gewerbe.bfälle 
müssen daher Annahmen getroffen werden . 
Ei ne grundsatzl t eh pos 1t ive Korre lat t on erscheint p laus 1 be 1 • da mi t zunehmendem 
Wirtschaftswachstum auch mehr Betriebe entstehen bzw. steh bestehende Betriebe 
vergrößern. EinflOsse von Maßnahmen zur Verme1dung und Verwertung von Abfällen 
auf di e Hengenredukt ion von hausmül Uhn 11 ehen Gewerbeabfall en werden im Konzept 
in separaten Arbeitsschritten dargeste 11 t und quant 1fh 1ert . so daß der Einsatz 
von ·Wirtschaftswachstum- für Vermeldungs- und Verwertungsmaßnahmen nicht unter 
dem Einflu8faktor "wlrtschaftllche Entwlcklung" zu berücksichtlgen ist. 
E1n Vergleich der btsherigen Hengenentwtcklung der Gewerbeabfallmengen mit dem 
Wtrtschaftswachstull der letzten Jahre fOr die Gebietskörperschaften 1st schwer 
möglich. da steh aufgrund der Verlnderung von Zuordnungen von verschiedenen 
an den Deponien angel 1 eferten Abfa l1arten zu GewerbeabUll en I n den vergangenen 
Jahren Schwankungen ergeben haben. die nicht eindeutig zuordbar sind. Durch 
Ausschluß von Wertstoffen von der Annahme auf der Deponte über die Abfall-
satzungen hat steh darüber hinaus eine Verlagerung von Abfall~engen 
(Wertstoffe) in den prlvatwlrtschaftllchen Berelch ergeben . Diese prlvatwirt-
schaftlich erfaBten Hengen sind nicht quanttfhterbar und führen zu einer 
Unschärfe bei Betrachtung der Hengenentwlcklung . 
Etne solcher Vergleich der Hengenentwlcklung der Gewerbeabfallmengen fOr den 
landkreis Reutllngen fOr dle Jahre 1987 bis 1990 hat tendenziell elne 
Obereinstlmmung von wirtschaftlicher Entwlcklung (Wlrtschaftswachstum) und 
Abfallaufkannen 1m Bereich Gewerbe ergeben (In etwa linearer Anstieg der 
Abfallmengen), wobei der Anstleg jedoch mlt IZ bis 17 , deutlich über de~ 
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WIrtschaftswachstum dieser Jahre lag. Durch den geplanten AusschluBkatalog von 
Abfallen auf der Deponie und die damit verbundene Verlagerung von Gewerbeab-
fallmengen In den privatwirtschaftlichen Serelch wurde dort mit einer 
jlhrlichen Steigerung der Gewerbeabfallmenge -nur- in Höhe des WIrtschaft s-
wachstums gerechnet, das zum Zeitpunkt der Erstellung der Prognose für den 
Landkreis Reutllngen i. Jahr 1992 auf ca . 3 S jährlich abgeschätzt wurde /3/ . 
Diese Beobachtungen und AnnahlDen wurden iuf die Region Nordschwarzwald 
Übertragen, d. h. es wurde .1t einer Stetgerungsrate -nur- in Höhe des zum 
Zeitpunkt des Konzeptes fOr die Region Nordschwarzwald prognostizierten 
WIrtschaftswachstums von I % gerechnet. 
• frage 16: 
WarUIJ berücksichtigt die Tabene 6.3 .2 (J~hrliche Steigerungsr,ten für 
h.uslJünlihnlich. G..,erb •• bfUle In den Gebietskörperschaft.n der Region 
Nondschwarzwald) die Rezession nicht? 
Die Rezession wurde dadurch berücksichtigt, daß im Konzept ein jährliches 
Wtrtschaftswachstum yon nur 1 X lugrundegelegt wurde. während noch vor zwei 
Jahren aufgrund der in dieser Zett noch positiveren Beurteilung der 
wirtschaftlichen Entwicklung noch ein jährliches Wirtschaftswachstum von ca. 
l S fOr eine Abfallmengenprognose angesetzt wurde (vgl. auch Antwort zu Frage 
15) . 
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]. VEIUIEIDUNGSAHSATZE 
Vorangestellt sei dem Thema ·Vermetdungsansätze-, daß bei einem Vergleich von 
ltteraturwerten zu beachten 1st, daß häuftg eine Vermischung von 
_ Verme1dungsquoten, die steh aus Vermeidung t~ eigentlichen Sinne ergeben 
(d. h. daß Abfille gar ntcht erst entstehen) 
und 
- Vermetdungsquoten, die steh dadurch ergeben, daß Abfälle nicht mehr den 
entsorgungspf11cht 1gen GebietskörperSChaften angedi ent werden. weil sie 
andere Wege gehen, 
stattfindet, die zu sehr hohen Verlletdungsquoten führt, wenn beide Ein-
fluBfaktoren in etner Vermetdungsquote zusammengefaßt werden. 
Unter dem Etnflußfaktor ·Vermeidung- werden 1m vorliegenden Konzept nur die 
unter dem ersten Sptegelstrich genannten Verllle1dungsquoten berücksichtigt 
(Kapttel 6.4 des Konzepts). 
Die teilweise in der literatur enthaltenen Venaeidungsantei1e entsprechend dem 
zweiten Sp1egelstrich werden im vorliegenden Konzept den jeweiligen 
eigentltchen Etnflu8faktoren 1m abfallwtrtschaftl1chen Stnne zugeordnet und 
ntcht aus der Steht der entsorgungspfltchttgen Gebietskörperschaften 
betrachtet. Hterzu zlhlen z. B. 
- dIe Ober DSD abgeschöpften Wertstoffmengen, deren Entsorgung (Verwertung) 
nicht mehr 1 n den Verantwortungsbere1 eh der entsorgungspfl t eht 1 gen Gebt ets-
körperschaften fillt (tm Konzept berOckstchttgt unter dem Etnflußfaktor 
-Gesetzliche EinflOsse-, kapitel 6.S) 
- prtvatwtrtschaftltch erfaSte Wertstoffmengen aus dem Beretch Gewerbe, die 
Ober dIe AbfallwIrtschaftssatzungen der Gebtetskorperschaften von der 
Annahme auf der Deponie ausgeschlossen sind (diese Mengen sind aufgrund der 
Datenlage ntcht quanttftzterbar, ftnden tm Konzept jedoch thre Berückstch-
tigung 1n der gegenüber den Vorjahren geringeren Ausgangsmenge der 
hausmQIUhnltche Gewerbeabfille 1992 sowte in der Abschatzung von zukünftIg 
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noch erreichbaren zusatzl1chen Verwertungsquoten 1m Bereich Gewerbe , 
Kapitel 6.6) 
3.1 fragen zu Yer.e1dungsfaktoren 
• Frage 17: 
In welchem Zusammenhang sind Venleidungsfaktoren und Vermetdungsquoten zu 
sehen? 
Bei der Abschätzung anlegbarer Vermeidungsquoten ist zu berücksichtigen, daß 
die vorhandenen Vermeidungsma8nahmen der Gebietskörperschaften bereits in den 
vergangenen Jahren zu Verme1dungserfolgen geführt haben. 
Bei dieser Abschätzung ergibt s1eh folgender Zusanvnenhang der im Konzept 
verwendeten Begriffe für die verschiedenen Arbeitsschritte: 
Theoretische Yer.eldungsquote * Vermetdungsfaktor • Anlegbare Vermeidungsquote. 
Vereinfacht dargestellt wurden folgende Arbettsschritte durchgeführt: 
Arbeitsschritt 1: 
Ziel : 
Abschltzung des theoretisch erretchbaren maximalen Vermeidungserfolges 
unter der Voraussetzung, daB bislang tetne Vermetdungsma8nahmen ergriffen 
wurden und 1. Jahr 2002 ein Opttmum an VermetdungsmaBnahmen vollständig 
greift. 
Vorgehen: 
Dazu Auswertung vorliegender wissenschaftlicher Untersuchungen /4/ 
(Hamburg-Harburg), die zu einem Zeitpunkt durChgeführt wurden, zu dem 
VermeidungsmaBnahmen (z. 8. Öffentlichkeitsarbeit) verstärkt eingeführt 
wurden. 
Verwendeter Begriff fDr die Ergebnisse dieser Abschitzung: 
Theoretische Yenoeldungsquoten 
(jeweils for die Einzel fraktionen Papier, Glas, etc . der Abfallarten Haus-
und Sperrmall und hausmüllähnliche Ge.erbeabfAlle) 
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Arbeltsschrltt Z: 
Ziel : 
Abschätzung des Anteils UI theoretisch erreichbaren lAixilialen Vermeidungs-
erfolg, 
- der durch die bestehenden Maßnahmen in den Gebietskörperschaften bereits 
errelcht wurde 
und 
- der zukünftig noch erreicht werden kann (getrennte Abschätzung für 
Szenario 1 -Bestehende/geplante MaBnahmen- und Szenario Z -Ergänzende 
MaBnahmen-) 
Vorgehen : 
Eine ausführliche Beschreibung des Vorgehens und dieser Quantifizierungen 
flndet slch ln Anhang 0, Kapltel D.Z 'Quantltatlve Abschätzung anlegbarer 
Vermeldungsquoten' (5. 0 - 15 bis 0 - 17, Bellagen D.Z-I und D. Z-Z und 
Zusammenfassung der Ergebnlsse ln rabelle O.Z-I, S. 0 - 17) . 
Verwendeter Begriff für die Ergebnisse dieser Absch~tzung: 
Venae1dungsfaktoren 
Arbeltsschrltt 3: 
Ziel: 
Abschatzung der für die Zukunft an1egbaren Vermeidungsquoten für die 
Szenarien 1 und 2 nach eingangs dargestellter Rechenvorschrift : 
Theoretische Yermetdungsquote * VerlD8idungsfaktor • An1egbare Verlleidungs-
quote . 
Vorgehen : 
Die Zusa""enste 11 ung der Ergebnl sse gemlB genannter Rechenvorschrift fl ndet 
slch in den rabelIen D.Z-Z bls O.Z-4 auf den Selten 0 - IB und 0 - 19 ln 
Anhang 0 sowie nochmals im Texttel1 der Phase 1 in den Tabellen 6.4.3-5 bis 
6.4.3-7 auf den Selten 
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6 - 66 und 6 - 67 (Fassung voo Härz 1994) bzw. auf der Seite 6 - 63 
(Fassung vom Dezember 1993). 
Verwendeter Begriff (ar die Ergebnisse dieser Abschltzung: 
Anlegbare Venoetdungsquoten 
(jeweils fOr dte Etnzelfraktionen Papter, Glas, etc. der Abfallarten Haus-
und Sperrmüll und hausmOllähnliche Gewerbeabfälle) 
3.2 Fragen zu Venoeidungsansätzen bei HausDUll 
• frage 18: 
Wie werden die Steigerungsraten für Haus.all in Tabelle 6 .3.1 begründet? 
W.ru,. wird kein negativer Einfluß der einkotDllensabhängigen Nachfrage -
infolge von Abgaben, Steuern, Gebühren etc. - auf die Steigerungsr.ten 
angesetzt? 
Die Steigerungsraten fOr Haus- und Sperrmüll setzen sich additiv zusammen aus 
_ der Stelgerungsrate durch die prognost1zterte Bevölkerungsentwtcklung gemaß 
den Angaben des Statistischen landes •• tes Blden-Württemberg (vgl. Antwort 
zu Frage 12) 
_ der Steigerungsrate durch das Konsumverhalten gemäß Annahmen, da keine 
wissenschaftlichen Untersuchungen zu diesem Einflußfaktor vorliegen (vgl . 
Antwort zu Frage 13) 
• Frage J9: 
Warum wird angenolJlJen, daß nur 30 S der Bevdlkerung auch in Zukunft an 
Verlleldungsaktivtt~ten teilnehmen wenden? (Tab. 6.4.3-3) Kann der Versuch 
Hamburg-Harburg einfach weitergetragen werden? 
Oie Versuchsergebnisse aus Hamburg-Huburg .j4/ wurden . auf die ' Regton 
Nordschwarzwald übertragen, da für die Regton keine derartigen Untersuchungen 
vorliegen . Bei der Obertragung der Versuchsergebn1sse wurde .jedoch eine 
PlaustbtlttatsprOfung hinstchtltch der Obertragbarkeit auf dte Region sowie 
gegebenenfal1sverändertenabfal1wtrtschaftltchenRandbedtngungenvorgenommen, 
die im Konzept tn Kapttel 6.4.3 ausfohrltch begründet sind und zur Abschätzung 
von theorettsch erretchbaren Yermetdungserfolgen dienen. 
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Eine uRlltt.lbare Obertragung der Versuchsergebnisse aUS Hamburg-Harburg hat 
sOiltt nicht stattgefunden, sondern dtese Versuchsergebn1sse dienten als 
Grundlage und Anhaltswerte tOr auf die Region Nordschwarzwald bezogene 
Annahmen. 
Eine 30 11ge Teilnahme der Bevölkerung an den Vermetdungsaktivitäten, wie sie 
auch hngfrtsttg von der Stadt Hamburg erwartet wurde, wird realistisch 
eingeschatzt. Da die Teilnahme an der Untersuchung in Hamburg-Harburg 
freiwillig war, kann lIlan ein besonderes otologisches Bewußtsein bei den 
Teilnehmern und damit hier eine größere Aktivität voraussetzen. Oie 
Vermeidungserfolge 11egen in der Studie Hamburg-Harburg also 1m Vergleich zu 
einer Zufallsauswahl eher zu hoch. 
• Frage 20: 
Warum sind die geschltzten Verme'dungsquot~n so gering angesetzt worden? 
Könnte man nicht auch Vertleldungsr.ten von 20 S - ausgenot1ll1len die 
Stoffgruppen Wegwerfw/nde1n . ProbJemstoffe, Vegetabilien - annehmen? Der 
hohe Prozentwert wird In Anbetracht eines steigenden Problembewußtseins und 
steigender AbflJlgebühren für angemessen er.chttt. Daraus würde sich eine 
Hausa01Jrestmenge von Insgesamt 54.789 t .rgtb,n. 
Der Ansatz einer Verme1dungsquote von zUkUnft1g noch 20 % im Sinne dieses 
Konzeptes, d. h. Vermeidung In dem Sinne, daS Abfille gar nicht erst entstehen 
(vgl. allgemeine Anmerkung zu den ltteraturwerten fOr Verme1dungsquoten zu 
Segtnn des Fragenkatalogs) erscheint nicht realistisch. Es liegen derzeit keine 
Untersuchungsergebn1sse vor, die einen solchen Ansatz belegen können. 
Würde im Bereich Hausmüll, wie vorgeSChlagen, eine Venoeldungsquote von 20 % 
für alle Fraktionen mit Ausnahme von Wegwerfwlndeln, Problemstoffen und 
Vegetabilien zugrundegelegt werden, wUrde sich eine Restabfallaenge aus de. 
aerelch HausmOll je nach Szenario zwischen 58.900 und 79.900 t I. Jahr 2002 
ergeben (vgl. Darstellung der Ergebnisse in den Tabellen 5a und 5b (Hlntmal-
und Maximal-Szenarien» . 
In diesem Zusammenhang Ist zu beachten, daß steh eine höhere Vermeidungsquote 
sowohl auf abschöpfbare Wertstoffmengen (auch d 1 ese unterl1 egen der Verme i dung, 
d. h. auch abschöpfbare Wertstoffmengen sinken bel höherer Vermeidung) als auch 
auf die Restibfallmenge auswirkt. Oie Abbildungen hund Ib verdeutlichen 
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diesen Zusatllllenhang zwischen Vermetdungs- und Verwertungsquoten auf die 
Reduzierung der Restabfallmenge. Die Abbildung la zeigt das Bei spiel , daß die 
hier fiktiven Vermeidungs- und Verwertungs quoten (Bandbreite yon fikti ven 
Vermeidungsquoten zwischen 0 und 60 % und fiktive Verwertungsquolen von 20 , 
50 und 80 %) an die gesamte Abfallmenge angesetzt werden (Anteil der Fraktion 
100 X). Die Abbildung I b zeigt die Reduzierung der Restabfall.enge für eine 
fiktive Abfallfraktion mit einem Anteil von 10 X in der Ausgangsmenge (Anteil 
der Fraktion 10 X) . 
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Tabelle 61: Restabfallmenge 2002 Bereich Hausmüll be i Annahme einer Ver-
meidungsquote von 20 S far alle Frakt tonen mit Ausnahme von 
Wegwerfwindel Mt Problems toffe und Vegetabil ien/Minima l-Szenari en 
'iCv_ •• ,..i ... da lanu.,«:. in _ f.uuoe .-lIin 1~ .1. vereleidlswrte: 
.nhbf.ll ..... aa-ll t 200Z; 
$,..,-10 1 111"1_1: u. 75 . 100 tls. d. h. u . 41 I _ ,..... ... 
~t. 2 ,lInl_l: u . 61.100 t/ •• d .... u. ]2 1_ ....... .. 
+ 
bzw . • rain,."d. 
Tabelle 6b: Reshbfallmenge 2002 BereIch Hau,mUll bel Annahme einer Ver-
meidungsquote von 20 % für alle Frakt10nen mit Ausnahme von 
Wegwerfwi nde 1 n, Problemstoffe und Vegetabil t en/Max1mal-Szenari en 
'''011 lt"eb .. i ... ein Konzepts In der ' ......... Mn. 1994 sls "'er.leld'ls.rte: 
... tlbf."....., ....:lll 2002: 
lI_fa 1 .... '_1: u. 90.01» t/o. d. 1rI. u. 44 I'" ..... $ .. 
Sz_lo Z "'1_1; u. 14. 200 t/., d .... u. 46 , ......... _ .. 
" •• t 
- ..... . ..
der Aus".ng.m.ng. 
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Abbildung I.: Ei nfl uB versch1 edener fi kt i ver Ve rmeidungs- und Verwertungs-
quoten auf die Restabfallmenge , 
Antefl der fraktfon an der Ausgangsmenge von 100 ~ 
" 
Restabfallmenge 
bei Anteil der Fraktion: 100 % der Au .. angsmen~ __ 
.. 1--=:::=------------- - - -.. ---~ ~ r_-----~--~~------------­o ~M ~--------=~--~------------­
U .§ "F=~S2~~ .'" ~ - --- ~ . ~ .
:g" 
~ .. t====~=~==~;;;;;;:;;;:::==:-=--:-:-::-·-,. I • • :. .-.~ , 
, LI ~'---,.,.---'N~'---~.,---~~---,,,._- --- ~ 
Vermeidungsquotc % 
_ _ Verwertungsquote 20 % __ Verwertungsquolc SO % 
_.- Vcrwertungsquote 80 % 
Abbildung Ib ; Efnfl uB verschiedener ff kt fver Vermei dungs- und Verwertungs-
quoten auf dfe Restabfallmenge. 
Antetl der Fraktion an der Ausgangsmenge von 10 % 
M , 
Restabfallmenge 
bei Anteil der Fraktion: 10 % der Ausgangsmen~ _ __ . 
" :~ ~tl i~"' " - - - - -- - ----.. _ .. ~M ~I-------~--=~---~- "-________ ~~----
5"~ ~~ - .--.. e -____ • ___ h o 
--
::;.. ~_. 
~ , ) ---------~ 
ii " ~ 'I ~ 
,, ~---------­
.. L,r-- - -t.",----.,.,..-- --:-,,"----:! .. r--. .. --  7'"
Yermeidungsquote % 
_ Yerwertungsquote 20 % -+- Yerwerlungsquote 50 % 
~ Yerwertungsquote 80 % 
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3.3 Frigen zu VermeidungsInsitzen bei Sperrmüll 
• Frage 21: 
Seit Anfing 1992 gibt es keine SperNlü".bfuhr ;IJ fnzkreis lIehr. Be; 
Ablieferung auf den Recycling-Höfen und bei Abholung durch PfHzemuier und 
Rau werden GebOhren erhoben. Es ist eine starke Abnahlle des Sperrllül'.uf-
kotItJens anzunehllen. Sind die Veflleidungsquoten ;11 Gutachten (Szenario 13% 
und Szenario 2 7 %) vor dieseIl Hintergrund haltbar? Wie können die 
Vergejdungsquoten begründet werden? 
Aufgrund einer derartigen Verlnderung der Gebührenstruktur wird in der Regel 
eine Verlagerung von Sperrmüll 1n den Bere1ch HausmOll bzw. nur eine 
vorübergehende ZurOckhaltung von Sperrmüll und Abgabe ' zu einem spateren 
Zeitpunkt beobachtet. Eine echte langfristige Vermeidung findet somit in der 
Regel mit deutlich gertngeren Quoten statt, als 1m Jahr der Einführung einer 
drastischen GebOhrenerhöhung zu beobachten 1st. 
Die teilweise Verlagerung von Sperrmüll in den Bereich Hausmüll kann auch für 
den Enzkreis anhand der 1991 und 1992 vorliegenden Zahlen Interpretiert werden 
(vgl. Tabelle 6. 2. 1-2 des Konzepts) : 
,Jahr; 1221 Im 
Hausmüll : 43.297 tla 44 . 910 t/a 
Sperrmüll : 4.910 t/a 1.874 t/a 
Summe Haus- und Sperrmüll: 48 . 207 tla 46 .784 tla 
Die jeweils angelegten Vermeidungsquoten sind 1n Kapitel 6.4.3 ausführlich 
hergeleitet und begründet . 
• Frage 22: 
Ist die TabeHe 6.4.3-4 realistisch z""lIIIengesetzt? Gibt es bei der 
Stoffgruppe -HÖbeJ. Obstklsten- tatsachJtch kein Vermeidungspotentla1? 
Warum k6nnen Obstkisten nicht wtederrerwendet werden? 
Obstkisten können eher dem Bereich GewerbubUlle zugeordnet werden und wurden 
daher in der überarbeiteten Fassung vom Hlrz 1994 IUS der Tabelle 6.4.3-4 
herausgenonnen . Etne Hehrfachnutzung von Obstktsten Ils Mehrwegsystem ist 
üblich. so daß davon auszugehen 1st. daß in der Regel nur defekte also nicht 
1m Sinne ·der Vermeidung wiederverwendbare Obstkisten zur Entsorgung gelangen . 
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4. AUSWIRKUNGEN DES § 14 ABFAllGESETZ 
• Frage 23: 
WarufI werden in der Prognose nur die folgenden geplanten Verordnungen 
berücks icht; gt (Verpackungs-Verordnung. Altpapi er-Verordnung und 
E1ektronikschrott-YerordnungJ. wlhrend die ebenfalls ilJ Entwurf vor-
1 fegenden Verordnungen (Zie1fest legungen Bauabfl.11e. Bauste1 lenabfa 11-
Verordnung und Batterie-Verordnung) nicht quantitativ berücksichtigt 
werden? 
Bet der Betrachtung von zukünftigen gesetzlichen EinflOssen auf die zu 
erwartende Restabfal 1 menge durch geplante Verordnungen (bzw. ZieHestlegungen) 
wurden solehe Verordnungen n1 eht deta i 11iert betrachtet. deren Ei nfl u8 auf di e 
Restabfal1mengenreduzterung von der Menge her von untergeordneter Bedeutung 
ist. 
Dies trifft auf die 8aust.l1enabfil1. deshalb zu, weil diese in den Gebiets-
körperSChaften der Regton Nordschwarzwald entsprechend den Festlegungen in der 
AbfallwtrtschaftsSitzung bei den Annahme auf der Deponte auf Wertstoffgehalte 
hin kontrolliert werden und wertstoffha1tlge AnlIeferungen zurückgewiesen 
werden (analog zum satzungsrechtltchen Ausschluß der Annahme von Wertstoffen 
aus dem Beretch der hausmülUhnltchen Gewerbeabfälle an der Deponie) . Einflüsse 
auf die Entwtcklung von Baustellenabfalllllengen sind daher vergleichbar mit 
denen auf die hauslnÜl1 ahnl1che Gewerbeabf11le, so daS im Gesamtkonzept, Phase 1 
die BausteIl enabU lle den hausmallahn lichen Gewerbeabfäll en für die Abschätzung 
der Restabfallmengen zugerechnet wurden. Somtt wurden EtnfluSfaktoren durch 
Vermeidung, die Verpackungsverordnung und stoffl iche Verwertung auch für 
Baustellenabfalle berücksichtigt. In Calw wurde ein hoher Inertiengehalt der 
Bauste llenabfälle beobachtet, der nl cht für eine Restabfa 11 behandl ung geeignet 
ist. Der geschatzte Inertiengehalt wurde bereits In der Basismenge 1992 für 
den landkreis Calw abgerechnet unter der Annahme, daß sich die Abtrennung 
dieser Inertien durch zukünftigen Ausschluß von Inerten Bestandteilen von der 
Annahme an der Deponie erreichen ll6t. 
Die geplante Batterieverordnung betrifft den Anteil .der ProblemabUlle, der 
deutlich weniger .ls I % der Ausgangsmenge betragt (Im Bereich von 0,1 bis 
0,8 % des Hausmülls für dIe Gebietskörperschaften der Region Hordschwarzwald). 
Durch die vorhandenen Erfassungssysteme für Proble •• bfille In den Gebiets-
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körperschaften wird der überwiegende Antetl beretts abgeschöpft , wobei der 
tatsächliche Erfassungsgrad trotz vorhandener Analysen und Daten über erfaßte 
Problemstoffmengen nur schwer abschUzbar ist, da wegen der geringen absoluten 
Probl emstoffmengen die Ausw1 rkung von Fehl erbandbre iten der Analysen und 
Hochrechnungen sehr hoch 1st . 01. 81tter1everordnung würde somit IU (grund der 
vorhandenen Erfassungssyste.a nicht zu etner zusätzlichen mengenrelevanten 
Reduzierung der Restlbflll.enge fOhren , sondern 1. wesentlichen zu einer 
Verlagerung von durch die Gebietskörperschaften ertaaten Mengen zur Rücknahme 
durch den Handel . Aus dtesem Grunde und da es sich hier um absolut geringe 
Mengen handelt, wurden die Wirkungen durch die geplante Batterieverordnung bei 
den Betrachtungen vernachllssigt . 
• Frage 24 : 
Völlig unklar ist die SChätzgrundlage für die Berechnung der Auswirkungen 
der Elektronfkschrott -Yerordnung. 1. Gutachten wurde angenommen, daS sich 
die Haus.Ol1fraktion -Haterjalverbund- zu 50 S und daS sich die Sperrmüll -
fraktionen Hetal1 zu 50 %, Kunststoffe zu 10 % und Haterialverbund zu 40 ~ 
aus Haushaltsgeräten zusammensetzen . Einbezogen werden ferner eine 
produktabhlnglge Abschätzung der lusl~ensetzung des Elektro- und 
nektronlkschrotts (Textb.nd, Tab . 2.8 . 4-2) . 01. Fraktion Ist In der 
SperNliJl1zuslllllensetzung , die bel der Berechnung der RestmU11mengen 
ve~endet wurde , nicht nachg~lesen. 
Bei der Abschatzung der Auswi rkungen der gep 1 anten E1ektron1 kschrott-Verordnung 
wurden die genannten Annahmen getroffen, da für die Regton Nordschwarzwald 
keine Daten über die Sperrmüllzusammensetzung und damit auch nicht über den 
Anteil von Elektronikschrott 1m SperrmOll vorliegen (vgl . diesbezüglich auch 
Antworten zu den Fragen 7 und 8). 
• Frage 25 : 
Tabelle 2.8.4-2 enthllt keine Kletngerlt., wte .uf Sette 6 - 66 behauptet 
wird . 
Der Bezug auf Tabelle 2.8.4-2 muB durch den Bezu9 auf Tabelle 2.8 . 4-1 
korrigiert werden (in der Fassung vom Härz \994 korrigiert). 
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• Frage 26: 
Das Gutachten geht ferner von einem AufkolDlJlen an fJektroschrott von 
800.000 t aus. Die Bundesregierung hat Zahlen zu wesentlich hohe ren 
AufkoMen veroffentJicht (5. Anlage) . 
Oie Zahl von zu erwartenden Mengen von 800.000 t/a Elektronikschrott wird in 
der Begründung zum Entwurf der Elektron i kschrott-Verordnung genannt. 
Die in der Anlage zum Fragenkatalog genannte Menge von ca. 600.000 t/a, die 
im Jahr 1994 an Haushaltsgeraten ine1. Werkzeugen zu erwarten ist, weicht 
demgegenüber kaum von der in Tabelle 2.8.4-2 genannten Menge -Abfallmengen aus 
WeiBer Ware' von 611.953 t/a ab. 
• Frage 27: 
Die Erfassungsquoten des DSO haben nach einem vom 050 vorgelegten Hengen-
strollnachwet s (Anl .ge) di e Vorgaben der Verpackungsordnung deut1 i eh 
Ubertroffen. Sollten die VerIJeidungsquoten deshalb nicht höher angesetzt 
werden? 
In dem in der Anlage zum Fragenkahlog tn der Abbl1dung "Verwertungsmengen 
gebrauchter Verpackungen- dargestellten Mengenstromnachweh wird auf die 
Vorgaben der Verpackungsverordnung bis zum 01.01.1993 Bezug genommen. Es ist 
richtig, daß diese Vorgaben derzeit deutlich übertroffen werden. jedoch: 
I. Geslmtkonzept, Phase 1 wurden für die Prognose der Restabfallmenge im Jahr 
2002 die Vorgaben der Verpackung,verordnung bis zum 01.07 . 1995 zugrundegelegt, 
die derzeit noch nicht erreicht werden. 
In nachfolgender Abbildung 2 sind der graphischen Oarstellung aus der dem 
Fragenkatalog betgefügten Anlage (Hengenstromnachweis) die Vorgaben für das 
Jahr 1995 tn einer Übersteht gegenübergestellt. Dte im Konzept angesetzten 
Quoten liegen danach deutlich über den derzeit durch DSO erreichten Quoten. 
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Abbildung 2: Gegenüberstellung der graphischen Darstellung des vom OSO 
vorgelegten Mengenstromnachweises und der Vorgabe der Ver-
packungsverordnung ab 01 .07 . 1995 
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5. VERWERTUNGSQUOTEN 
• Frage 28: 
Der Zus'lIIIenhang von S'llIIIe lIraBnahllen und Veniertungsmaßnahmen i st ni eht 
durchsichtig . 
01 e Verwertung von Werts toffen (Verwertungsmaßnahmen) erfolgt im ersten Schri tt 
durch Erfassung von Wertstoffen durch entsprechende Sarrmelsysteme (Bring- oder 
Hol systeme) (SammelmaBnahmen) und im zweiten Schritt durch Aufbereitung der 
erfa8ten Wertstoffe bzw. B1 oabUn e 1 n Verwertungsan lagen (Sort 1 erung bzw. 
Kompostierung). 
Dementsprechend wurde in den tabellarischen Darstellungen der Berechnungen zur 
Restabfallmengenprognose (Beilagen 6 . 7. 1-1 bis 6.7 . 1-24 und 6 . 7.2 . 2- 1 bi s 
6.7.2.2-24) unterschieden 1n Sammelquoten (erreichbar durch Sammelmaßnahmen) 
und Sort i erquoten . Die MuH 1 p l1kat i on von Samme 1 quoten und Sort i erquoten führt 
zu Verwertungsquoten. 
• Frage 29: 
Die erreichten Erfassußgsquoten dttr Ibschtipfbaren Altstoffpotentiale 1992 
liegen zum Teil höher als die prognostizierten Quoten 2002 (Textb.nd, T.b. 
6.6.3-1 und Beil.ge 6.6.2-1). Wie Ist das zu erklären? 
Diese Aussage gilt 1m wesentlichen fur die Problemabfälle, für die jedoch 
aufgrund ihrer geringen Menge die tatsichlichen Erfassungsgrade nur schwer 
abschätzbar sind , da die Auswirkung von Fehlerbandbreiten bei Analysen und 
Hochrechnungen bei den geringen Prob1emstoffmengen auf die abgeschätzten 
Erfassungsgrade sehr hoch 1st . 
Im übrigen gehen die 1n Beilage 6.6.2-1 berechneten Erfassungsquoten für das 
Jahr 1992 von der gemäß Sortteranalysen bzw . der BHHA abgeschätzten 
Theoretischen Hausmül1zusaamensetzung aus und können daher nur als Schätzwerte 
betrachtet werden . Beispielsweise sind bei der Fraktion Textilien nicht in 
allen Gebietskörperschaften die über Private erfaBten Mengen dokumentiert, so 
daß diese bei der Ermittlung von Erfassungsquoten nicht berücksichtigt werden 
konnten und somit zu einer Schltzungenauigkett führen. Dies 1st auch bei einem 
Vergleich der Quoten für die verschiedenen Gebietskörperschaften zu 
berücksichtigen. 
5922P03/02 243 8'4/4166 
266 
FICHTNER 
• Frl.ge 30: 
Wie kann die folgende Annahme begründet werden? No. eine Steigerung der 
bereits 1992 erreichten frfassungsgrade durch zusätzliche Sammelma8nahmen 
nicht ~gljch ist, da divon iusgegangen wird. daß die einzelnen Fraktionen 
Oberwiegend in Fora von Verbunden t. Sperraü" enthalten sind.· (Textband 
S. 6 - 87) Ist die Zusa .. ensetzung des Sperrtlülls hinreichend fundiert für 
eine Prognose bis 20027 
Oie geninnte Annihme bezieht sich nur auf ·alle übrigen Fraktionen N des 
Sperrmülls. d. h. nicht auf die im Konzept betriehteten Wertstofffraktionen , 
die nicht in Verbunden. sondern in 'reinen' Fraktionen, wie z. 8. Metalle, Glas 
oder Papier anfillen . 
Unter den "Verbunden" 1m SpernoOll, dle abgeschöpft und damit zur Restabfall -
lDengenreduzterung führen können, ist 1m wesentlichen E1ektronikschrott zu 
betrachten. Der Anteil an Elektronlkschrott 1m Sperrmüll und der Einfluß auf 
die Restabfal1mengenmin1m1erung wird 1m Konzept an anderer Stelle abgeschätzt 
und dargestellt (Kapltel 6. 5, Elnflüsse gesetzlicher Regelungen). Sonstige 
Verbunde (z. B. Höbelverbund) sind nicht ohne weitere Auf trennung nach den 
Bestandtel1en (z. B. Kunststoff, Holz, Metall) verwertbar. Dlese Auf trennung 
1st ln der Regel ln der Praxls nlcht mögllch (z. B. kunststoffbeschlchtete 
Spanplatte), so daß für d ;ese Sperrllüll bestandtel1 e aus derze t tiger S 1cht kein 
zusltzltches stoffliches Verwertungspotent1al gesehen wird. 
Zur Abschatzung der Zusammensetzung des Sperrmülls siehe Antworten zu den 
Fragen 7 und 8. 
- Frage 31: 
Die Wertstofferfassungsquoten 111 gewerb1tchen Bereich erscheinen wenig 
fundiert: -I. Jahr 1992 wurde bereits eine bedeutende Henge der IIertstoffe 
aus Gewerbe erfaBt, da In allen Gebietskdrperschaften bereits die Annahme 
von Wertstoffen bzw. wertstoffhaJtlgen Ab(aJJchargen auf den Deponien aber 
die Satzung ausgeschlossen ist . Daher wird In der Prognose (ar das Jahr 
2002 für alle Werts toffe nur noch eine Steigerung der prtv,twirtschaftJi-
ehen Erfusung u. ca. 5 % ISzen,,'o I) und UII 10 I ISzenario 2) angono/lllen . 
"(Textband 6 - 93) lIarulI soHten die Quoten 1992 nicht erhöht werden 
können? 
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Diese Annahmen sfnd so zu verstehen, daß die Quoten von 1992 im Prognosejahr 
2002 aufgrund einer Steigerung der Wertstofferfassung um ca. 5 X (Szenario I) 
bzw. 10 X (Szenirlo 2) erhöht werden können. D. h. zu den für das Jahr 1992 
ermittelten Erfassungsquoten wurden für die Restabfal1mengenprognose 5 bzw . 
10 % ·zusätzliche Erfassung- addiert. 
Bei Betra~htung der Erfassungsquoten und Vergleich mit literaturwerten i st 
allerdings zu beachten, die die 1992 privatwirtschaftlieh er faßten Wertstoff-
mengen aus Gewerbe nicht in den Darstellungen berücksichtigt wurden, da keine 
Daten hierzu in der Region vorliegen . 
I. Bereich Gewerbe dürfen die dargestellten E.fassungsquoten (Wertstoff-
erfassung) daher nfcht als absolut erreichbare Werte verstanden werden. Diese 
Quoten liegen tatsichlieh UI den Ant.ll der (aufgrund der oitenlage nicht 
qUintlflzlerbaren) prlvitwlrtsch.ftllch erfiBten Wertstoffmengen höher . 
• Frage 32: 
Warull sind bei. fnzkrefs und ;11 Kreis Freudenstidt keine Getrenntsammlungen 
von Vegetabilien vorgesehen (Textband, Tab. 6.6 .3-3)? 
Oie derzeitigen abfallwirtschaftlichen Planungen im landkreis Freudenstadt 
sehen keine separate Erfassung von Btoabfillen aus Gewerbe vor (Szenario 1) . 
für das Szenario 2 wurde daher der Anschluß des Gewerbes an die Bioabfal -
lerfassung als erglnzende Maßnahme empfohlen . 
MI t der Abst IIIIIIun9 des Entwurfs vom Dezember 1993 mit den GebletskOrperscha ften 
hat s1eh für den Enzkre1s an dieser Stelle eine Aktualisierung der abfallwirt-
sehaftl1chen Situation ergeben, die 1n der Fusung vom März 1994 berücksichtigt 
wurde. Danach besteht Im Enzkrels die frelw1111ge Anschlußl1\Ögltchkeit des 
Gewerbes an die Biotonne sowie die Dtrektanlteferungsmögl ichkeit an die 
Kompost1erungsanhge. Entsprechende Erfassungsquoten für das Szenario 1 wurde 
bei der Restabfallmengenprognose berücksichtigt (Bandbreite von 40 bis 60 % 
fOr das Maxtmal- und Minimal-Szenario I). 
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• F"go 33: 
Dt~ vage Datenbasis t. gewerblichen Bereich schlägt sich in den Ver-
wertungsquoten nieder. W.ru. wird diese Datenbasis nicht im Hinblick auf 
die tatslehliehe Zus'flllensetzung der gewerb1fchen Abfl"e und die uber den 
privaten Altstoffh.ndel abgesch~pften Hengen verbessert? 
Zur Identifizierung von noch bestehenden Wertstoffpotentialen und Vermeidungs-
potentialen tst die Durchführung von Sort1ennalysen für hausmüllähnliche 
Gewerbeabfälle bzw . die Erstellung yon Ge~erbeabfallkatastern zu empfehlen. 
Ein Gewerbeabhllkahster kann auch Aufschluß Ober bereHs der Verwertung 
zugeführte Mengen geben (vgl. auch Antwort zu Frage 9). Teilweise wurde bereH s 
mlt der Erstellung von Gewerbeabfallk.tastern ln den Gebletskörperschaften 
begonnen. 
Ote Erstellung von Gewerbeabfallkatastern 1st jedoch sehr zettaufwendig und 
sollte daher nicht 1 .. Rahmen dieses Konzeptes durChgeführt werden. sondern zur 
Oberprüfung der prognost 1 zl erten Restabfa 11menge In wel teren Pl anungsschri t ten 
herangezogen werden , In die insbesondere auch gegebenfalls vorliegende 
Ergebnisse aber die Wirksamkeit Inzwischen umgesetzter geplanter oder 
erglnzender abfallwirtschaftlicher Maßnahmen und gesetzliChen Einflüssen 
einbezogen werden sollten. Ober die geeigneten Zeitpunkte zur Überprüfung der 
Restabfal1mengenprognose s. Antwort zu Frage 40 . 
• Frage 34 : 
FOr die verschiedenen Kreise "erden sehr unterschiedliche Werts toff-
sa.oelquoten (Ur haus.allahnliehe Geworbo.bfille .ngelegt (Tab. 6.6 .3-3) . 
Diese Unterschiede bleiben auch durch die vorgeSChlagenen -ergänzenden 
HaBnahllen- in den Szenarien bestehen . Es sollten fOr .1le Kreise diejenigen 
HaBnahllen vorgesch1agen "erden. die zur maxl.alen S'Mllelquote fahren . 
Hier wird nochmals die 1m Zusammenhang mtt den Fragen 9, 10, 31 und 33 (vgl . 
hierzu die entsprechenden Antworten) diskutierte Problemstellung angesprochen , 
die steh aus den aufgrund der Datenlage ntcht quant1flz1erbaren prlvatwirt-
schaftl Ich erhSten Wertstoffmengen aus dem Bereich Gewerbe ergibt. Die 
dargestellten Erfassungsquoten (WertstOfferfassung) t. B.reich Gewerbe dürfen 
nicht als absolut erreichbare Werte verstanden werden, sondern diese Quoten 
11egen tltsichllch um den Antel1 der (Iufgrund der Oltenlage nicht quantifl-
li.rbaren) prlvltwlrtschaftllch erflaten Wertstoff.engen höher. 
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Zur Empfehlung ergänzender Verwertungsmaßnahmen wurde im Konzept jeweils eine 
kurze Beschret bung des jewet ligen Standards von opt ima 1 en Samme lmaßnahmen für 
die einzelnen Abfallfrakttonen vorgenorrmen, wobei die ausführl ichen 
Erläuterungen in Anhang C zugrundegelegt wurden . Durch Bewertung der 
bestehenden und geplanten Sammelmaßnahmen und Vergleich mit dem definierten 
Optimum an MaBnahmen wurden jeweils die ergänzenden Maßnahmen abgeleitet (vgl. 
Seite 6 - 86, 1. AbJatz und folgende In der Fassung vom März 1994 bzw. Seite 
6 - 79, 2. Absatz und folgende in der Fassun9 vom Dezember 1993). Somit wurden 
jeweils die MaBnahmen vorgeschlagen, für die etne .ax1mal erreichbare 
Samoelquote erwartet wird. 
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6. RESTABFALLPROGNOSE 2002 
• Frage 35: 
Es bleiben große Differenzen in der Region bezüglich der spezifischen Henge 
2002 in kglE a (Tab. 6.7.3). Setzt .an für die ganze Region den Bestwert 
des Kreises C.lw ein (183 kg/E .), so verringert sich die gesamte Henge um 
über 15 X. Nitllllt lIan Jf!tllet1s für die einzelnen AbfaJlfraktionen die 
entsprechenden Bestwerte, wird die Restabfal1l1enge noch geringer. 
Diese Vorgehensweise erscheint nicht gerechtfertigt, da - wte die Vergangenheit 
zeigt und wie dies beispielhaft belegt 1st an hand der Abfallbilanzen Baden-
Württemberg - immer mit regtonsspeztfischen Unterschieden i~ Abfallaufkommen 
zu rechnen 1st. 
Aufgrund verschiedener EInflußfaktoren sind reglonsspeziftsch insbesondere Ver-
schiebungen von Abfallmengen unter den Bereichen Haus-. Sperr- und Gewerbemull 
möglich. Beispielhaft sei in diesem Zusammenhang auf folgende EinfluBfaktoren 
hingewiesen, die allerdings nicht quantifizlerbar sind: 
- die Möglichkeit von Verschiebungen zwischen Haus- und Sperrmüll in 
Abhängigkeit von Behiltergrößen und Gebührenstrukturen 
Anteile von Geschlftsmüll 1m Hausmüll können unterschiedlich sein, wobei 
diesbezüglich keine Daten für die Region Nordschwarzwald vorliegen 
(Verschiebungen zwischen Hausmüll und hausmüllähnltchen Gewerbeabfällen) 
Wird eine Prognose durch Ansatz der jeweils geringsten e1nwohnerspezlflschen 
Menge je Abf.ll.rt erstellt, so werden kltnerlel regtonsspeztftsche 
Unterschiede berUckSiChtigt und insge5l.t eine zu geringe Restabhlll1\enge 
prognostiziert. 
Im Bereich des Gewerbes können etnwohnerspezUtsche Abfallmengen darüber hinaus 
nur H11fsgrOSen darstellen, da der Abfallanfall im Beretch Gewerbe nicht von 
der Einwohnerzahl 1m Entsorgungsgebiet sondern maßgebl ich von der Wirtschafts-
bzw. Gewerbestruktur (unterschiedliches Abfallaufkommen in verschiedenen 
Wirtschaftsbranchen, z. B. Anzahl von Betrieben In den verschiedenen 
Wtrtschaftsbereichen von Bedeutung) bestinmt wird . Zudem werden teilweise 
Gewerbeabfallmengen privatwlrtschaftltch entsorgt und somit nicht durch die 
Abfallbl1anzen erfaSt (eine Quantlftzterung von prlvatwtrtschaftllch entsorgten 
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Mengen ist aUfgrund der Daten lage 1 n der Reg10n Nordschwarzwald nicht mögl; eh. 
Anhaltswerte können Gewerbeabfallkataster liefern). Insbesondere die zu 
entsorgenden Restabfallmengen aus dem Bereich Gewerbe können daher regions-
spezifisch stark schwanken. Zu beachten ist hierbei auch die Möglichkeit der 
Verlagerung von Gewerbeabfallmengen In andere Entsorgungsgebiete aufgrund von 
Gebührenstrukturen . 
• Frage 36: 
Warum gibt es in den einzelnen Kreisen so große Differenzen in den 
Szenarien (Tab . 6.7.3)? In Pforzheim ergibt sich beim Hausmüll lediglich 
eine Differenz von 1,1 %, für den fnzkrefs aber 16,9 %. Ahnliches gilt für 
den Gewerbellül'. 
Tabelle 7 zeigt in einer Obersicht die Differenzen hinsichtlich der 
prozentualen Restabfallmenge bezogen auf die theoretische Ausgangsmenge 2002 
für die verschiedenen betrachteten Szenarien und die einzelnen Gebietskörper-
schaften entsprechend der Fassung des Konzeptes, Phase 1 vom März 1994. 
Getrennt dargestellt sind in der Tabelle 7 auch die Bereiche Hausmüll, 
Sperrmüll und hausmüllähnltche Gewerbeabfälle, die auch bei einem direkten 
Vergleich der jeweiligen Differenzen zwischen Szenario 1 und 2 separat zu 
interpretieren sind. Für die Bereiche sind aufgrund der Datenlage bei einer 
Interpretat ion von unterschiedl lehen 01 fferenzen 1n den Gebi etskörperschaften 
folgende Aspekte zu berücksichtigen: 
- BereIch Hausmüll: 
- BereIch Sperrmüll : 
Prozentual ermittelte Werte entsprechen aufgrund 
der Datenlage im Bereich Hausmüll am ehesten der 
RealItät 
Prozentual ermittelte Werte sind u. a. beeinflußt 
durch die Abschätzung der Wertstoffmengen im 
Bereich Sperrmüll 
- Bereich hausmüllähnliche 
Gewerbeabfä.lle: Prozentual ermittelte Werte berücksichtigen nicht 
die privatwirtschaftlich erfaßten Mengen, so daß 
die reale prozentuale Restabfallmenge deutl ich 
niedriger 1st; Zahlen der Gebietskörperschaften 
daher zueinander nicht absolut vergleiChbar 
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Die erreichbaren Restabfal1mengenreduzierungen 1n den Gebietskörperschaften 
sind somit eigentlich nur im Bereich Hausmüll direkt miteinander vergleichbar . 
Die größere Differenz zwischen den Szenarien 1 und 2 im Enzkreis resultiert 
i. wesentlichen aus der Annahme, daß entsprechend den bisherigen Erfahrungen 
durch die derzeitige freiwillige Anschlußmögltchkett yon Haushalten an die 
Btotonne bzw. Hehrkammertonne zur getrennten Erfassung von 8ioabfällen 
geringere Erfassungsquoten erreicht werden können (ca . 40 bis 60 X), als durch 
etne AnschluByerpfltchtung an etn Getrenntsammelsystem (ca . 60 bts 80 :) (mtt 
Möglichkeit der Aufhebung des Anschlu8zwangs bei nachweislicher Eigenkom-
postterung, um den VerDIe1dungsaspekt nicht zu vernachlässigen) . Geringe 
Differenzen können steh tm übrtgen tnfolge der (tn geringem Haße) unter-
schiedlichen Ausgangszusammensetzung des Hausmülls in · den verschiedenen 
Gebtetskörperschaften ergeben . 
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Tabelle 1: Obersteht über die Differenzen hinsichtl1ch der prozentualen 
Restabfallmenge bezogen auf die theoretische Ausgangsmenge 2002 in 
[Xl für die verschiedenen betrachteten Szenarien und die einzelnen 
Gebietskörperschaften (gemäß Flssung vom März 1994) 
RntlibfaUm..,ge b.zogen ." 
die Th.:Jr.d,ch. Ausgangsmeng. 2002 in 1%1 
Minim .. ·S, .... erl .. Milmel.$Z7iien 
SI"'. 1'~i SI ... ;i 01". 5180. 1 $1 ..... 2 Ditt . 
H.......,. IProzentual ermittelte Werte entsprechen Jlufgrund der Datenl.;e im 
Bereich Hausmüll am ehesten der RealitJtI 
Region -lai 41 37 4 4' 46 3 
-.-----. 
-------- -------- -------- -------- ----------
CW '2al 38 38 <1 46 46 <1 
EI,,, '3.) 48 37 • 55 48 7 
FOS '4.) 3. 3' <1 45 44 1 
PF '5.' 37 36 1 45 44 1 
Spomnüll (Prozentual ermittelte Werte sind u .•. buinflußt durch die Abschät-
zung der Wertstoffmengen im Bereich Sperrmüll) 
Region 'lbl ---~~--- 40 2 46 •• 2 -------- -------- -----.-- -------- .---------
CW '2bl 33 JJ <1 36 36 <1 
"", '3bl 3. 35 4 4' 37 7 
FOS '4b) 33 33 <1 35 35 <1 
PF 'Sb' •• .. 2 71 68 3 
t._müDlhNiche (Prozentual erminelte Werte berück.sichtigen nicht die privatwirtschaft-
Gewerbellbfllle lich erlaßten Mengen. so daß die ,eale plonntuale Restabfallmenge 
deutlich niedriger I,t; Zahlen der Gebietsk&perseh.aften daher tuein-
anclef nicht absolut ver eichbar) 
Region -1c:) 75 64 11 
-------- -------- --------
CW -2el 70 61 • 
"", -3c:1 71 63 • 
FOS -4cl •• 6 • 15 
PF -Sc) 76 
.,., g.miß TIIb_Ke 11.7 .1·3 UM 8 _7 _2.2·3 
'Ibl Qfiflil T~"'e 8.7. 1·4 ulMt 11.7.2.2-. 
'1 cl o-miB TIIb_tl. 11 .1.1-5 und 11.1_2.2-5 
61 15 
• 2., gemi8 Beilag.,. 5_1.1· 1. 11.7 .1-13. 5 .1 .2 .2·1 und ' .1.2 .2· 13 
• 2bl rmi8 Beilagen 11.7.1-2. ' .7 _1-14. 11.1.2 .2-2 und ' .7.2.2-14 
'2cl g~i4 Beilege" 5.7.1-3. ' .1_' · 15, 1_1.2.2·3 UM 5 _7.2 .2· 15 
'3.) gemiß Beilegen 1.1.1-4 , 11.7 .1· 15, 5.7_2.2·. und ' _7.2.2·1' 
"3bl gemj!l 8.ile~n ' .1 .1-5. ' _7 .1-11, ' .1.2 .2·5 und 1.7 .2.2·17 
"3el g.miB 8.ile~n ' _1 .1'5, ' _7 .1· 11. ' .7 _2.2-1 und 1 .7 .2.2-11 
·.e) gemiB 8eileg.n 8 .7 .1·1, 8.7.1· 19, 8.7.2.2·1 UM ' .7 .2.2· 19 
·.bl gwnlB a.ilegen 8 .1 .1·'. 11.1 .1·20. ' .7 .2.2·' und 8 .1 .2.2·20 
".ei gemll Seil.gen 1.1. Hil. 1.7 .1·21. 8.'.2 .2·' und 8.7 .2.2·21 
• Se) gemU Beilag.n 1 .1 .1·10. 8 .1 .1·22. e.1.2.2· 10 und 8.' .2.2·22 
"Sbi g..-ni4 Wagen 8.1. 1· 11. 8.1 . ' ·23. 8.7 .2.2· 11 uNi ' .7.2.2·23 
"Sc, oemIß Beilagen s .7 .1-12, 1.1 .1'2 •• '.7 .2.2· 12 und 8 .7.2.2·14 
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• Frage 37: 
FaBt .an die derzeit (1992) an den Deponien angelieferten Hengen der 
verschiedenen Kreise zusammen (Tab. 6.2.3.2-1 bis 4-1), so beträgt der 
Anteil für Freudenstadt 17,4 %, derjenige für den fnzkrefs aber 34,6 %. In 
2002 verandern sich diese Anteile in Szenario 2 für den Restmüll 
(freudenstadt 19,7 % und Enzkreis 30,4 %), obwohl der prozentuale 
Bev61kerungsanteil etwa gleich bleibt. IIfe kOllllt es zu dieser Nivel1ierung? 
Auf die prognostizierte Restabfallmenge Im Jahr 2002 wirken neben der 
Bevölkerungsentwicklung auch die ElnfluBfaktoren: 
gesetzliche EinflOsse und VerwertungsmaBnahmen. 
Nivellierung sind folgende Aspekte zu beachten: 
Vermeidungsmaßnahmen, 
Zur Erklärung einer 
- Dte Wirkung der Einflußfaktoren 1st teilweise unterschiedl ich für die 
verschiedenen Gebtetskörperschaften, da im Jahr 1992 unterschiedl iche 
Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen greifen und somit durch geplante und 
ergänzende Maßnahmen eine unterschiedl iche wei tere Restabfa llmengenreduz 1 e-
rung im Jahr 2002 erreicht werden kann. 
- Gleiche zukünftige E1nfluBfaktoren können aufgrund von (geringen) 
Unterschieden in der Abfal1zusalJlllensetzung in den Gebietskörperschaften zu 
(ger; ngen) unterschi edli ehen Wi rkungen auf d1 e Restabfall mengenreduz i erung 
führen. 
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7. SONSTIGE A~ERKUNGEN 
• Frage 38: 
D;e Prognose bezieht sich auf Wägungen eines Beobachtungsjahres (1992) . 1st 
e j ne Restabfa 11 prognose auf dieser Schätzbas i sausreichend? 
Eine Vergleich der Abfallmengenentwick.lung der vergangenen Jahre 1st nur schwer 
möglich, da erst ab der einheitlichen Erstellung von Abfallbilanzen 1991 eine 
erste Vereinheitlichung der Terminologie (Zuordnung von Anlieferungen an der 
Deponie zu Abfallarten) stattgefunden hat. Wie im Konzept dargestellt , handelt 
es sich jedoch auch ab dem Jahr 1991 nur um bedingt vergleichbare Werte , da 
bel speziellen Fraktionen (z. B. StraBenkehrrlcht. Baustellenabfälle) die 
Zuordnungen in den Gebietskörperschaften unetnhettl ich vorgenonvnen werden (vgl . 
Tabelle 3.2 und Empfehlung -Abstimmung Terminologie, Zusammenfassung Kapitel . 
0. 6.1). Die dadurch bedingten Unterschiede haben jedoch eine relativ geringe 
Auswirkung auf das Prognoseergebnis, da es s1ch absolut um keine großen Mengen 
handelt . (vg1. auch Interpretation der Mengenentwicklung von 1991 und 1992 in 
Kapitel 6.2) 
Für das Basisjahr 1992 hat eine PlauslbllltätsprOfung der Abfallmengen des 
Bas i sjahres mi t der Enhi ckl ung 1n den vergangenen Jahren im Abst immungsprozess 
m1 t den Gebietskörperschaften stattgefunden. 01 es ergab tell we1 se Veränderungen 
1n der Basismenge 1992, (z . B. im Entkreis den Zuschlag im Bereich der 
Gewerbeabfä 11 e für das Bas; sjahr 1992). Durch di ese P1 aus i bi 1 i tatsprüfung wi rd 
die Schätzbasls für eine Restabfallmengenprognose als ausreichend angesehen. 
• Frage 39 : 
Warum wird die ungenaue Datenbasis durch die Wagung (5 . 6 - 9) nicht durch 
die 93er-Daten ausgeglichen? 
Zur Situation der Datenerfassung gibt der Entwurf vom Dezember 1993 nicht den 
aktuellsten Stand wieder. Die Abstimmung des Entwurfs mit den Gebietskörper-
schaften ergab. daß bereits Im Basisjahr 1992 In allen Gebletskörpersch,r'ten 
die an die Deponien angelieferten Abfallmengen verwogen wurden . 
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• Frage 40, 
Waruta werden die Abfa11daten von 1993 nicht ;n die Ausgangsdatenlage 
aufgenollllen? 
Die Restabfal1mengenprognose wurde im Entwurf im lei traum von August bi 5 
Dezember 1993 erstellt. Zu diesem Zeitpunkt l.gen die Abfalldaten von 1993 
nicht vor, konnten somit aufgrund des 8earbeitungsze1traums noch nicht 
berücksichtigt werden. 
Di e nachtragliehe Ei nbeziehung der Abfa l1daten von 1993 erfordert eine wi ederum 
eine Analyse dieser Daten 1m Hinblick auf Veränderungen durch abfal1wirt-
schaftllche HaBnahmen des Jahres 1993 auf die Entwicklung der Abfallmengen und 
1st mit einem hohen leitbedarf verbunden. 
Oie gewahlte Vorgehensweise der Ermi tt 1 ung der 'Theoret ischen Abfa 11 menge 1992" 
und der Quant i fjzierung von bestehenden, gep hnten und zukünft igen Vermei dung,-
und Verwertungsmaßnahmen gewahrle;stet, daß keine wesentlichen Abweichungen 
zu ei ner auf der Bas 1$ der Abfalldaten von 1993 erstellten langfri st i gen 
Prognose zu erwarten ist, wenn keine Hod1flzierung der fLir die Prognose 
zugrundegelegten abfallwirtschaftlichen HaBnahmen vorgenommen wurde. 
Eine Aktuallsierung der Restabfallmengenprognose wird daher erst dann 
erforderlich, wenn EInflußfaktoren wie 8evölkerungs- und WIrtschaftsentwicklung 
oder gesetzliche Ei nfl üsse erheb11 eh von den 1m Konzept dargeste llten Prognosen 
abweichen bzw. sich die im Konzept beschriebenen Vermeidungs- und Ver-
wertungmaßnahmen grundsätzlt ch verändern. EI ne Oberprüfung der Restabfa 11 menge 
sollte periodisch (alle 2 bis 4 Jahre) bzw. spltestens mit Erstellung der 
Genehmigungsunterlagen für eine Restabfallbehandlunganlage erfolgen. 
In Phase 2 des Gesamtkonzeptes ·Verfahrensverg1etch Yon Restabfallbehandlungs-
an 1 agen· s tnd geeignete Zeitpunkte zur Oberprüfung der Restabfa 11mengenprognose 
1m wetteren Ablauf bis zur Realisierung der Restabfallbehandlung in einem 
möglichen Zeihblaufplan für die Region Nordschwarzwald dargestellt (vg1. 
nachfolgende Abbildungen 3a und 3b.) 
Für die exakte technische Auslegung der Anlage ist die angesetzte Restabfall-
menge zu überprOfen. Da diese Planungsphase erst In 1 bis 2 Jahren, d. h. nach 
der Standortfestlegung erfolgt, zeigt sich, wie die geplanten und die 
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empfohlenen ergänzenden Maßnahmen zur Verminderung und stoffl iehen Verwertung 
gegri ffen haben und we 1 ehe Restabfa 11 menge 1etztendl i eh zur Behandl ung ansteht. 
Desweiteren können Planungen anderer landkreise bei Festlegung der Reservekapa-
zit1t sowie 99f. anstehende Zusatzmengen durch Deponieaufbereitungsprojekte 
berücksichtigt werden. 
Da die einzelnen Verfahren relativ zueinander bewertet werden, ist durch eine 
Hodifiz 1 erung der Behandl ungskapazi tät im Rahmen der wei teren Pl anungsschri tte 
keine Auswirkung auf die Verfahrensempfehlung zu erwarten. Sollten sich bei 
der Bewertung der Verfahren in Phase 2 des Gesamtkonzeptes RYerfahrensvergleich 
von Restabfal1 behandl ungsverfahren- Grenzbereiche aufgrund der zugrundegelegten 
Restabfallmenge ergeben, wird - soweit sinnvoll. - dies in einer weiteren 
Variante berücksichtigt. 
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• Frage 41: 
Wird durch die Zielsetzung -integriertes Gesalltkonzept " suggeriert . daß 
eine zentr.le Abfal1l1engenprognose und eine zentrale Entsorgung notwendig 
ist?S.1-1 
Der Begr1 ff • i ntegr1ertes Gesamtkonzept • ist im Hi nbl iek auf di e Berucks i cht i-
gung und Integration der bestehenden, geplanten und gegebenfalls ergänzenden 
abfal1wirtschaftltchen Bausteine zur Vermeidung und Verwertung in den 
Gebietskörperschaften. die auf die letztlich zu entsorgende Restabfallmenge 
und -zusammensetzung einwirken , zu verstehen. 
Die Ergebnisse der Reshbfallrnengenprognose sind nicht · nur in Form einer 
·zentralen Abfal1mengenprognose- als Summenwerte fOr die Region sondern auch 
als Einzelwerte für die einzelnen Gebietskörperschaften und als Einzelwerte 
für die verschiedenen Abfallarten dargestellt. 
Oie Frage der ZentraliUt der Restabfallbehandlung wird in Phase 2 de s 
Gesarntkonzeptes ·Vergleich von Restabfa 11 behandl ungsverfahren" in Abhang igkei t 
der prognostizierten Restabfallmengen diskut1ert . 
• Frige 42: 
Es wird ausführlich auf den Wassergehalt des Klärschlamms für verschiedene 
Entsorgungsm6glichkeften e;ngegangen. Waru~ muß beim Restmül' der 
Wassergehalt nicht berücksichtigt werden? 
ProzeSbedlngt fällt Klärschlamm In sehr unterschiedlichen Trockensub-
stanzgehalten an: 
nicht entWässerter Klärschlamm aus dem faul turm oder einer aeroben 
Stabilisierung mit ca. 5 bis 10 X T5 
- entwä.sserter Klärschlamm je nach Entwässerungstechn1 k mi t ca . 20 bi s 
45 X TS. 
- höhere Trockensubstanzgehalte (je nach Anwendungszweck 50 bis ca. 95 X) 
lassen sich nur durch die thermische Trocknung erreichen. 
Die Trockenmasse dos KUrschl_s Ist somit anzugeben, um vergleichbare 
"engenangaben zu erhalten. 
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Solche verfahrensbedtngten Unterschiede auf den Wassergehalt sind fOr Restmüll 
nicht zu betrachten. der Wassergehalt des Restmülls ergibt sich 1n Abhängigkeit 
seiner Zusammensetzung. 
• Frage 43: 
Wie ist die Behauptung , daß .it biologischen Verfahren die Kriterien der 
TA-Siedlungsabfal1 nfcht erreicht werden kdnnen. zu begranden? 
Durch eine biologische Behandlung wird schwerpunktmiBlg der biologisch 
abbaubare Organfkanteil reduziert durch Umsetzung der Organik lU CO' (bel 
Rotteverfahren) bzw. eH, und COr (bei Vergährungsverfahren) und Wa sser. Die 
Wärmeentwicklung bei Rotteprozessen führt weiterHn zur Verdampfung von Wasser 
und zum Austreiben leicht flüchtiger organischer Verbindungen . 
Hit biologischen Verfahren laBt sich nach derzeitigem Stand der Technik der 
luordnungswert 2 des Anhang B der TA S1edlungsabfal1 ·Organischer Anteil des 
Trockenrückstandes der Ortgt nal substanz· best tnnt als 61 ühverlust (Zuordnungs-
wert 1.01) oder .ls Toe (Zuordnungs.ert 1.01) nicht einhalten. 
Die Möglichkeit der Einh.ltung der Elu.tkrlterien gemäß Anh.ng B hängt 
entscheidend vom Ausgangsgehalt der entsprechenden Inhaltsstoffe 111 
unbehandelten Restabfall ab, da durch biologische Verfahren 
_ keine Aufkonzentrterung von anorganischen Schadstoffen und damit 
dtesbezügl ich ketne SChadstoffentfrachtung der abZUlagernden Reststoffe 
erreicht werden kann, 
_ ketne signifikante und ketne dauerhafte I~btltsterung von anorganischen 
Sch.dstoffen erzielb.r Ist 
(Teilweise ist die Bindung von Schwermetallen an Hum1nstoffe nac.hgewiesen. 
dte nach Rottezeiten von mehreren Honaten erreichbar sind . Hier liegen 
jedoch auch reversible Bindungen (Adsorption von Schadstoffen) und keine 
gestcherten Aussagen über das langzettverhalten vor), 
_ organische Schadstoffe nur teilweise bZN. in sehr langen Behandlungs-
zeiträumen von mehreren Monaten biologisch abgebaut werden können . 
Bet etner Beurteflung des flu.tverh.,ten biologisch behandelter Restabfille 
1st s~it 1~r ein Vergleich .tt den Eluatwerten der unbehandelten 
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RestabUlIen erforderlich (PlauslblllUtsprllfung, ob nicht ggf. die Eluatwerte 
auch von den unbehandelten Restlbfil1e eingehalten werden konnten). 
• Frage 44 : 
Die Hodffizierungen der offfzfel1en Hengenangaben wirken verschleiernd . 
W.rUII sind die -technischen Gründe- t die angeführt werden, nicht schon bei 
der Erhebung berücksichtigt? 
Zum Zeitpunkt der Erhebung lagen die modifizierten Hengenangaben noch nicht 
vor, die technisch bedingte fehlerhafte Datenerfassung über die Wiegeein-
richtung an der Deponie wurde erst spater erkannt. 
Im Rah .. n der Abstimmung der aaslsdaten mit den Gebietskörperschaften wurden 
bislang nicht In offiziellen Berichten dokumentierte Gesichtspunkte, die 
Auswirkungen auf die Reshbfallmengenprognose haben können, diskutiert und in 
das Gesamtkonzept aufgenonrnen . Die IDOdtf1z1erten Hengenangahen entsprechen am 
ehesten der Realität und sind somtt als Ausgangsbasts zugrundezulegen . 
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